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Hambach, deine Bäume

Eigentum verpflichtet!

Offensichtlich gilt diese scheinfreundliche Formulierung jedoch nur
für jene, denen das Nämliche vorenthalten, entrissen und, gestützt auf
die gesellschaftlich herrschenden Verteilungsverhältnisse, geraubt
wurde.

Den Besitzern und Eigentümern allerdings werden nach Regeln dieser Art
Tür und Tor geöffnet, ihre dem Allgemeinwohl und Lebenserhalt nicht
selten entgegengesetzten Interessen zu entwickeln und durchzusetzen.

In den nächsten Wochen zeichnet sich das Finale eines entsprechenden
Fundamentalkonfliktes, aufs spektakulärste zugespitzt und
offensichtlich unaufhaltsam, ab.

Die Rodung des Restes eines von Aktivisten und einer anwachsend
engagierten Öffentlichkeit geschützten und mit allen erlaubten und
demokratischen Mitteln umkämpften Waldes steht trotz allem mit dem
Termin in der Mitte des Oktobers und mit dem Recht der
Eigentumsinanspruchnahme so gut wie sicher fest.

Werden die Hoffnungen und Träume der Aktivisten und Klimaschützer
schließlich, vergoren wie der historische Rest vieler Freiheits- und
Lebenswünsche auf der Müllhalde einer sich menschheitsgestützt
selbstverzehrenden Welt, enden müssen, oder war es nicht auch ein
Oktober in Rußland, der mit revolutionärem Aufbegehren und Mühen
zumindest die Hoffnung auf einen Neubeginn heraufbeschwören konnte?

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. September 2018
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ATOM/174: Strahlende Wege - Unterschriften ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. September 2018

Unterschriftenaktion gegen Atommülltransporte:

"Ahauser Erklärung" / BBU unterstützt Ahauser Bürgerinitiative



(Bonn, Düsseldorf, München, 17.09.2018) Über 360 Menschen haben am Sonntag
(16.09.2018) bei einer Kundgebung der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus" in der Ahauser Innenstadt die neue "Ahauser Erklärung"
unterschrieben. Sie sprechen sich damit gegen drohende Atommüll-Transporte
aus Jülich (NRW) und Garching (Bayern) nach Ahaus aus. Außerdem fordern
sie, dass die bis 2036 genehmigte Zwischenlagerung von Atommüll in Ahaus
keinesfalls verlängert werden darf.

Die Ahauser Bürgerinitiative ist im Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) organisiert. Der BBU unterstützt die Aktivitäten der
Bürgerinitiative und ist bei der bundesweiten Verbreitung der "Ahauser
Erklärung" behilflich. .

Mit der Unterschriftenaktion will die Bürgerinitiative in den nächsten
Wochen und Monaten den Widerstand in Ahaus und darüber hinaus verstärken.
Die "Ahauser Erklärung" gibt es bei der Bürgerinitiative in Papierform als
Unterschriftenliste, sie kann zudem auch im Internet unterzeichnet werden
unter: 

www.ahauser-erklaerung.de

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" hofft auf örtliche und
überörtliche Unterstützung von Privatpersonen, aber auch von Firmen,
Vereinen und Verbänden. Die gesammelten Unterschriften sollen an die
verantwortlichen Bundesministerinnen für Umwelt und Nukleare Sicherheit
sowie für Bildung und Forschung, Svenja Schulze und Anja Karliczek,
übergeben werden. In einer aktuellen Pressemitteilung der Bürgerinitiative
vom 16. September 2018 bekundet der Sprecher der Bürgerinitiative Hartmut
Liebermann: "Es wird Zeit, dass sich die verantwortlichen Ministerinnen,
die beide aus dem Münsterland kommen, endlich auch um die Belange dieser
Region kümmern."

Bei der Kundgebung am Sonntag wurden auch zahlreiche Informationsblätter
und die aktuelle Ausgabe der "Gorleben Rundschau" verteilt, die
schwerpunktmäßig die Misere der Zwischenlagerung von Atommüll in Ahaus
beschreiben.

Weitere Informationen:

www.bi-ahaus.de

http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=10826

https://bbu-online.de

http://www.atommuellkonferenz.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/326: Hambacher Forst - Platzverbot ... (klimaschutz nirgendwo)


klimaschutz nirgendwo - 19. September 2018

Aktivist_innen reichen Klage gegen Aufenthaltsbereichsverbote
rund um den Hambacher Forst ein



Nachdem sie in der Nacht von Montag auf Dienstag in der Nähe des
Hambacher Forstes aufgegriffen und in Gewahrsam genommen worden waren,
haben vier Aktivist_innen Aufenthaltsbereichsverbote erhalten. Dagegen
haben sie nun Klage eingereicht.

Die Verbote gegen die vier Aktivist_innen umfassen den gesamten Bereich
zwischen Tagebau, L 264, A4 und A 61 sowie den gesamten Ort Buir und
gelten für drei Monate. Obwohl bei ihnen lediglich Klettergurte und
Material für Ankettaktionen gefunden wurden, begründet die Polizei das
Aufenthaltsverbot mit Zwillenbeschuss, Steinwürfen und Molotowcocktails.

In ihrer Klage führt Chiara, eine der Betroffenen, dazu aus:

"Es wird in dem Aufenthaltsbereichsverbot von Molotow-Cocktails,
Steinen, Pyrotechnik sowie Zwillenbeschuss berichtet. Mir wird jedoch
ausweislich des mir ausgehändigten Textes lediglich ein
Hausfriedensbruch bzw. versuchter Hausfriedensbruch vorgeworfen und es
wurden auch keinerlei oben genannte Gegenstände bei mir gefunden. Die
Aufzählung der vorgenannten Straftaten steht mit der Kontrolle meiner
Person in keinerlei Zusammenhang. Eine pauschale Auflistung
vermeintlicher durch andere Leute begangener Straftaten ist als
Begründung für ein spezifisch gegen mich gerichtetes Verbot vollkommen
untauglich. Es wirkt vielmehr so, als wolle die Polizei Protest
möglichst großflächig unterbinden und schrecke dabei auch nicht davor
zurück, pauschal allen protestierenden Menschen eine große Flut an
Straftaten zu unterstellen. Insbesondere die Ausführungen, es handle
sich bei dem Verbot um eine Maßnahme zum Schutz der Allgemeinheit vor
Begehung von Straftaten gegen Leib und Leben entbehrt in meinem Fall
jeder Grundlage."

Darüberhinaus wenden sie sich mit ihrer Klage auch gegen den mehrere
Gemeinden überspannenden Geltungsbereich des Aufenthaltsbereichsverbotes,
den sie für zu groß und somit juristisch unzulässig halten.

"Angesichts des tödlichen Unfalls heute im Forst erscheinen unsere
Klagen belanglos. Doch trotz aller Trauer wird die Auseinandersetzung um
den Forst weitergehen und in diesem Kampf sind unsere Klagen ein kleiner
Bestandteil", so Simon, ein weiterer Betroffener.

 * 

Quelle:

klimaschutz nirgendwo

E-Mail: klimaschutz@nirgendwo.info
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WALD/325: Hambacher Forst - Stellungnahme gefordert ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 19.09.2018

"Armin Laschet, der Büttel von RWE"

Kritische Aktionäre fordern Positionierung der katholischen
Kirche

Jahrestagung 2018: Dachverband verleiht konzernkritischen Henry Mathews
Preis an HondurasDelegation und Öku-Büro München



Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre fordert
Ministerpräsident Armin Laschet auf, die Räumung des Hambacher Walds sofort
zu beenden und in der Auseinandersetzung zwischen Umweltschützern und der
RWE AG zu vermitteln. Mit seiner Umweltpolitik stellt sich der
christdemokratische Landesvater gegen die kirchliche Position.

"Die nordrhein-westfälische Landesregierung ist in dem Konflikt um Rodungen
am Hambacher Wald Erfüllungsgehilfe von RWE. Ministerpräsident Armin
Laschet ist der Büttel von RWE-Chef Rolf Martin Schmitz", sagte
Geschäftsführer Markus Dufner.

Dufner appellierte an den Ministerpräsidenten: "Herr Laschet, Sie müssen
Ihre Haltung in dem Konflikt zwischen Umweltschützern und RWE revidieren.
Als Landesvater dürfen Sie nicht einseitig Konzerninteressen vertreten.
Übernehmen Sie endlich Verantwortung in der Auseinandersetzung, die den
gesellschaftlichen Frieden in der Tagebauregion und in ganz Nordrhein-
Westfalen gefährdet. Falls Sie die Rodung im Hambacher Wald nicht stoppen,
torpedieren Sie die Verhandlungen in der Kohlekommission. So lange die
Kommission tagt, muss ein Rodungsstopp gelten und die Polizei darf nicht
gegen Waldschützer vorgehen."

Bereits vor zwei Wochen appellierte der Dachverband auch an den
katholischen Erzbischof von Köln, Kardinal Woelki, und die Bischöfe von
Aachen, Dr. Helmut Dieser, und Essen, Dr. Franz-Josef Overbeck, sie sollten
auf den Ministerpräsidenten einwirken. Bis heute gibt es weder eine Antwort
auf die Briefe noch eine öffentliche Stellungnahme der Bistümer zur Rodung
im Hambacher Wald. Laschet ist bekennender Katholik, steht aber mit seiner
Umweltpolitik im Gegensatz zur päpstlichen Enzyklika Laudato si� ("Sei
gelobt, mein Herr").

Den konzernkritischen Henry-Mathews-Preis verleiht der Dachverband auf
seiner Jahrestagung am Samstag in Köln an die HondurasDelegation und das
Ökumenische Büro für Frieden und Gerechtigkeit München. "Beide
Organisationen haben in den letzten Jahren intensiv zu der Beteiligung von
Siemens und Voith Hydro an dem umstrittenen Staudammprojekt Agua Zarca in
Honduras recherchiert, informiert und auf den Hauptversammlungen von
Siemens dazu gesprochen", sagte Dachverbandsvorstand Christian Russau. "Die
Umweltaktivistin Berta Cáceres wurde aufgrund ihres Protestes gegen das
Projekt von Auftragsmördern umgebracht. Der Prozess gegen die Hintermänner
dauert an."

Schwerpunktthema am Nachmittag ist die Rolle der Konzerne beim Klimaschutz
und beim Kohleausstieg. Antje Grothus, die für die Anwohner der Tagebau in
der Kohlekommission sitzt, wird eine Zwischenbilanz ziehen. Ein weiteres
brisantes Thema werden die Rüstungsexporte in Krisen- und Konfliktregionen
von Thyssenkrupp, Rheinmetall und Heckler & Koch sein. Charlotte Kehne, die
am Freitag an der Hauptversammlung von Heckler & Koch teilnimmt, wird über
die aktuellen Entwicklungen bei dem schwäbischen Waffenproduzenten
berichten.


Jahrestagung 2018

Samstag, 22. September 2018, 10.30-17 Uhr

Melanchthon-Akademie Köln, Kartäuserwall 24b, 50678 Köln

Programm und weitere Informationen:

www.kritischeaktionaere.de

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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WALD/324: Hambacher Forst - ein Toter ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 19. September 2018

+++ Mensch von Baum gestürzt und gestorben +++ Aktivisti fordern
sofortigen Einsatzstopp im Hambacher Forst +++



Ein Freund, der uns seit längerer Zeit im Wald journalistisch begleitet,
ist von einer über 20 m hohen Hängebrücke in Beechtown gefallen und
gestorben. Zu dem Zeitpunkt wurde von Polizei und RWE versucht, das
Baumhausdorf zu räumen. Das SEK war gerade dabei, einen Aktivisten in der
Nähe der Hängebrücke festzunehmen. Der Mensch war anscheinend auf dem
Weg dorthin, als er stürzte.

Wir sind zutiefst erschüttert. Alle unsere Gedanken und Wünsche sind bei
ihm. Unser Mitgefühl geht an all die Angehörigen, Freund*innen und
Menschen, die sich betroffen fühlen.

Wir fordern die Polizei und RWE auf, den Wald sofort zu verlassen und
diesen gefährlichen Einsatz zu stoppen. Es dürfen keine weiteren
Menschenleben gefährdet werden.

Was jetzt nötig ist, ist ein Moment der Ruhe.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/323: Hambacher Forst - Knastappelle ... (ABC Rheinland)


ABC - Rheinland - Pressemitteilung vom 19. September 2018

Anarchist Black Cross

+++ Zwei Personen wegen Hambacher Forst Räumung in Haft +++
Festnahme Video wird zu Internet-Hit - Person jetzt in
Untersuchungshaft +++ Beschuldigten 3 Tage Kontakt zu Rechtsanwalt
verwehrt +++



Köln, 19. September 2018. Seit zwei Wochen wird die Besetzung des
Hambacher Forstes bei Köln durch RWE mit Hilfe eines Großaufgebotes
der Polizei NRW und anderer Bundesländer geräumt. Seit Sonntag
befinden sich zwei weitere Personen in Untersuchungshaft. Damit
befinden sich insgesamt fünf Aktivist*innen der Besetzung in
Untersuchungshaft.

Die Polizei verhaftete die zwei weiteren den Behörden bisher
namentlich nicht bekannten Anarchist*innen "Winter" und "Jazzy"
bereits am Samstag. Sie sollen sich in einem Baumhaus im Waldcamp
"Norden" gemeinsam fest gekettet haben. Damit erfüllen sie aus Sicht
der zuständigen Staatsanwaltschaft Aachen und der Haftrichterin des AG
Düren den gemeinschaftlich begangenen Tatbestand "Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte im besonders schweren Fall" nach § 113
Abs. 2 StGB.

Aufgrund einer bewegenden Ansprache direkt nach der Festnahme ist die
Inhaftierte Winter bereits medial bekannt. "Die denken wahrscheinlich,
sie hätten gewonnen, aber sie können nicht gewinnen, weil sie den Wald
genauso brauchen wie wir. Sie können diesen Kampf hier auch nicht
gewinnen, weil da draußen so viele Menschen hinter uns stehen. Und das
einfach nicht verstehen, dass wir nicht für uns kämpfen, sondern für
uns alle", so Winter bei der Festnahme.

Für diesen Vorwurf in Untersuchungshaft zu landen ist nur durch die
Gesetzesänderung im StGB von Ende Mai 2017 möglich, dass die
Mindeststrafe für gemeinschaftlichen Widerstand auf 6 Monate im
Gegensatz zu einer Geldstrafe bei einfachem Widerstand aufwertete.
Weiter wird sich hier auf ein Urteil des OLG Stuttgart, das das
einfache Festketten "in Erwartung eines bevorstehenden
Polizeieinsatzes" bereits als Widerstand wertet, bezogen. Beides sind
Strafrechtsverschärfungen, die vor allem gegen linke Aktivist*innen
eingesetzt werden.

Beiden Beschuldigten wurde der Kontakt zu ihrem Anwalt über drei Tage
verweigert - inkl. bei der Haftrichtervorführung. Laut Polizei haben
beide darauf verzichtet, Winter & Jazzy dementieren dies jedoch: Sie
hätten jederzeit vehement nach ihrem Rechtsanwalt verlangt und auf ihr
Recht auf Hinzuziehung eines Verteidigers bestanden.

Winter äußerte sich in ihrer Ansprache eindrücklich zur Nichtangabe
ihrer Personalien: "Sie werden nie verstehen, wie das ist, mit
Menschen zusammen zu leben, denen es scheißegal ist, wie du heißt."
Das Anarchist Black Cross in seiner Rolle der Gefangenenunterstützung
rät ebenfalls hierzu: "Kein Mensch muss an seiner eigenen
Strafverfolgung mitwirken. Vor dieser Gefahr bewahrt uns unter anderem
der § 136 StPO. Er gibt das elementare Recht, keine Angaben zu
Personalien machen zu müssen, auch wenn dies von den Gerichten häufig
missbräuchlich verdreht oder vergessen wird. Wir fordern allen den
Inhaftierten nahestehende Personen dazu auf, dies zu akzeptieren und
zu unterstützen."

 * 

Quelle:

Anarchist Black Cross Rhineland

E-Mail: abc-rhineland@riseup.net

Internet: https://abcrhineland.blackblogs.org
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WALD/322: Hambacher Forst - Klimakampfsymbol ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 18. September 2018

Hambacher Wald: Bundesregierung soll vermitteln



Zur Sitzung der Kohlekommission am heutigen Dienstag appelliert die
Klima-Allianz Deutschland an die Bundesregierung, vermittelnd in den
Konflikt um den Hambacher Wald und Zwangsumsiedlungen einzugreifen. Damit
einher geht der Appell an RWE, jegliche Zerstörung im Wald zu unterlassen.
Das Bündnis aus Kirchen, Betroffenen-, Umwelt- und Entwicklungsverbänden
appelliert eindringlich an den Energiekonzern, die Rodungsarbeiten und
weitere Zwangsumsiedlungen zumindest solange ruhen zu lassen, bis die
Kohlekommission einen Fahrplan für einen Kohleausstieg erarbeitet hat und
Klarheit darüber herrscht, wie viel Braunkohle überhaupt noch gefördert
werden soll.

Dazu erklärt Eberhard Brandes, geschäftsführender Vorstand des WWF: "Das
von RWE geplante komplette Abholzen des Hambacher Waldes ist inakzeptabel.
Wir dürfen der schmutzigen Braunkohle nicht weiter unsere natürlichen
Lebensgrundlagen opfern - dafür ist der Erhalt des Hambacher Waldes zum
Symbol geworden. Heute verfeuert ausgerechnet Deutschland mehr
klimaschädliche Braunkohle als jedes andere Land der Erde. Das muss
aufhören. Auch RWE muss sich von der naturzerstörerischen und
gesundheitsgefährdenden Kohleverfeuerung lossagen und auf klimaneutrale
Zukunftstechnologien setzen. Die Bundesregierung darf nicht weiter tatenlos
zusehen, wie ein Unternehmen und eine Landesregierung Fakten schaffen,
während in der Kohlekommission verhandelt wird, ob die Braunkohle unter dem
Hambacher Wald überhaupt noch verfeuert werden darf. Bei einem
Kohleausstieg entlang der Zeile des Pariser Klimaabkommens und der
deutschen Klimaziele werden die genehmigten Braunkohletagebaue in
Deutschland drastisch verkleinert werden müssen. Wir fordern die
Bundesregierung auf, jetzt auf RWE und die NRW-Landesregierung einzuwirken,
um das geplante Abholzen des Waldes zu verhindern, mindestens aber
auszusetzen solange die Kohlekommission noch verhandelt."

Pirmin Spiegel, Hauptgeschäftsführer von Misereor, erklärt: "Bereits heute
sind die Folgen des Klimawandels hier und noch stärker in vielen Ländern
des Globalen Südens sicht- und spürbar, etwa durch zunehmende Hitzewellen,
Dürren oder Überschwemmungen. Insbesondere Braunkohlekraftwerke tragen
wegen ihres hohen Ausstoßes an Treibhausgasen massiv zum Klimawandel und
damit auch zu zum Teil verheerenden Folgen für Mensch und Mitwelt bei. Wir
brauchen daher einen schnellen Kohleausstieg; und zwar nicht nur in
Deutschland, sondern global."

Miserior hat gestern seine Kampagne "Kohlestopp global" gestartet.

Peter Immekus, 1. Vorsitzender des Netzwerks Bergbaugeschädigter des
rheinischen Braunkohlenreviers, sagt: "Der sozialverträgliche Ausstieg aus
der Kohleverstromung zur Umsetzung der Klimaziele von Paris gehört zu den
drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Der Strukturwandel muss so organisiert
werden, dass er neue Perspektiven in den Braunkohlerevieren schafft. Bei
vielen Menschen, die in der Kohleverstromung arbeiten oder von der
Umsiedlung durch einen Tagebau bedroht sind, herrscht hohe Unsicherheit
über ihre Zukunft. Wir brauchen jetzt eine konsequente Strategie, die den
Klimaschutz entlang der Ziele des Pariser Klimaabkommens befördert,
Planungssicherheit für Unternehmen und Arbeitnehmer schafft und vom
Strukturwandel betroffene Menschen und Regionen gezielt unterstützt."


Hintergrund:

Naturschutzrechtlichen Vorschriften zufolge beginnt die Rodungssaison erst
am 1. Oktober. RWE hat zudem nach Aufforderung des OLG Münster ein
Stillhalteabkommen unterzeichnet, bis zum 14. Oktober keine Bäume zu
fällen. Wie das DIW und andere wissenschaftliche Institute zeigen, wird ein
Zugriff auf die Braunkohle unter dem wertvollen Hambacher Wald und vielen
Dörfern nicht mehr nötig sein, sodass diese vor einer Zerstörung bewahrt
werden können.

Website Kohlestopp global von Miserior: 

https://www.misereor.de/mitmachen/aktionen/kohlestopp-global/


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Verbraucherschutz,
Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte
Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler,
europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 20 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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WALD/321: Hambacher Forst - Demo vorverlegt ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Presseerklärung von BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
Deutschlands vom 18. September 2018

Noch schneller den Hambacher Wald retten und Kohle stoppen: 

Großdemo auf 6. Oktober 2018 vorverlegt



Berlin/Düsseldorf/Buir, 18. September 2018: Nachdem RWE vergangene Woche
mit der Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald begonnen hat, ziehen auch
Umweltschützer ihre Proteste vor. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
verlegen ihre gemeinsame Demonstration gegen die Rodung des Waldes auf
Samstag, 6. Oktober 2018, um RWE vor dem möglichen Start der Abholzung ab
15. Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal zu senden. Ursprünglich war die
Demo am Tag zuvor (14.10.) geplant.

"Durch die Räumung der Baumhäuser macht der Kohlekonzern RWE jeden Tag
Druck. Mit der Demonstration 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen wir ein
Zeichen für den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass noch mehr
klimaschädliche Braunkohle abgebaggert wird. Das ist Klimapolitik von
vorgestern", sagen die Organisatoren der Demonstration.

Über die Zulässigkeit dieser Rodung wird aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der gerichtlichen
Entscheidung Fakten zu schaffen, ist eine Provokation von RWE, die auch die
Arbeit der Kohle-Kommission in Berlin schwer belastet. Auf Druck des
Gerichtes hat RWE erklärt, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit den
Baumfällarbeiten zu beginnen.

Schon jetzt regt sich breiter Protest gegen die Abholzung. An die 500.000
Menschen unterstützen den Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in
dem die verantwortlichen Politiker im Bund und in Nordrhein-Westfalen
aufgefordert werden, sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einzusetzen.
Zu den sonntäglich stattfindenden Waldspaziergängen reisen bereits jetzt
tausende Menschen an, um persönlich ein Zeichen zu setzen.

Hinweise: Demonstration Wald retten! Kohle stoppen!

Datum: Samstag, 06. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald

Den Appell und weitere, aktuelle Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/hambi-retten

www.bund.net/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen

Pressekontakt:

BUND: Annika Natus, BUND-Pressesprecherin, Tel.: 030-27586-464 , E-Mail:
presse@bund.net

Campact: Svenja Koch, Campact-Pressesprecherin, Tel.: 04231 -597590, E-
Mail: koch@campact.de

Greenpeace: Cornelia Deppe-Burghardt, Tel.: 040-30618344, Mobil: 0151-
14533087, E-Mail: cornelia.deppe-burghardt@greenpeace.de

NaturFreunde, Uwe Hiksch, Mobil: 0176-62015902, E-Mail:

hiksch@naturfreunde.de

	

Gemeinsame Presseerklärung von BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
Deutschlands
Noch schneller den Hambacher Wald retten und Kohle stoppen: Großdemo auf
Samstag, 6. Oktober 2018 vorverlegt

Berlin/Düsseldorf/Buir, 18. September 2018: Nachdem RWE vergangene Woche
mit der Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald begonnen hat, ziehen auch
Umweltschützer ihre Proteste vor. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
verlegen ihre gemeinsame Demonstration gegen die Rodung des Waldes auf
Samstag, 6. Oktober 2018, um RWE vor dem möglichen Start der Abholzung ab
15. Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal zu senden. Ursprünglich war die
Demo am Tag zuvor (14.10.) geplant.

"Durch die Räumung der Baumhäuser macht der Kohlekonzern RWE jeden Tag
Druck. Mit der Demonstration 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen wir ein
Zeichen für den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass noch mehr
klimaschädliche Braunkohle abgebaggert wird. Das ist Klimapolitik von
vorgestern", sagen die Organisatoren der Demonstration.

Über die Zulässigkeit dieser Rodung wird aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der gerichtlichen
Entscheidung Fakten zu schaffen, ist eine Provokation von RWE, die auch die
Arbeit der Kohle-Kommission in Berlin schwer belastet. Auf Druck des
Gerichtes hat RWE erklärt, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit den
Baumfällarbeiten zu beginnen.

Schon jetzt regt sich breiter Protest gegen die Abholzung. An die 500.000
Menschen unterstützen den Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in
dem die verantwortlichen Politiker im Bund und in Nordrhein-Westfalen
aufgefordert werden, sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einzusetzen.
Zu den sonntäglich stattfindenden Waldspaziergängen reisen bereits jetzt
tausende Menschen an, um persönlich ein Zeichen zu setzen.


Demonstration Wald retten! Kohle stoppen!



Datum: Samstag, 06. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald



Den Appell und weitere, aktuelle Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/hambi-retten

www.bund.net/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/320: Hambacher Forst - Hängematten, Widerständler, sie weichen nicht ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 17.09.2018

Räumung im Osten und Westen, Solikonzert vorm Wald



Mit müden Augen schreiben wir diese heutige Pressemitteilung. Das
Baumhausdorf Gallien wird seit heute Morgen geräumt. Mit vier
Hebebühnen versuchte die Polizei die Menschen aus den Traversen und
Baumhäusern einzusammeln, aber durch Lock-ons, gute und motivierte
Laune der Aktivsti und Unterstützer*innen sind immer noch vier von
neun Baumhäusern besetzt und unzerstört. Die Räumung von Gallien läuft
nun seit ganzen zwei Tagen und die Polizei hat noch viel zu tun, um
die Aktivisti komplett zu räumen.

Die Aktivisti bleiben widerständig! Das war auch in Oaktown heute
wieder einmal sichtbar: ein "climate-justice warrior" hält Oaktown am
Leben. In seiner Hängematte liegend und nur mit einer Tasche voller
Bücher hat er sich von den Polizeikräften nicht einschüchtern lassen.
Stattdessen hat die Polizei es erst einmal aufgegeben, ihn aus dem
Baum zu holen.

Im Westen der Besetzung wurden zum zweiten Mal die Räumungsbefehle
vorgelesen und die Räumung weitergeführt. Durch mehrere Sitzblockaden
und neu errichtete Barrikaden haben Aktivisti, auch von Aktion
Unterholz, die Räumung erschwert und verzögert. RWE hat angefangen
eine breite Schneise an Bäumen rund um Beechtown im Westen zu roden.
Als Menschen laut "hört auf!" riefen, gab es tatsächlich den Moment,
wo die Maschinen stoppten. Vielleicht hat das RWE Mitarbeiter*innen
zum Nachdenken über ihr Handeln im 12.000 Jahre alten Hambacher Forst
gebracht. In Cozytown hält sich die Laune der Aktivisti in den Bäumen
trotz der gewaltsamen Zerstörung im Wald. Singend gebieten sie RWE und
Polizei Einhalt und müssen doch die Zerstörung ihres Zuhauses und die
Entführung ihrer Genossis mitansehen. Hier wird sich die Räumung wohl
in die Nacht hineinziehen, da Polizei Scheinwerfer aufgestellt hat.
Vier Baumhäuser sind hier noch besetzt.

Auch eine Cellospielerin hat heute ihre Solidarität mit den
Besetzer*innen des Hambacher Forstes laut und deutlich gezeigt. Mit
einer Sinfonie von Bach war sie in Cozytown ein Beispiel für die
Diversität der Bewegung. Nur durch die Unterstützung von allen Seiten
konnte die Räumung der Besetzung im Westen hinausgezögert werden.

Doch auch unsere punkigeren Unterstützer*innen sind heute zahlreich
zum Wald gekommen. Mit einem Solikonzert haben die Punkbands Zen Mob
und Mülheim Asozial, sowie Liedermacher Konny ihren Senf zu
Umweltzerstörung und Klimagerechtigkeit gegeben. "Bier gegen Bagger,
Bier gegen Deutschland, Bier gegen Bagger und Deutschland!" klang es
durch die sonst ruhige Abendstimmung auf der Wiese.

Wir wollen noch eine Sache klar machen: Auch wenn die Situation in den
Medien hier heute ruhiger als die Tage zuvor wirken mag, die
irrsinnigen Räumungen gehen gewaltsam weiter! Pressevertreter*innen
werden weiterhin aktiv von Polizeikräften von den Tatorten der
Zerstörungswut von RWE ferngehalten. Es kommen die ganze Zeit neue
Menschen an, die den Ökoterrorismus von RWE und Innenminister NRWs
Herbert Reul (CDU) nicht länger zusehen wollen. Ihre Unterstützung und
Präsenz gibt den Aktivisti in den Bäumen neue Kraft, Motivation und
Mut für den gemeinsamen Kampf für Klimagerechtigkeit hier und heute.

Dank der starken Stimmung bei dem Solikonzert heute Abend sind wir
bereit für die nächsten Tage, sind wir bereit uns RWE und der Polizei
weiterhin entgegenstellen, um weiterhin an die Menschen da draußen das
Zeichen zu setzen: Hambi bleibt, für heute und für immer!


Ticker vom 18. September

21:00 Korrektur: Auf Whydah sind noch Menschen im Lock-on!

20:50 Whydah und Nonames sind komplett geräumt - letzte Personen
wurden im Gefangenentransporter abtransportiert.

20:44 Keine Arbeiten mehr in Cosytown oder Beechtown. Trotzdem wird
der Flutscheinwerfer auf Beechtown gerichtet. Polizei steht dumm
daneben.

20:40 Am Punkpod gibt es jetzt ein spontanes Pianokonzert.

20:10 Räumung auf Whydah (letztes Baumhaus in Gallien) läuft noch.

17:56 RWE räumt und verfüllt Barrikaden kurz vor Lorien.

17:26 Bestätigung erteilt! Morgen (19.09. 10:00) beginnt das HambiCamp
in Manheim! Weitere Infos folgen!

17:40 In Cosytown sind Bambule und Lumpi ungeräumt, die Schneise zu
Lumpi kaum begonnen. Fangenspiele zwischen Menschen am Boden und BFE.
Essen in Beechtown angekommen.

16:50 Polizeipräsident Weinspach begutachtet Cosytown und Beechtown.
Hulen von allen Bäumen zu hören.

16:34 Nonames: Kettensäge zu hören. Menschen auf Dach werden wohl
zuerst geräumt.

16:30 Polizei löst Feldbrand aus und löscht mit Wasserwerfern.
Brandschutz?!

16:18: Mensch wird von Dach geräumt. Kletterpolizist: "Ich finde das
scheiße, keine Frage."

16:15: "Räumungsputz" beginnt bei Nonames.

16:10 Nonames: "Ihr zerstört hier unser aller Zukunft. Es geht nicht
nur um diesen Baum". Polizei ist das egal.

16:08 Kletterpolizei auf Nonames bei Gallien. Wir verfolgen am Telefon
die Räumung mit. Ihr seid wundervoll! "Wieso seid ihr hier?! Ich hab
euch nicht in mein Zuhause eingeladen!"

Räumung von Nonames beginnt. Die zwei Menschis sind bereit. Passt gut
auf euch auf!

15:24 Hebebühne macht sich beim Nonames bereit, keine
Räumungsverfügung vorgelesen. Wir bitten Journalist*innen dort hin zu
gehen!

Polizei und RWE möchten Monopod in Lorien schneiden, an dem ein
Menschenleben hängt. Kameraleute bitte hierher.

14:45 Es dürfen laut Aussage der Polizei nur Presse und
parlamentarische Beobachter in Wald. Order gilt wohl seit 2 Stunden.

14:32 Punkpot wird von Wildschweinen geschützt!

13:48 Chillum wird geräumt, Orca und Bolo werden auseinander genommen,
Cherry Picker orange und rot, plus großer weißer Kran. Traversen vor
Nonames werden durchgeschnitten, eine Person scheint in einer weiteren
Traverse gesichert zu sein. Lorien scheint wieder ruhig zu sein.
Randale wurde geräumt.

13:41 Randale wurde geräumt. Von dem Baumhaus waren während der
Räumung Schmerzensschreie zu hören.

13:09 Polizei räumt Sitzblockade in Gallien.

12:37 Lorien von Polizisten umringt, wird durchsucht.

12:36 Ca 200 Riot Cops zwischen Wald und Wiesencamp.

12:30 In Cosytown passiert gerade nicht viel. Hebebühnen warten &
Kletterpolizei sichtet Fotos.

11:37 Hebebühne fährt zu Randale hoch.

11:33 Zweiter und letzter Mensch von Fabrik in Cosytown geräumt.

11:25 An Orca und Chillum (Gallien) stehen 5 Hubsteiger.

9:50 RWE-Personal zersägt Unterholz unter Cosytown.

9:00 Schneise nach Nonames (Baumhaus vor Gallien) wird geschlagen.

4:25 Die untere Plattform von Casa scheint ihnen zu unstabil zu sein
und wird jetzt abgestützt.

3:48 Weitere 2 Personen in Cosytown aus Hängematten geräumt. Das
Lock-on ist weiter am Start.

2:05 Nach knapp 4 Stunden ist die erste von 3 Personen aus dem Lock-on
in Casa De Durruti geräumt. Die Cops schmeißen jetzt alles vom
Baumhaus runter. Sieht nach Nachtschicht aus.

0:50 In Cosytown wird immer noch geräumt! 3 Menschen sind auf Casa de
Durruti im Lock-on, die Cops sind am flexen.


Ticker vom 17. September

22:30 Über 50 Menschen an der Mahnwache

22:10 7 Wannen verlassen die Wiesen.

21:49 Die Polizei kontrolliert Menschen 100m vor der Wiese. Es ist
ihnen verboten, Essen mitzubringen.

21:45 Umweltaktivisti wird vom Kletterkommando auf die Hebebühne
gebracht. Von oben wird währenddessen ein Baumhaus in Cozytown
abgerissen. Im Baumhaus sind laut Polizei 2 Leute an einem Gegenstand
befestigt.

21:30 Das Soli-Konzert ist offiziell beendet.

21:28 Räumung eines Baumhauses Cozytown wird fortgesetzt, Polizei
versucht reinzukommen.

21:02 Person mit Lock-on wurde nach 5 Minuten von einem Baumhaus in
Cozytown gebracht.

20:55 Flutlicht in Gallien. Cops mit Taschenlampen im Wald. Gallien:
Himmelblau, Schwaukel, Paradies, Bolo, Tower geräumt/abgerissen

20:22 Polizei holt Kletterer vom Seil - er lieferte sich noch eine
kurze Verfolgungsaktion mit den Beamten.

20:06 Beide Hebebühnen stehen an einem Baumhaus in Cosytown, SEK in
Kletterausrüstung rückt an. Hier wird möglicherweise gleich weiter
geräumt.

20:02 Während des Konzertes versuchen BFE und weitere Einheiten nach
Lorien zu gelangen.

19:35 Ein Teil der Konzertbesucher (ca. 100 ?) macht sich spontan auf
den Weg Richtung Wiese.

19:12 In Cosytown sind drei Menschen in einer Traverse zwischen 2
Baumhäusern.

19:00 Bolo wird zerstört.

18:53 Es geht weiter mit der Räumung in Cosytown.

18:19 Hunderte Menschen auf dem Weg zum Konzert.

17:19 Gallien-Tower und Paradies werden zerstört, Hebebühnen in
Beechtown (?)

17:15 Polizei ist aus Beechtown abgezogen (?), Barrikadenräumung in
Cosytown

17:00 Ein Flatterband wird um Cosytown gezogen, Schneisen werden
geschlagen. In Gallien läuft die Räumung von Bolo.

16:53 Holzbarrikaden werden mit Kettensägen zerstört, während
außenherum ein Harvester kleinere Bäume fällt.

16:25 Bäume werden in Beechtown gefällt, Menschen schreien "Hört
auf!". RWE hört auf.

15:36 RWE rodet eine Schneise zum Beechtown, obwohl ein Aktivisti
direkt an der STelle in Baum steht. RWE macht weiter, Polizei steht
daneben.

15:20 Cherrypicker schlägt Schneise durch Beechtown. Tiefhängende
Walkways wurden gekappt. Katz-und-Maus-Spiel am Boden zwischen je ca.
50 Aktivisti und Cops. Letztere auch mit Hunden, erstere dafür mit
Sitzblockaden.

15:19 Aktivist*innen sind zum Beechtown gekommen.

14:20 Paradies und Tower in Gallien geräumt. Kletterpolizist auf
Traversen kommt nicht ohne Hilfe herunter.

14:20 In Gallien wird Bolo geräumt.

14:04 Räumungsverfügung wird in Cozy-town vorgelesen

13:34 Sitzblockade nahe Beechtown, um die Vorbereitungen der Räumung
zu behindern. Immer mehr Polizei, aber noch keine Aufforderung der
Räumung stattgefunden.

13:09 Polizei räumt gerade Beechtown. Räumungsbefehl wurde vorgelesen.
Bäume werden gefällt, ein Mensch verhaftet, und die #AktionUnterholz
Sitzblockade wird aufgelöst. Keine Presse da!! Wir bitten
Journalist*innen dort hin zu gehen!

12:36 Cops sind jetzt bei Baumhaus Namens "Paradies" in Gallien. Erste
Person schon geräumt.

12:14 Die Hebebühne zwischen Paradies und "Lazy-town" ist
kaputtgegangen.

12:09 Eine Person von Traverse in Gallien geräumt.

12:08 Polizei hat versucht ein Cello-Spieler*in zu räumen, viele
Kameras dabei.

11:46 Im Gallien-Tower werden die Scheiben eingeschlagen.

11:38 Vierte Hebebühne jetzt in Gallien.

11:10 3 Hebebühnen sind bereit. Noch keine Baumhäuser geräumt.
"Stimmung scheiße, aber WIR SIND BEREIT!"

10:38 Hebebühne positioniert sich.

10:32 Zweite Hebebühne in Gallien

10:20 Menschen errichten Barrikaden beim Cozytown, die schnell von
Polizei geräumt werden. Sonst ganz ruhig. Gestern wurde 6 Menschen aus
Cozytown genommen.

10:10 SEK mit Kletterausrüstung und Hebebühne in Gallien

10:08 AktionUnterholz Sitzblockade komplett geräumt. Hebebühne in
Position.

10:00 Parlamentarische Beobachterin kommt in den Wald, mit Essen für
den letzte Mensch in Oaktown! Chillum vermutet baldige Räumung.

09:50 Sitzblockade in Gallien von AktionUnterholz wird von Polizei
Mensch für Mensch weggetragen. SEK und Höhenkletterer dabei.

09:07 Im Norden von Gallien werden große Bäume gefällt. Räumung der
Sitzblockade grad pausiert.

09:02 Mensch aus AktionUnterholz Sitzblockade bekommt Schlag ins
Gesicht.

08:59 AktionUnterholz Sitzblockade unter Gallien Tower

08:26 Zwei Wannen fahren in den Wald rein. Gefangenen Transporter und
6 Wannen stehen am Kieswerk.

08:00 Der letzte Mensch in Oaktown ist immer noch in Baum! Er braucht
Essen, Wasser und eure Solidarität!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/319: Hambacher Forst - dem eigenen Wort entgegen ... (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 17.09.2018

Rodung des Hambacher Waldes für den Kohleabbau: ein fatales Zeichen der
Infragestellung der Klimaschutzziele

Hans Diefenbacher, Beauftragter des Rates der EKD für Umweltfragen
Ruth Gütter, Referentin für Nachhaltigkeit im Kirchenamt der EKD



Mit Sorge und Unverständnis verfolgen wir die Maßnahmen zur Vorbereitung
der Rodung weiterer Flächen des Hambacher Waldes durch RWE für eine
Fortsetzung des Braunkohleabbaus. Wir betrachten die Vorbereitung der
Rodung zum jetzigen Zeitpunkt als ein fatales Zeichen der Infragestellung
der Klimaschutzziele, die sich die Bundesregierung selbst gesetzt hat.
Diese Ziele sind nur mit einem möglichst schnellen Ausstieg aus der
Kohleförderung zu erreichen. Wir raten dringend dazu, die Ergebnisse der
"Kohlekommission", die sie in einer Abschluss-Sitzung am 11. Dezember 2018
festlegen will, abzuwarten. Oberstes Ziel ist es, die deutschen Klimaziele
bis 2030 zu gewährleisten. Je nachdem, welchen schrittweisen Ausstieg aus
der Kohleverstromung die Kommission vorlegt, wäre das jetzt so umstrittene
Braunkohle-Abbaugebiet - zwar einzelwirtschaftlich profitabel - aus
gesamtwirtschaftlicher Sicht vielleicht nicht nötig.

Wir bitten, Szenarien der Energieversorgung zu betrachten, die von diesen
Grundlagen ausgehen. Sollte sich ein weiterer Kohleabbau als unumgänglich
erweisen, um die Versorgungssicherheit in Deutschland zu gewähren, hätte
man nur wenige Monate in Hambach verloren. Wenn ein Kohleausstieg jedoch
auch anders geplant werden kann, wäre die Rodung des Waldes - eine
unumkehrbare Zerstörung von über Jahrhunderte gewachsener Natur -
überflüssig gewesen.

Die EKD-Synode hat sich schon 2016 klar für eine konsequente
Dekarbonisierung der Energiewirtschaft in Deutschland ausgesprochen und an
die Bundesregierung appelliert, den sozialverträglichen Ausstieg aus der
Kohleförderung möglichst bald in die Wege zu leiten und dazu alle
Betroffenen einzubinden.

Die EKD hat auch die CO2-Einsparziele der Bundesregierung mehrfach
ausdrücklich begrüßt. Sie hat diese Ziele als Selbstverpflichtung auch für
sich selbst beschlossen und den Landeskirchen als Zielsetzung empfohlen,
was dort zur Verabschiedung von zahlreichen Klimaschutzkonzepten geführt
hat, die bereits zu deutlichen CO2-Einsparungen geführt haben. Damit
unterstreichen die Evangelischen Kirchen, dass es ihnen auch mit ihrer
eigenen Glaubwürdigkeit ernst ist. Solche Schritte sind wichtig, um die
Erde - Gottes gute Schöpfung - für nachfolgende Generationen zu erhalten.

Wir unterstützen daher die Forderung der Evangelischen Kirche im Rheinland
sowie der Umweltbeauftragten der Evangelischen Kirche von Westfalen nach
einem sofortigen Stopp weiterer Maßnahmen zur Rodung des Hambacher Waldes
und nach einem Moratorium, bis die eingesetzte Kohlekommission ihre
Ergebnisse vorgelegt hat. Wir verstehen gut, dass viele engagierte Bürger
und Bürgerinnen sich für den Erhalt des Waldes einsetzen. Hier geht es um
mehr als den Streit um die Erweiterung eines Braunkohletagebaus. Hier geht
es um die Glaubwürdigkeit Deutschlands als Vorreiter im Klimaschutz und um
die Verantwortung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen für kommende
Generationen.

Hannover, 17. September 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 103/2018 vom 17.09.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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WALD/318: Hambacher Forst - BBU nimmt Stellung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. September 2018

BBU-Vorstand kritisiert Polizeieinsatz im Hambacher Forst und fordert
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung



(Bonn, Düsseldorf, 17.09.2018) Der Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) hat sich bei seinem Treffen am
Wochenende mit dem Widerstand gegen die Räumungen im Hambacher Forst
solidarisiert. Die massiven Polizeieinsätze wurden scharf kritisiert,
gleichzeitig sprach sich der BBU generell gegen jegliche weitere Rodungen
im Hambacher Forst aus.

An die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen sowie an die Bundesregierung
richtet der BBU aus Klimaschutzgründen die Forderung nach einem
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung und nach der Einstellung jeglichen
Braunkohleabbaus. An die Kommunen, die noch immer RWE-Aktien besitzen,
richtet der BBU-Vorstand die Forderung, unverzüglich die RWE-Aktien zu
verkaufen. "Kommunen dürfen nicht länger mit öffentlichen Mitteln die
fatale Energiepolitik des Energiekonzerns RWE unterstützen. RWE ist nicht
nur im Kohlebereich aktiv sondern gehört auch noch immer zu den
Atomkonzernen", so Oliver Kalusch, Mitglied des Geschäftsführenden
BBU-Vorstandes.

Die Demonstration am Sonntag (16. September 2018) beim Hambacher Forst, an
der sich mehrere Tausend Menschen beteiligt haben, bezeichnet der BBU als
deutliches Signal an die Landes- und Bundespolitik. Die breite
Protestbewegung fordert eine umfassende Energiewende. Die Proteste werden
fortgesetzt und auch der Vorstand des BBU ruft zur weiteren Teilnahme an
Demonstrationen und Mahnwachen gegen die Räumung des Hambacher Forstes und
gegen die Rodung des wertvollen Waldgebietes auf.




Weitere Informationen:

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de

https://bbu-online.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände
und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn.
Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind
aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der
Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für
menschen- und umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und
weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen
Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/317: Hambacher Forst - Entsetzen über RWE ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 17. September 2018

Hambacher Wald: "unverantwortlicher Eingriff in die Zukunft aller
Menschen" 



Berlin, 17. September 2018 - Angesichts der weiter andauernden Räumung des
Protestcamps im Hambacher Wald sind die NaturFreunde Deutschlands entsetzt
über die starre und rückwärtsgewandte Haltung des RWE-Konzerns. "Uns ist
bange, dass eine solche Unternehmensführung einen der größten
Energiekonzerne Europas leitet", erklärt Michael Müller, Bundesvorsitzender
der NaturFreunde Deutschlands.

Der RWE-Konzern ist in erster Linie aus kommunalen Stadtwerken entstanden
und hat seine Wurzeln in der unmittelbaren Hilfe für Menschen durch die
Schaffung einer modernen Infrastruktur. "Davon hat sich RWE himmelweit
entfernt. Dieses Unternehmen, das bei jeder größeren und kleineren Krise
Hilfen vom Staat verlangt, ist offensichtlich unfähig, sich auf die
Gesellschaft zuzubewegen", empört sich Müller. "Uns tun auch die
beteiligten Polizisten leid, von denen viele gegen ihre Überzeugung die
Baumhäuser im Hambacher Wald zerstören müssen."

Die NaturFreunde Deutschlands fordern RWE auf, nicht weiter das
Zukunftskapital der Gesellschaft zu zerstören. Müller: "Die technokratische
Logik von RWE zerstört nicht nur einen Wald, sondern ist auch ein
gesellschaftlich unverantwortlicher Eingriff in die Zukunft aller Menschen.
Die Rodung des Hambacher Waldes ist so überflüssig, wie sie falsch ist."

RWE weiß, dass die fossilen Energieträger keine Perspektive haben. Trotzdem
gehört der Energiekonzern zu den Blockierern der Energiewende. Dabei nimmt
RWE auch seine Beschäftigten in Geiselhaft. Michael Müller: "Um den
Menschen in den Braunkohleregionen zu helfen, braucht es eine Brücke
zwischen der heutigen Welt und den Anforderungen der Zukunft.
Offensichtlich ist der RWE-Vorstand aber kein Brückenbauer, sondern
zerstört stattdessen Verantwortung und Vernunft. So sind Klimaschutz,
soziale Gerechtigkeit und die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen
nicht miteinander zu vereinen. RWE-Vorstandsvorsitzender Martin Schmitz und
seine Vorstandskollegen müssen endlich zur Vernunft kommen."

Doch nicht nur RWE habe bisher versagt, sondern auch der Staat, so Michael
Müller weiter: "Schon längst hätte es in den Braunkohleregionen zu
regionalen und sektoralen Strukturprogrammen kommen müssen, die auch die
Städte einbeziehen. Die Kohlefrage zeigt, wie wenig die Politik noch
programmatischen Anforderungen gerecht wird."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.09.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/474: Klimakampf und Kohlefront - Diskurs gefordert ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Erklärung von BUND, campact, Deutsche Umwelthilfe, Germanwatch,
Greenpeace, NABU, Naturfreunde, WWF und dem Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring vom 17. September 2018

++ Wir stehen geschlossen für einen Kohleausstieg, der seinen Namen
verdient ++



Die anhaltende Rekorddürre und die verheerenden Taifune und Hurrikane in
Asien und den USA verdeutlichen noch einmal, wie wichtig die Umsetzung
unserer völkerrechtlich verpflichtenden Klimaziele ist. Der in den letzten
Tagen in der Presse diskutierte "Kompromiss" für einen geordneten
Kohleausstieg ist dafür nach Ansicht der deutschen Umweltverbände nicht
geeignet. Es kommentiert Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbandes DNR:

"Will Deutschland seine Verpflichtungen im Klimaschutz wissenschaftsbasiert
umsetzen, muss die Kohleverstromung bis 2020 halbiert werden. Bis 2030 muss
der Ausstieg aus der Kohle weitestgehend abgeschlossen sein. Dabei gilt:
Wir reden nicht über abstrakte Zieldaten, sondern über reale
Emissionsbudgets. Je entschlossener mit dem Ausstieg begonnen wird, desto
moderater gestaltet sich deshalb das Enddatum.

Wir stehen für Verbindlichkeit. Einerseits für einen sozial gerechten,
strukturpolitisch begleiteten Kohleausstieg, andererseits für die
wissenschaftsbasierte Umsetzung der Temperaturlimits des Pariser
Klimaabkommens. Dafür braucht es die ambitionierte zusätzliche Abschaltung
von Kapazitäten. Was nun öffentlich als "Kompromisslinie" skizziert worden
ist, wäre klimapolitisch ein Schlag ins Wasser. Ein solcher Ausstiegspfad,
der lediglich einen vorhersehbaren, marktgetriebenen Prozess beschreibt,
ist für uns inakzeptabel. Die Kohlekommission muss dem Anspruch gerecht
werden, den Klimazielen und Verpflichtungen Deutschlands gerecht zu werden.

Versuche, die Umweltbewegung zu spalten, werden scheitern. Wir lassen uns
weder von der unverantwortlichen Provokation im Hambacher Wald
auseinanderdividieren, noch werden wir uns durch angebliche Kompromisse
irritieren lassen. Geschlossen fordern wir weiterhin ein Moratorium für die
Zeit der Kommissionsarbeit und eine Rückkehr zum Diskurs. "Reden statt
Roden" muss die Leitschnur sein.

Die Umweltverbände stehen geschlossen hinter dem friedlichen Widerstand im
Hambacher Wald und unterstützen die Mobilisierung der beteiligten Verbände
für Massenproteste im Oktober.

Daher fordern wir alle beteiligten Akteure auf, sich nun endlich auf die
inhaltliche Arbeit in der Kommission zu konzentrieren. Mit Anstand und
Verstand wird ein Ergebnis herauskommen, das Klimaschutz mit vernünftigen
Perspektiven für Beschäftigung und Regionen verbindet."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/4996: Bielefeld - Spanisch lernen mit der VHS ab 24. September 2018


Spanisch lernen mit der VHS



Bielefeld (bi). Am Montag, 24. September, startet in der VHS am
Ravensberger Park ein neuer Spanisch-Anfängerkurs. Der Kurs findet
jeweils montags von 20 bis 21.30 Uhr statt. Der muttersprachliche
Trainer Rafael Toranzo Sotelo vermittelt einen Einstieg in die
spanische Sprache, Kultur und Lebensart. Infos und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521-51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4995: Bielefeld - "Norwegisch für Anfänger", 15 Termine ab 24.9.2018


VHS: Norwegisch für Anfänger



Bielefeld (bi). Ab Montag, 24. September, bietet die Volkshochschule
in der Ravensberger Spinnerei einen Anfängerkurs "Norwegisch" an. Der
15-teilige Kurs wird jeweils montags von 20 bis 21.30 Uhr durchgeführt
und vermittelt neben Sprachkenntnissen auch Einblicke in die
norwegische Kultur und Lebensart. Infos und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4994: Herten - Das neue VHS-Semester beginnt am 24. September


Das neue VHS-Semester beginnt

Programm bietet spannende Kurse und Veranstaltungen



Herten. Von politischen Themen über Fremdsprachen bis hin zu
Gesundheitsangeboten - die Volkshochschule Herten (VHS) bietet mit
rund 160 Kursen auch im zweiten Semester 2018 ein breites Spektrum an
Weiterbildungsmöglichkeiten. Zum Start des Semesters lädt die VHS alle
Interessierten am Montag, 24. September, um 18 Uhr zu einem Vortrag
von Politikwissenschaftler Ismail Küpeli mit anschließender
Diskussionsrunde ein.

Thema des Vortrags von Ismail Küpeli ist die "Eskalation in der Türkei
- Konsequenzen für das Zusammenleben in Deutschland". Es handelt sich
dabei um eine kostenlose Veranstaltung der interkulturellen Wochen,
die vom 23. bis 29. September unter dem Motto "Vielfalt verbindet"
stattfinden. Für eine einfachere Planung bittet die VHS um Anmeldung,
es sind aber auch spontane Gäste willkommen!

Im kommenden Semester bietet die VHS bietet einen Ausflug zum Landtag,
eine Fahrt zur aktuellen Ausstellung "Damenwahl" ins Historische
Museum Frankfurt sowie eine musikalische Aufarbeitung revolutionärer
Ereignisse in Deutschland durch die Band "Die Grenzgänger" an.

Interessierte können im Bereich Gesundheit können beim
Wochenendseminar "Zeit für mich - Entspannen im (Berufs-)Alltag"
verschiedene Formen der Entspannung kennenlernen oder aber in einem
der Fitnesskurse Ausdauer und Beweglichkeit verbessern. Italienisch
einmal anders erlernen, können Interessierte zum Beispiel in dem
dreitätigen "Wochenendkurs für Sinne, Seele und Gaumen".

Wer sich im Bereich der EDV weiterbilden möchte, findet Schulungen,
die für das Büro "fit machen" oder Einführungen in die Nutzung
sozialer Netzwerke wie Facebook. Fotografie wird als Hobby immer
beliebter, aber viele Menschen möchten ihre Kenntnisse erweitern, um
bessere Bilder zu machen und diese später bearbeiten zu können. Hier
helfen die Tipps der Expertinnen und Experten in den Kursen "Das
perfekte Foto mit Photoshop Elements" und "Porträtfotografie" weiter.

Die neuen Programme sind unter anderem im VHS-Gebäude, im Rathaus oder
im Glashaus erhältlich. Unter www.vhs-herten.de kann das Programm
nachgelesen werden. Wer will, kann auch mit der VHS-App mobil auf
Kurssuche gehen. Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw.
persönlich möglich - online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per
Anmeldekarte. Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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TAGUNG/2384: Bamberg - Jahresversammlung der Görres-Gesellschaft, "Krieg und Frieden", 28.-30.09.2018


idw - Pressemitteilung: Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Görres-Gesellschaft tagt öffentlich an der Universität Bamberg

Jahresversammlung mit dem Thema "Krieg und Frieden"



Die Jahresversammlung der Görres-Gesellschaft findet in diesem Jahr
unter dem Thema "Krieg und Frieden" an der Otto-Friedrich-Universität
Bamberg statt. Vom 28. September bis zum 30. September 2018 tagen rund
300 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen
Disziplinen in 13 Sektionen. Die Görres-Gesellschaft zur Pflege der
Wissenschaft ist mit rund 2.800 Mitgliedern eine der größten und
zugleich eine der ältesten deutschen Wissenschaftsgesellschaften. Vor
dem Hintergrund eines christlichen Menschenbildes und geprägt von
christlicher Ethik diskutieren sie die Ergebnisse aktueller
Forschungen an der Schnittstelle von Wissenschaft, Gesellschaft und
Politik. Alle Interessierten sind herzlich zur Tagung und zum
Mitdiskutieren eingeladen.

Im Rahmen der Jahresversammlung zelebriert am Sonntag, den 30.
September, um 9.30 Uhr, Erzbischof Dr. Ludwig Schick einen feierlichen
Gottesdienst im Kaiserdom St. Peter und St. Georg. Im anschließenden
Festakt wird der Ehrenring der Görres-Gesellschaft an Pater Dr. Hans
Langendörfer SJ, Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz, verliehen.
Die Laudatio wird der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Dr.
Reinhard Kardinal Marx, halten. In der anschließenden Festrede wird
Dr. Prinz Asfa-Wossen Asserate auf das zentrale Thema der Jahrestagung
eingehen und fragen: "Afrika wohin? Politik - Wirtschaft - Migration".

Neben dem öffentlichen Festakt und zentralen Vorträgen stehen bei der
Jahrestagung die Sitzungen der einzelnen wissenschaftlichen Sektionen
der Görres-Gesellschaft mit über 80 Vorträgen im Vordergrund. Die
Vorträge bilden die gesamte Palette der wissenschaftlichen Vielfalt
der Görres-Gesellschaft ab und widmen sich in mehreren Sektionen dem
Thema "Krieg und Frieden". So fragt die Sektion für Pädagogik nach der
pädagogischen Fundierung von Krieg und Frieden, die Sektion für
Geschichte beschäftigt sich mit Friedensordnungen der Neuzeit, die
Sektion für Kunstgeschichte spürt dem Thema Krieg und Frieden in
vormodernen Bildkünsten nach und die philologischen Sektionen befassen
sich mit Inszenierungen, Reflexionen und Narrationen von Krieg und
Frieden in der Literatur.

Wie die genannten Beispiele - aber auch die Vorträge der Sektion für
Rechts- und Staatswissenschaft zum Rahmenthema "Kinder im Recht" und
die der Sektion Medizin zum "Gesundheitssystem im demographischen
Wandel" -zeigen, beteiligt sich die Görres-Gesellschaft aktiv an
aktuellen gesellschaftlichen Debatten. Damit einher geht der Wunsch,
dass sich an den Sektionssitzungen und dem Rahmenprogramm möglichst
viele interessierte Bürgerinnen und Bürger beteiligen mögen. Der
Eintritt zu den Veranstaltungen ist frei.

Das Gesamtprogramm der Konferenz finden Sie online unter
www.goerres-gesellschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1229: Kassel - Jugendbücherei bietet Programm zur Interkulturellen Woche vom 24.-28.9.


Jugendbücherei bietet Programm zur Interkulturellen Woche



Mit Geschichten in verschiedenen Sprachen, Spielen aus aller Welt,
einem Geschichtsquiz und der Präsentation themenbezogener Medien
beteiligt sich die Jugendbücherei in der Obersten Gasse 24 an der
Interkulturellen Woche 2018.

Am Montag, 24. September, werden von 16.30 bis 17.30 Uhr allen, die
Spaß am Zuhören haben, lustige, spannende und abenteuerliche
Geschichten in verschiedenen Sprachen vorgelesen und erzählt. Am
Donnerstag, 27. September, von 15 bis 17 Uhr stellt Martin Ebel vom
Verein "Kassel spielt" Spiele aus aller Welt vor, die Kinder und
Erwachsene gemeinsam kennenlernen und ausprobieren können.

Bei einem Geschichtsquiz können Kinder bis zu 14 Jahren schöne Preise
gewinnen: Um das Rätsel zu lösen, kann man vom 24. bis 28. September
die Jugendbücherei während der Öffnungszeiten besuchen und dort
merkwürdige Gegenstände, die in einer Vitrine ausgestellt sind,
richtig zuordnen. Während der Interkulturellen Woche präsentiert die
Jugendbücherei entleihbare Bücher und andere Medien zum Thema Vielfalt
und Miteinander.

Die Veranstaltungen sind kostenfrei. Geöffnet ist die Jugendbücherei
von Montag bis Donnerstag von 13 bis 18 Uhr und freitags von 9 bis 18
Uhr. Weitere Informationen unter stadtbibliothek.kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VORTRAG/8382: Berlin - In den Weltraum fliegen - was bedeutet das wirklich?, 25.09.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: In den Weltraum fliegen - was bedeutet das wirklich?

ESA-Astronautentrainer Lionel Ferra gibt Einblick in die aufwendige
Vorbereitung von Astronauten auf Flüge ins All - Öffentlicher Vortrag
an der TU Berlin am 25.9.2018



Wenn ein Astronaut in seinem Raumanzug am Fuße der Rakete steht, die
ihn zur Internationalen Raumstation ISS bringen soll, ist das zwar
aufregend, aber nicht das Highlight des Astronautenlebens: es ist die
Spitze eines Eisbergs. Start und Flug sind das Ergebnis monate- und
jahrelanger Tests, Ausbildungen und Vorbereitungen. Was es wirklich
heißt, zur ISS zu fliegen, erklärt Lionel Ferra, der
Astronautentrainer der European Space Agency (ESA), der auch die
Astronauten Alexander Gerst und Matthias Maurer trainiert, in einem
öffentlichen Vortrag an der TU Berlin. Und: Kann man im All leben? Auf
fremden Planeten? Gibt oder gab es Leben im Weltraum? Was und wie die
Wissenschaftler*innen am Zentrum für Astronomie und Astrophysik der TU
Berlin in diesem Feld forschen wird ebenfalls im Rahmen der Lecture
erläutert.

Flying to the ISS. What does it truly mean?

Astrobiology research in Berlin

Public Lecture - Open Discussion

Zeit: Di., 25. September 2018, 19:30 Uhr

Ort: TU Berlin, Straße des 17. Juni 136, Hörsaal HE 101 (Elektrotechnik)

Vortrag und Diskussion werden in englischer Sprache gehalten

"Oft wird angenommen, der Raketenstart sei der wesentliche Fokus eines
Astronautenfluges zur ISS. Das ist natürlich ein wichtiges Ereignis,
aber doch nur ein kleines Bruchstück des gesamten Bildes", sagt Lionel
Ferra. Er ist Astronautentrainer bei der ESA und begleitet die
gegenwärtigen und künftigen Raumfahrer*innen durch das aufwendige
Verfahren von Auswahl, Trainings, Untersuchungen, Prüfungen und
Simulationen verschiedenster Art. Wenn Astronauten zur Weltraumstation
geschickt werden, ist dieser sichtbare Teil nur die Spitze des
Eisbergs. Dahinter steht eine ganze Fülle von Prozessen, Aufgaben und
Maßnahmen, die dafür sorgen, dass die ISS weiter die Erde umrundet.
Sie reichen von der Bestückung und Versorgung der Fähre, von der
Vorbereitung und Überwachung der Robotik über das Vorbereiten der
wissenschaftlichen Experimente - zum Beispiel das Züchten von
Fruchtfliegen in der Schwerelosigkeit - bis hin zum Training der
Astronauten für Einsätze außerhalb der Raumfähre, zur Vorbereitung
ihrer Toilettengänge oder ihres Weihnachtsfestes.

Lionel Ferra wird all diese Hintergründe und wichtigen Aufgaben, die
notwendig sind, um den ISS-Flug zu einem erfolgreichen Ende zu
bringen, in allgemein verständlicher Weise erläutern. Er präsentiert
außerdem einige wissenschaftliche Experimente, die den Boden für die
Erkundung des Sonnensystems durch den Menschen bereiten sollen.

Astrobiologie an der TU Berlin

Dr. Alessandro Airo aus der Arbeitsgruppe des Astrobiologen Prof. Dr.
Dirk Schulze-Makuch vom Zentrum für Astronomie und Astrophysik der TU
Berlin wird darüber hinaus einen kurzen Überblick über die
astrobiologische Forschung in Berlin geben, an der neben der TU Berlin
die Freie Universität Berlin, das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) sowie das Museum für Naturkunde beteiligt sind. Die
Themenpalette reicht hier von der Entstehung unseres Sonnensystems bis
hin zur Erforschung der Bewohnbarkeit von Planeten durch Feldforschung
in der südamerikanischen Atacama-Wüste und zur Suche nach Leben auf
dem Mars in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.

Programm

19:30 Uhr: Welcome Note

Prof. Dr. Dirk Schulze-Makuch, Zentrum für Astronomie und Astrophysik
der TU Berlin

19:40 Uhr: Astrobiology Research in Berlin

Dr. Alessandro Airo, Zentrum für Astronomie und Astrophysik der TU
Berlin

20:00 Uhr: Flying to the ISS. What does it truly mean?

Lionel Ferra, European Space Agency:

21:00 Uhr: Fragen und Diskussion / Questions and open discussion

Die Lecture findet im Rahmen der EANA- Konferenz 2018 (European
Astrobiology Network Association) statt. Sie wird vom 24. - 28.9.2018
auf dem Campus Lankwitz der FU Berlin organisiert.

http://www.eana-net.eu/index.php?page=Conferences/EANA2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8381: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Reisejournalist Wolf Leichsenring: "Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden", 1.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Wolf Leichsenring: "Obenauf in Down Under" ... Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden

Autorenlesung mit Diavortrag am Donnerstag, den 1. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden' - Plakat zu Diavortrag und Autorenlesung mit dem Weltenbummler und Reisejournalisten Wolf Leichsenring am Donnerstag, den 1.11.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg - Fotos: © by Gabriele Leichsenring]






Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung mit Diavortrag

am Donnerstag, den 1.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Wolf Leichsenring

"Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden"

Über 35 Jahre lang waren Gabriele und Wolf Leichsenring mit
dem Wohnmobil unterwegs, zunächst in Europa, nach dem Ende ihrer
beruflichen Tätigkeit u.a. auch in Nordamerika, Neuseeland und
Afrika. Im Jahr 2016 bereisten sie Australien. Eineinhalb Mal um die
Erde, also rund 60.000 Kilometer, legten die beiden
Reisejournalisten bei der neunmonatigen Rundfahrt um den Fünften
Kontinent zurück. 

Im "Komm du" berichtet Wolf Leichsenring in seinem ersten von
insgesamt fünf Diavorträgen über Australien und Tasmanien von der
Reise durch den Süden des Landes. Diese beginnt in der Hauptstadt
Canberra. Es folgen Impressionen aus den Großstädten Melbourne und
Adelaide sowie Eindrücke vom Urwald ähnlichen, undurchdringlichen
"native bush" im Südosten des Kontinents. Die Reiseroute führt dann
nach Westen, verläuft mal direkt an der Küste, z.B. entlang der
weltbekannten Great Ocean Road, mal etwas weiter im Hinterland. Und
es gibt einen Abstecher zur Känguru-Insel, der drittgrößten Insel
Australiens mit ihrer reichhaltigen Tierwelt. Je weiter die beiden
Weltenbummler nach Westen vordringen, umso wüstenhafter wird die
Landschaft. Sie durchkreuzen die Nullarbor Plain, jene baumlose
Wüste direkt an der australischen Südküste, und landen schließlich
im typischen Outback, der lebensfeindlichen roten Wüste, die rund 80
Prozent des Kontinents ausmacht. Im Wüstenort Coober Pedy endet die
Reise.

Der Reisejournalist Wolf Leichsenring illustriert seinen
Vortrag und die Lesung aus dem Reisetagebuch mit zahlreichen Dias.




[image: 'native bush' - die ursprüngliche Buschlandschaft im Südosten von Australien - Foto: © by Gabriele Leichsenring]

[image: Die Känguru-Insel ist die drittgrößte Insel Australiens - Foto: © by Gabriele Leichsenring]

links: "native bush" - ursprüngliche und undurchdringliche Buschlandschaft im Südosten von Australien

rechts: "Kangaroo Island" - die Känguru-Insel ist die drittgrößte Insel Australiens

Fotos: © by Gabriele Leichsenring




Der Australien-Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



Weitere Informationen:

Gabriele und Wolf Leichsenring - Homepage

https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/?page_id=70

Weitere Informationen zum Vortrag "Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden"

https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/?page_id=1835

Fotos von der Australienreise der Leichsenrings

https://ga-wo.leichsenring.net/kreativ/?page_id=1188




[image: Die rote Wüste des Outback macht rund 80 Prozent des Australischen Kontinents aus - Fotos: © by Gabriele Leichsenring]

Vom Urwald ins Outback - eine faszinierende Reise durch Australiens Süden

Vortrag und Lesung von Wolf Leichsenring am Donnerstag, den 1.11.2018 im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Fotos: © by Gabriele Leichsenring




Über den Referenten Wolf Leichsenring:

Wolf Leichsenring ist seit über 35 Jahren begeisterter
Wohnmobilist und damit "hoteluntauglich". Zusammen mit seiner Frau
Gabriele Leichsenring machte er sich während ihrer früheren
Berufstätigkeit (beide Lehrer) auf, Europa "mobil zu erobern".
Später verfolgten sie eine Horizonterweiterung auch auf anderen
Kontinenten. Im Jahr 2012 war MAROKKO für einen längeren Zeitraum
ihr Ziel. 2011 und 2013 tourten die beiden Weltenbummler jeweils
zwischen acht und elf Monate durch Nordamerika. Auch AUSTRALIEN
ließ sie nicht ruhen und so machten sich Gabriele und Wolf
Leichsenring 2016 auf, den fünften Kontinent gut neun lange
Monate sowohl zu umrunden als auch zu durchqueren, nicht jedoch ohne
unmittelbar vorher von Oktober bis Dezember 2015 NEUSEELAND zu
erkunden. Als eingefleischte Wohnmobilfans unternahmen die beiden
Abenteurer alle Reisen im eigenen Wohnmobil, auch in Amerika,
Neuseeland und Australien. 

Produktives Ergebnis dieser ausgedehnten Touren ist ein bunter
Strauß an Diavorträgen und Fotoausstellungen, die die Reisen
ergänzend veranschaulichen. Gabriele und Wolf Leichsenring
publizierten Bücher über NORDAMERIKA und MAROKKO. Ebenso in Buchform
erschienen sind Reiseberichte über NEUSEELAND (Titel: "Die Suche
nach dem Paradies") und AUSTRALIEN (Titel: "Obenauf in Down Under"). 
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AFRIKA/249: Südsudan - Regierungstruppen und Milizen verüben ungehindert neue Gräueltaten


Amnesty International - 19. September 2018

Südsudan 

Regierungstruppen und Milizen verüben ungehindert neue Gräueltaten



Tödliche Angriffe auf Zivilisten, systematische Vergewaltigung von
Frauen und Mädchen sowie massive Plünderungen und Zerstörungen: Ein neuer
Kurzbericht von Amnesty dokumentiert die Brutalität der jüngsten
Militäroffensive im Bundesstaat Unity im Südsudan.

Eine der Hauptgründe für diese schweren Menschenrechtsverletzungen ist die
fehlende Aufarbeitung früherer Verbrechen: Mutmaßliche Kriegsverbrecher
wurde in der Vergangenheit nicht zur Rechenschaft gezogen, Amnesty geht
davon aus, dass diese neue Welle der Gewalt hätte verhindert werden können.

"'Anything that was breathing was killed': War crimes in Leer and Mayendit,
South Sudan" [1] basiert auf den Aussagen von etwa 100 Zivilisten, die
zwischen Ende April und Anfang Juli diesen Jahres vor einer Offensive von
Regierungstruppen und verbündeten Jugendmilizen im südlichen Bundesstaat
Unity geflohen sind.

Die jüngste Welle der Gewalt dauerte von Ende April bis Anfang Juli - eine
Woche nachdem der letzte Waffenstillstand am 27. Juni ausgehandelt worden
war. Die Angriffe richteten sich gezielt gegen Zivilisten, darunter Frauen,
Kinder, ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen.

Während viele durch Gewehrfeuer getötet wurden, wurden andere in ihren
Häusern lebendig verbrannt, an Bäumen aufgehängt oder mit gepanzerten
Fahrzeugen überfahren. Die Angreifer vergewaltigten systematisch Frauen und
Mädchen.

"Das Ausmaß und der gezielte Charakter der jüngsten
Menschenrechtsverletzungen durch Regierungstruppen und verbündete Milizen
im Bundesstaat Unity sind alarmierend", sagt Katja Müller-Fahlbusch,
Afrika-Expertin bei Amnesty International in Deutschland.

"Selbst zwei- bis dreijährige Kinder wurden erschlagen."

 Katja Müller-FahlbuschAfrika-Expertin bei Amnesty International in
 Deutschland



Es ist nicht das erste Mal, dass Teile der Gebiete Leer und Mayendit Ziele
von militärischen Operationen durch Regierungstruppen und ihre alliierten
Milizen wurden. Der Unity-Bundesstaat war Zeuge der brutalsten Gewalt seit
Beginn des Konflikts im Südsudan vor fast fünf Jahren. Während
Regierungsoffensiven in den Jahren 2014 und 2015 kam es bereits zu
Gräueltaten.

"Diese wiederholten Angriffe auf Zivilisten zeigen das ganze Ausmaß des
Straflosigkeitsproblems im Südsudan: Die Regierung hat es immer wieder
versäumt, frühere Verstöße aufzuarbeiten und die Verantwortlichen zur
Rechenschaft zu ziehen", sagt Müller-Fahlbusch. "Der mangelnde politische
Wille der südsudanesischen Regierung, diese Straflosigkeit zu beenden, hat
entscheidend zu den jüngsten Gewalttaten beigetragen."

Bereits 2016 dokumentierte Amnesty International Militäroffensiven im
Bundesstaat Unity. Amnesty identifizierte vier Personen, die verdächtig
waren, für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
verantwortlich zu sein. Die Organisation forderte den damaligen Stabschef
der südsudanesischen Streitkräfte Paul Malong auf, Untersuchungen
einzuleiten. Bis heute gab es keine Reaktion darauf. Jüngste UN-Berichte
deuten darauf hin, dass einige dieser Personen auch an den Gräueltaten
während der Offensive 2018 beteiligt gewesen sein könnten.

"Nur ein Ende der weitverbreiteten Straflosigkeit kann die fatale Spirale
der Gewalt stoppen", so Afrika-Expertin Müller-Fahlbusch. "Die
südsudanesische Regierung muss ihrer Verantwortung für den Schutz der
Zivilbevölkerung nachkommen und dafür Sorge tragen, dass die Täter für ihre
schrecklichen Verbrechen zur Verantwortung gezogen werden."

Amnesty International fordert auch den Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen dazu auf, eine Sondersitzung zur Lage im Südsudan einzuberufen und
das im Juli 2018 verhängte Waffenembargo durchzusetzen.


Downloads

[1] Amnesty-Bericht: "'Anything that was breathing was killed': War crimes in
Leer and Mayendit, South Sudan"

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-09/Amnesty-Bericht-Suedsudan-Menschenrechtsverletzungen-im-Bundesstaat-Unity-September2018.pdf

 * 

Quelle:

Meldung vom 19. September 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/suedsudan-regierungstruppen-und-milizen-verueben-ungehindert-neue-graeueltaten

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/327: Jemen - Sorge um Leib und Leben der Bahá'i wächst


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. September 2018

Im Schatten des Krieges - Willkürjustiz im Jemen: Bahá'i droht
Todesurteil - Huthi-Rebellen hetzen gegen religiöse Minderheiten



Göttingen, den 19. September 2018 - Nach dem überraschenden Beginn
eines unfairen Gerichtsprozesses gegen 20 Bahá'i am vergangenen
Wochenende im Jemen wächst die Sorge der Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) um Leib und Leben der Angehörigen dieser kleinen
religiösen Minderheit in dem Bürgerkriegsland. Den willkürlich im
Norden des Landes Angeklagten droht das Todesurteil. Die
Menschenrechtsorganisation appellierte am Mittwoch dringend an die
von den Huthi-Rebellen kontrollierte Regierung in der Hauptstadt
Sanaa, die Inhaftierten freizulassen sowie alle Prozesse gegen
Angehörige dieser religiösen Minderheit auszusetzen. "Nach unseren
Informationen haben die Inhaftierten weder die Sicherheit noch die
öffentliche Ordnung gefährdet. Die Bahá'i verhalten sich im Land
neutral und sind nur am Aufbau der Zivilgesellschaft interessiert",
heißt es in dem GfbV-Schreiben.

"Die willkürlichen Verhaftungen, unfaire Gerichtsprozesse und die
Hetze führender Rebellen gegen Bahá'i im Norden des Jemen werfen ein
schlechtes Licht auf die Politik der Huthis und schaden der in Sanaa
lebenden Zivilbevölkerung, die seit Jahren unter dem Krieg und einer
totalen Blockade leidet", erklärte der GfbV-Nahostreferent Kamal
Sido.

Am vergangenen Samstag fand vor Gericht eine erste Anhörung im Fall
der 20 Bahá'i statt. Die vom Iran unterstützten Huthi-Behörden hatten
mit haltlosen Beschuldigungen Klage gegen sie erhoben. An der
Anhörung nahmen nur der Richter, der Staatsanwalt und andere
Gerichtsbeamte teil. Weder die angeklagten Bahá'i noch ihre Anwälte
wurden darüber informiert. Sie wurden vom Richter erst zu der
nächsten Anhörung am 29. September in Sanaa eingeladen. Es besteht
die große Gefahr, dass die Bahá'i dann ein ähnliches Schicksal
erleiden wie der im Januar 2018 aus religiösen Gründen zum Tode
verurteilte Bahá'i Hamed bin Haydara. Er wartet auf seine
Hinrichtung.

Den Bahá'i im Jemen wird unterstellt, Muslime missionieren zu
wollen. In einer Fernsehansprache im März hatte Abdel-Malek al-
Houthi, der Anführer der Huthis, den Bahá'í-Glauben verunglimpft. Das
jemenitische Volk rief er damals dazu auf, ihr Land vor den Bahá'í
und Angehörigen anderer religiöser Minderheiten zu verteidigen.

Obwohl die Bahá'i im Jemen immer stärker unter Druck gesetzt werden,
wünschen sie sich eine friedliche Lösung des Konfliktes und bemühen
sich um das Wohl der Bedürftigen gleich welcher
Religionszugehörigkeit. Im Jemen leben einige Tausend Bahá'i.
Weltweit wird ihre Zahl auf rund 7 Millionen geschätzt. In
Deutschland sind es rund 6.000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/279: Die Gefahr einer offenen Konfrontation zwischen Atommächten steigt (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 18. September 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Die Gefahr einer offenen Konfrontation zwischen Atommächten steigt

Syrienkrieg



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW begrüßt die Ankündigung einer
demilitarisierten Zone in Idlib und den Stopp der Luftangriffe durch Syrien
und Russland. Mit großer Sorge sieht die Ärzteorganisation jedoch die
militärische Konfrontation zwischen Atomwaffenstaaten vor Syriens Küste.
Über dem östlichen Mittelmeer ist ein Aufklärungsflugzeug der russischen
Streitkräfte abgeschossen worden. Moskau macht syrische Luftabwehrraketen
für den Absturz verantwortlich, die den Angriff israelischer Kampfjets des
Typs F-16 auf die syrische Küstenprovinz Latakia abgewehrt hätten. Der
Sprecher des russischen Verteidigungsministeriums kritisierte die
israelischen Luftangriffe als "feindselig".

Durch die offene Konfrontation zwischen Atommächten steigt die Gefahr eines
Atomkrieges, der die ganze Menschheit bedrohen würde. Bereits Anfang
September hatte eine Gruppe von ehemaligen Geheimdienstlern, Diplomaten,
Militärs und Kongressabgeordneten Präsident Donald Trump gewarnt, dass die
Gefahr direkter Feindseligkeiten zwischen Russland und den USA in Syrien
höher sei als je zuvor.

Die IPPNW fordert die Bundesregierung auf, im Hinblick auf Verstöße gegen
Völkerrecht und Kriegsbeteiligung von Staaten ohne UN-Mandat "rote Linien"
zu ziehen und der zunehmenden Erosion des internationalen Rechts
entschieden entgegen zu treten. Deutschland solle sich im UN-Sicherheitsrat
dafür stark machen, zivile Lösungen voranzubringen und alle
Konfliktparteien von militärischen Konfliktlösungen abzuhalten. Im Hinblick
auf Syrien solle die Bundesregierung nachhaltige Friedensprozesse fördern
und statt in Waffen in den Wiederaufbau des Landes investieren.

"Verstöße gegen Völkerrecht, unerklärte Kriege, illegale Tötungen nehmen
zu. Damit ist das Recht des Stärkeren und Skrupelloseren auf dem Vormarsch
und die Gewinne der Rüstungsindustrie steigen. Konflikte werden angefeuert
und der Preis, den Menschen und letztlich unser ganzer Planet zahlen, wird
immer höher. Zum Schluss wird niemand gewinnen", erklärt Susanne
Grabenhorst, stellvertretende IPPNW-Vorsitzende.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. September 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STELLUNGNAHME/125: Frieden in Syrien - kein deutscher Kriegseinsatz! (Friedensratschlag)


Stellungnahme des Bundesausschusses Friedensratschlag vom 17.9.2018

Frieden in Syrien - kein deutscher Kriegseinsatz!



Ministerin von der Leyen erörtert den Plan, deutsche Tornadoflugzeuge in
Syrien bombardieren zu lassen. Und einzelne Politiker aus CDU; CSU, FDP und
von den Gru3nen springen ihr bei. Dieses soll ohne Zustimmung des
Bundestages umgesetzt werden. Ein solcher Einsatz wäre klar völkerrechts-
und grundgesetzwidrig. Ministerin von der Leyen muss deshalb von ihrem Amt
entlassen werden. Als "Grund" für einen Kriegseinsatz in Syrien wird uns
ein angeblich bevorstehender Giftgaseinsatz des syrischen Präsidenten Assad
genannt. Dieses Szenario hatten wir schon öfters, dass aus Syrien
Giftgaseinsätze gemeldet wurden, wenn die "Rebellen" auf die
Verliererstraße in diesem Stellvertreterkrieg gerieten. Diese Lage scheint
sich nun in der syrischen Provinz Idlib zu wiederholen. Allerdings hat sich
inzwischen herumgesprochen, dass es sich bei den "Rebellen" im Wesentlichen
um islamistisch-terroristische Gruppen handelt. Etwa 10 000 bis 60 000
dieser "Rebellen" sollen sich in der Provinz aufhalten. Sie werden - wie so
oft - die Bevölkerung als lebende Schutzschilde benutzen und vermutlich
wieder einen Giftgasangriff melden, simulieren oder gar durchführen, um die
Luftwaffe der USA und anderer NATO-Mächte herbeizurufen.

Von der Leyen unterstützt hier eine Politik globaler Großmachtfantasien,
der wir entschieden entgegentreten müssen! Syrien braucht dringend Frieden
und humanitäre Hilfe für den Wiederaufbau ohne Vorbedingungen. Von
deutschem Boden muss Frieden und nicht Krieg ausgehen.

Wir fordern deshalb: Kriege beenden, Abrüstung statt Aufrüstung. Dafür
gehen wir auf die Straße.

Für den Sprecherkreis: Frank Skischus und Willi van Ooyen

 * 

Quelle:

Stellungnahme vom 17.9.2018

AG Friedensforschung und Bundesausschuss Friedensratschlag

Germaniastr. 14, 34119 Kassel

Telefon: (0561) 93717974

E-Mail: Bundesausschuss.Friedensratschlag@gmx.net

Internet: www.ag-friedensforschung.de
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MELDUNG/051: Immer mehr Kinder werden Kriegsopfer


terre des hommes Deutschland e.V. - 19. September 2018

Immer mehr Kinder werden Kriegsopfer

Über 10.000 Mädchen und Jungen wurden 2017 in bewaffneten Konflikten
getötet oder verstümmelt



Osnabrück, 19.09.2018 - Anlässlich des Weltkindertags am 20. September
macht das internationale Kinderhilfswerk terre des hommes darauf
aufmerksam, dass immer mehr Kinder in Kriegen und bewaffneten Konflikten
getötet oder verstümmelt werden. Laut einem kürzlich veröffentlichten
UN-Bericht ist ihre Zahl von 8.000 2016 auf über 10.000 2017 gestiegen.
Allein in Afghanistan wurden knapp 3.200 Kinder zu Kriegsopfern, das sind
rund 32 Prozent. Auch in Syrien ist die Zahl der Opfer mit rund 1.270
besonders hoch, im Irak ist sie auf 717 und in Myanmar auf 296 Kinder
angestiegen. Hierbei handelt es sich nur um die registrierten Fälle, die
Dunkelziffer ist vermutlich sehr viel höher.

»Es ist erschreckend, dass allein innerhalb eines Jahres bis 2017 die Zahl
getöteter und verletzter Kinder um 20 Prozent angestiegen ist. Und eine
Wende dieses furchtbaren Trends ist nicht in Sicht«, erklärte Albert
Recknagel, Vorstandssprecher von terre des hommes. »Für 2018 befürchten wir
eine weitere Steigerung, zumal möglicherweise im syrischen Idlib die
nächste Katastrophe droht. Dass die internationale Gemeinschaft dabei
offenbar ohnmächtig zusehen muss, ist ein Armutszeugnis.«

Insgesamt hat der UN-Bericht im Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten
mehr als 21.000 schwere Vergehen an Kindern registriert, darunter die
Rekrutierung als Soldaten, Vergewaltigung und Gefangenschaft. Rund 6.000
dieser Vergehen wurden von Regierungsstreitkräften begangen - zum Beispiel
den Militärs in Myanmar, in Syrien und im Jemen.

»Wir wissen aus unseren Projekten, wie schwer es ist, die Wunden und
Traumata zu heilen, die ein Krieg den Kindern zufügt«, so Albert Recknagel.
terre des hommes unterstützt Projekte in Afghanistan, im Irak, in Myanmar
und in anderen Ländern mit bewaffneten Konflikten. »Die Angst und die
schrecklichen Bilder von Bombenangriffen oder getöteten Angehörigen werden
Kinder nur sehr langsam und oft nur mit therapeutischer Zuwendung los. Es
ist zermürbend, wenn die Erfolge jahrelanger Arbeit in einer Sekunde
zunichtegemacht werden.«

In vielen Konflikten kommen auch Waffen zum Einsatz, die in Deutschland
hergestellt wurden. terre des hommes hat deshalb die Kampagne »Stoppt
Waffenexporte« [1] ins Leben gerufen, mit der bereits über 140.000
Unterschriften gesammelt wurden.

[1] https://www.stoppt-waffenexporte.de/

Zur Petition: We act: Stoppt Waffenexporte:

https://weact.campact.de/petitions/stoppt-waffenexporte

 * 

Quelle:

terre des hommes Deutschland e.V.

Ruppenkampstraße 11 a, 49084 Osnabrück

Telefon: 05 41 / 71 01-0, Telefax: 05 41 / 70 72 33

E-Mail: post@tdh.de

Internet: www.tdh.de
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REZEPTION/066: Zum 120. Todestag - Theodor Fontane digital (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 17.09.2018

Zum 120. Todestag: Theodor Fontane digital

Portal der Universität Göttingen veröffentlicht weitere Notizbücher des
Schriftstellers



(pug) Pünktlich zum 120. Todestag von Theodor Fontane am 20. September
2018 erscheinen weitere Notizbücher des Schriftstellers in digitaler Form.
Es handelt sich dabei um bislang unbekannte Notizen, die zum einen
zwischen 1878 und 1882 während der Theateraufführungen im Königlichen
Schauspielhaus in Berlin, zum anderen 1864 und 1873 auf Fahrten durch die
Mark Brandenburg entstanden sind. Sie bildeten die Grundlage für die
Theaterkritiken sowie für die Umarbeitung der mehrbändigen "Wanderungen
durch die Mark Brandenburg". Insbesondere die Notizen und Skizzen zu den
"Wanderungen" bieten neue Erkenntnisse für die Rezeption der "Wanderungen
durch die Mark Brandenburg".

Die digitale Edition von Fontanes insgesamt 67 Notizbüchern wird seit
Dezember 2015 im Fontane-Portal der Universität Göttingen veröffentlicht.
Die erste kommentierte Gesamtausgabe der Bücher in digitaler Form schließt
eine große Forschungslücke im Hinblick auf einen der bedeutendsten
deutschsprachigen Schriftsteller des 19. Jahrhunderts.

"Die Notizbücher, die Fontane etwa 30 Jahre zwischen 1860 und Ende der
1880er-Jahre führte, veranschaulichen seine schriftstellerische Vielfalt
auf kleinem Schreibraum", erläutert Dr. Gabriele Radecke, Leiterin der
Theodor Fontane-Arbeitsstelle an der Universität Göttingen. Die Bücher
zeigen Fontane als Journalisten und Kriegsberichterstatter, als Theater-,
Kunst- und Literaturkritiker, als Romancier, Lyriker und
Reiseschriftsteller, als Briefeschreiber und Tagebuchchronist sowie als
Zeichner. Darüber hinaus waren sie als Depot für die Ideen- und
Stoffsammlung ein wichtiges Medium im Arbeitsprozess des Autors.

Die Göttinger Arbeitsstelle unterstützt auch die Vorbereitung des großen
Fontane-Jubiläums 2019 "fontane.200", das den Schriftsteller anlässlich
seines 200. Geburtstags mit vielen Veranstaltungen würdigt. "Bereits vor
der endgültigen Veröffentlichung aller Notizbücher dienen unsere
Transkriptionen und Ergebnisse der Kommentierung als wissenschaftliche
Grundlage für die Konzeption von sechs Fontane-Ausstellungen", erklärt
Radecke. Als Sprecherin des wissenschaftlichen Beirats berät sie die
vielfältigen Aktivitäten während des Jubiläums.

Die digitale Fontane-Edition wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
und der Brougier-Seisser-Cleve-Werhahn-Stiftung gefördert. Sie entsteht in
Zusammenarbeit mit der Niedersächsischen Staats- und
Universitätsbibliothek Göttingen (SUB) und wird nach Abschluss des
Projekts im kommenden Jahr dort langzeitarchiviert. "Die Edition in ihrer
jetzigen Form konnte nur durch das Zusammenspiel zwischen
Fachwissenschaft, Informationswissenschaft und Informatik entstehen", sagt
Dr. Mirjam Blümm, stellvertretende Leiterin der Abteilung Forschung und
Entwicklung an der SUB. "Für uns ist das als neuer Aufgabenbereich der
Bibliothek sehr spannend." Die Staatsbibliothek zu Berlin, Preußischer
Kulturbesitz, ist zudem als Eigentümerin der Notizbücher assoziierte
Projektpartnerin.


Weitere Informationen unter:

http://www.fontane-notizbuecher.de

http://www.uni-goettingen.de/de/154180.html

https://fontane-200.de/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6182: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Wolf Leichsenring: "Obenauf in Down Under" ... Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden, 1.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Wolf Leichsenring: "Obenauf in Down Under" ... Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden

Autorenlesung mit Diavortrag am Donnerstag, den 1. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden' - Plakat zu Diavortrag und Autorenlesung mit dem Weltenbummler und Reisejournalisten Wolf Leichsenring am Donnerstag, den 1.11.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg - Fotos: © by Gabriele Leichsenring]






Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung mit Diavortrag

am Donnerstag, den 1.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Wolf Leichsenring

"Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden"

Über 35 Jahre lang waren Gabriele und Wolf Leichsenring mit
dem Wohnmobil unterwegs, zunächst in Europa, nach dem Ende ihrer
beruflichen Tätigkeit u.a. auch in Nordamerika, Neuseeland und
Afrika. Im Jahr 2016 bereisten sie Australien. Eineinhalb Mal um die
Erde, also rund 60.000 Kilometer, legten die beiden
Reisejournalisten bei der neunmonatigen Rundfahrt um den Fünften
Kontinent zurück. 

Im "Komm du" berichtet Wolf Leichsenring in seinem ersten von
insgesamt fünf Diavorträgen über Australien und Tasmanien von der
Reise durch den Süden des Landes. Diese beginnt in der Hauptstadt
Canberra. Es folgen Impressionen aus den Großstädten Melbourne und
Adelaide sowie Eindrücke vom Urwald ähnlichen, undurchdringlichen
"native bush" im Südosten des Kontinents. Die Reiseroute führt dann
nach Westen, verläuft mal direkt an der Küste, z.B. entlang der
weltbekannten Great Ocean Road, mal etwas weiter im Hinterland. Und
es gibt einen Abstecher zur Känguru-Insel, der drittgrößten Insel
Australiens mit ihrer reichhaltigen Tierwelt. Je weiter die beiden
Weltenbummler nach Westen vordringen, umso wüstenhafter wird die
Landschaft. Sie durchkreuzen die Nullarbor Plain, jene baumlose
Wüste direkt an der australischen Südküste, und landen schließlich
im typischen Outback, der lebensfeindlichen roten Wüste, die rund 80
Prozent des Kontinents ausmacht. Im Wüstenort Coober Pedy endet die
Reise.

Der Reisejournalist Wolf Leichsenring illustriert seinen
Vortrag und die Lesung aus dem Reisetagebuch mit zahlreichen Dias.




[image: 'native bush' - die ursprüngliche Buschlandschaft im Südosten von Australien - Foto: © by Gabriele Leichsenring]

[image: Die Känguru-Insel ist die drittgrößte Insel Australiens - Foto: © by Gabriele Leichsenring]

links: "native bush" - ursprüngliche und undurchdringliche Buschlandschaft im Südosten von Australien

rechts: "Kangaroo Island" - die Känguru-Insel ist die drittgrößte Insel Australiens

Fotos: © by Gabriele Leichsenring




Der Australien-Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



Weitere Informationen:

Gabriele und Wolf Leichsenring - Homepage

https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/?page_id=70

Weitere Informationen zum Vortrag "Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden"

https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/?page_id=1835

Fotos von der Australienreise der Leichsenrings

https://ga-wo.leichsenring.net/kreativ/?page_id=1188




[image: Die rote Wüste des Outback macht rund 80 Prozent des Australischen Kontinents aus - Fotos: © by Gabriele Leichsenring]

Vom Urwald ins Outback - eine faszinierende Reise durch Australiens Süden

Vortrag und Lesung von Wolf Leichsenring am Donnerstag, den 1.11.2018 im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Fotos: © by Gabriele Leichsenring




Über den Referenten Wolf Leichsenring:

Wolf Leichsenring ist seit über 35 Jahren begeisterter
Wohnmobilist und damit "hoteluntauglich". Zusammen mit seiner Frau
Gabriele Leichsenring machte er sich während ihrer früheren
Berufstätigkeit (beide Lehrer) auf, Europa "mobil zu erobern".
Später verfolgten sie eine Horizonterweiterung auch auf anderen
Kontinenten. Im Jahr 2012 war MAROKKO für einen längeren Zeitraum
ihr Ziel. 2011 und 2013 tourten die beiden Weltenbummler jeweils
zwischen acht und elf Monate durch Nordamerika. Auch AUSTRALIEN
ließ sie nicht ruhen und so machten sich Gabriele und Wolf
Leichsenring 2016 auf, den fünften Kontinent gut neun lange
Monate sowohl zu umrunden als auch zu durchqueren, nicht jedoch ohne
unmittelbar vorher von Oktober bis Dezember 2015 NEUSEELAND zu
erkunden. Als eingefleischte Wohnmobilfans unternahmen die beiden
Abenteurer alle Reisen im eigenen Wohnmobil, auch in Amerika,
Neuseeland und Australien. 

Produktives Ergebnis dieser ausgedehnten Touren ist ein bunter
Strauß an Diavorträgen und Fotoausstellungen, die die Reisen
ergänzend veranschaulichen. Gabriele und Wolf Leichsenring
publizierten Bücher über NORDAMERIKA und MAROKKO. Ebenso in Buchform
erschienen sind Reiseberichte über NEUSEELAND (Titel: "Die Suche
nach dem Paradies") und AUSTRALIEN (Titel: "Obenauf in Down Under"). 




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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VORTRAG/808: Wertheim - Dem Dichter Heinrich Heine auf der Spur am 28.9.2018


Dem Dichter Heinrich Heine auf der Spur

Literarischer Vortrag im Grafschaftsmuseum



Wertheim. Ein literarischer Vortrag mit Norbert Stallkamp findet am
Freitag, 28. September, um 19 Uhr im Grafschaftsmuseum statt. Der
Titel der Veranstaltung lautet "Heinrich Heine - Dichter unbekannt.
Auf Spurensuche". Stallkamp, ehemaliger Fachlehrer für Deutsch und
Literatur sowie Schulleiter des Beruflichen Schulzentrums Wertheim,
erinnert mit der Lesung an den Poeten der unglücklichen Liebe und
Trommler gegen die Reaktion. Saxophonist Manuel Dahner begleitet die
Veranstaltung musikalisch.

Das deutsche Wort sei sein Vaterland, schrieb Heinrich Heine früh in
einem Brief. Deutschland war es nicht. Er hätte es sich gewünscht,
aber die Zensoren ließen es nicht zu, schreibt der Kulturjournalist
Jobst-Ulrich Brand dazu. Und so geht der Dichter nach Frankreich in
die Freiheit: "Ich will frei sein, will jemand sein, ich will ich
sein. Ich kann nicht leben, wo sie ihre Freiheit fürchten, die
Wahrheit verleugnen, die Schönheit schänden, den Genius verachten und
betteln gehen lassen und diejenigen schlagen, die ihnen ihre geliebten
Ketten wegnehmen wollen", so Heine.

Wer also war dieser Heinrich Heine, der zwischen allen Stühlen saß und
doch einer der ganz Großen in der Welt der Literatur wurde? Ein Mensch
voller Widersprüchlichkeit? Ein Romantiker und zugleich ein Zerstörer
der Romantik? War er gar ein Revolutionär? Ein Sozialist? Patriot und
Weltbürger zugleich? Norbert Stallkamp begibt sich für mögliche
Antworten auf literarische Spurensuche.

Der Eintritt zur Heine-Lesung beträgt für Erwachsene 4,50 Euro.
Mitglieder des Historischen Vereins zahlen 1,50 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSSICHTEN/8402: Und morgen, den 20. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.09.2018 bis zum 21.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8402 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Warmer Tag und Sonnenschein,

Wolken kommen später,

tragen etwas Regen ein,

Jean hüpft Schritt für Meter.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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STELLUNGNAHME/020: EU-Gipfel Salzburg zu Flüchtlingspolitik - "Nicht mit menschenrechtlichen Grundsätzen vereinbar" (medico)


medico international - 19. September 2018

EU-Gipfel Salzburg zu Flüchtlingspolitik

medico: "Nicht mit menschenrechtlichen Grundsätzen vereinbar"

Zwei Tage beraten die Staats- und Regierungschefs der EU in Salzburg - vor
allem über die Flüchtlingspolitik.



Anlässlich des EU-Gipfel kritisiert Dr. Ramona Lenz, Referentin für Flucht
und Migration, bei der Frankfurter Hilfs- uns Menschenrechtsorganisation
medico international:

"Mit ihrem Fokus auf Abschottung und die Errichtung von Lagern an den
Rändern Europas lenken die EU-Regierungschefs auf Kosten von Flüchtlingen
von internen Problemen ab. Verhandlungen um die solidarische Aufnahme und
Verteilung von Geflüchteten innerhalb der EU sollten eigentlich auf der
Agenda stehen. Nach libyschen Warlords nun auch einen Folterstaat wie
Ägypten zum privilegierten Partner der EU erklären zu wollen, ist mit
menschenrechtlichen Grundsätzen nicht vereinbar."

 * 

Quelle:

medico international - 19. September 2018

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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STANDPUNKT/011: Afrika, eine Geschichte zum Wiederentdecken - Yaa Asantewa und der "Krieg des goldenen Stuhls" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Afrika, eine Geschichte zum Wiederentdecken, Teil 8

Yaa Asantewa und der "Krieg des goldenen Stuhls"

Von Valentin Mufila, 18. September 2018






[image: By Noahalorwu [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons]

Die Statue von Yaa Asantewa vor dem ihr gewidmeten Museum

By Noahalorwu

[CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)] from Wikimedia Commons



Yaa Asantewa wurde 1840 in Besease, einer Stadt im heutigen Ghana,
geboren. Sie war Yaya Kwasis Schwester, die ihr den Rang der
Königinmutter von Ejisuhene, einem Teil des Ashanti-Reiches, verlieh.
Da ein matriarchalisches System galt, machte sie dies zur mächtigsten
Figur im Königreich.

Während der Regierungszeit ihres Bruders erlebte Asantewa das Wachstum
des englischen Expansionismus. Als er 1894 starb, nutzte sie ihr Recht
als Königinmutter, um ihren Neffen zum Leiter der Ashanti zu ernennen.
Als die Briten ihn 1896 zusammen mit König Prempeh I. und anderen
Regierungsmitgliedern ins Exil auf die Seychellen schickten, wurde Yaa
Asantewa Regentin des Bezirks Ejisu-Juaben.

Frederick Hodgson, der Generalgouverneur der Goldküste, wie die
Engländer das Gebiet nannten, hatte von dem Goldenen Stuhl gehört,
einem heiligen dynastischen Symbol der Ashanti, und darum gebeten,
dass er übergeben wird. Für den Ashanti aber war der Tod einem solchen
Zugeständnis vorzuziehen.

Dieser Antrag führte zu einer geheimen Sitzung der übrigen
Regierungsmitglieder in Kumasi. Yaa Asantewa, die einzige anwesende
Frau, stand auf und hielt eine Rede, die berühmt blieb: "Ich sehe,
dass einige von euch Angst haben, vorzutreten und für unseren König zu
kämpfen. Wenn wir in der mutigen Ära der Könige Osei Tuty, Okomfo
Anoky und Opuku Ware wären, hätten die Anführer nicht zugehört und
zugesehen, ohne zu reagieren, während ihr König weggebracht wurde.
Kein Weißer hat es je gewagt, mit dem Kopf der Ashanti zu sprechen,
wie es der Gouverneur heute Morgen getan hat. Also existiert der Mut
der Ashanti nicht mehr? Ich kann es nicht glauben und deshalb sage ich
euch: wenn ihr, die Männer der Ashanti, nicht kämpft, werden wir
Frauen kämpfen. Wir werden gegen die Weißen kämpfen. Wir werden
kämpfen, bis die Letzte von uns auf dem Schlachtfeld fällt."

Yaa Asantewa wurde ausgewählt, um die Armee im so genannten "Krieg des
goldenen Hockers" zu führen. Sie schaffte es, die Briten aus Kumasi
zurückzutreiben. Die Rebellion dauerte einige Monate und war der
letzte einer Reihe von Kriegen im gesamten neunzehnten Jahrhundert. Am
Ende gelang es den Briten sie zu fangen und ins Exil auf die
Seychellen zu schicken. Am 1. Januar 1902 erreichten die Briten, was
die Ashanti fast ein Jahrhundert lang verhindert hatten, und ihr Reich
wurde zu einem britischen Protektorat.

Yaa Asantewa starb am 17. Oktober 1921 im Exil. Drei Jahre später, am
27. Dezember 1924, konnten Prempeh I. und die übrigen Mitglieder des
Hofes mit ihren Überresten zurückkehren, und Yaa Asantewaa erhielt ein
königliches Begräbnis, das ihrem Namen gebührte. Ihr Traum von der
Befreiung von der englischen Herrschaft erfüllte sich am 6. März 1957,
als das Protektorat als Teil Ghanas die Unabhängigkeit erlangte, der
ersten Nation in Afrika südlich der Sahara, die diese Leistung
vollbrachte.

Yaa Asantewa gilt als eine der wichtigsten Figuren im afrikanischen
Freiheitskampf und ist die Nationalheldin Ghanas. Im Jahr 2000 fanden
im Land einwöchige Veranstaltungen statt, um ihre Leistungen zu
feiern. Dabei wurde Ejisu ein Museum gewidmet, dass 2004 bei einem
Brand teilweise zerstört wurde.


Übersetzung aus dem Italienischen von Lorenzo Molinari


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KURSE/475: Münster - Zwei Zeichenkurse "Aus Westfalen in die Südsee" am 22./23.9.2018


Stadt Münster

Zeichenkurse: Aus Westfalen in die Südsee



Münster (SMS) Am Samstag, 22. September, bietet sich Kindern die
Gelegenheit, in der neuen Sonderausstellung des Stadtmuseums "Aus
Westfalen in die Südsee. Katholische Mission in deutschen Kolonien"
genaues Hinblicken und Zeichnen zu erproben. Hilfestellung leistet
dabei die Künstlerin Gintare Skroblyte. Erwachsene können am Sonntag,
23. September, zu Stift und Papier greifen. Diese Maske aus Ozeanien
etwa lädt zum näheren Blick ein.

Beide Kurse beginnen um 11 Uhr. Da die Teilnehmerzahl beschränkt ist,
wird um Anmeldung unter Tel. 02 51/4 92-45 03 gebeten. Kinder zahlen 8
Euro (inklusive Materialkosten) Erwachsene 10 Euro plus 2 Euro
Materialkosten. Eigenes Material kann mitgebacht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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THEATER/1366: Hamburg - "Das Papperlapapp der Tiere" im Goldbekhaus am 30.09.2018


THEATER MÄR: DAS PAPPERLAPAPP DER TIERE | KINDERTHEATER AB 3 JAHREN

Sonntag 30. September um 15 Uhr

Hamburg, Goldbekhaus

Theaterstück für die Lütten ab drei Jahren und ihren Eltern. "Das
Papperlapapp der Tiere" stellt die Frage, ob Tiere sprechen können und
ob wir sie verstehen können.



Tiere sprechen! Sie schnattern, maunzen, brummen, kratzen, scharren,
krächzen, brüllen - mal mehr, mal weniger verständlich. Vielleicht
können sie auch sprechen oder sogar singen und sich dadurch verstehen?
Mit Spaß, Quatsch und Wissenswertem machen sich der Schauspieler Peter
Markhoff und der Bühnenmusiker Uwe Schade daran, den Tiersprachen
tiefer auf den Grund zu gehen.

Lässt sich ihre Sprache über die Musik verstehen? Finden wir ihre
Sprache in bekannten Tierliedern wieder? Das Erforschen wir und finden
dabei Simples und Erstaunliches heraus?

Mit: Frauke Rubarth und Ensemble (Stück), Frauke Rubarth (Regie), Uwe
Schade und Peter Markhoff (Musik & Spiel), Mareike Bongers (Kostüm),
Maren Amini (Illustration) | weitere Informationen unter:
www.theatermär.de und www.wuestenschiff-kindertheater.de

Bühne zum Hof | TK 7,-(Erw.) / 5,50 (Kind) | VVK 5,50 / 4,- (zzgl.
evtl. anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746 | 0177.2294599

info@ulrikesteffel.de
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AUSSTELLUNG/9556: Düsseldorf - Licht und Ornament, Herz-Jesu-Kirche, ab 21.09.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Düsseldorf

Licht und Ornament

Ausstellung zur Illumination der Herz-Jesu-Kirche in Düsseldorf-Derendorf



Das Ornament und flächige Raster zählen seit jeher zu den Aufgaben der
Malerei. Im Sommersemester 2018 haben Studierende der Hochschule
Düsseldorf in einem Kurs von Professor Lars Breuer am Fachbereich
Design untersucht, was geschieht, wenn sich ein Muster oder Ornament
vom schmückenden 'Beiwerk' emanzipiert und zum zentralen Bildmotiv
wird.

Für die Ausstellung in der Kirche Herz Jesu haben sich so vierzehn
unterschiedliche Positionen entwickelt, die mit verschiedenen
Techniken arbeiten: Zu sehen sind unter anderem Malereien, Zeichnungen
und Drucke, aber auch ein programmiertes Video sowie
Overheadprojektionen. Die beteiligten Studentinnen und Studenten
setzen sich dabei oft explizit mit dem Innenraum der Kirche und seiner
Bedeutung auseinander, so dass an zahlreichen Stellen ungewohnte und
überraschende Überschneidungen entstehen.

Die Ausstellung "Ornament" im Innenraum der Kirche eröffnet parallel
mit der Inbetriebnahme der Außenbeleuchtung durch die Düsseldorfer
Bürgerstiftung DUS-illuminated. Nach jahrelanger Sanierung des
Kirchturms wird am 21. September 2018 die Illumination der Kirche
wieder aufgenommen. Mit Einbruch der Dunkelheit (gegen 20.15 Uhr)
beginnt die feierliche Illumination. Bereits ab 19 Uhr werden die
Werke der Design-Studierenden zum Thema "Pattern - Muster, Raster,
Ornament" im Inneren der Kirche zu sehen sein. Im Anschluss an die
Illumination findet vor der Kirche ein Straßenfest mit Live-Musik
statt.

Zu dieser Kooperationsveranstaltung zwischen der Hochschule Düsseldorf
und der Katholischen Kirchengemeinde Derendorf Pempelfort sind
Interessierte herzlich eingeladen:

Freitag, 21. September 2018, 19 Uhr

Roßstraße 75, 40476 Düsseldorf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-duesseldorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution637

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Düsseldorf, 18.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Zerrissen und großartig - Gundermann

von Margit van Ham



Das Bild des nächtlichen Tagebaus mit seiner Mondlandschaft und dem
riesigen beleuchteten Schreitbagger geht mir nicht aus dem Kopf. In der
Baggerkabine hoch über der toten Landschaft entstanden Gerhard Gundermanns
Lieder, voller Liebe zur Natur und den Menschen, die sie zerstörten, um
Wärme und Energie zu erzeugen. - immer wieder wächst das gras / klammert
all die wunden zu / manchmal stark und manchmal blass / so wie ich und du -


Der Abspann des Films lief, Gundermann-Alexander Scheer war zu hören mit
ich mache meinen frieden mit dir du grosser gott / ich nehm' was du mir
bieten kannst, leben oder tod - es blieb völlig still im Publikum,
niemand verließ den Berliner Kinosaal, niemand redete. Keinen Ton, kein
Wort wollte man verpassen ... Regisseur Andreas Dresen und Drehbuchautorin
Laila Stieler haben einen wunderbaren Film geschaffen, einen, der berührt,
der einen nicht loslässt, der Nachdenken und Reden geradezu fordert. Ich
konnte nicht gleich nach Hause gehen, musste mit Freunden sprechen und mit
den Leuten vom Nebentisch in der Kneipe, die ebenfalls nur ein Thema
diskutierten: Gundermann. Beides - die Person und den Film mit dem
Hauptdarsteller Alexander Scheer, der auch mit seinem eigenen Gesang so
sehr zu Gundi geworden war.

Vermutlich ist das die Reaktion von Zuschauern, die mit Gundermann und in
seiner Zeit gelebt haben, bei denen der Film an persönliche Erinnerungen
anknüpft. Dresens Anspruch ging darüber hinaus. Er wollte einen Beitrag zur
Differenzierung des Lebens in der DDR liefern, weg vom Klischee, zeigen,
dass es keine einfachen Antworten gibt. Das widersprüchliche Leben und die
Kunst von Gerhard Gundermann lieferten dafür eine perfekte Vorlage.

Ein Dichter, Liedermacher, der von seiner Hände Arbeit im
Braunkohlentagebau lebt, um unabhängig sein zu können. Ein Liebender, der
um die Frau eines Anderen kämpft. Der poetische Wegbegleiter des Ostens
nach der Wende. Er hat den "Verlierern" eine poetische Heimat gegeben
(hier bin ich geborn / wo die kühe mager sind wie das glück). Und er
ist ein Zerrissener. Mit dem Kopf in den Wolken und den Stiefeln im Schlamm
der Braunkohle, wie Dresen sagt. Und nicht nur in diesem Schlamm. Der IM
Grigori will nicht zu dem Poeten Gundermann passen, zu dem kritischen
Kommunisten, der sich nicht fürchtet, Parteioberen die Meinung zu sagen.

Der Film kreist in verschiedenen Rückblenden um diese Lebensbereiche seines
Helden. IM Grigori bildet aber neben den Liedern von Gundermann (nochmal:
großartig Alexander Scheer) den Rahmen. Birgit Walter, die in der
Berliner Zeitung eine sehr bewegende Rezension zum Film
veröffentlicht hat, schreibt, dass die Konzentration auf den Stasi-Konflikt
unangemessen wirke, "weil er den Blick auf diesen fesselnden
widersprüchlichen Künstler völlig überlagert". Mag sein, aber gerade weil
dieser Dresen-Film auch den unangenehmen Wahrheiten verpflichtet ist,
scheint er mir so wichtig.

Er lässt den Zuschauer verstehen, dass Gundermann in der Überzeugung
gespitzelt hat, den Sozialismus so zu schützen. Dass er hoffte, Einfluss zu
nehmen, um Missstände in seinem Land, der DDR, bekämpfen zu können.
Durchaus niederdrückend dann die Erkenntnis, dass dieser Gundermann-Grigori
nicht nur Kritik an den Zuständen übte, sondern auch Leute anschwärzte. Das
Warum bleibt offen. Gundermann beantwortet diese Frage nicht, Scham
steht dazwischen - und damit ist er durchaus nicht allein.

Der Film erzählt vom Weg des rausgeschmissenen Offiziersanwärters (er
wollte kein Loblied auf einen General singen) zum Tagebauhilfsarbeiter und
späteren Baggerführer, der auf Arbeitsschutzmaßnahmen drängt. Die Warnung
wird überhört. Es stirbt ein Kollege. - "Engel über dem Revier" wird
Gundermann später schreiben, eines der Lieder, die so sehr unter die Haut
gehen und für die ihn viele bis heute vermissen. - da fliegt ein engel
durch den rauchigen himmel über dem revier / er hat jetzt fast ein halbes
leben auf mich aufgepasst / jetzt trennt er sich von mir -

Der Partei ist er zu unbequem; er kämpft um sein Parteibuch, bis er 1984
endgültig ausgeschlossen wird und auch die Stasi nicht mehr interessiert
ist, im Gegenteil - sie observiert ihn.

Es gehörte nach der Wende viel Mut dazu, sich als IM zu outen, zu den
Bespitzelten zu gehen und sich öffentlich im Konzert zu erklären. Auch das
gehört zur Wahrheit dieser Tage, als ein IM-Fall immer klare Richter fand.
Ich bitte nicht um Verzeihung, sagt Gundermann, ich kann mir selbst nicht
verzeihen.
Conny, wunderbar dargestellt von Anna Unterberger, ist bei ihm in dieser
schwierigen Situation. Sie rät ihm, selbst an die Öffentlichkeit zu gehen.
Sagt, ich bin bei dir, als er sie verzweifelt fragt: "Schämst du dich für
mich?" Er hatte seine Täter-Akte gelesen. Eine bedrückende Szene.

Sie hat sich nach langem Ringen (und zwei Kindern) für Gundi entschieden.
Die Geschichte einer Liebe. Die Männer tauschen die Wohnung - 
DDR-Wirklichkeit zwang zu Pragmatismus. Die Frau an der Seite des Künstlers,
die früher mit ihm auf der Bühne stand, zahlt einen hohen Preis für dessen
kompromisslosen Weg - Dreischicht-Arbeit im Bagger, Proben, Konzerte,
Aufnahmen. Gundermann ist selten zu Hause, dabei wartet nun auch Linda
(du bist in mein Herz gefallen ...) auf ihn.

Gundermann ist bewusst, dass er mit dieser exzessiven Lebensweise an Connys
Glück "frisst", aber er meint, nichts ändern zu können. Wusste er
vielleicht, dass er keine Zeit hatte? - und ich habe keine zeit mehr,
ich nehm den handschuh auf / ich laufe um mein leben und gegen / den
lebenslauf -

Conny war auch da, als Gundis Vater starb, zu dem eine sehr komplizierte
Beziehung bestand. Lange Jahre hatte der nicht mit dem Sohn reden können.
- vater sag ist in dem koffer dem gelben, noch / der alte projektor ich
spul den film zurück / bis zu dem tag bis zu jener stelle / als es noch
nicht weg war das glück. - Berührender kann ein Lied kaum sein ...

Die Schließung der Grube holt Gundermann aus den "Wolken" seines Schaffens
hoch über dem Abraum, macht seine Kumpel arbeitslos. Sie wird etwas kurz -
immerhin hat er danach kein Lied mehr geschrieben - mit dem Lied "Brigitta"
abgehandelt. Die Kumpel stehen beim Konzert nicht nur sprichwörtlich im
Regen. - ach meine grube brigitta ist pleite / und die letzte schicht
lang schon verkauft / und mein bagger der stirbt in der heide / und das
erdbeben hört endlich auf -

Es war eine mutige Entscheidung der Filmemacher und auch von Conny
Gundermann, dem Tabu-Thema nicht aus dem Weg zu gehen. Im Osten wird man
wohl weiter seine Texte lieben, auch wenn "Held" Gundermann Kratzer
bekommen hat.

Die Frage ist, wie ein Publikum im Westen, das Gundermann meist nicht
kennt, darauf reagiert. Ob nicht doch eher die alten Klischees bedient
werden? Oder gewinnt auch dort das poetische Werk? Weckt die Ehrlichkeit
des Filmes Verständnis für das andere Leben im zerrissenen Land?



"Gundermann", Regie Andreas Dresen, Drehbuch Laila Stieler. Derzeit in
den Kinos.

Der Soundtrack des Films wird bei Buschfunk produziert.

https://verlag.buschfunk.com/

Die Schreibweise der Liederzeilen folgt der Wiedergabe bei Buschfunk,
Liedtexte von Gerhard Gundermann. 

https://verlag.buschfunk.com/kuenstler/liedtexte/14_Gerhard_Gundermann

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 19/2018 vom 10. September 2018, Online-Ausgabe
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Mackie Messer - Brechts Dreigroschenfilm

Von Sybille Fuchs

19. September 2018



Mit seiner Verfilmung des von Bertolt Brecht nie realisierten
"Dreigroschenfilms" und der dramatischen Umstände seiner Verhinderung ist
dem Regisseur Joachim A. Lang und allen Darstellern und Mitwirkenden ein
nicht nur unterhaltsamer, alle Sinne ansprechender Film gelungen. Vielmehr
ist es ein sehr zeitgemäßer Film. Angesichts der sich zugespitzenden
politisch-gesellschaftlichen Situation mit ungeheurem Reichtum auf der
einen und immer bittererer Armut auf der anderen Seite reagieren die die
Herrschenden wie Anfang der 1930er Jahre mit Förderung des
Rechtsradikalismus, dem Schüren von Fremdenhass, Staatsaufrüstung,
Militarismus und Kriegsvorbereitungen.

Gleichzeitig wirft dieser Film höchst aktuelle Fragen künstlerischer
Produktion und ihrer gesellschaftlichen Wirksamkeit auf. Ohne an
ästhetischer Qualität einzubüßen, stellt er Brechts damals nicht eingelöste
Forderung ins Zentrum: "Die Dreigroschenoper konnte unter Belassung des
Status quo in der Benutzung der Filmapparate in einen Dreigroschenfilm
verwandelt werden, wenn ihre soziale Tendenz zur Grundlage der Bearbeitung
gemacht wurde." (1)

Die opulente Ausstattung mit wunderbaren Kostümen, die allen Darstellenden
anzusehende Begeisterung, die in Szenen mit den Vertretern der Nero-Film
groteske Ironie Brechts, der Kontrast zwischen Romantik und Verfremdung,
all das wird nie langweilig. Die herrlich getanzten Balleteinlagen, die
wunderbaren Bildeinfälle, wie z. B. das Überblenden von altmodischen,
gestellten, undeutlich gewordenen Schwarzweißfotos zu sprühend lebendigen
farbigen Massenszenen, sind einfach großartig.

Auch wenn der Hauptdarsteller (Lars Eidinger) vor allem mit Brechtsentenzen
aufwarten muss, so passen sie doch immer wie die Faust aufs Auge. Eidinger,
der Brecht so gar nicht ähnlich sieht, gelingt es, obwohl er keineswegs
dessen bekannte Posen und Gewohnheiten - mit Ausnahme der obligaten Zigarre
- nachahmt, geschweige denn dessen Augsburger Dialekt, wesentliche Züge der
Persönlichkeit des Autor lebendig zu machen. Zugleich erzielt er damit den
von Brecht so geschätzten Verfremdungseffekt, d. das "Künstliche", das die
Realität sichtbar machen soll.

Die Leistung des Ensembles, sowohl in der Darstellung wie auch in den
Songs, die wie von Weil und Brecht beabsichtigt von den Schauspielenden
selbst dargeboten werden, tragen zu dem hervorragenden Ergebnis bei.
Besonders hervorzuheben sind ausnahmslos alle darstellerischen Leistungen
von Lars Eidinger (Brecht), Tobias Moretti (Macheath), Hanna Herzsprung
(Polly und Carola Neher), Claudia Michelsen (Mrs. Peachum), Robert
Stadlober (Kurt Weil), Peri Baumeister (Elisabeth Hauptmann), Britta
Hammelstein (Lotte Lenja und Seeräuber-Jenny), Meike Droste (Helene
Weigel), Christian Redl (Tiger Brown) sowie Max Raabe als Moritatensänger.
Besonders überzeugend ist Joachim Król als Bettlerkönig Peachum, der in
seiner gespenstig ausgestatteten Fabrik, in der die Bettlerkostüme von der
Decke hängen, seine unternehmerische Philosophie darlegt. Er lässt normale
Arme höchst kunstvoll zu mitleiderregenden Bettlern herrichten, um den
Löwenanteil ihrer Einkünfte einzuheimsen.

Ein unterhaltsamer Film

Entgegen häufiger Vorurteile, die sich an manchen seiner weniger geglückten
Stücke, seinen Lehrstücken und seinen strengen theoretischen Polemiken
festmachen, war Brecht alles andere als ein trockner, doktrinärer
Stückeschreiber. Immer wieder betonte er, dass das Publikum sich im Theater
amüsieren müsse. Flache kommerzielle Unterhaltung allerdings lehnte er
kompromisslos ab. Das Publikum solle vielmehr zum Nachdenken über seine
Lage in der Gesellschaft und zum Handeln angeregt werden.

Der Film zeigt in seinen Anfangsszenen wunderbar die für Brecht typische
Arbeitsweise bei den Proben zur Uraufführung. Immerzu verlangt er
Änderungen, bringt teilweise Schauspieler und andere Mitwirkende zur
Weißglut - in diesem Fall aber besonders den Theaterdirektor Ernst Aufricht
(Christian Hockenbrink). Trotz aller dadurch verursachter Improvisationen
findet am 31. August 1928 die Uraufführung statt. Zunächst herrschte große
Skepsis und offensichtliche Ablehnung im Zuschauerraum. Erst mit dem
Kanonensong brach das Eis. Beifallsstürme erklangen, das Publikum
trampelte, der Song musste sogar wiederholt werden. Die Dreigroschenoper
wurde zum größten Theatererfolg der Weimarer Republik und bleibt bis heute
eines der meistgespielten Stücke weltweit.

Es war wohl kein Zufall, dass gerade der Kanonensong den Umschwung
bewirkte. Hatte doch die große Mehrheit der Bevölkerung noch die Nase voll
vom Ersten Weltkrieg. Viele spürten schon die Gefahr, die von Neuem durch
wachsenden Militarismus und den Rechtsradikalismus drohte.

Das Filmprojekt der Nero-Film

Brechts Verleger Felix Bloch Erben wollte nach dem Supererfolg der Oper mit
den Filmrechten für die Dreigroschenoper einen Reibach machen. Brecht
stimmte wie auch Weill dem Vertrag mit der Nero Film AG zu. Aber kaum
hatten die Arbeiten am Drehbuch und die Proben begonnen, kam es zu heftigen
Auseinandersetzungen zwischen dem Autor, die sich in Langs Film immer
wieder mit fiktiven, nach Brechts Vorstellung gedrehten üppigen
Dreigroschen-Szenen abwechseln.

Als der Produzent einmal die immensen Kosten einer von Brecht gewünschten
Szene ins Spiel zu bringen versucht, kontert dieser damit, dass sich das
Ganze natürlich auch erzählen ließe, womit er auf sein Episches Theater
verweist. "Für den Film sind die Sätze nicht aristotelischer Dramatik
(nicht auf Einfühlung, Mimesis beruhender Dramatik) ohne weiteres
annehmbar", heißt es in seinen Abhandlungen über den Film. (2)

Im September 1930 hatte Brecht das Filmexposé "Die Beule - Ein
Dreigroschenfilm" geschrieben. Im gleichen Monat begannen die
Dreharbeitern, aber die Produktionsfirma Nero-Film hatte Brecht den Vertrag
gekündigt, weil man sich nicht darauf einlassen wollte, die von Brecht
initiierten politischen Aktualisierungen mit aufzunehmen. Die Firma war
allein daran interessiert, die erfolgreiche Opernfassung mit den zu
Schlagern gewordenen Songs von Kurt Weill schnellstens zu Geld zu machen.
Der Konflikt Kommerz gegen politische Kunstauffassung war vorprogrammiert.

Brecht hatte am 1. Mai 1929 zusammen mit Fritz Sternberg aus dessen Fenster
schauend beobachtet, wie der sozialdemokratische Polizeipräsident Zörgiebel
auf eine friedliche Arbeiterdemonstration schießen ließ - eine Szene, die
im Film kurz gezeigt wird. Mit dem Wall Street Crash spitzte sich die
Weltwirtschaftskrise zu. Die Masse der Arbeitslose wuchs ständig. Brecht
beharrte auf seinen geplanten politischen Zuspitzungen und Veränderungen.

Dreigroschenprozess

Dem Vertrag zufolge war dem Autor zwar die Mitarbeit am Drehbuch gestattet,
aber nicht die am eigentlichen Film. Die von Brecht beabsichtigte
"ausgesprochen politische Tendenz" lehnte die Filmfirma kategorisch ab. Sie
bestand darauf, "ohne uns den Film so verkaufbar wie (nur so) möglich
herzustellen. Wir mussten also die Gerichte anrufen" (3). Brecht und Weill
klagten gegen die Nero-Film und verloren den Prozess in erster Instanz.
Später einigte man sich auf einen Vergleich. Bei dem Prozess ging es Brecht
keineswegs um die Frage seines Urheberrechts, sondern um das Recht des
Autors, sein Werk in der Verwirklichung eines anderen Mediums, des Films,
zu verändern und seine politische und ästhetische Ausrichtung zu bestimmen.

Brecht schrieb unter dem Titel "Der Dreigroschenprozess. Ein soziologisches
Experiment" eine Analyse des Rechtsstreits, die er zusammen mit dem
Filmexposé und dem Text der Dreigroschenoper im Heft 3 seiner
Versuche veröffentlichte. Der Film wurde nach den Wünschen der Firma
ohne die von Brecht so dringend gewünschte politische Verschärfung und
Aktualisierung der Handlung fertiggestellt und am 19. Februar 1931 in
Berlin uraufgeführt.

In seinem Film lässt Lang Eidinger nicht nur etliche Zitate aus Brechts
Essay sprechen, sondern das ganze Filmprojekt dreht sich um die von Brecht
aufgeworfenen künstlerischen und politischen Fragen, die heute wieder von
großer Aktualität nicht nur für Filmschaffende, sondern für Künstler
überhaupt sind.

Wie recht der Autor mit seiner angestrebten politischen Ausrichtung hatte,
zeigte sich sehr bald. Nach dem verlorenen Prozess konnte Nero-Film ihre
Fassung zwar vollenden, aber sie wurde genau wie die Oper und sämtliche
Werke von Brecht 1933 von den Nazis verboten. In einer Filmszene stürmen 
SS-Männer die Proben zu Die heilige Johanna der Schlachthöfe. In
historische Filmaufnahmen von der Bücherverbrennung 1933 schneidet Lang
eine Original-Tonbandaufnahme, in der Brecht deprimiert sein Gedicht An
die Nachgeborenen zitiert.

Langs Film hätte Brecht gefallen

Der Film von Lang, zu dem dieser auch das Drehbuch schrieb, hätte Brecht im
Gegensatz zu der von der Nero Film fertiggestellten Fassung vermutlich
gefallen. Der Film thematisiert nicht nur Brechts ästhetische sondern vor
allem auch seine politischen Absichten und bezieht sie auf die heutige
Zeit. Die Parallelen zwischen den frühen 30er Jahren und heute sind
unübersehbar.

Lang ist ein ausgewiesener Brechtkenner. Schon in seiner Magisterarbeit
untersuchte er Brechts Kriegsfibel. Seine Dissertation befasste sich
mit Verfilmungen von Brechtwerken. (4) Viele Jahre leitete er auch das
Augsburger Brechtfestival.

Langs Konzept und seine Umsetzung stimmen in allen Details, machen
neugierig darauf, Brecht wieder einmal vorzunehmen, und regen hoffentlich
Theater- und Filmleute an, sich seiner Stücke vermehrt zu bedienen. In den
letzten Jahren ist Brecht etwas rar geworden auf deutschen Bühnen.

Anlässlich der wörtlichen Brechtzitate - die zu finden, er sicher keine
Mühe hatte - in seinem Films erklärte der Regisseur: "Ich versuche, seinem
Denken näherzukommen, indem ich ihn in Zitaten spreche lasse, 100 Prozent
Brecht. Und wie kann man einem Dichter oder seiner Kunst näherkommen als
durch seine Worte, also seine Kunst?"

Das hat dieser Film als durchaus eigenständiges Kunstwerk erreicht:
Szenenbild, Licht, Ausstattung, Kameraführung (David Slama und Benjamin
Treplin), alles ist wunderbar stimmig und zugleich echt brechtisch.

Mackie Messer - Brechts Dreigroschenfilm ist ein aktueller,
vielschichtiger Film über eine Oper, einen Prozess, ein Film über das Drama
eines nie gedrehten Films aus den letzten Jahren der Weimarer Republik, der
zugleich zeigt, dass und wie sich eben dieser von Brecht konzipierte Film
verwirklichen lässt.

Lang ist es gelungen mit seinem Ensemble und den insgesamt 300 Mitwirkenden
die verschiedene Ebenen miteinander zu verknüpfen: Die Oper von Brecht und
Weill von 1928 und ihre Uraufführung, die Auseinandersetzung zwischen
Brecht und der Nero Film AG mit dem Prozess um die von dieser abgelehnte
Fassung, und eine Realisierung des Films in der von Brecht gewünschten
Weise. Gleichzeitig holt er ihn vor allem am Schluss durch den Kontrast des
endlosen Zugs der sich erhebenden Armen mit den aalglatten, zu Bankern
mutierten Ganoven in modernem Banker-Outfit vor den im Hintergrund sich
auftürmenden Bankentürmen in die Gegenwart. Es erübrigt sich der
vielzitierte Brecht-Satz: "Was ist ein Einbruch in eine Bank gegen die
Gründung einer Bank?"

Die kriminellen Geschäfte der Banken und der Finanzaristokratie, die vor
zehn Jahren zu der Beinahe-Kernschmelze des Weltfinanzsystems führten,
gehen unvermindert weiter und lassen die Wirtschaft in den Abgrund taumeln.
Die gegenwärtigen Massendemonstrationen gegen Rechtextremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Austeritätspolitik sind ein deutliches Anzeichen,
dass sich die Mehrheit der Bevölkerung zu wehren beginnt.


Anmerkungen

1) Bertolt Brecht: "Der Dreigroschenprozess. Ein soziologisches
Experiment", in: Gesammelte Werke, Frankfurt, 1967, Bd. 18, S. 179

2) ebd., S. 171.

3) ebd., S. 141

4) Joachim A. Lang: Episches Theater als Film: Bühnenstücke Bertolt
Brechts in den audiovisuellen Medien. Würzburg 2006
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Wo Menschenleben nichts mehr zählen

Italien und die Seenotrettung [1]

von Judith Gleitze



Am 4. März 2018 wurde in Italien gewählt. Anfang Juni schließlich
stand nach langen Grabenkämpfen die italienische Regierung: aus
rechtsgerichteter Lega und dem Movimento 5 Stelle, der
5-Sterne-Bewegung. Damit hat Italien nun eine Regierung, die sich in
den europäischen rechtsgerichteten Reigen einfügt. Lega-Innenminister
Matteo Salvini hat ganz offensichtlich das Zepter in der Hand. Von der
Regierung hört man wenig im Land des sozialen Missstandes und der
massiven Arbeitslosigkeit, Thema ist einzig die Bekämpfung der
Migration. Hinter diesem Deckmantel, getragen auch vom Movimento 5
Stelle, die den für die Koordination der Ankünfte wichtigen
Transportminister, Danilo Toninelli, stellen, können somit die
eigentlichen Probleme des Staates sehr gut verdeckt werden.


PHASE 1: Kriminalisierung und Übergabe an die so genannte
Libysche Küstenwache

In den vergangenen Jahren beorderte die Seenotrettungsleitzentrale,
das MRCC (Maritime Rescue Coordination Centre) in Rom, bei an sie
gemeldeten Fällen von Flüchtlingsbooten in Seenot Schiffe in der Nähe
zu deren Rettung. Seit 2014 sind NGO-Schiffe auf dem Mittelmeer
unterwegs, um Menschen aus Seenot zu retten. Der verstärkte Kampf
gegen die NGOs begann in den Jahren 2016/2017. Eine massive
Medienhetze und das Bestreben des Staatsanwalts von Catania, Carmelo
Zuccaro, den NGOs Verbindungen mit libyschen Schleppern nachzuweisen,
führte zu einem Kodex, auf dem der damalige Innenminister der
Demokratischen Partei, Minniti, bestand: der "Code of Conduct", den
alle NGO-Seenotrettungsschiffe zu unterschreiben hatten. Einige
weigerten sich jedoch aufgrund der nicht tragbaren Forderungen.

Kurz darauf, am 2.8.2017, wurde die Iuventa der NGO "Jugend
Rettet" auf Lampedusa festgesetzt und ist bis heute nicht wieder
freigegeben worden; ein Prozess ist zu erwarten. Die Vos Hestia
der Organisation Save the Children, die ebenfalls in diese Anklage
einbezogen ist, hat den Dienst daraufhin eingestellt. Laut Human
Rights Watch hat die italienische Küstenwache seit Mai 2017 immer
wieder Rettungsmissionen an die so genannte libysche Küstenwache
abgegeben. Hintergrund ist der Aufbau einer libyschen
Seenotrettungsleitstelle in Tripolis mit europäischen sowie
italienischen Mitteln. Koordiniert wird dieser Aufbau von einem
italienischen Kriegsschiff, das im Hafen von Tripolis liegt.

Zudem erhält die so genannte libysche Küstenwache nach dem im Februar
2017 geschlossenen "Memorandum of Understanding" zwischen Libyen und
Italien (eine Fortführung des Vertrages, der 2008 und 2009 zwischen
Berlusconi und Gaddafi geschlossen wurde) auch weitere Schiffe aus
Italien. Das Gesetzesdekret wurde am 2. Juli im Ministerrat, am 25.
Juli im Senat und am 7. August in der Abgeordnetenkammer
durchgewunken. Es sieht vor, dass die sog. libysche Küstenwache mit 12
neuen Patrouillenbooten auszustatten ist und allein für das Jahr 2018
mehr als 2,5 Mio. Euro für die Instandhaltung der Ausrüstung und die
Ausbildung des Personals in Tripolis bereitzustellen seien. Der
Rückzug der italienischen Küstenwache aus dem zentralen Mittelmeer und
die Aufrüstung der libyschen Küstenwache stehen in krassem Widerspruch
zu den internationalen Verpflichtungen, die geretteten Migrant*innen
in einen sicheren Hafen zu bringen. Auch wenn es keine Liste "sicherer
Häfen" gibt, haben europäische Gerichte und EU-Gremien Libyen
entschieden ausgeschlossen, da systematische
Menschenrechtsverletzungen gegen Migrant*innen in libyschen
Haftanstalten nachweisbar stattfinden. Außerdem bleibt den
Migrant*innen jegliche Chance auf einen Asylantrag in einem
europäischen Land verwehrt.


Seenotrettung nach libyscher Art

Die meist gewalttätige Übernahme von Seenotrettungsfällen durch die
sog. libysche Küstenwache hatte ihren ersten unrühmlichen Höhepunkt im
November 2017. Bei einer Rettung durch Sea Watch, die auch
offiziell das Kommando der Rettungsoperation inne hatte, griffen die
Libyer ein und verlangten die Übergabe der Geretteten. Die
darauffolgenden dramatischen Szenen der Rettung dokumentierte die
Forensic Oceanography and Forensic Architecture (des?) Goldsmith,
University of London minutiös.

Am 4. März 2018 übernahmen die Libyer erneut aggressiv zwei
Rettungsoperationen. Zeitgleich waren sie jedoch nicht in der Lage,
weitere Menschen zu retten, so eine Presseerklärung von SOS
Méditerranée. "Die Seenotretter*innen von SOS MEDITERRANEE haben am
Wochenende gleich zweimal beobachten müssen, wie die libysche
Küstenwache auf hoher See Flüchtende abgefangen und zurück nach Libyen
gebracht hat. Gleichzeitig forderte der Mangel an Rettungsschiffen
erneut Menschenleben: Berichten zufolge sind mindestens 21 Menschen
ertrunken, weil sie nicht rechtzeitig entdeckt und gerettet wurden."

Am 15. März beorderte der MRCC Rom die Open Arms zur Rettung
eines Bootes, kurz darauf widerrief sie den Einsatz, Libyen würde
übernehmen. Eine weitere Zuweisung erfolgte kurz darauf, die Open
Arms rettete 117 Personen 27 Seemeilen vor Libyen in
internationalen Gewässern. Kurz darauf forderte die sog. libysche
Küstenwache das spanische Schiff unter Drohungen auf, ihnen die
Geretteten zu übergeben, was dieses verweigerte. Es kam zu einer
weiteren Begegnung mit den Libyern: Die Ras Jedir, eines der
von Italien an die Libyer übergebenen Schnellboote, versuchte die
Rettung zu verhindern. Viele Migrant*innen sprangen aus Angst davor, A
nach Libyen zurückgebracht zu werden, ins Wasser. Erst nach einem
zweistündigen Streit zogen sich die Libyer zurück. Mit insgesamt 218
Personen an Bord musste die Open Arms dann mehr als 48 Stunden
auf die Zuweisung eines italienischen Hafens warten. Als sie
letztendlich in Pozzallo einlief, wurde das Schiff von der
Staatsanwaltschaft konfisziert - Beihilfe zur illegalen Einreise wurde
ihnen vorgeworfen.


Ein kurzer erster Lichtblick...

Einen Monat lang lag die Open Arms fest, bis der zuständige
Ermittlungsrichter von Ragusa am 18. April die Berufung der
Staatsanwaltschaft Catania gegen die Freilassung des Schiffes
zurückwies. Wichtiger Bestandteil des Urteils: Libyen sei kein
"sicherer Hafen" im Sinne des Völkerrechts. Damit bestätigte das
Gericht, dass die Weigerung, gerettete Migrant*innen der sog.
libyschen Küstenwache zu übergeben, die sie zurück nach Libyen bringen
würde, rechtens war.


...der nicht anhält

Doch während die Open Arms noch festliegt, gehen die von
Italien geduldeten Übergriffe der so genannten libyschen Küstenwache
weiter. Am 30. März wurde die Aquarius der Organisation SOS
Méditerranée von Rom zu einem Einsatz beordert. Kaum hatte sie das
Schlauchboot erreicht, wurde der Rettungsauftrag widerrufen und der
sog. libyschen Küstenwache zugeteilt. Doch diese war noch nicht am
Einsatzort angelangt und die Situation erforderte ein sofortiges
Handeln. Als die Libyer schließlich eintrafen, forderten sie wieder
die Übergabe der Geretteten, die Aquarius konnte nach
Verhandlungen nur 39 Frauen, Kinder und Kranke an Bord nehmen, die
anderen 90 wurden zurück nach Libyen gebracht.


PHASE 2: Die Schließung der Häfen

Anfang Juni retteten die NGOs noch und bekamen Anlaufhäfen zugewiesen.
Doch das Blatt wendete sich am 10. Juni: Die Aquarius rettete
629 Menschen in sechs Einsätzen, die allesamt unter der Koordination
der zentralen italienischen Rettungsleitstelle in Rom ausgeführt
wurden - dabei haben auch Schiffe der italienischen Marine und
Küstenwache sowie Frachtschiffe, die die Überlebenden dann auf die
Aquarius transferierten, bei der Rettung geholfen. Doch nun
meldete sich der neue Innenminister Matteo Salvini zu Wort und drohte
mit einer Hafensperre, sollte Malta die Geflüchteten nicht aufnehmen
wollen. Die Aquarius erhielt daraufhin die Anweisung vom MRCC
Rom, im Standby zwischen Malta und Italien zu verharren.

Nachdem Malta die Aufnahme der Geflüchteten verweigert hatte, sperrte
Salvini den Zugang zu den italienischen Häfen. Unter dem
Hashtag "#Chiudiamo i porti" (Lasst uns die Häfen schließen) startete
er eine Diffamierungskampagne und verweigerte dem NGO-Schiff die
Einfahrt in einen italienischen Hafen. Gleichzeitig kündigte er an,
dass dieses Verbot auch für andere zivile Rettungsorganisationen wie
Sea Watch gelte. Der italienischen Küstenwache hingegen wurde
offenbar (noch) problemlos ein sicherer Hafen in Sizilien zugeteilt:
Die Diciotti mit 937 Menschen und zwei Leichen an Bord machte
sich auf den Weg nach Sizilien.

In Italien formierte sich derweil ein breiter Protest gegen die
Entscheidung Salvinis. Die Bürgermeister von Neapel, Palermo, Messina,
Reggio Calabria und Taranto erklärten sich bereit, die Menschen der
Aquarius aufzunehmen. In mehreren Städten Italiens fanden
Kundgebungen unter dem Motto "#Aprite i porti" (Öffnet die Häfen!)
statt, allein in Palermo versammelten sich über Tausend Menschen am
Hafen.

Doch Salvini blieb hart: Die Aquarius musste schließlich nach
Valencia (Spanien) ausweichen, wohin sie auf einer langen,
beschwerlichen Reise von zwei Schiffen der italienischen Küstenwache
und der italienischen Marine, Dattilo und Orione,
begleitetet wurde, die auch einen Teil der Geretteten übernommen
hatten. Salvini nannte das Ganze "eine Kreuzfahrt".

Kurz darauf rettete das US-amerikanische Kriegsschiff Trenton
41 Menschen, die es gern an die Sea Watch abgeben wollte. Doch
diese lehnte ab, da kein sicherer Hafen in Malta oder Italien
zugeteilt wurde.


Ein kurzer zweiter Lichtblick...

Zeitgleich mit der Einfahrt des italienischen Küstenwachschiffes
Diciotti in Pozzallo am 19. Juni gab der Untersuchungsrichter
in Palermo bekannt, dass ein Ermittlungsverfahren gegen die Sea
Watch und Proactiva Open Arms wegen Begünstigung illegaler
Migration eingestellt worden sei, und bestätigte, dass beide NGOs im
Einklang mit geltendem internationalen Recht handelten und es keine
Verbindungen zu libyschen Schleppern gebe. Doch Salvini war nicht zu
bremsen.


Der Social Media Minister - Politik via twitter kostet
Menschenleben

Ebenso wie der amerikanische Präsident Trump, ist Salvini ein Freund
der schnellen Medien. Er kündigt seine politischen Absichten meist per
Twitter an. Seine neueste Idee: Die italienische Küstenwache hat sich
aus der Such- und Rettungszone zurückzuziehen: "Wir werden die
Küstenwache bitten, näher an der italienischen Küste zu bleiben, denn
im Mittelmeerraum gibt es viele Länder, die intervenieren können:
Nordafrika [sic!], Frankreich, Spanien und Portugal. Wir können es uns
nicht leisten, halb Afrika nach Italien zu bringen." Die Umsetzung
folgte auf dem Fuße, als das italienische Küstenwachschiff
Diciotti Mitte Juni mehr als zwei Tage mit über 900 Menschen an
Bord vor der Hafeneinfahrt von Pozzallo festlag und nicht einfahren
durfte, an Bord auch die Geretteten der amerikanischen Trenton,
die später an Land über das Grauen ihrer Überfahrt berichteten. Wie
sich herausstellte, haben nicht "nur" 12 Menschen, wie zuerst
angenommen, dabei ihr Leben verloren, sondern mehr als 70 Menschen
sind ertrunken, als das Schlauchboot plötzlich platzte - darunter auch
eine schwangere Frau und eine junge Mutter mit ihrer Neugeborenen.

Am 25. Juli veröffentlichte die Wochenzeitung L'Espresso eine
Recherche, aus der hervorging, dass es zu dem Beschluss der
Einfahrtssperre für Geflüchtete zum 29. Juni keinerlei offizielle
Verordnung gab. Die Hafenschließungspolitik Salvinis mit Unterstützung
des Verkehrsministers Toninelli erfolgte also ausschließlich über
soziale Medien wie Twitter!

"Aber in einem demokratischen Staat ist ein Tweet nicht genug für eine
so harte Aktion, die erste in Europa, die dazu gedacht ist, die
Migranten und diejenigen, die sie aus Seenot retten, zu stoppen. Wir
brauchen ein Dekret, wie der Navigationskodex besagt", so der
Espresso.

Am 29. Juni, als das Rettungsschiff Open Arms für einen
technischen Wechsel und zum Auftanken in einem italienischen Hafen
anlegen wollte, kündigte Toninelli in einer Erklärung an, dass er
wegen der formalen Notiz, die vom Innenministerium käme, und aus
Gründen der öffentlichen Ordnung das Verbot, in italienischen Häfen
anzulegen, in voller Übereinstimmung mit Artikel 83 des
Schifffahrtsgesetzes angeordnet habe. Die sogenannte "formale Notiz"
konnte aber bisher von niemanden eingesehen werden, und
Journalist*innen werden weiter hingehalten.

Auch das Generalkommando der Hafenämter bestätigte am 23. Juli nach
einer Anfrage nach Einsicht in die Akten der Open Arms, anders
als behauptet seien keine Maßnahme des Ministeriums gemäß Artikel 83
des Schifffahrtsgesetzes getroffen worden. An diesem Tag starben bei
einem Schiffbruch mehr als 100 Menschen, darunter auch drei Kinder.
Die Open Arms konnte nicht rechtzeitig zur Rettung eilen, da
sie nicht hatte auftanken dürfen. Dieser Fall zeigt deutlich, wie die
willkürliche Politik der Hafenschließung zu einem Anstieg der
Todesopfer im Mittelmeer führt.


Der Fall der Lifeline

Am 21. Juni rettete die Lifeline der Organisation Mission
Lifeline mehr als 250 Menschen aus Seenot, doch die Zahl der
Todesopfer nimmt aufgrund der wenigen Rettungsschiffe weiter zu. Laut
Bericht der Tageszeitung Repubblica starben mindestens 100
Menschen, deren Schlauchboot sank, nur zwei Sudanesen konnten von
libyschen Fischern gerettet werden. Die libysche Küstenwache meldete
ebenfalls zwei Schiffbrüche, 15 Leichen seien geborgen worden. Salvini
indes wendete sich augenblicklich gegen die Lifeline und
kündigte an, dass sie die Geretteten niemals nach Italien bringen
werden.

Trotz dieser Aussicht rettete die Lifeline weitere Menschen und
kam zudem dem Handelsschiff Alexander Maersk bei einer Rettung
zu Hilfe. 347 Menschen durften nun aufgrund eines politischen Verbots
nicht an Land gebracht werden. Malta lehnte die Aufnahme ab, Italien
forderte, sie nach Libyen zurückzubringen - Salvini scheint die
Rechtslage nicht zu kennen, denn noch immer gilt das
Nicht-Zurückweisungsgebot, das der Europäische
Menschenrechtsgerichtshof 2012 im Fall Hirsi gegen Italien entschieden
hatte.

Während die Lifeline und die Maersk weiterhin nicht anlegen
dürfen, geraten Hunderte weitere Migrant*innen in Seenot, die ersten
97 wurden von der sog. libyschen Küstenwache nach Tripolis
zurückgebracht. Weitere "pull-backs" nach Libyen folgten - mindestens
820 Menschen auf sieben Booten wurden von den Libyern zurückgeholt,
nachdem die Seenotrettungsleitzentrale in Rom die an sie
herangetragenen Notrufe an Libyen weitergegeben hatte. Salvini indes
hielt an seinen Äußerungen fest, dankt den Libyern "von Herzen, als
Minister und als Vater" [sic!] und wiederholt, sie hätten die "nicht
korrekten Einsätze" der "gierigen" Seenotrettungs-NGOs zunichte
gemacht.

Erst am 27. Juni durfte die Lifeline endlich in Malta einfahren
und wurde sofort festgesetzt, eine Forderung, die neben Italien auch
Deutschlands Innenminister Horst Seehofer gestellt hatte. Kapitän
Claus-Peter Reisch muss sich vor einem maltesischen Gericht für die
angebliche Nichtbeachtung der Befehle der italienischen Küstenwache
und die angeblich nicht rechtsgültige Registrierung seines Schiffes
rechtfertigen.

Malta indes hatte die Einfahrt nur genehmigt, weil sich Italien,
Luxemburg, die Niederlande, Portugal, Irland, Belgien und Frankreich
bereit erklärt hatten, Geflüchtete der Lifeline zu übernehmen.

Ende Juni gab schließlich auch Malta öffentlich bekannt, die Häfen für
NGOs zukünftig nicht mehr zur Verfügung zu stellen. Anlass dafür sei
der aktuelle Fall der Lifeline. In Malta dürfen die Schiffe nun
weder anlegen noch auslaufen. Dies blockiert seither auch die dort
liegende Sea Watch.


Fake News

Salvini bleibt bei seiner harten Haltung - und bei seiner politischen
Strategie der Unwahrheiten. Die Open Arms der spanischen NGO
Proactiva Open Arms hatte Anfang Juli 59 Menschen vor Libyen gerettet.
Der Kapitän schilderte den Vorgang wie folgt: "Er habe das
Seerettungskoordinationszentrum mit Sitz in Rom über die Migranten
informiert und sei angewiesen worden, libysche Seebehörden anzurufen.
Diese hätten nicht über Telefon oder Radio reagiert. Die Behörden in
Rom hätten ihm dann gesagt, er müsse entscheiden, ob die Rettung
ausgeführt werde, sagte Martinez." Salvini hatte im nun zum dritten
Mal in kurzer Zeit ausgebrochenen Streit zwischen Malta und Italien um
den Anlandungshafen behauptet, Malta läge näher am Rettungsort und sei
somit zuständig - eine ganz klare Fehlinformation, denn die Open
Arms lag nachweislich näher an der italienischen Insel Lampedusa.
Der maltesische Innenminister Michael Farrugia verbat sich via Twitter
die Falschmeldungen seines italienischen Kollegen. Das zweite Schiff
der spanischen NGO, die Astral, hatte die Rettung begleitet,
vier europäische Abgeordnete befanden sich an Bord, unter ihnen drei
Spanier und die Italienerin Eleonora Forenza. Sie bestätigte, dass die
Rettung 33 Seemeilen von der libyschen Küste (und näher an Lampedusa)
erfolgte. Nach dem erneuten Hin und Her um einen sicheren Hafen
erfolgte schließlich die Genehmigung, die Geflüchteten nach Barcelona
(Spanien) zu bringen.

Während die Seenotrettung durch die Blockade der NGOs fast komplett
eingestellt wurde, kursierten im Internet geschmacklose Fake News.
Absurder Zynismus von rechts, gestärkt durch den italienischen
Innenminister Salvini selbst, der mit seinen rassistischen Parolen als
Beispiel vorangeht. Dabei wird die Realität gerne verzerrt und ohne
Skrupel kurzerhand auch mal ein (echtes) Foto schlecht bearbeitet, um
die Fotografen dann der Fotomontage beschuldigen zu können. So
geschehen mit einem Foto, welches drei ertrunkene Kleinkinder zeigt,
die ihr Leben beim Schiffsbruch des 29. Juni lassen mussten. Eines der
Fotos wurde bearbeitet, um zu "beweisen", dass es im Studio
aufgenommen worden und damit gefälscht worden sei. Doch es existierten
weitere Bilder, die den tragischen Fall dokumentieren. Die
rassistische Hetze schreckt vor nichts mehr zurück. Umso
schockierender ist, wie viele Likes in den Social Media unter den Fake
Posts erscheinen und in welcher Geschwindigkeit sie geglaubt und
verbreitet werden.

Ein Post auf Facebook zeigte z.B. das Foto eines Pink Floyd Konzertes
vom 15. Juli 1989 in Venedig, das mit der Überschrift "Libyscher
Hafen. Sie zeigen dir nie diese Fotos. Migranten bereit aus Libyen zu
starten" versehen wurde. Glücklicherweise wurde es als Fake enttarnt
und schließlich gelöscht, zuvor war es allerdings 9000 Mal geteilt
worden.

Trotz all der alarmierenden Nachrichten über den todesreichsten Monat
(Juni 2018) im Mittelmeer inszeniert Salvini weiterhin seinen Erfolg.
So bedankte er sich bei der libyschen Marine für ihren Einsatz und
fügte hinzu, die Zahlen der Ankünfte in Italien aus Sicht des
Menschenhandels und auch die niedrige Zahl der Todesfälle im Vergleich
zu früheren Jahren, was auch immer einige italienische Zeitungen
darüber sagen würden [sic!], seien positive Daten. Unterdessen wurde
hinter der Verbreitung polemischer Nachrichten in den Social Media,
die die Fotos von Seenotrettungen als "Fake News" darstellten, ein
organisiertes Netzwerk ausgemacht. Dabei werden Informationen aus dem
Internet recherchiert, um sie dann für die Propaganda gegen Migration
und humanitäre Hilfe zu verwenden. Die Darstellung wird dabei stark
verzerrt und Misstrauen gegen die Berichterstattung altbekannter
Medien aufgebaut. Diese Propaganda macht sich Salvini zu eigen. Seine
Sprache ähnelt stark den hetzerischen Posts, die einer rassistischen
öffentlichen Meinung und seiner Abschottungspolitik Aufschwung geben.

Ein besonders unschöner Fall der Fake News ist der der Kamerunerin
Josepha. Die junge Frau wurde von der Open Arms am 17. Juli aus
den Wrackteilen eines Schlauchbootes geborgen. Neben ihr schwammen die
Leichen einer anderen Frau und eines kleinen Kindes. Laut Aussagen der
sog. libyschen Küstenwache, die die anderen Migrant*innen des Bootes
nach der Rettung durch ein Handelsschiff übernommen hatte, habe man
"nur" die Leichen im Wasser gelassen. Die Open Arms hatte nach
ihrer Ankunft auf Mallorca, wohin Josepha gebracht wurde, Anzeige
gegen die sog. libysche Küstenwache und gegen das Handelsschiff
gestellt. Doch damit war die Geschichte nicht zu Ende: Francesca
Totolo, eine rechtsgerichtete Bloggerin und Twitternutzerin,
lancierte, es müsse sich um eine gefälschte Geschichte handeln. In
vielen Medien wurde Pro Activa Open Arms angegriffen. Grund:
man sehe auf den Fotos von Josepha, dass sie Nagellack trage, das
könne ja wohl nicht sein. Auch habe sie auf den Fotos an Bord ein
anderes T-Shirt an als bei der Rettung, alles Beweise, dass es sich um
eine gestellte Story handele. Fakt ist: Natürlich wurde ihr an Bord
andere Kleidung gegeben und eine Mitarbeiterin der Open Arms
hatte ihr, um sie zu beruhigen und abzulenken, auf der Fahrt nach
Mallorca die Nägel lackiert.

Die Geschichte um Josepha zeigt erneut die Widerwärtigkeiten, mit
denen Rechtsgerichtete ihre "Wahrheit" erzwingen wollen.


Salvini gegen EU und italienische Küstenwache

Ein weiterer Schritt zu den komplett geschlossenen Häfen für
Migrant*innen ist die Erweiterung des Verbotes auf Schiffe
internationaler EU-Missionen. Durfte das irische Eunavforschiff
Samuel Beckett am 7. Juli in Messina noch einlaufen, stellte
Salvini sofort danach einen Antrag beim EU-Innenministertreffen, dies
nun zu unterbinden. Er bekam aber direkt Widerspruch aus den Reihen
der eigenen Regierung. Während er sich als Entscheidungsträger
inszenierte, wies ihn die italienische Verteidigungsministerin,
Elisabetta Trenta, zurecht: Schiffe, wie die Samuel Beckett,
die Teil der europäischen Mission Eunavfor Med seien, könne der
Innenminister nicht ohne weiteres blockieren. Diese Entscheidung müsse
auf der Außen- und Verteidigungsebene der EU getroffen werden. Bleibt
abzuwarten, wie die EU dazu entscheiden wird. Die fünfwöchige Frist,
die Salvini gegeben hatte und in der Eunavfor Med Schiffe in
italienischen Hafen anlegen durften, ist so gut wie vorüber.

Doch nicht nur Eunavfor Schiffe trifft der harte Schlag Salvinis, der
sich inzwischen wie ein Allmächtiger geriert, auch Frontex (mit der
Protector), der italienische Zoll (mit der Sperone) und
die italienische Küstenwache (mit der Diciotti) werden "Opfer"
seines Schließungswahns. Im Fall des Küstenwachschiffes
Diciotti hat das Legal Team Italy nun Beschwerde bei der
Staatsanwaltschaft in Rom eingelegt: Das Schiff musste mehrere Tage
vor dem Hafen in Trapani warten, um seine 67 geretteten Passagiere
anzulanden. Erst nach der Intervention des Präsidenten der Republik
konnte sie am 12. Juli einfahren. Laut der Anwälte hatte Salvini
Anordnungen und Weisungen zu Angelegenheiten erteilt, die nicht in
seine Zuständigkeit fielen. Dem Innenminister könnten Amtsmissbrauch,
private Gewalt, Entführung, aber auch Angriffe auf die Verfassung
vorgeworfen werden. Die Anwälte argumentieren, dass Migrant*innen
illegal inhaftiert und "unmenschlich und erniedrigend" behandelt
wurden. Nach ihrer Ansicht könnte auch das Handeln die Führungskräfte
der Küstenwache und der Hafenbehörde untersucht werden, wenn der
Befehl, die Landung zu verweigern, unrechtmäßig ist oder nie formell
erteilt wurde.


Der Fall der Sarost 5 - ein Cap Anamur
2.0?

Am 13. Juli wurde unweit einer Gasplattform vor Tunesien in
maltesischen SAR(Search and Rescue)-Gewässern ein Boot mit 40
Geflüchteten gerettet und - irregulär - in nationale tunesische
Gewässer gebracht. Ein Streit zwischen Malta (das die Rettung als
erstes angeordnet hatte), Italien und Tunesien brach aus, wer diese
Menschen nun aufnehmen sollte. Mehr als zwei Wochen verweigerten alle
Staaten die Einfahrt der Sarost 5, Crew und Geflüchtete waren
Gefangene auf See. Das erinnert sehr an den Fall der Cap Anamur
im Jahr 2004, als diese ebenfalls drei Wochen auf eine
Einfahrtgenehmigung warten musste, um die von ihr geretteten 37
Geflüchteten an Land zu bringen. "Die Bedingungen, unter denen die
Crew und die Geretteten der Sarost 5 leiden mussten, sind eine
direkte Folge der Migrationspolitik der EU, die die Grenzkontrolle
abgibt und duldet, dass Italien und Malta ihre Häfen für die Schiffe
der NGOs und anderer privater Rettungsorganisationen schließen. Der
Fall der Sarost 5 ist nur ein weiterer Indikator, dass sich die
Lage im zentralen Mittelmeer verschlechtert. Das zeigt auch die immer
engere Zusammenarbeit zwischen Italien und der libyschen Küstenwache
und die Weigerungen, die Rettungsschiffe anlegen zu lassen, so dass
Gerettete tagelang auf See irren müssen", so die Pressemeldung von
Watch the Med Alarmphone, die den Fall der Sarost 5 begleitete
und mit den Crewmitgliedern und den Geflüchteten in Kontakt stand.
Weiter heißt es: "Die Migrant*innen an Bord der Sarost 5 haben
in Videobotschaften erklärt, dass sie internationalen Schutz
benötigen. Außerdem werden diese Menschen aufgrund der fehlenden
juristischen Rahmenbedingungen in Tunesien kein ordentliches
Asylverfahren erwarten können. Die Verletzungen der Grundrechte der
Asylsuchenden in Tunesien sind mehrfach durch die Erfahrungen früherer
Geflüchteter im ehemaligen Lager Choucha dokumentiert, die immer noch
für die Anerkennung ihres Status und für ein würdiges Leben in
Tunesien kämpfen." Leider scheint sich dies zu bewahrheiten, denn die
tunesische Regierung versucht nun, die Geretteten in ihre Heimatländer
abzuschieben. Das ist also der Schutz, den Geflüchtete heute erhalten.


Der Fall Asso 28

Die Rettung von 108 Migrant*innen durch das italienische Schiff
Asso 28, das für die Ölplattform der italienischen Firma Eni
arbeitet, sorgte für einen Aufschrei, da die Menschen statt in einen
sicheren Hafen in den libyschen Hafen Tripolis gebracht wurden.
Proteste kamen auch von der Open Arms, darunter von dem sich an
Bord befindenden Abgeordneten Fratoianni der Linkspartei LEU ("liberi
e uguali"). Italien habe gegen internationales Recht verstoßen, indem
ein Schiff, das unter italienischer Flagge fährt, einen unsicheren
Hafen ansteuerte. Die Rechtfertigung seitens des italienischen
Innenministers Salvini und des Transportministers Toninelli lautet
hingegen, die libysche Küstenwache habe die gesamte Operation von
Anfang an koordiniert und durchgeführt. Beide geben an, die
Koordinationsstelle MRCC Rom habe keine Information erhalten und
Italien nichts damit zu tun. Salvini inszeniert trotz aller Kritik
weiterhin die Übergabe der Verantwortung der Rettungseinsätze im
zentralen Mittelmeer an die sog. libysche Küstenwache als Erfolg. Die
EU-Kommission will sich nicht direkt zu dem Fall äußern, doch laut
ihrer Sprecherin Natasha Bertaud erkennt die Kommission Libyen nicht
als "sicheren Hafen" an. Laut des Internationalen Übereinkommens von
1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See hätte die Asso
28 aber die Pflicht gehabt, die Menschen in einen sicheren Hafen
zu bringen, auch wenn der Rettungseinsatz in dem Meeresgebiet
stattfindet, das unter libysche Zuständigkeit fällt. Es bleibt bisher
unklar, ob Italien für die Rückschiebung nach Libyen verantwortlich
gemacht werden kann. Auch vom UNHCR kommt die Nachricht über Twitter,
die Operation "könnte eine Verletzung des Völkerrechts darstellen".

Die italienische Regierung hat auf jeden Fall erreicht, dass Libyen
- auch ohne sicheren Hafen! - über eine SAR-Zone verfügt und das hilft
ganz klar der Legitimation von "kollektiven Rückschiebeverfahren", so
der Jurist und Experte für Völker- und Migrationsrecht Fulvio Vassallo
Paleologo.


Fazit

Die Situation im Zentralen Mittelmeer wird derzeit nicht nur durch die
aktive Abschottung seitens der italienischen Regierung gefördert,
sondern ganz Europa befindet sich auf dieser "Rückreise in die reine
Nationalstaatlichkeit". Wie Trump mit "America first" fordert auch
Salvini für Italien: "Erst die Italiener*innen". In Italien hat die
Übernahme der Regierungsmacht vom rechtsgerichteten
Lega-Movimento 5 Stelle-Bündnis dazu geführt, dass die Häfen für
NGO-Rettungsschiffe verschlossen bleiben. Vorbereitet wurde dies
jedoch schon von langer Hand unter der Regierung der Demokratischen
Partei und ihrem damaligen Innenminister Minniti. Wir sollten uns
keinen falschen Vorstellungen hingeben: der "Code of Conduct", die
Untersuchungen der Staatsanwaltschaften in Trapani (mit der
Konfiszierung der Iuventa) und Catania, das "Memorandum of
Understanding" 2017 mit Libyen - all dies ist unter einer
demokratischen Regierung zugelassen oder besser: vorangetrieben
worden. Salvini - denn anscheinend gibt es derzeit keine anderen
Politiker*innen, die ihre Arbeit tun, zumindest vernimmt man ihre
Stimmen nicht - hat sich selbst zum König dieses Landes ernannt und
niemand aus der politischen Riege hält ihn auf. Doch musste er auch
einfach nur auf dem aufbauen, was die so genannten Demokrat*innen
geschaffen haben.

Das Nicht-Vorhandensein einer Opposition zeigt sich auch in der
Zustimmung zum Gesetzesdekret für die Abgabe von Schiffen an die sog.
libysche Küstenwache. Kaum jemand protestierte dagegen.

Wohin uns das noch führen wird, ist ungewiss. Gewiss ist nur, dass die
Rechte - nicht nur die Menschenrechte - auf der Strecke bleiben.
Seenotrettungs-NGOs erfahren wenig Unterstützung aus anderen Ländern
der EU. Die IMO (International Maritime Organization) erkennt eine
libysche Seenotrettungszone an, obwohl die dazugehörige Leitstelle
nicht 24 Stunden am Tage besetzt ist und es auch ansonsten noch stark
an Erfahrung und Material mangelt. Die EU-Kommission bestätigt, dass
Libyen kein sicherer Hafen ist und dennoch wird die Zusammenarbeit mit
der sog. libyschen Küstenwache nicht eingestellt, ganz im Gegenteil.
Menschen werden sehenden Auges in die Lager nach Libyen
zurückgeschickt, obwohl bestens bekannt ist, was sie dort erwartet.
Bis zum 3. August wurden laut UNHCR (reliefweb.int) 12.152 Personen
von der sog. libyschen Küstenwache auf See gestoppt und
zurückgebracht.

Doch wir wollen nicht nur negativ schließen, Erwähnung finden müssen
auch die Proteste gegen diese Politik. Aus der Bevölkerung und
regionalen Ebenen ertönen immer wieder Proteste. Auch Leoluca Orlando,
Bürgermeister von Palermo, kritisierte Salvinis Entscheidungen zur
Migration scharf. "Nach dem absoluten Schweigen über die Mafia
erstellt der Innenminister nun ein Dokument, dessen praktische Wirkung
darin besteht, zur Unsicherheit des fehlenden Rechtsschutzes von
Tausenden von Migranten zurückzukehren, die bereits in Italien auf den
Ausgang ihrer Asylanträge oder des humanitären Schutzes warten."
Ebenso äußerte sich Neapels Bürgermeister Luigi de Magistris bei einem
Treffen mit der Bürgermeisterin von Barcelona, Ada Calau, und dem
Bürgermeister von Riace, Mimmo Lucano. Für sie ist die Rückschiebung
der Geflüchteten nach Libyen ein Verbrechen, das geahndet werden muss.

Wir müssen uns gegen diese faschistoiden Züge, die sich immer mehr in
Europa breit machen, wehren. Es geht um unser aller Rechte. Das haben
viele leider noch nicht verstanden.

Palermo, 9. August 2018
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Zwischen Hungerrevolten und "Freiwilliger Nahrungsmittelpolizei"


Der lange Weg der proletarischen Frauen zur "Novemberrevolution"

Von Mirjam Sachse



In vielen historischen Überlieferungen und Analysen der Revolution von
1918/19 sind die Perspektive(n) der Frauen, ihr Anteil am Geschehen,
ihre Rolle auch im dramatischen Teil der Revolution nicht enthalten.
Arg verkürzt könnte aus diesen ebenfalls verkürzten Darstellungen
folgender Gesamteindruck hatten bleiben: Gleich zu Beginn des Ersten
Weltkrieges strömt die Gesamtheit der deutschen Frauen - unabhängig
von Herkunft und politischer Haltung, denn so wollte es ja der
deutsche Kaiser in seiner Ansprache vor den Reichstagsabgeordneten
vorn 4. August 1914 - in den "Nationalen Frauendienst" und in die
Rüstungsfabriken. Dort stand die deutsche Frau - zumal die deutsche
Proletarierin - dann den Krieg hindurch "ihren Mann", denn der ihrige
stand "im Felde". Und nachdem der Krieg doch nicht wie erhofft bereits
Weihnachten 1914 siegreich beendet war, hatten die Frauen genug Zeit,
sich endlich auch in denjenigen Berufen zu bewähren, die ihnen bis
dahin verschlossen gewesen waren - weshalb Ihnen am Ende zur Belohnung
das Frauenwahlrecht winkte.

Doch es gab auch die nur allzu leicht von der Geschichtsschreibung
vergessenen Kriegsgegnerinnen, die Antimilitaristinnen und
Internationalistinnen, die "weiblichen Liebknechts", die die
Konsequenzen nicht scheuten - eine Minderheit, gewiss, aber eine
unbequeme. Ihr Kampf gegen den Krieg begann zaghaft, der für die
Revolution noch zaghafter Auch ohne diesen Umstand wäre die Analyse
zeitgenössischer Dokumente schon schwierig genug. Denn indem sich die
Geschichte der "Novemberrevolution" vorrangig in stark zensierten
Presseberichten, polizeilichen Geheimberichten, Tagebucheinträgen,
Protokollen politischer Gremien oder revolutionären Flugblättern, die
oft gänzlich auf die Ansprache der Frauen verzichten, widerspiegelt,
ist der weiblichen Anteil in und an all diesen Dokumenten schwer zu
greifen bzw. nicht vorhanden. Polizei- und Zeitungsberichte
beschreiben zwar den Verlauf und vor allem die Anzahl der an einer
Demonstration beteiligten Personen - wie z.B. der vom 18. März 1915
und der vom 28. Mai 1915 vor dem Reichstagsgebäude -, doch auch dies
je nach Zielsetzung sehr unterschiedlich.

Während Polizei-Leutnant Höpfner vom 3. Berliner Polizeirevier die
Demonstration vom 18. März 1915 betreffend bewusst von "nur" 200
Frauen (nachmittags um 13.15 Uhr, auf dem Bürgersteig vor dem Gebäude
auf den Abgeordneten Karl Liebknecht wartend, sich sehr ruhig
verhaltend und sich schließlich - nachdem sie dem ankommenden Karl
Liebknecht durch Zuwinken und Zurufen ihre Unterstützung bekundet
hatten, unauffällig entfernend) berichtet,[1] schrieb die "Gruppe
Internationale" über dieselbe Demonstration, dass bei dieser sich
spontan ca. 500 Personen zusammengefunden hätten, um für den Frieden
und gegen die Teuerung zu protestieren. Noch beeindruckender sei aber
die Protestaktion am 28. Mai gewesen, bei der 1.500 Personen, meist
Frauen, "außerordentlich wirkungsvoll"[2] demonstriert, die
Zensurbehörden aber sofort jede Berichterstattung darüber verboten
hätten. Unter den ca. 24 verhafteten Personen hatten diesmal sich
nicht ganz so ruhig verhaltende Frauen befunden - ideal für die
Statuierung eines Exempels, wenn die Behörden ansonsten auch eher
darauf achteten, die Beteiligung an diesen Demonstrationen und damit
deren Bedeutung herunterzuspielen. Denn es waren ausgesprochen mutige
Frauen, die bereits Anfang 1915, also noch zur Hochzeit der
allgemeinen Kriegsbegeisterung, für den Frieden auf die Straße gingen.
Vor allem aber waren es politisch aufgeklärte Frauen. Eine
Eigenschaft, die denjenigen Frauen, die später an den Hungerkrawallen
teilnahmen, nicht so ohne weiteres zugestanden werden kann. Erst als
sich die deutschen Frauen wie zuvor die Frauen am 8. März 1917 in
Petrograd für "Brot, Frieden und Freiheit"[3] einsetzten, wurde
deutlich, dass auch ihre Mehrheit nicht mehr daran glaubte, das eine
wäre ohne das andere zu erlangen. Diese alles entscheidende Erkenntnis
- die ja zur Revolution führen musste - wurde den Sozialdemokratinnen
jedoch ausgerechnet von ihren leitenden Genossinnen von Beginn an sehr
schwer gemacht.

Zerrissenheit der sozialdemokratischen Frauenbewegung

Gleich zu Beginn des Ersten Weltkrieges nämlich übernahm es die
Vertreterin im SPD-Parteivorstand - Luise Zietz - angesichts eines
existenzbedrohenden Mitglieder- und Beitragsschwunds, die Frauen für
den "Nationalen Frauendienst" zu werben, denn wie die männlichen
Genossen, so sollten auch die Genossinnen nicht in den Ruch kommen,
"vaterlandslose Gesellinnen" zu sein. Ihr politisches Wirken lässt
sich gut anhand ihrer in der sozialistischen Frauenzeitschrift "Die
Gleichheit" (1891-1923) veröffentlichten Artikel untersuchen, denn in
diesem Parteiorgan und Sprachrohr der SPD-Frauen, warb sie für die
notwendigen fürsorgerischen Tätigkeiten und "Hilfsaktionen". Indem
dort auch solcherlei Artikel erschienen, spiegelt die "Gleichheit"
zwar nicht den blinden Hurrapatriotismus des bürgerlichen Deutschlands
wider, aber durchaus die Zerrissenheit der sozialistischen
Frauenbewegung. Auch Zietz selber ist ein Beispiel für diese
Zerrissenheit zwischen Bekenntnis zum internationalen Sozialismus und
nationalem Zugehörigkeitsgefühl - sie entscheidet sich später aber
schließlich für den Eintritt in die USPD. Clara Zetkin - konsequent in
ihrer antimilitaristischen und internationalistischen Haltung und
dafür im Mai 1917 durch den SPD-Parteivorstand aus der Redaktion der
"Gleichheit" entlassen - versuchte dagegen, ihren Leserinnen von
Beginn an deutlich zu machen, dass die Wahl zwischen "russische[m]
Henkerzarismus"[4] und "österreichisch-ungarische[m] Imperialismus"[5]
für sie nur die Wahl zwischen Pest und Cholera war, standen beide doch
letztlich "für den Gold- und Machthunger der fühl- und gewissenlosen
Großgrundbesitzer und Großkapitalisten".[6] Zetkin rief jetzt, da die
Zensur noch Gelegenheit dazu ließ, zu Straßendemonstrationen auf: "Das
gewaltige Friedensgebot der arbeitenden Massen muß in den Straßen das
mordpatriotische Geschrei zum Schweigen bringen. Und wo zwei oder drei
ausgebeutete Männer und Frauen versammelt sind, da muß der Abscheu
gegen dm Krieg, der Wille zum Frieden unter ihnen sein. [...]
Proletarische Frauen, seid bereit!"[7] Neben allem Pathos einer
politischen Redakteurin beweist Zetkin, die bereits 1914 in ihren
Schriften den Begriff des "Weltkriegs"[8] verwendete, hier wie auch in
ihrer Reichstagsrede 1932 gegen den Faschismus eine besondere
Fähigkeit zur politischen Analyse.

Wie anders ist dagegen die Position Zietz'. Als SPD-Parteifunktionärin
war es ihre Aufgabe, die Frauen auf der Parteilinie des "Burgfriedens"
zu halten, weshalb sie den Internationalismus aber nicht ganz
verleugnen mochte: "Während die Soldaten im Felde Riesenopfer bringen,
können sie von denen in da Heimat und insbesondere von ihren Frauen
eines fordern: daß diese alles um, damit die Angehörigen der Krieger,
die Kinder, Eltern, Geschwister und nicht zuletzt das eigene Weib
gesund an Körper und Geist erhalten bleiben. Und darum haben wir auch
Sorge zu tragen, daß der Geist der Roheit, der Barbarei, der
Völkerverhetzung keine Stätte in den Familien der Volksmassen findet.
Die Mütter sollten ihren Kindern wieder und wieder sagen, daß die
Russen, die Franzosen und die Engländer, die im Kriege den Deutschen
und Österreichern gegenüberstehen, nichts anderes tun, als das was
diese ihnen tun, daß auch sie ebenso wenig wie wir den Krieg gewollt
haben, und daß sie ebenso wie unsere Krieger in dem Glauben kämpfen,
ihr Vaterland mit Aufbringung aller Kräfte verteidigen zu müssen."[9]

Was nutzt jedoch die ganze Empathie für die gegnerischen Soldaten,
wenn daraus nur Mitleid für deren Familien, aber kein konsequentes
Handeln erfolgt? Immerhin klingt hier mit dem Begriff der
"körperlichen Gesunderhaltung" schon an, wo revolutionärer Sprengstoff
liegen könnte und was schließlich zum zweiten zentralen Thema der
politischen Arbeit für Zietz wurde: die Lebensmittelversorgung. Die
Mehrheitssozialdemokraten spekulierten mit Durchhaltetaktik und
"Burgfrieden" auf Reformen statt auf Revolution. Und so waren es
andere Spekulanten, die Lebensmittelspekulanten, die drehten, ihnen
einen Strich durch diese Rechnung zu machen.[10]

"Teuerung" - "Preiswucher" - "Lebensmittelspekulation"

Die Versorgung mit Lebensmitteln zu Kriegszeiten offenbart die ganze
Ungerechtigkeit einer Klassengesellschaft wie sie ja eigentlich schon
zu Friedenszeiten besonders das Leben der Arbeiterinnen und Arbeiter,
der Besitzlosen und Benachteiligten beeinträchtigt hatte. Zwar sind es
erneut weniger die sozialistischen Grundsätze von Gleichberechtigung
und zukünftiger klassenloser Gesellschaft, die Zietz zu motivieren
scheinen, aber sie findet trotzdem deutliche Worte: "Nicht allein die
Rücksichtnahme auf Wohlergehen, Leben und Gesundheit der Besitzlosen
erfordert ein kräftiges Einschreiten gegen dieses böse Treiben,
sondern ebenso sehr das Interesse der Gesamtheit. Diese kann und darf
nicht leichten Herzens zusehen, wie durch steigende Unterernährung
ihre Arbeitskräfte geschädigt und der junge Nachwuchs in der
Entwicklung gehemmt wird; ganz abgesehen von dem moralischen Schaden,
der entsteht, wenn sich im Volksbewußtsein die Vorstellung festsetzt,
daß die Lebensmittelwucherer ungehindert, wenn auch hier und da etwas
gehemmt, ihr Handwerk fortsetzen können."[11] Sie fordert auf, gegen
diese Begleiterscheinungen des Krieges "die Geißel der Kritik"[12] zu
schwingen und dem Reichstag Druck zu machen, denn "[e]s wäre ein nicht
wieder gutzumachender Fehler, der schlimme, noch gar nicht übersehbare
Folgen zeitigen müßte, wenn das Parlament die Volksmassen enttäuschen
würde".[13] Eine gut verpackte Drohung? Immerhin sind es die dann in
der "Gleichheit" fortwährend erscheinenden Begriffe wie "Teuerung",
"Preiswucher" und "Lebensmittelspekulation", die für die von Zietz
erwähnte "Geißel der Kritik" stehen und die die Leute auf die Straßen
treiben könnten. Und obwohl diese Begrifflichkeiten von der strengen
Zensur kaum betroffen zu sein scheinen, weiß doch auch die staatliche
Obrigkeit von ihrer Gefährlichkeit für Ruhe und Ordnung.

Wie gefährlich, das sollte sich erstaunlich früh und erstaunlich
heftig zeigen. Von Bedeutung dabei war auch, dass es den Massen wie
eben auch Zietz nicht nur um ein Versorgungsminimum für jeden, sondern
um eine gerechte Verteilung ging. Letzteres war trotz der bereits 1915
einsetzenden Reglementierung rundweg nicht möglich, denn im Gegensatz
zur armen Stadtbevölkerung konnte sich die wohlhabende
Stadtbevölkerung Schwarzmarktware leisten und die Landbevölkerung war
vom Mangel ohnehin kaum betroffen. Denn die miserable Versorgungslage
war nicht schlechten Ernten, den Blockaden oder den kriegsbedingten
Belastungen geschuldet, sondern der "Unfähigkeit der Reichsleitung,
eine effektive Nahrungsmittelverwaltung aufzubauen".[14] Diese
Unfähigkeit kann als einer der von Zietz vorhergesagten "nicht wieder
gutzumachenden Fehler" gesehen werden, denn sie verursachte den später
amtlich in dieser Höhe bezifferten Tod von 763.000 Menschen (im
kollektiven Gedächtnis der Kriegsgeneration auch weiterhin besonders
verhaftet war der "Kohlrübenwinter" 1916/17) - ein Sterben, das nach
dem Waffenstillstand ja auch nicht direkt aufhörte.[15]

Umgeben von Elend und Sterben konnten die Frauen, die sich ihrer
geschlechtspezifischen Prägung und der fortwährenden Propaganda gemäß
als "Ernährerinnen" und "Fürsorgerinnen" ihrer Familien sahen, immer
weniger unter Kontrolle gehalten werden. Den ersten
Lebensmittelkrawall datiert der Historiker Richard J. Evans in seinem
Grundlagenwerk, in welchem er eine beträchtliche Anzahl von Krawallen
belegt, auf November 1915. Von da" an gab es immer wieder welche - in
Berlin, Aachen, Köln, Leipzig, Münster ... Frauen, die Fenster
einwerfen ... Frauen, die mit Pferdemist Polizisten bewerfen und
Geschäfte plündern (in Hamburg vom 18. bis 19. August 1915 gleich 57
Vorfälle) ... Proteste, die an Vehemenz wie auch an Teilnehmerzahl
zunahmen stets proletarische (Haus-)Frauen, Kinder und Jugendliche
mittendrin[16] ... und dann schließlich auch Soldaten - wie z.B. die,
die sich am 24. Mai 1918 in Erlangen mit 2.000 bis 3.000 hungernden
Frauen und Kindern zusammenschlossen, um zum Rathaus zu marschieren
und dessen Fenster ein- zuwerfen.[17] Für Evans sind diese Formen und
diese Auswüchse des Protestes ein Beleg dafür, dass es der
proletarischen Frauenbewegung nicht gelungen war, "den Millionen
verelendeter Frauen aus der Arbeiterklasse, die vom Krieg am
unerbittlichsten getroffen worden waren, ein Organ zur Verfügung zu
stellen, das ihnen geholfen hätte, ihre Bedürfnisse und Wünsche zu
artikulieren".[18] Eine angesichts der mehrheitssozialdemokratischen
Burgfriedenspolitik und Pressezensur ohne Frage zutreffende Analyse,
obwohl es dann aber doch gerade den Bereich der
Nahrungsmittelversorgung betreffend eine äußerst erfolgreiche
SPD-Frauenorganisationsarbeit gab. Diese hatte regen Zulauf von
Arbeiterinnen und sogar Arbeiterfrauen (letztere galten in ihrem
Hausfrauendasein als besonders schwer zu organisieren), die sich
anders bewähren wollten als durch zivilen Ungehorsam.

"Freiwillige Nahrungsmittelpolizei" und Massenproteste

Bereits 1916 erschien in der "Gleichheit" ein bemerkenswerter Artikel
des in Köln lebenden sozialdemokratischen Kommunalpolitikers und
Parteiredakteurs Wilhelm Sollmann, in welchem dieser eine Gruppe von
Frauen vorstellt, die seit einem Jahr als "Freiwillige
Nahrungsmittelpolizei" wertvolle politische und organisatorische
Arbeit leistete. Da Sollmann als männlicher Parteipolitiker eine
interessante Perspektive auf die Probleme der Frauenagitation hatte,
soll sie hier etwas ausführlicher wiedergegeben werden: "Sobald der
Schlachtenlärm sich von Deutschlands Grenzen entfernte, dafür aber im
Lande selbst der Kampf mit einem angeblich neuen, für uns jedoch so
alten 'inneren Feind' lebhafter einsetzte, sah ich mich in der Abwehr
gegen den Wucher nach der Hilfe unserer Frauen um. Es wurde mir jeden
Tag klarer, daß der Krieg gegen den Lebensmittelwucher vor allem das
Werk der Frauen selbst sein müsste. Zunächst versuchte ich es mit den
alten Mitteln: Vorträge in den Versammlungen, die damals alles andere
als glänzend besucht waren. Als die Genossinnen in der Diskussion
trotz unleugbarer großer Not nicht recht aus sich herausgingen, als
sie der Redaktion trotz häufiger Aufforderungen auch nur sehr selten
schriftlich ihre wachsenden Kriegssorgen mitteilten, wurde ich
zunächst ein wenig pessimistisch und klagte mir selbst, wie schwer es
doch sei, die Frauen zur Mitarbeit für ihre ureigensten Interessen
heranzuziehen. Aus Erfahrung suchte ich aber den Grund des Mißerfolges
in organisatorischen Mängeln und entschied mich dahin: wenn die
Frauen öffentlich nicht reden wollen, wenn sie auch nicht schriftlich
ihre zweifellos vorhandenen vielen und sehr schweren Sorgen äußern, so
wird man durch persönliche Rücksprache mit einer ausreichend
großen Zahl von Frauen das notwendige Material erlangen müssen.

Es wurde deshalb aus allen wichtigeren Bezirken der
Wahlkreisorganisation je eine fähige Genossin ausgesucht und so ein
Frauenbeirat für die Redaktion und den örtlichen Parteivorstand
geschaffen. Der Erfolg war über alle Erwartungen gut und hält nun
schon ein ganzes Jahr an. Die etwa 12 bis 15 Frauen kommen nicht nur
mit einer geradezu bewundernswerten Pünktlichkeit in die Sitzungen des
Beirats für Ernährungs- und Kriegsfürsorgefragen, sondern
erweisen dort eine genaue, klare Kenntnis, die sie in kurzen,
sachlichen Sätzen äußern. Was wir von ihnen an Tatsachen und
Anregungen gehört haben, bitte ich auf jedem anderen Wege unmöglich so
gut und so regelmäßig erfahren können. Jede Sitzung war bisher ein
voller Gewinn, denn jede Genossin kam mit Material, das sie in ihrem
Bekanntenkreis gesammelt hatte. Bald waren die betreffenden
Genossinnen bis weit über unsere Mitgliederkreise hinaus als eine Art
'Freiwillige Nahrungsmittelpolizei' bekannt, und Klagen und
Beschwerden strömten ihnen zu. [...] Jede einigermaßen wichtige
kommunale Ernährungsfrage wird ihm [dem Ernährungsbeirat] schleunigst
zur Begutachtung vorgelegt, und mehr als einmal hat der Frauenrat uns
den rechten Weg gewiesen.

Natürlich lernen auch die Frauen durch diese Sitzungen. Sie begreifen
die Ernährungsschwierigkeiten in ihren Ursachen und Zusammenhängen und
gewöhnen sich an knappe sachliche Verhandlungen. Aus diesem
Ernährungsbeirat wurden wiederholt in das Rathaus Abordnungen
entsandt, lediglich aus Frauen von Arbeitern und Privatbeamten
bestehend."[19]

Die einen Frauen stürmten Rathäuser, die anderen entsandten
Abordnungen dorthin - wie bereits schon zwischen proletarischer und
bürgerlicher Frauenbewegung zu Beginn des 20. Jahrhunderts wird auch
hier wieder der taktische Gegensatz zwischen "Demonstrieren" und
"Petitionieren" deutlich. Ebenfalls deutlich wird, dass Frauen sehr
wohl an der Arbeit in "Räten" beteiligt und ihr gewachsen gewesen
waren - auch wenn es sich dabei um rein weiblich besetzte
"Ernährungsbeiräte" gehandelt hat. Wie schnell die bereits Ende 1915
beginnende Empörung der Frauen über den Zusammenbruch des
Versorgungsnetzes in Form von spontanen Lebensmittelkrawallen, ihre
Rufe nach Brot und Fleischmarken in Forderungen nach bedingungslosem
Frieden übergingen,[20] ist schwer auszumachen. Dagegen ist folgender
Umstand sehr deutlich auszumachen: Kaum hatten die spontanen Aktionen
der Frauen an Breite und Stetigkeit gewonnen, ging deren Führung in
die Hände von Männern über, und der Schauplatz der Auseinandersetzung
wechselte von der Straße vor den Läden in die Fabriken.[21] Doch auch
hier waren die Frauen ja kriegsbedingt präsent, wenn nicht sogar in
einzelnen Betrieben in der Mehrheit und an Streiks bzw. Massenstreiks
beteiligt. In der Literatur finden sich unterschiedliche Meinungen,
welcher Massenstreik der wichtigste, der gewaltigste oder für die
spätere Entwicklung bedeutsamste gewesen sein könnte.[22]

Geht es um die "Novemberrevolution", so wird ohnehin oft übersehen,
dass es erste Massenstreiks schon während des Krieges gab.[23]
Erwähnung findet meist der große Munitionsarbeiterstreik vom Januar
1918 in Berlin, an dem sich 400.000 Rüstungsarbeiter und
-arbeiterinnen, und zwar überwiegend Frauen, beteiligt haben, und der
mehrtägige Streik in der Münchner Rüstungsindustrie Ende Januar 1918.
Unberührt von der Frage nach Erfolg oder Bedeutsamkeit für den
Revolutionsverlauf bleibt der Fakt: Waren auch noch so viele Frauen in
den Fabriken tätig und an den Streiks beteiligt, in den großen Räten
(z.B. im "Großberliner Vollzugsrat" oder im "Zentralrat der
sozialistischen Republik Deutschland") waren sie nicht und in den
kommunalen Arbeiterräten nur vereinzelt vertreten. Warum war das so?
Darauf wird es keine zufriedenstellende Antwort geben. Auf jeden Fall
wäre es zu einfach, anzunehmen, dass, nur weil Frauen plötzlich die
Mehrheit der deutschen Bevölkerung ausmachten, sie auch in
entsprechender Zahl in den revolutionären Gremien hätten repräsentiert
sein können. Trotz aller ihnen schon zu Friedenszeiten gebotenen
Optionen waren sie nie leicht zu organisieren oder gar für führende
Positionen zu werben gewesen - dies war nach dem Krieg und auch trotz
des dann errungenen Frauenwahlrechts nicht viel anders.

Antikriegsproteste und Forderungen nach Frauenwahlrecht

Mit Beginn des Krieges war es manchen Frauen und Frauenorganisationen
als unpatriotisch erschienen, in dieser schweren Zeit weiterhin
politisch Druck für das Frauenwahlrecht zu machen. Andere sahen es
dagegen nun als umso wichtiger an, hartnäckig das "verdiente"
Bürgerrecht einzufordern Im Frühjahr 1917 wurden die Forderungen nach
Demokratie und Wahlrecht dann auch immer lauter und die Historikerin
Kathleen Canning ist der Meinung, dass sich ab dieser Zeit die Frauen
auch offener an den Protesten gegen den Krieg beteiligt hätten[24] -
die Forderung nach Frieden und Freiheit trat vor diejenige nach Brot.
Obwohl sich noch im Mai 1918 im preußischen Landtag erneut eine große
Mehrheit von Abgeordneten gegen das Frauenwahlrecht aussprach,
schienen die schlimmsten Befürchtungen der Frauenwahlrechtsgegner wie
z.B. des "Bundes gegen die Frauenemanzipation" wahr zu werden. Er
hatte es schon 1914 als unvermeidlich angesehen, dass nach dem Krieg
zumindest das kommunale Frauenwahlrecht kommen werde, denn er war
sicher, dass "'seitens der Regierung und der Volksvertretungen eine
harmlose Bewilligungsfreudigkeit herrschen [werde], die alle
Wünsche erfüllen möchte'"[25] - sicherlich war der Bund dabei aber von
einem gewonnenen Krieg ausgegangen. Ob nun aber aus
"Bewilligungsfreudigkeit" oder aus dem Umstand heraus, dass die
Frauenstimmrechtsbewegung dem angeknacksten deutschen Staat immer
wieder vor Augen führte, dass einige Reformen unvermeidbar sein würden
- das Frauenwahlrecht war auf dem Weg. Als es schließlich Gesetz
wurde, war es für viele sozialistische und bürgerlich-radikale Frauen
eine Errungenschaft und Chance, die zukünftige Gesellschaft gerechter
zu gestalten. Für nationalistische und konservative Frauen war es
dagegen eine Last und ungeliebtes Hilfsmittel, um Schlimmeres als es
die Revolution ohnehin schon war, zu verhindern.

Auch Canning betont in ihrem Essay "Stimmrecht und Staatsbürgertum
1918/19"[26], dass der große Zustrom von Frauen in die Organisationen
sich "in spürbarer Distanz zu den Debatten in den männlich dominierten
Räten"[27] vollzog und die hohe weibliche Wahlbeteiligung "in starkem
Kontrast zu ihrer kaum auszumachenden Anwesenheit in der
Rätebewegung"[28] stand. Hinzu kommt, dass diese zahlenmäßigen Erfolge
zwar in ihrem politisierenden Aspekt nicht zu unterschätzen sind, aber
oft den emanzipierenden Aspekt vermissen lassen. Ganz richtig wendet
sich Canning "gegen die teleologische Annahme, das Wahlrecht hätte -
ganz besonders unter den Bedingungen der Krise, unter denen die ersten
Wahlen 1919 und 1920 stattfanden - überhaupt einen solchen
grundlegenden Wandel wie Emanzipation hervorbringen können".[29]
Angesichts der scharfen Widersprüche - hier Wahlrecht, dort
Demobilisierungsgesetze - sei "Emanzipation ein falsches Konzept für
das Verständnis dieser Periode tiefer Umbrüche".[30] Die Revolution
1918/19 als eine Periode des Umbruchs, die Demobilisierung als eine
alle - auch die Frauen - und alles erfassende "seelische
Erschütterung", so nimmt es auch der bürgerliche Schriftsteller Josef
Hofmiller wahr, wenn er in seinem Tagebuch festhielt: "Die
Demobilisierung hat bei den Gemütern begonnen. Das ist schlimm, sehr
schlimm. Die Stimmung ist früher da als die Ereignisse. Keine
Hemmungen, keine Dämme, die Stimmung im Land ist furchtbar. Wer glaubt
dem noch an einen guten Ausgang? ..."[31]

Ganz anders, aber nicht weniger skeptisch beurteilte Zetkin die
Nachkriegslage. Sie sah sich in ihren Erwartungen an die von ihr in
jahrzehntelanger Bildungsarbeit geschulten Proletarierinnen getäuscht
- vom Wahlrecht allein hatte sie sich ohnehin nicht viel versprochen.
Verbittert stellte sie, die nun für die kommunistische Frauenbewegung
wirkte, für die sozialdemokratische nur fest, dass deren
Organisatorinnen das "früher erworbene Vertrauen wie ihre ganze
Kenntnis der Lage und Psychologie der werktätigen Frauen mißbrauchen,
um diese zu gängeln, indem sie ihren antirevolutionären Kleinmut, ihre
Furcht vor der Revolution nähren und bestärken".[32]

Hier die Ängste, was kommen würde, dort die Sorgen um das, was
ausbleiben könnte. Die Revolution 1918/19 und die aus ihr
hervorgegangene Weimarer Republik, ihre Protagonisten und insbesondere
ihre Protagonistinnen geben noch ausreichend Anlass zu weiteren
historischen Analysen - aber daraus ein "Rezept" für eine
(geschlechter)gerechte Demokratie zu ermitteln, wäre Wunschdenken.
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MELDUNG/938: WDR stellt sich neu auf - Mehr Menschen auf mehr Wegen erreichen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. September
2018

WDR stellt sich neu auf: Mehr Menschen auf mehr Wegen erreichen



Der WDR will vorbehaltlich der Gremienzustimmung seine
Programmdirektionen neu ordnen. Maßgeblich für die Strategie ist die
stärkere Ausrichtung der Inhalte für die digitale Nutzung. Dabei setzt
der WDR auf die konsequente Zusammenarbeit von Fernsehen, Hörfunk und
Internet sowie den Ausbau von Online-Inhalten und -Formaten, um mehr
Menschen auf mehr Wegen zu erreichen.

Die Neuordnung der Programmdirektionen ist ein wichtiger Meilenstein
auf dem Weg des digitalen Wandels, den Intendant Tom Buhrow im Juli
2013 mit seinem Amtsantritt gestartet hat: "Bereits jetzt arbeiten
viele Redaktionen im WDR crossmedial sehr erfolgreich zusammen. Es ist
nur konsequent, dass wir diese Zusammenarbeit auch organisatorisch
stärken. So schaffen wir mehr kreativen Raum für Ideen und
Innovationen, um die Menschen jeden Tag mit unseren Inhalten zu
bereichern", erläutert Tom Buhrow.

Die Programmdirektionen sollen nach folgenden Kriterien neu geordnet
werden: Landes- und Gemeinschaftsprogramme, Hintergrund und Aktualität
sowie nach Ausspielwegen.

Vorbehaltlich der Gremienzustimmung wird die Umsetzung des Projekts
"Neuordnung" im November starten. In einer ersten Phase sollen die
bisherigen crossmedialen Pilotprojekte "Wirtschaft und Verbraucher",
"Wissenschaft" und "Sport" in den Regelbetrieb gehen sowie neue
Projekte unter Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
entwickelt werden.

Wichtige Etappen auf dem bisherigen Weg des digitalen Umbaus des WDR
waren die Einrichtung des "Stern" in Düsseldorf, der Start der
crossmedialen Pilotprojekte "Sport", "Wirtschaft und Verbraucher" und
"Wissenschaft" sowie die Entscheidung der Geschäftsleitung, die
aktuelle Berichterstattung im neuen crossmedialen Medienhaus in Köln
zu bündeln und für die Zeit bis zur Fertigstellung einen 
Interims-Newsroom einzurichten.
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DOKUMENTATION/1538: WDR - 1986. Alles Lüge, 21.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Alles Lüge - 1986

Ein Film von Martin Herzog

Erzählt von Jan-Gregor Kremp D 2018, 45 Minuten

"Unser Land in den 80ern"

Freitag, 21.09.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen



Die nackte Wahrheit? 1986 war das Jahr der Fake-News in den 80ern,
obwohl es den Begriff noch gar nicht gab. Ständig veränderten sich die
Fakten: Da gab es den verstrahlten Regen aus Tschernobyl. Der war aber
nicht so schlimm, sagten die Politiker. Da waren entführte
Aufbauhelfer aus Wuppertal. Die waren selbst schuld, sagte der
US-Außenminister. Der Rhein war rot. Alles ganz harmlos, sagte die
Chemieindustrie. Alles Märchen und Lügen, die man uns auftischte! Aber
alles Schlechte hat auch etwas Gutes und das zeigte sich 1986.

Manchmal muss man allerdings auch Lügen, um die Wahrheit aufzudecken -
oder besser gesagt: täuschen. Günter Wallraff war darin ein Meister,
davon konnte man sich Anfang 1986 nun auch im Kino überzeugen: "Ganz
Unten" lockte über eine Viertelmillion Zuschauer.

"Eine Gefährdung ist absolut auszuschließen", tönte Innenminister
Friedrich Zimmermann, als die Nachrichten vom Reaktorunglück in der
Ukraine Deutschland erreichten. NRW-Landwirtschaftsminister Klaus
Matthiesen ließ sich dabei filmen, wie er Salat erntete und fröhlich
aß. Alles ungefährlich! Die Wahrheit kam schnell ans Licht. Die
Einfuhr von Nahrungsmitteln aus sieben osteuropäischen Staaten wurde
von der Europäischen Gemeinschaft verboten, ebenso der Verkauf von
Feldgemüse und -obst aus NRW.

Ein junger Radiologe aus Bochum wollte es genau wissen, und zog mit
dem Geigerzähler los: In Hamm-Uentrop stellte Dietrich Grönemeyer
erhöhte Strahlendosen fest, die nicht aus Tschernobyl stammen konnten
sondern aus dem nahen Kernkraftwerk. Alles Abstreiten half nichts:
Auch dort war Radioaktivität ausgetreten. Solche und andere Lügen
führten dazu, dass das Vertrauen der Bevölkerung in die Atomkraft
nachhaltig erschüttert wurde.

Kapitalismus? Kommunismus? Keiner hat die Wahrheit für sich gepachtet.
Vielleicht gab es ja so etwas wie einen dritten Weg. Immer mehr junge
Menschen gingen deshalb nach Nicaragua, um dort nach Jahrzehnten der
Diktatur beim Aufbau der Gesellschaft zu helfen. Kakao ernten, Hütten
bauen - und damit eine bessere Welt. Doch im Frühjahr 86 wurden 12
dieser Aufbauhelfer von "Contras" entführt. Vier von ihnen konnten
fliehen, darunter Dagmar Vogel aus Oberhausen.

Die Entführung schlug Wellen bis in höchste Regierungskreise. Der
amerikanische Außenminister behauptete dreist, die Aufbauhelfer seien
bewaffnet gewesen, und damit Kriegspartei. Eine glatte Lüge.
Angehörige der Entführten traten in Hungerstreik, in Managua ketteten
sich Dagmar Vogel und ihre Mitstreiter an der US-Botschaft fest. Im
Informationsbüro Nicaragua in Wuppertal, das die deutschen
Hilfsbrigaden koordinierte, arbeitete Barbara Lukas währenddessen
fieberhaft mit an der Freilassung der Geiseln.

Im Sommer brach in NRW mal wieder WM-Fieber aus: Toni Schumacher hatte
die deutsche Mannschaft mit seinen Paraden ins Finale gerettet. Aber
ausgerechnet im Endspiel ließ der Nationaltorwart aus Düren drei Bälle
durch. NRWs Fußballfans zeigten sich trotzdem locker. Hauptsache
Endspiel, hieß es, Vizeweltmeister ist doch auch super. Und beim
Empfang der Nationalelf in Deutschland wurde Toni Schumacher wie ein
Weltmeister gefeiert.

Rot schillerte das Wasser, Fische trieben Kiel oben. Nach dem
Großbrand beim Schweizer Chemiekonzern Sandoz war das Feuer schnell
gelöscht, der Rhein aber verseucht: Was die Firma als unbedenkliche
Markierungsfarbstoffe bezeichnete, entpuppte sich als ein 70 Kilometer
langer Giftteppich. Nach dem Unglück trieb auch an den Gestaden NRWs
tonnenweise Fisch tot auf dem Wasser. "Kann bei uns nicht passieren!"
behauptete die deutsche Chemieindustrie. Kurz darauf schwappte die
zweite Giftwelle den Rhein hinab, diesmal von BASF in Karlsruhe.

In der Not konnten die meisten Rhein-Gemeinden auf alternative
Wasserversorgung umstellen. Die 13.000 Einwohner der Stadt Unkel aber
hingen vom Rheinwasser ab. "Und das wurde uns einfach abgedreht",
erzählt Elisabeth Barth. Das rheinland-pfälzische Städtchen wurde von
der Feuerwehr aus Tanklastern versorgt, zwei Wochen lang. Bis aus NRW
Rettung kam.

Weil es einer Straße weichen musste, wurde das Haus Münsterberg 1986
um 7 Meter verrückt. Wie sowas geht? Ganz einfach: hydraulische
Öldruckzylinder unter das Fundament, das ganze 1800 Tonnen schwere
Haus anheben, und auf Gleitschienen Zentimeter um Zentimeter
verschieben - 28 Zentimeter pro Stunde, um genau zu sein.

Zum Glück wurde das Haus nicht von der Neuen Heimat gebaut. Der
Skandal um das gewerkschaftseigene Wohnungsbauunternehmen steuerte auf
seinen Höhepunkt zu. Zum symbolischen Preis von einer Mark wurde die
Firma schließlich an den Berliner Bäckerei-Unternehmer Horst Schiesser
verkauft und anschließend abgewickelt. In Wahrheit blieb es aber nicht
bei einer Mark: Die 2 Milliarden Schulden der Neuen Heimat blieben am
Land NRW kleben.

Schicht im Schacht: Als letzte Essener Zeche machte Zollverein im
Dezember 1986 den Deckel auf den Pütt. Das Ende einer Ära, und das
ausgerechnet am Tag vor Heilig Abend! Günter Stoppa wickelte
Zollverein mit ab. Damals wollte er wie die meisten, dass die Zeche
abgerissen wird, und schüttelte den Kopf über die seltsamen Menschen
vom Denkmalschutz. Die wollten aus der Zeche ein Museum machen.
Inzwischen ist Günter Stoppa froh darüber, dass sein Wunsch nicht
erfüllt wurde, denn heute ist Zollverein Weltkulturerbe und
quicklebendig. In Wahrheit ist eben jedes Ende auch ein Anfang.er WDR
konnte zehn prominente Persönlichkeiten aus NRW als Paten und Sprecher
der Filme gewinnen. Sie erzählen die Geschichten und Ereignisse ihres
Highlight-Jahres und machen die Reihe "Unser Land - Die 80er" damit
auch zu einer ganz persönlichen und unterhaltsamen Zeitreise zurück in
ein explosives Jahrzehnt.

Produziert werden die Filme von BROADVIEW TV, die bereits im
vergangenen Jahr mit der Dokumentationsreihe "Unser Land in den 70ern"
in die Vergangenheit gereist ist.

Redaktion: Barbara Schmitz (WDR)


Die Sendetermine im Überblick (jeweils 20.15 Uhr im WDR
Fernsehen): 

10.08.2018: Keine Atempause - 1980

17.08.2018: Jede Menge Kohle - 1981

24.08.2018: Ein bisschen Frieden - 1982

31.08.2018: Jetzt wird wieder in die Hände gespuckt - 1983

07.09.2018: Jetzt oder nie - 1984

14.09.2018: Zurück in die Zukunft - 1985

21.09.2018: Alles Lüge - 1986

28.09.2018: Hinterm Horizont geht's weiter - 1987

05.10.2018: Tausend gute Gründe - 1988

12.10.2018: Freiheit - 1989

 * 

Quelle:

Programmtip vom 14. September 2018
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Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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MELDUNG/1756: Deutschlandfunk - Kampf um die Kohle, 21.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

044 Kampf um die Kohle

Von Manfred Götzke

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 21. September 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Hambacher Forst bei Köln ist zum Symbol für den Kampf um die
Braunkohle geworden: auf der einen Seite ein mächtiger Energiekonzern,
auf der anderen Seite Umweltaktivisten, die den Wald vor den Sägen
schützen wollen. Zeit, um über die Protestkultur in Deutschland zu
sprechen.

Sie halten den Wald besetzt und leben in Baumhäusern 20 Meter über dem
Boden eine antikapitalistische Gesellschaftsutopie. Die Umweltschützer
im Hambacher Forst haben ein gemeinsames Ziel, aber nicht den einen
Weg, um dorthin zu gelangen. Jeder agiert hier, wie er es für richtig
hält. Mit Kunstaktionen, Blockaden oder Steine werfen. Wie steht es um
die Protestkultur in Deutschland, 50 Jahre nach dem Revoltenjahr 1968?
Ist die heutige Jugend, die Generation der "Millennials", doch gar
nicht so unpolitisch, wie ihr lange vorgeworfen wurde?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2702: Deutschlandfunk - Der Pianist Hubert Nuss, 20.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Suche nach Tiefe und Schönheit

Ein Porträt des Pianisten Hubert Nuss

Von Karsten Mützelfeldt

JazzFacts

Donnerstag, 20. September 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Klavier, Bass, Schlagzeug - das am weitesten verbreitete
Instrumentalgenre des Jazz kennt keinen Aufnahmestopp. Besonders
Pianisten tragen das Risiko, im Meer der Triumvirate unterzugehen.
Tiefgang ist da immer noch der überzeugendste Weg, der nivellierenden
Oberfläche zu entgehen. Das beherzigt Hubert Nuss auch auf der
aktuellen CD mit dem eher nüchternen Titel "Standards and Other
Stories". "Ein Akkord", so Nuss, "ist mehr als die Summe seiner
einzelnen Teile. Die Einzelheiten nimmst du nicht wahr, nur das
Schillern der Farben".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2701: WDR 3 - Die US-amerikanische Jazzsängerin Lizz Wright und die WDR Big Band, 20.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Here and Now: Lizz Wright und die WDR Big Band

Live aus der Kölner Philharmonie

Lizz Wright, Gesang

WDR Big Band

Leitung: Vince Mendoza

Moderation: Jörg Heyd

WDR 3 Konzert live

Donnerstag, 20.09.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Eine Stimme, so warm wie ein Platz am Kachelofen mit Blick aufs
Schneegestöber - so schrieb ein Kritiker über die amerikanische Jazz-
und Soulsängerin Lizz Wright. Jetzt singt sie zum ersten Mal mit der
WDR Big Band.

In den amerikanischen Südstaaten, der Heimat von Lizz Wright, gibt es
zwar weder Schneegestöber noch Kachelöfen, und doch ist der Vergleich
passend. Denn Lizz Wrights Gesang ist soulig und samtig, sensibel und
spirituell. Schon früh kam die Tochter eines Predigers mit Musik in
Berührung. Sie sang schon als Kind im Kirchenchor, und zuhause wurde
Gospelmusik gehört. Gospel, Soul, Blues und Jazz markieren auch heute
noch ihr musikalisches Feld. Ihr erstes Projekt mit der WDR Big Band
"Here and Now" wird vom "Composer in Residence" Vince Mendoza
geleitet.

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 

Quelle:

Programmtip vom 14. September 2018

Herausgeber:
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KURSUS/1817: Unna - Grundlagenkurs zur richtigen Nutzung von WhatsApp, 27.-28.9.2018


VHS-Aktuell: Grundlagenkurs zur richtigen Nutzung von WhatsApp



Kreisstadt Unna. In dem VHS-Seminar werden die Grundfunktionen des
Mitteilungsdienstes WhatsApp vorgestellt und in der Praxis
kennengelernt. Neben Installation und dem Einrichten des eigenen
Profils werden sich die Teilenehmenden der Veranstaltung intensiv mit
den verschiedenen Funktionen wie Nachrichtendienst, Versenden von
Anhängen und Fotos sowie mit dem Telefonieren beschäftigen. Aber auch
das Thema Sicherheit wird angesprochen. In diesem Zusammenhang stellt
der Dozent auch alternative Apps mit ähnlichem Funktionsumfang wie bei
WhatsApp vor.

Das Seminar "Einstieg in WhatsApp" mit der Kursnummer 182-4107 findet
am 27. und 28. September 2018 jeweils von 10 bis 12.15 Uhr im Raum 006
im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 26 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 46 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Smartphone / Tablet" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de
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NEUROLOGIE/980: Forschung - Neuronale Prothesen für das Gehirn (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 17.09.2018

Neuronale Prothesen für das Gehirn

Freigeist-Fellowship für innovatives Forschungsvorhaben



Zur Entwicklung von Gehirn-Computer-Schnittstellen bei neuronalen
Erkrankungen erhält Dr. Nikolaus Wenger von der Charité -
Universitätsmedizin Berlin einen Freigeist-Fellowship. Für den Aufbau und
die Leitung einer Nachwuchsgruppe wird er über fünf Jahre mit rund einer
Million Euro gefördert. Die VolkswagenStiftung vergibt
Freigeist-Fellowships für exzellente Nachwuchswissenschaftler, die außergewöhnliche
Forschung zwischen etablierten Wissenschaftsdisziplinen betreiben.

Der kontinuierliche Austausch von Informationen in den neuronalen Netzen
unseres Gehirns ist die Basis dafür, dass wir Entscheidungen treffen,
Bewegungen erzeugen und Vorgänge lernen können. Bislang stellt es noch
eine Herausforderung dar, die grundlegenden Mechanismen dieser
Netzwerkkommunikation für die Behandlung von neurologischen Erkrankungen
nutzen zu können. Hier setzt das Forschungsprojekt von Dr. Wenger von der
Klinik für Neurologie mit experimenteller Neurologie der Charité an: Er
und sein Team möchten ergründen, wie die dynamischen Informationsflüsse
des Gehirns Bewegungsvorgänge erzeugen und wie sich diese Vorgänge mit
Computern und Algorithmen des maschinellen Lernens beeinflussen lassen.

Dafür bewegen sich die Forscher zwischen den Neurowissenschaften und den
Ingenieurwissenschaften: Durch immer schnellere Rechenleistungen von
Computern sind sie in der Lage, Informationsflüsse des Gehirns in Echtzeit
auszulesen und zu interpretieren. Dieser Vorgang wird als
Brain-Computer-Interface bezeichnet - eine Schnittstelle zwischen Gehirn und Computer.
Das Innovative an dem Projekt ist es, diese Informationen nicht nur
auszulesen, sondern durch die Entwicklung einer Prothese für das Gehirn
wieder an das Nervensystem zurück zu übertragen. Dadurch entstehen völlig
neue Einblicke in die Zusammenhänge der Informationsverarbeitung unseres
Gehirns.

"Unser langfristiges Ziel ist es, die Erkenntnisse unserer
Grundlagenforschung auf neurologische Krankheiten wie Morbus Parkinson
oder Schlaganfall zu übertragen. Wir möchten herausfinden, ob wir die
Bewegungsabläufe betroffener Patientinnen und Patienten durch den Einsatz
neuronaler Prothesen verbessern können", erklärt Dr. Wenger. Der Neurologe
forscht auch im Rahmen des Clinician Scientist Programm vom Berlin
Institute of Health (BIH) und von der Charité.


Freigeist-Fellowships

Die Förderinitiative Freigeist-Fellowships der VolkswagenStiftung richtet
sich an Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen aller Disziplinen, die
sich vom Forschungs-Mainstream absetzen und bewusst risikoreiche
Forschungsfragen angehen. Dieses Jahr überzeugten acht
Nachwuchswissenschaftler das internationale Gutachtergremium der Stiftung
mit ihren Projekten. Die feierliche Preisverleihung hat am 14. September
in Hannover stattgefunden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://neurologie.charite.de/

https://www.volkswagenstiftung.de/unsere-foerderung/unser-foerderangebot-im-ueberblick/freigeist-fellowships

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 17.09.2018
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DIAGNOSTIK/583: Multiresistente Krankenhauserreger - Neues Testverfahren beschleunigt ihre Diagnose (idw)


Universität zu Köln - 17.09.2018

Multiresistente Krankenhauserreger: Neues Testverfahren beschleunigt ihre Diagnose

Forscherteam von Medizinischer Fakultät Köln und dem Deutschen Zentrum für Infektionsforschung gelingt Durchbruch für deutlich beschleunigte Diagnostik / 45 Minuten statt 72 Stunden



Ein wissenschaftlicher Durchbruch zur beschleunigten Diagnostik
multiresistenter Krankenhauserreger ist einem Forscherteam an der
Medizinischen Fakultät in Kooperation mit dem Deutschen Zentrum für
Infektionsforschung (DZIF) gelungen. Mit einem neuartigen sogenannten
immunochromatographischen Verfahren konnten die Forscher Axel Hamprecht,
Jörg Janne Vehreschild, Harald Seifert und Ahmad Saleh in einer Studie
Bakterien, die gegen die Antibiotikagruppe Carbapeneme resistent sind,
innerhalb von 20 bis 45 Minuten aus Blutkulturen mit einer 100-prozentigen
Sicherheit nachweisen. Aktuelle Testverfahren dauern noch bis zu 72
Stunden. Die Ergebnisse wurden im renommierten Wissenschaftsjournal PLOS
ONE veröffentlicht.

Patientinnen und Patienten mit durch gramnegative Erreger wie Escherichia
coli ausgelösten Blutstrominfektionen weisen eine hohe Sterblichkeit auf.
Die Infektion konnte durch Antibiotika aber bisher meist gut behandelt
werden. Durch die Zunahme von Antibiotikaresistenzen, auch gegen die
Gruppe der Carbapeneme, ist die Therapie zunehmend schwieriger geworden.
Bei Infektionen mit multiresistenten Erregern, die auch gegenüber solchen
Reserveantibiotika resistent sind, kommt es besonders häufig zu einer
unwirksamen Antibiotikatherapie und damit zu höherer Sterblichkeit.
Um diese Erreger wie E. coli im Blutstrom nachzuweisen, werden derzeit
Methoden angewandt, die 16 bis 72 Stunden zum Nachweis der
Antibiotikaresistenz beanspruchen. Eine beschleunigte Diagnostik ist daher
ein wesentlicher Schritt, Patienten mit Infektionen durch
Carbapenem-resistente Bakterien schneller und gezielter zu behandeln und zusätzlich
die Ausbreitung der Erreger einzudämmen.

Die Resistenz bei gramnegativen Bakterien ist meist durch Enzyme
verursacht, die neben den Carbapenem-Antibiotika auch weitere Antibiotika
zerstören können. Sie werden als Carbapenemasen bezeichnet. Zu den
weltweit häufigsten Carbapenemasen zählen die sogenannten
Klebsiella-pneumoniae-Carbapenemase (KPC), die New-Delhi-Metallo-Betalaktamase (NDM)
und OXA-48.

In der jetzt veröffentlichten Studie wurden Blutproben untersucht, die mit
Carbapenemase-produzierenden Bakterien versetzt wurden. Hierbei drei der
vier häufigsten Carbapenemasen - OXA-48, KPC und NDM - mit einem einzigen
Testverfahren direkt aus positiven Blutkulturen entdeckt werden, ohne dass
eine zeitaufwendige weitere Anzüchtung auf Agarplatten notwendig wurde.
Das neue Verfahren ist schnell, einfach anzuwenden, kostengünstig
(∼10€/Test) und kann in jedem klinisch-mikrobiologischen Labor
durchgeführt werden.

"Wir sind mit diesem Verfahren unserem Ziel, mit multiresistenten Erregern
infizierte Patientinnen und Patienten so schnell wie möglich helfen zu
können, einen Riesenschritt näher gekommen", so Erstautor und
DZIF-Professor Dr. med. Axel Hamprecht vom Institut für Medizinische
Mikrobiologie, Immunologie und Hygiene am Universitätsklinikum Köln. "Bei
derartig aggressiven Erregern zählt jede Minute, um eine gezielte Therapie
zu starten. Jetzt müssen sich Folgestudien anschließen, um unsere
Erkenntnisse so schnell wie möglich in die klinische Praxis zu
überführen."

Die mit Mitteln der medizinischen Fakultät der Universität zu Köln
unterstützte Proof-of-Principle-Studie belegt die Sicherheit und
Wirksamkeit des neuen Verfahrens. Bevor aber das neue Verfahren die
herkömmliche Diagnostik ablösen und in die klinische Praxis eingeführt
werden kann, sind weitere Studien notwendig.

Im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung entwickeln bundesweit circa
500 Wissenschaftler und Ärzte aus 35 Institutionen gemeinsam neue Ansätze
zur Vorbeugung, Diagnose und Behandlung von Infektionskrankheiten. Ziel
ist die sogenannte Translation: die schnelle, effektive Umsetzung von
Forschungsergebnissen in die klinische Praxis. Damit bereitet das DZIF den
Weg für die Entwicklung neuer Impfstoffe, Diagnostika und Medikamente
gegen Infektionen.

Über 3.500 Studierende an der Medizinischen Fakultät werden im Umfeld der
Uniklinik Köln praxisorientiert in enger Verzahnung von Lehre,
Krankenversorgung und Forschung ausgebildet. In drei Schwerpunkten
erforschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Probleme von großer
gesellschaftlicher Relevanz: "Tumorbiologie, Infektion und Immunität",
"Homöostatische Prinzipien im Stoffwechsel und in der Geweberegeneration"
sowie "Neuromodulation".


Zur Publikation:

Hamprecht A, Vehreschild JJ, Seifert H, Saleh A (2018) Rapid detection of
NDM, KPC and OXA-48 carbapenemases directly from positive blood cultures
using a new multiplex immunochromatographic assay. PLOS ONE 13(9):
e0204157. 

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0204157

Weitere Informationen:

http://www.dzif.de

http://www.medfak.uni-koeln.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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AUSLAND/2502: Schweizer Kinderkrebsregister - Kinderkrebs besser erfassen, erforschen und behandeln (idw)


Universität Bern - 17.09.2018

Kinderkrebs besser erfassen, erforschen und behandeln



Das Schweizer Kinderkrebsregister (SKKR) an der Universität Bern erfasst
seit über 40 Jahren Angaben von an Krebs erkrankten Kindern und
Jugendlichen in der Schweiz. Nun wird daraus im Auftrag des Bundes ein
Bundeskinderkrebsregister, das die Dokumentation, Diagnose und Behandlung
von Krebs bei Kindern und Jugendlichen zusätzlich verbessern wird.

Das Schweizer Kinderkrebsregister (SKKR) ist ein nationales Register für
Krebserkrankungen bei Kindern und Jugendlichen in der Schweiz. Es befindet
sich am Institut für Sozial- und Präventivmedizin der Universität Bern
(ISPM) und arbeitet eng mit der Schweizerischen Pädiatrischen Onkologie
Gruppe (SPOG) zusammen. Das SKKR erfasst Neuerkrankungen, dokumentiert die
Behandlung und beinhaltet Langzeituntersuchungen. Dadurch trägt es dazu
bei, die Ursachen von Krebserkrankungen besser zu verstehen, die
Vorbeugung zu unterstützen, die Behandlung zu verbessern und Spätfolgen zu
vermeiden. Alle Schweizer Kinderkliniken, welche krebskranke Kinder
behandeln, melden dem Register neue Diagnosen und senden danach jährliche
Updates.

Bisher gab es aber keine schweizweite Pflicht, dem SKKR neue
Krebserkrankungen zu melden. Dies ändert sich nun mit dem neuen
Krebsregistrierungsgesetz, das am 1. Januar 2020 in Kraft tritt. Das
Gesetz sieht ein vom Bund geführtes Kinderkrebsregister vor. Das Schweizer
Kinderkrebsregister am ISPM hat sich zusammen mit der SPOG für diese
Bundesaufgabe beworben und diese jetzt vom Bund übertragen bekommen.

Krebs bei Kindern ist anders

In der Schweiz erkranken jährlich etwa 300 Kinder und Jugendliche an
Krebs. Obwohl Krebserkrankungen bei Kindern und Jugendlichen selten sind,
handelt es sich um andere Krebsarten als bei Erwachsenen. Am häufigsten
sind bei Kindern Leukämien, Hirntumoren, Lymphome und eine Reihe von
seltenen Tumoren aus unreifem embryonalem Gewebe, welche bei Erwachsenen
nicht vorkommen.

«Für die Behandlung von Krebs bei Kindern braucht es Fachexpertise, ebenso
für die Registrierung und die Untersuchung von Ursachen und Spätfolgen»,
sagt Verena Pfeiffer vom Institut für Sozial- und Präventivmedizin (ISPM)
der Universität Bern, Co-Leiterin des Bundeskinderkrebsregisters. So
können als Spätfolgen chronische Gesundheitsprobleme aufgrund der
ehemaligen Krebserkrankung oder der Behandlung auftreten - auch nach
Jahrzehnten, was die Lebensqualität vermindert. «Da nur wenige Kinder und
Jugendliche betroffen sind, sich die Krebsarten aber von denen der
Erwachsenen unterscheiden, braucht es eine nationale Erfassung im
Register», sagt Pfeiffer. «Nur so könnten aussagekräftiges nationales
Krebsmonitoring, Gesundheitsberichterstattung und Forschung zu diesem
Thema betrieben werden.»

In anderen europäischen Ländern werden Krebserkrankungen bei Kindern und
Jugendlichen bereits national erfasst, etwa in Deutschland und Frankreich.
Diese Anforderung hat nun auch der Bund im Krebsregistrierungsgesetz
umgesetzt.

Umfassende Registrierung

Gemäss Krebsregistrierungsgesetz hat das Bundeskinderkrebsregister die
Aufgabe, an Krebs erkrankte Kinder und Jugendliche bis zu einem Alter von
19 Jahren zu erfassen, über deren Gesundheit zu berichten und Ergebnisse
zu veröffentlichen, sowie die Forschung und internationale Zusammenarbeit
auf diesem Gebiet zu unterstützen. Diese Aufgaben werden ab 2020 vom Bund
finanziert. «Nun haben wir einen gesetzlichen Auftrag und eine stabile
Finanzierung, was eine grosse Verbesserung darstellt für Patientinnen und
Patienten, für ihre Angehörigen, für behandelnde Ärztinnen und Ärzte» sagt
Pfeiffer. Die Forschung zum Thema Krebs bei Kindern und Jugendlichen, wie
sie das Schweizer Kindekrebsregister bereits jetzt durchführt, fällt
hingegen nicht unter das Krebsregistrierungsgesetz und ist weiterhin auf
Drittmittelfinanzierung angewiesen.

Pfeiffer leitet das Bundeskinderkrebsregister zusammen mit Claudia Kuehni
vom ISPM. «Wir freuen uns sehr über dieses Mandat», sagt Kuehni. «Das
Schweizer Kinderkrebsregister ist prädestiniert für diese Aufgabe, da es
seit Beginn eng mit den behandelnden Kinderonkologinnen und -onkologen,
betroffenen Eltern und den Kindern und Jugendlichen zusammen arbeitet und
über einschlägige Erfahrung im nationalen Krebsmonitoring, der
öffentlichen Gesundheitsberichterstattung und der Forschung zum Thema
Krebs bei Kindern und Jugendlichen verfügt.»

Schweizer Kinderkrebsregister: 40 Jahre im Dienst der Patientinnen und Patienten

Das Schweizer Kinderkrebsregister erfasst seit 1976 Krebserkrankungen bei
Kindern und Jugendlichen. Bis 2017 waren es Daten von 12361
diagnostizierten Fällen in 12174 Patientinnen und Patienten.

Erfasst werden nicht nur detaillierte Informationen zur Diagnose, sondern
auch zur Behandlung, Krankheitsverlauf, Spätfolgen und Lebensqualität.
Aufgrund dieser Informationen war in den letzten Jahrzehnten schweizweites
Krebsmonitoring und öffentliche Gesundheitsberichterstattung möglich.
Darunter fallen etwa Aussagen zu folgenden Fragen: wie viele Kinder und
Jugendliche werden pro Jahr in der Schweiz mit einer Krebserkrankung neu
diagnostiziert; wie viele junge Betroffene leben momentan in der Schweiz
mit einer Krebserkrankung; welche Krebserkrankungen sind bei Kindern und
Jugendlichen am häufigsten und welche haben die besten Heilungschancen?

Eine wichtige Rolle spielt auch die Forschung, unter anderem zu möglichen
Ursachen von Krebs bei Kindern und Jugendlichen. Erforscht werden auch
mögliche Spätfolgen und Strategien zu deren Verminderung, sowie
Möglichkeiten zur Verbesserung bzw. Standardisierung des lebenslangen
Monitorings (Nachsorge). Rund zwei Drittel der ehemaligen Patientinnen und
Patienten entwickeln später Nebenwirkungen der Therapie, wie andere
Tumorerkrankungen oder chronische Gesundheitsprobleme, sogenannte
Spätfolgen. Wenn ihre Gesundheit regelmässig und langfristig kontrolliert
wird, können Spätfolgen wie Herz-Kreislauferkrankungen, Unfruchtbarkeit,
Hörschädigungen oder psychische Probleme früh entdeckt und behandelt
werden.

Das Bundeskinderkrebsregister bleibt weiterhin am Institut für Sozial- und
Präventivmedizin angesiedelt und arbeitet weiter eng mit der
Schweizerischen Pädiatrischen Onkologie Gruppe (SPOG) zusammen.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/kinderkrebsregister

https://www.kinderkrebsregister.ch

https://www.spog.ch

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/krankheiten/krankheiten-im-ueberblick/krebs/krebsregistrierung.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1919: Neue Verordnung aus Spahns Gesundheitsministerium zeigt große Schwächen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 36 vom 7. September 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Orientierung am untersten Niveau?

Neue Verordnung aus Spahns Gesundheitsministerium zeigt große
Schwächen

von Monika Münch-Steinbuch



"Die Zahl der Pflegekräfte wird ins Verhältnis gesetzt zu der Zahl der
behandelten Patienten pro Jahr", erläuterte Jens Spahn auf
"ärzteblatt.de" im Hinblick auf eine neue Verordnung, die am 1.
Oktober in Kraft tritt. "Alles andere würde Patienten gefährden." Und
weiter folgert er: "Wenn das bedeutet, dass manche
Krankenhausabteilungen schließen müssen, dann ist das so."

Bei der Festlegung der Personaluntergrenzen orientiert sich die
Verordnung des Gesundheitsministeriums nicht an den besten Standards
in anderen Ländern wie Norwegen oder Kalifornien, sondern an den 25
Prozent der bundesdeutschen Krankenhäusern mit der schlechtesten
Personalausstattung. Der Arbeitgeberverband Deutsche
Krankenhausgesellschaft protestiert: Er wünscht die Verhältnisse in
den 10 Prozent schlechtesten Kliniken als Untergrenze, konnte sich
aber mit dem Spitzenverband der Krankenkassen GKV nicht - wie
vorgeschrieben - bis zum 31. Juli einigen.

Für die übrigen 75 Prozent der Krankenhäuser ändert sich also zunächst
nichts, es sei denn, sie fahren ihre Personalausstattung auf das
Niveau der schlechtesten 25 Prozent herunter - nach dem
Kabinettsentwurf des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes ist die
vollständige Refinanzierung von zusätzlichen Pflegestellen erst ab 1.
Januar 2019 vorgesehen. Fachleute befürchten, dass für 2018 geplante
Einstellungen auf nächstes Jahr verschoben bzw. freiwerdende Stellen
erst nächstes Jahr wieder besetzt werden.

Dieses Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) enthält einige Bonbons,
z.B.:

• Seit 2004 werden die Betriebskosten als Kosten der
Krankenhäuser über die Fallpauschalen (DRGs) gegenüber den
Krankenkassen abgerechnet. 15 mögliche Krankheiten wurden mittels
30.000 möglichen Behandlungsschritten in 1.200 Fallpauschalen
gepresst.

Der Pflegedienst ist neben den Patienten selbst Hauptleidtragender
dieses Finanzierungssystems: Inzwischen fehlen etwa 100.000
Pflegekräfte in den Krankenhäusern. Der Kostenanteil des
Pflegedienstes soll nun herausgerechnet und von den Kassen nach
tatsächlichem Aufwand bezahlt werden ohne vorherige
Wirtschaftlichkeitsprüfung. Im "Deutschen Ärzteblatt" wird dies als
Paradigmenwechsel in der Krankenhausfinanzierung gefeiert hin zu einer
mehr bedarfsgerechten Versorgung der Patienten und mit der Forderung
verbunden, alle Personalkosten aus den Fallpauschalen rauszurechnen
und gesondert zu finanzieren, da auch alle anderen Berufsgruppen in
den Kliniken vom Personalmangel betroffen sind.

• Refinanzierung von Tariferhöhungen: Die Kassen werden schon
2018 zur 100-prozentigen Finanzierung von Tariferhöhungen im
Pflegedienst verpflichtet (Anmerkung: das war für Verdi sehr wichtig),
so dass Tarifsteigerungen nicht mehr mit Personalabbau kompensiert
werden können. Für alle anderen Berufsgruppen müssen sie nur 50
Prozent übernehmen. Es hat sich also für die Pflege gelohnt zu
kämpfen. Ob es gelingt, Personaleinsparungen in anderen Bereichen zu
verhindern und die gleiche Bezahlung von Tarifsteigerungen
durchzusetzen, hängt nicht zuletzt von der Kampfbereitschaft der
Beschäftigten ab.

• 13.000 Pflegestellen mehr für die Altenpflege, 50 Prozent
Zuschüsse für Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf, Pflege
und Familie, ein Euro mehr pro Beschäftigten zur betrieblichen
Gesundheitsvorsorge aber:

• Ab 2020 muss ein krankenhaus-individuelles Budget mit den
Kliniken ausgehandelt werden. Dies geschieht auf der Grundlage des
Pflegelastkatalogs, der die herausgerechneten Anteile der Pflege an
den Fallpauschalen enthält. Statt Spitzabrechnung ist eine erneute
risikoreiche Pauschalierung geplant. Anteile des Pflegebudgets können
auch für EDV oder Outsourcing verwendet werden, wenn dadurch
Pflegepersonalkosten eingespart werden.

• Ab 2021 fällt der Versorgungszuschlag von 500 Millionen Euro für die Kliniken weg.

• Durch strukturelle Veränderungen, z.B. integrierte
Notfallversorgung, Schließung, Zusammenlegung und Umwidmung von
Abteilungen, ja ganzen Kliniken soll Pflegepersonal umverteilt werden:
"Als Folge des Abbaus nicht bedarfsgerechter Doppelstrukturen kann
auch das Pflegepersonal effizienter ... eingesetzt werden"
(Referentenentwurf PpSG S. 57).

Wer definiert "bedarfsgerecht"? Der Sachverständigenrat der
Bundesregierung in seinem Gutachten 2018 mit dem Titel
"Bedarfsgerechte Steuerung im Gesundheitswesen"? Diese Gutachter
träumen von der Reduzierung von über 1.900 Krankenhäusern auf
bundesweit 330 - nach dänischem Modell.


	
 Patienten pro Pflegekraft ab 1. Januar 2019 im Jahresdurchschnitt 



	
Bereich


	
        Tagschicht


	
     Nachtschicht





	
Intensivmedzin


	
2:1                    


	
3:1              





	
Geriatrie

 


	
MO-FR 10:1

(11:1 am WE und feiertags)


	
24:1              

 





	
Unfallchirurgie

 


	
MO-FR 10:1

(11:1 am WE und feiertags)


	
20:1              

(21:1 WE und feiertags)







 * 
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Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 50. Jahrgang,

Nr. 36 vom 7. September 2018, Seite 2
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Die UZ erscheint wöchentlich.
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6 Wochen Probeabo: Zeitung und Online-Ausgabe: gratis
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DEMENZ/381: Interview - "Die Augenhöhe ist mir wichtig" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Die Augenhöhe ist mir wichtig"

Interview von Helga Schneider-Schelte, DAlzG



Bernd Heise ist 63 Jahre alt und erhielt vor rund zwei Jahren die
Diagnose Alzheimer. Seitdem hat er seinen Beruf als Ingenieur
aufgegeben. Er ist Mitglied im Beirat "Leben mit Demenz" der Deutschen
Alzheimer Gesellschaft. Im Interview mit dem Alzheimer Info sprechen
er und seine Frau Hilde Eickhoff darüber, wie die Erkrankung ihr Leben
und ihre Partnerschaft verändert hat.


Alzheimer Info: Wie hat sich Ihre Beziehung durch die Diagnose
verändert?

Bernd Heise: Nicht nur die Diagnose hat unsere Beziehung
verändert. Vier Monate nach der Diagnose habe ich aufgehört, zu
arbeiten. Nicht lange danach musste meine Frau sich ein künstliches
Kniegelenk einsetzen lassen und war fünf Wochen im Krankenhaus und in
der Reha. Es gab viele Veränderungen in dieser Zeit.

Hilde Eickhoff: In der ersten Zeit haben wir viel gestritten.
Ich habe mir Sorgen um die Zukunft gemacht, wollte viele Dinge
geregelt haben. Ich wollte, dass Bernd möglichst viel erledigt, so
lange er noch kann. Aber er wollte am liebsten den ganzen Tag Zeitung
lesen. Im Nachhinein weiß ich, dass er die Diagnose erst einmal
verdauen musste, aber das war eine schwierige Zeit.

Bernd Heise: In der Anfangsphase habe ich mich bevormundet
gefühlt. Hilde wollte mich leiten, hat mir gesagt, was ich machen
soll. Ich bin offen für Vorschläge, aber nicht für "Befehle". Die
Augenhöhe ist mir wichtig.

Hilde Eickhoff: Das mit der Bevormundung ist eine
Gratwanderung. Ich muss Dich doch leiten, weil Du auch viel vergisst.
Ich nehme mich heute viel mehr zurück als früher. Bernd werkelt
stundenlang in seinem Arbeitszimmer herum. Eigentlich finde ich, dass
er dort mal aufräumen müsste, aber ich lasse ihn einfach machen.

Was hilft Ihnen im Alltag?

Bernd Heise: Ich versuche, meine Tage sehr stark zu
strukturieren. Alle Termine und Aufgaben speichere ich in meinem
Handy. Ich hoffe, dass ich durch diese Struktur möglichst lange
selbstständig bleibe. Das ist mir sehr wichtig.

Ich habe festgestellt, wenn ich ausreichend schlafe, bin ich fitter
und mein Gedächtnis ist besser. Deshalb versuche ich, zu einer festen
Zeit ins Bett zu gehen.

Ich habe nach der Diagnose Kontakt zur Alzheimer Gesellschaft München
aufgenommen. Der Austausch mit anderen, die sich auch mit dem Thema
beschäftigen, hat mir sehr geholfen. Als Betroffener habe ich
Interviews fürs Fernsehen gegeben und Firmen beraten, die technische
Geräte für Alzheimer-Erkrankte entwickeln. Heute nehme ich an vielen
Ausflügen und Veranstaltungen der Alzheimer-Gesellschaft teil, zum
Beispiel bei Führungen und Wanderungen oder bei der Qigong-Gruppe.

Hilde Eickhoff: Bernd war immer ein sehr zurückhaltender
Mensch. Außerhalb seiner Arbeit hatte er wenig Kontakt zu anderen. Bei
seinem Bruder wurde vor Kurzem eine milde Form von Asperger
diagnostiziert und wir gehen davon aus, dass Bernd das auch hat. Durch
die Krankheit hat sich das verändert. Er ist emotionaler und offener
geworden.

Was wünschen Sie sich?

Bernd Heise: Ich hätte gern mehr Austausch mit anderen
Betroffenen. Die meisten sind aber älter oder in ihrer Erkrankung
schon viel weiter fortgeschritten. Deshalb gehe ich auch nicht mehr zu
den regulären Treffen bei der Alzheimer Gesellschaft München. Ich
hätte gern Kontakt zu Betroffenen, die in einer ähnlichen
Lebenssituation sind wie ich. Mich interessiert, wie andere ihr Leben
strukturieren und wie sie ihre Selbstständigkeit erhalten.


Kontakt und Infos:

Der Beirat "Leben mit Demenz" berät den Vorstand der DAlzG. Die
Arbeitsgruppe hat zur Zeit sieben Mitglieder und trifft sich
mindestens einmal im Jahr.

Weitere Infos unter

www.deutsche-alzheimer.de / Über uns → Gremien

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/18, S. 4

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DEMENZ/380: Junge Erkrankte - Demenz unter 65 Jahren (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Junge Erkrankte - Demenz unter 65 Jahren

von Susanna Saxl, Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V.



"Mein Mann wirkte immer öfter unkonzentriert. Als er schließlich sogar
vergessen hat, mir zum Geburtstag zu gratulieren, habe ich ihn zum
Psychiater geschickt. Der diagnostizierte eine Alzheimer-Erkrankung im
Frühstadium - mit 54 Jahren! Jetzt kann er nicht mehr arbeiten und
unser ganzes Leben ist auf den Kopf gestellt."

Demenzerkrankungen treten nur selten im Alter von unter 65 Jahren auf.
Insgesamt sind aber doch etwa 24.000 Menschen in Deutschland davon
betroffen. Eine Demenzerkrankung bei jüngeren Menschen unterscheidet
sich zwar nicht grundsätzlich von der bei älteren Menschen, sie bringt
aber für die Betroffenen und ihre Familien ganz besondere
Herausforderungen mit sich. Dies beginnt mit der Diagnose: Auch
Medizinerinnen und Mediziner denken bei Menschen im berufstätigen
Alter bei Klagen über Gedächtnisprobleme oder Konzentrationsschwäche
in der Regel nicht an eine Demenz. Daher vermuten sie meist zunächst
eine Depression oder ein Burnout als Ursache für die
Leistungseinschränkungen oder Verhaltensveränderungen, die ihre
Patienten schildern. Oft berichten Betroffene davon, dass sie eine
wahre Odyssee auf sich nehmen mussten, um die endgültige Diagnose zu
erhalten. Im Durchschnitt dauert die Irrfahrt zwei bis drei Jahre. Im
Vergleich zu älteren Menschen erhalten jüngere Betroffene ihre
Diagnose dennoch oft schon in einem früheren Stadium der Erkrankung,
weil sich Probleme am Arbeitsplatz frühzeitig bemerkbar machen und
diese auch nicht mit einer "Altersvergesslichkeit" zu erklären sind.

Eine frühzeitige Diagnose birgt Chancen für die Betroffenen

Eine frühzeitige Diagnose birgt für die Betroffenen die Chance, das
Leben mit der Krankheit bewusst zu gestalten und selbstbestimmt
Vorsorge für die Zukunft zu treffen. Dies gilt natürlich auch für
ältere Menschen, die an einer Demenz erkranken! Jüngere Demenzkranke
können häufig auf größere Ressourcen zurückgreifen als ältere: Zum
einen sind sie meist körperlich noch sehr fit, zum anderen sind sie
oft mit dem Einsatz moderner Technik vertraut und können
beispielsweise Erinnerungshilfen des Smartphones für sich nutzen.

In den letzten Jahren treten immer öfter meist jüngere Menschen mit
beginnender Demenz in die Öffentlichkeit, um über ihre Erkrankung zu
berichten, ihre Wünsche und Bedürfnisse auszudrücken. Sie formulieren,
wie wichtig es beispielsweise für sie ist, sich jenseits ihrer
Diagnose weiterhin vielfältig einbringen zu können und Anerkennung für
ihre Leistungen zu bekommen. Und sie fordern Unterstützungsangebote,
um trotz ihrer Einschränkungen ihr Leben möglichst normal weiterführen
zu können. Es sind vielerorts bereits Gruppen von und für Menschen mit
beginnender Demenz ins Leben gerufen werden. Der Beirat "Leben mit
Demenz", eine Arbeitsgruppe von Menschen mit Demenz, berät den
Vorstand der Deutschen Alzheimer Gesellschaft in seiner Arbeit.
Ähnliche Arbeitsgruppen gibt es auch auf europäischer Ebene und
weltweit (Dementia Alliance International).

Der Ausstieg aus dem Beruf bringt finanzielle Probleme mit sich 

In manchen Fällen ist trotz Erkrankung eine Berufstätigkeit noch eine
Zeitlang möglich, eventuell mit reduzierten Anforderungen und
Arbeitszeiten. Wenn dies nicht möglich ist oder die Betroffenen sich
dem damit verbundenen Stress selbst nicht mehr aussetzen wollen,
bringt der vorzeitige Ausstieg aus der Berufstätigkeit häufig große
finanzielle Einbußen mit sich. Wenn zusätzlich finanzielle
Verpflichtungen bestehen wie ein Kredit für ein Eigenheim, dann kann
die Situation für die Familien sehr schwierig werden. Für die gesunde
Partnerin bzw. den gesunden Partner bedeutet dies, dass sie oder er
hauptverantwortlich für das Familieneinkommen wird und nicht etwa die
Arbeitszeit reduzieren kann, um für die Erkrankte bzw. den Erkrankten
da zu sein.

Die Rollen innerhalb der Familie verändern sich

Wenn durch eine Demenz langsam bestimmte Fähigkeiten verloren gehen,
verändert dies allmählich die Rollen innerhalb einer Familie. Für
Angehörige ist es oft schmerzlich mitzuerleben, dass der oder die
Betroffene zunehmend Kompetenzen verliert. Die Verantwortung für
Entscheidungen alleine zu tragen oder sogar Entscheidungen gegen den
ausdrücklichen Willen des Partners bzw. der Partnerin treffen zu
müssen, ist nicht einfach. Aber auch für die Betroffenen ist es
schwierig zu erleben, dass sie Aufgaben nicht mehr wie früher
übernehmen können und in zunehmendem Maß auf andere angewiesen sind.
Erwartungshaltungen, Aufgaben und Verantwortlichkeiten innerhalb der
Familie müssen neu definiert und geordnet werden. Dabei ist es
wichtig, genau zu überlegen, welche Dinge im Zusammenleben die bzw.
der Erkrankte weiterhin oder auch neu übernehmen kann - auch wenn
dafür vielleicht etwas mehr Zeit nötig ist als früher.

Oft leben die Kinder noch zu Hause

Oftmals leben noch minderjährige Kinder in den betroffenen Familien.
Für sie ist es, je nach Alter, besonders schwierig zu verstehen und zu
akzeptieren was passiert, wenn ein Elternteil an einer Demenz
erkrankt. Um sie zu unterstützen, ist es wichtig, offen mit der
Krankheit umzugehen und die Fragen der Kinder zu beantworten. Manche
Kinder und Jugendliche reagieren mit Abwehr oder Berührungsängsten,
andere gehen eher unbefangen mit der Krankheit um und wollen helfen.
Vor krankheitsbedingten Verhaltensveränderungen wie zum Beispiel
ungerechtfertigten Vorwürfen oder übergriffigem Verhalten des
erkrankten Elternteils sollten Kinder geschützt werden. Es spricht
aber nichts dagegen, sie in einem gewissen Umfang in die neue
Aufgabenverteilung innerhalb der Familie einzubeziehen. Das gibt ihnen
das Gefühl, etwas zur Bewältigung der schwierigen Situation beitragen
zu können. Wichtig ist es aber, eine Überforderung der Kinder zu
vermeiden.

Besonderheiten aus medizinischer Sicht

Auch aus medizinischer Sicht gibt es bei Demenzen im jüngeren
Lebensalter einige Besonderheiten: Zum einen ist der Anteil an
seltenen Demenzkrankheiten in der Gruppe der jüngeren Betroffenen
wesentlich größer als bei den älteren. Während im hohen Alter die
Alzheimer-Krankheit für bis zu zwei Drittel der Demenzen
verantwortlich ist, spielt sie im jüngeren Alter nur bei etwa einem
Drittel eine Rolle. An zweiter Stelle stehen die Frontotemporalen
Degenerationen, dann durchblutungsbedingte Demenzen, die
Lewy-Körper-Krankheit und eine Vielzahl seltener neurologischer
Erkrankungen oder Infektionserkrankungen des Gehirns. Auch erbliche
Formen von Demenzerkrankungen, bei denen veränderte Gene an die
Nachkommen weitergegeben werden, spielen bei Demenzen im jüngeren
Lebensalter eine wesentlich größere Rolle. Dennoch handelt es sich
auch bei jüngeren Erkrankten in den meisten Fällen nicht um eine
erbliche Form.

Eine weitere Besonderheit ist, dass das Erscheinungsbild der
Demenzerkrankungen bei jüngeren Menschen häufig untypisch ist. So
treten beispielsweise bei der "frontalen Variante" der
Alzheimer-Krankheit zunächst Änderungen im Verhalten und im Umgang mit
anderen Menschen auf, während das Gedächtnis nicht beeinträchtigt ist.
Bei der sprachbetonten Variante stehen Wortfindungsstörungen und eine
Verlangsamung des Sprechens im Vordergrund. Und eine dritte
ungewöhnliche Variante verursacht Schwierigkeiten mit dem Sehen. Auch
diese untypischen Symptome machen oft eine umfangreiche Diagnostik
durch einen Spezialisten erforderlich.

Mangel an passenden Unterstützungsangeboten

Bisher gibt es nur sehr wenige Beratungs- und Unterstützungsangebote,
die sich speziell an jüngere Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen
richten. Jüngere Betroffene haben meist einen größeren Bewegungsbedarf
und interessieren sich für andere Themen und Musikrichtungen als
Menschen, die zwanzig bis dreißig Jahre älter sind als sie. Deshalb
sind Projekte wie eine Tagespflegeeinrichtung für jüngere
Demenzkranke, die gerade in Hamburg geplant wird, sehr zu begrüßen.
Eine ausreichend große Zahl an Betroffenen findet sich für ein solches
Angebot aber nur in Ballungsräumen. In den meisten Regionen sind die
betroffenen Familien nach wie vor darauf angewiesen, dass Pflege- und
Betreuungseinrichtungen dafür offen sind, auf die individuellen
Bedürfnisse der Erkrankten einzugehen.


Ausstellung


Ich mache jetzt Sachen, die für mich gut sind

Mit 58 Jahren wurde bei Viktoria von Grone die Alzheimer-Krankheit
diagnostiziert.

Die Fotografin Claudia Thoelen hat sie mit der Kamera begleitet und
auf eindrucksvolle Weise portraitiert.

Infos zur Ausstellung "Was gut für mich ist" unter

www.alzheimer-ausstellung.de

Ausstellungskatalog (20 EUR) bestellbar per E-Mail an

claudia.thoelen@t-online.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/18, S. 1 + 3

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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HERZ/1098: Kardiologen veröffentlichen erste Einschätzung zur EKG-Funktion der Apple Watch 4 (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 17.09.2018

Kardiologen veröffentlichen erste Einschätzung zur EKG-Funktion der Apple Watch 4



Die neue Apple Watch 4 kann mit ihrer neuen EKG-Funktion
Herzrhythmusstörungen wie Vorhofflimmern früh erkennen. Doch auch wenn
erste Studien die Verlässlichkeit des Devices stützen, birgt die
Interpretation der Messergebnisse Risiken.

Düsseldorf, 17.09.2018 - Eine der häufigsten Herzrhythmusstörungen ist das
Vorhofflimmern. Es kann auf das Vorliegen einer Herzerkrankung hindeuten
und mit einem erhöhten Risiko für Schlaganfälle einhergehen. Das
frühzeitige Erkennen von Vorhofflimmern ist somit ausschlaggebend für eine
positive Prognose der Patienten. Die neue Apple Watch 4 beinhaltet einen
kardialen Monitor, der dazu dient, unregelmäßigen Herzschlag zu erkennen.
Dafür befinden sich auf der Rückseite der Smart Watch ein optischer
Pulssensor und ein elektrischer Sensor, die von einer Elektrode in der
Krone ergänzt werden. Mit einer speziellen EKG-App kann die Apple Watch 4
damit ein 1-Kanal-EKG durch einfaches Fingerauflegen aufzeichnen.

"Ziel dieser durch die American Heart Association unterstützten Apps,"
erklärt Professor Dr. med. Thomas Deneke, Sprecher der Arbeitsgruppe
Rhythmologie der DGK sowie Chefarzt der Klinik für interventionelle
Elektrophysiologie der Herz- und Gefäß-Klinik in Bad Neustadt, "ist es,
frühzeitig einen unregelmäßigen Herzrhythmus zu erkennen, der auf
Vorhofflimmern hindeutet und eine weiterführende ärztliche Abklärung
einzuleiten. Die Apple Watch 4 kann somit ein wertvolles Monitoring-Tool
zur Etablierung wichtiger Informationen für Patienten und deren Ärzte
darstellen." Voruntersuchungen zeigen tatsächlich, dass eine 95%-ige
Übereinstimmung mit der von Smart Watch detektiertem Vorhofflimmern und
klinisch dokumentiertem Vorhofflimmern besteht.

Die Apple Heart Study, eine Kooperation zwischen Apple und Stanford
Medicine, entwickelt derzeit eine Strategie der EKG-Diagnostik (inklusive
Evaluation mittels 7-Tage-Langzeit-EKG) basierend auf einer durch die
Apple Watch detektierten unregelmäßigen Herzfrequenz. Seit August ist der
Einschluss in diese Studie abgeschlossen. Professor Dr. Peter Radke,
Vorsitzender des Ausschusses Electronic & Mobile Health der DGK, von der
Schön Klinik in Neustadt sieht eine zwingende Notwendigkeit weiterer
Studien zu dem Device: "Die Apple Watch 4 erweitert ihr Leistungsspektrum
stetig von Fitnessapplikationen hin zu medizinischen Fragestellungen, wie
aktuell der Detektion von Vorhofflimmern. Bevor auf dieser Datenbasis
konkrete Handlungsempfehlungen ausgesprochen werden können, beispielsweise
die Einleitung einer Antikoagulation bei asymptomatischen Patienten mit
einem in der Apple Watch 4 detektierten Vorhofflimmern, sind noch
umfangreiche klinische Folgestudien notwendig."

Die Zulassung durch die Amerikanische Zulassungsbehörde für
Medizinprodukte (Food and Drug Administration, FDA) zeigt die zunehmende
Relevanz dieser Technologien zum Monitoring gesundheitsrelevanter
Informationen. Dennoch weist die Behörde in ihrem "Device approval letter"
explizit darauf hin, dass die Ergebnisse der EKG App in jedem Fall von
einem Arzt abgeklärt werden müssen. Professor Deneke folgt dieser
Einschätzung: "Die Apple Watch sollte nicht als Ersatz für einen Besuch
beim Arzt verwendet werden, sondern kann vielmehr helfen, relevante
Herzrhythmusdaten aufzuzeichnen und einen betreuenden Arzt in der
Diagnostik zu unterstützen."

Insgesamt bietet die Apple Watch eine interessante Möglichkeit zum
Monitoring möglicher Herzfrequenzauffälligkeiten und kann vor allem
Patienten mit bekannten Herzrhythmusstörungen bei der Nachsorge
unterstützen. Die Nutzer der Funktion sollten aber hinlänglich über die
Notwendigkeit einer ärztlichen Begleitung insbesondere bei Risikopatienten
aufgeklärt werden. Auch der Schutz von patientenbezogenen Daten ist ein
relevantes Thema für die Zukunft. Ob die App in Deutschland vom
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) zugelassen
wird, ist derzeit noch fraglich. Apple erwähnt die begleitende EKG-App auf
der deutschen Produktseite vorerst noch nicht.


Weitere Informationen:

Apple Heart Study, https://med.stanford.edu/appleheartstudy.html
U.S. Food and Drug Administration, Center for Devices and Radiological
Health.

Device approval letter, 13. August 2018. Abgerufen am 17.09.2018,

https://www.accessdata.fda.gov/cdrh_docs/pdf18/DEN180044.pdf


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org

http://www.dgk.org/presse
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DGRh: Innovative Screening-Konzepte sollen die Zeit bis zur Diagnose verkürzen



Mannheim - Patienten mit Rheumaverdacht müssen in manchen Regionen
Deutschlands manchmal neun Monate auf einen Termin beim internistischen
Rheumatologen warten. Je früher jedoch Patient und Arzt die Behandlung
angehen, desto besser ist die Prognose bei entzündlich-rheumatischen
Erkrankungen. Um dieser offensichtlichen Unterversorgung zu begegnen,
werden deutschlandweit Screening-Konzepte entwickelt, die einen frühen
Zugang zu Diagnose und Therapie sichern sollen. Einige dieser Konzepte
werden auf dem 46. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie
(DGRh) vorgestellt und auf der kongressbegleitenden Pressekonferenz am 20.
September 2018 in Mannheim diskutiert.

Der wohl wichtigste Schritt hin zu einem zügigeren Therapiebeginn ist eine
effektive Vorauswahl der Patienten. "Längst nicht jeder Patient mit
rheumatypischen Beschwerden leidet auch tatsächlich an einer
entzündlich-rheumatischen Erkrankung", sagt Professor Dr. med. Christoph Fiehn,
niedergelassener Internist und Rheumatologe in Baden-Baden und
Tagungspräsident für die DGRh. Ein sinnvoller und inzwischen gut erprobter
Ansatz ist es daher, Screening-Sprechstunden einzurichten, für die sehr
kurzfristig Termine vergeben werden oder die mancherorts sogar ganz ohne
Termin besucht werden können. Hier können diejenigen Patienten, die
tatsächlich rheumatologisch behandelt werden müssen, schnell und
zuverlässig identifiziert werden. Patienten, deren Probleme auf andere
Erkrankungen zurückgehen, werden dagegen an Ärzte anderer Fachrichtungen
verwiesen. Die oft über Monate ausgebuchten Rheumatologen-Sprechstunden
werden so entlastet.

Auch das Screening wird in der Regel durch Rheuma-Fachärzte vorgenommen.
"Es gibt allerdings vielversprechende Studien, die zeigen, dass man die
Frühuntersuchung auch delegieren kann", sagt Professor Fiehn und verweist
unter anderem auf ein Modellprojekt des Düsseldorfer
Universitätsklinikums. Dort wurden Studierende der Medizin so geschult,
dass sie das Screening vornehmen konnten - zur großen Zufriedenheit der
Patienten und auch der Studierenden selbst.

Obwohl für den Besuch der Screening-Sprechstunde in der Regel eine
hausärztliche Überweisung benötigt wird, bestätigt sich der Rheumaverdacht
nur bei einem Viertel bis der Hälfte der überwiesenen Patienten. Aus
dieser Beobachtung ergibt sich ein weiterer Ansatz, die Fachärzte zu
entlasten: Indem Hausärzte stärker eingebunden werden, kann bereits hier
eine effizientere Patientenvorauswahl stattfinden. "In einer Art
Ärztenetzwerk werden Nicht-Rheumatologen systematisch geschult und
bekommen spezielle Fragebögen als Untersuchungswerkzeug an die Hand",
erläutert Professor Fiehn ein Modell, das bereits in mehreren Regionen
Deutschlands umgesetzt wird. Die Allgemeinmediziner können so ihre
Verdachtsdiagnose besser überprüfen, bevor sie den Patienten an einen
Rheumatologen oder eine Screening-Sprechstunde überweisen.

Wie dringend solche Konzepte benötigt werden, legt Fiehn anhand einer
Erhebung aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen dar. Dort ist ein
niedergelassener Rheumatologe bereits jetzt für durchschnittlich 1500
Patienten zuständig - mit steigender Tendenz. "Der Bedarf übersteigt damit
die Kapazität der Kollegen bei Weitem", sagt Fiehn. In einer alternden
Gesellschaft werde die Zahl der Rheuma-Erkrankungen zudem noch weiter
steigen, und allein über die Weiterbildung junger Rheumatologen könne der
Bedarf auf absehbare Zeit nicht gedeckt werden.

Die schnellere Behandlung von Rheuma-Patienten wird auch Thema auch auf
der Pressekonferenz am 20. September 2018 in Mannheim sein. Weitere
Vorträge werden sich unter anderem mit häufigen Folge- und
Nebenerkrankungen entzündlich-rheumatischer Krankheiten, sowie mit den
genetischen Ursachen seltener Rheumaformen beschäftigen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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CAR-T-Zellen in vivo erzeugt



Im August 2018 erhielten zwei CAR-T-Zelltherapeutika die Marktzulassung
der Europäischen Kommission. Sie bieten bestimmten Leukämiepatienten, bei
denen andere Therapien versagt haben, wirksame Therapieoptionen. Die
Herstellung der CAR-Zelltherapeutika, die aus genetisch veränderten
Immunzellen des Patienten bestehen, ist allerdings aufwendig: Die Zellen
werden dem Patienten entnommen, genetisch zu CAR-T-Zellen verändert,
vermehrt und demselben Patienten reinfundiert. Forschern des
Paul-Ehrlich-Instituts ist es im Tierversuch gelungen, CAR-T-Zellen direkt im
Organismus zu erzeugen. Über die Forschungsergebnisse berichtet EMBO
Molecular Medicine in seiner Online-Ausgabe vom 17.09.2018.

Krebszellen entkommen dem Immunsystem oft unerkannt. Dies zu ändern und
die Immunzellen des Patienten gegen die eigenen Krebszellen auszurichten,
ist eine neue Form der Krebstherapie. Zu diesen Immuntherapien gegen Krebs
gehören sogenannte CAR-T-Zellen. Hierbei werden dem Patienten bestimmte
Immunzellen (T-Zellen) entnommen, außerhalb des Körpers gentechnisch mit
einem chimären (synthetischen) Antigenrezeptor (CAR) versehen, vermehrt
und dem Patienten zurückgegeben. Der Antigenrezeptor passt genau zu
bestimmten Oberflächenstrukturen, bei den o.g. zugelassenen Arzneimitteln
zum CD19-positiven Antigen auf den Krebszellen. Durch das Bestücken mit
dem chimären Antigenrezeptor wird es den Immunzellen jetzt möglich, die
Krebszellen zu erkennen und abzutöten.

Diese Therapie hat bei bestimmten Leukämiepatienten bereits zum
Verschwinden der Krebszellen über einige Jahre geführt, bei denen zuvor
herkömmliche Therapien versagt hatten. Die Herstellung dieses
Arzneimittels ist allerdings sehr aufwendig: Die Zellen müssen dem
Patienten entnommen, außerhalb des Körpers genetisch verändert, dort auch
vermehrt und schließlich dem Patienten reinfundiert werden. Zudem können
die verschiedenen Prozessschritte des Verfahrens möglicherweise zu
unbeabsichtigten Veränderungen der Immunzellen und ihrer Aktivität führen.

Forschern des Paul-Ehrlich-Instituts um Prof. Christian Buchholz, Leiter
der Forschungsgruppe "Molekulare Biotechnologie und Gentherapie" des
Paul-Ehrlich-Instituts, ist es im Rahmen eines von der Deutschen Krebshilfe
geförderten Forschungsprojekts zusammen mit Kollaborationspartnern
gelungen, diese genetische Modifikation humaner T-Zellen in vivo - also
direkt im Organismus - vorzunehmen. Entscheidend für diesen Erfolg waren
speziell modifizierte lentivirale Vektorpartikel (Genfähren), die das
CAR-Gen ausschließlich in die für die Tumorabwehr zuständigen T-Zell-Subtypen
übertrugen. Für ihren Nachweis nutzten die Forscher Mäuse, die vorher
menschliche Blutzellen erhalten hatten. Eine intravenöse Injektion mit den
Vektorpartikeln reichte aus, um so viele CAR-T-Zellen in vivo zur
erzeugen, dass sie im Blut und in Lymphorganen der Tiere nachweisbar
waren. Diese in vivo erzeugten CAR-T-Zellen vermehrten sich zudem wie
gewünscht bei Kontakt mit dem Antigen und eliminierten CD19-positive
Zellen. Wie in der klinischen Anwendung von CAR-T-Zellen beobachtet, kam
es bei einigen Tieren zu einem Zytokinsturm und zu neurologischen
Ausfällen.

Dies ist der erste Nachweis - Proof of Concept -, dass sich gezielt humane
zytotoxische T-Zellen in vivo zu CAR-T-Zellen reprogrammieren lassen und
die gewünschten Zielzellen abtöten können.

Die Konsequenzen dieses Ergebnisses sind vielfältig: Das beschriebene
Tiermodell wird die Erforschung der Nebenwirkungen der CAR-T-Zelltherapie
erleichtern. Die Technologie der genetischen in-vivo-Modifikation von
T-Zellen kann auch in anderen Feldern der Immuntherapie verwendet werden
und schließlich bilden die Resultate die Grundlage dafür, die
CAR-T-Zelltherapie von einer individualisierten in eine universell
anwendbare Therapieform überführen zu können. Letzteres könnte die
Wirtschaftlichkeit der Therapie enorm verbessern, wird aber zuvor noch
eine Reihe weiterer präklinischer Untersuchungen benötigen.


Das Paul-Ehrlich-Institut in Langen bei Frankfurt am Main ist als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit (BMG). Es erforscht, bewertet und lässt biomedizinische
Human-Arzneimittel und immunologische Tierarzneimittel zu und ist für die
Genehmigung klinischer Prüfungen sowie die Pharmakovigilanz - Erfassung
und Bewertung möglicher Nebenwirkungen - zuständig.

Die staatliche Chargenprüfung, wissenschaftliche Beratung/Scientific
Advice und Inspektionen gehören zu den weiteren Aufgaben des Instituts.
Unverzichtbare Basis für die vielseitigen Aufgaben ist die eigene
experimentelle Forschung auf dem Gebiet der Biomedizin und der
Lebenswissenschaften.

Das Paul-Ehrlich-Institut mit seinen rund 800 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern nimmt zudem Beratungsfunktionen im nationalen
(Bundesregierung, Länder) und internationalen Umfeld
(Weltgesundheitsorganisation, Europäische Arzneimittelbehörde,
Europäische Kommission, Europarat und andere) wahr.


Originalpublikation:

Pfeiffer A, Thalheimer FB, Hartmann S, Frank AM, Bender RR, Danisch S,
Costa C, Wels WS, Modlich U, Stripecke R, Verhoeyen E, Buchholz CJ (2018):
In vivo generation of human CD19-CAR T cells results in B cell depletion
and signs of cytokine release syndrome.

EMBO Mol Med Sep 17 [Epub ahead of print].

DOI: 10.15252/emmm.201809158

Weitere Informationen finden Sie unter

http://embomolmed.embopress.org/cgi/doi/10.15252/emmm.201809158

(Volltext der Publilkation)

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2018/16-car-t-zellen-in-vivo-erzeugt.html 

(Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)
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Pflanzenwirkstoff beschleunigt Heilung verletzter Nerven



Schäden an Nerven heilen sehr langsam oder gar nicht, oft bleiben
dauerhafte Lähmungen zurück. Bisher gibt es kein wirksames Medikament, das
die Heilung verbessert oder beschleunigt. Neurobiologen der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) um Prof. Dr. Dietmar Fischer haben jetzt eine
mögliche Wirkstoffklasse ausgemacht: Bei Mäusen und Ratten konnten sie zum
ersten Mal zeigen, dass ein Wirkstoff aus dem Mutterkraut nach einer
Verletzung des Ischiasnervs die Nervenfunktion deutlich verbessert. In
einem neuen Projekt, das im Oktober 2018 startet, wollen sie untersuchen,
ob die Substanz auch bei anderen Verletzungsarten oder Nervenschmerzen
wirksam ist.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das
Vorhaben mit rund 1,25 Millionen Euro für zunächst drei Jahre. Ziel ist
es, ein Medikament zu entwickeln.

Patienten leiden unter dauerhaften Störungen

Wenn Nerven durch Verletzungen, Chemotherapien oder Erkrankungen wie etwa
Diabetes geschädigt sind, gibt es oft keine Hilfe. "Aufgrund der langsamen
Wachstumsrate von Nervenfasern ist der Heilungsprozess meist sehr
langwierig und oft unvollständig", erklärt Dietmar Fischer. Daher folgen
auf Nervenverletzungen häufig dauerhafte Störungen, zum Beispiel Lähmungen
der Arme oder Beine oder Taubheitsgefühle und chronische Schmerzen. "Das
schränkt die Lebensqualität der betroffenen Patienten erheblich ein."

Aus der Wissenschaft in die Wirtschaft

Die Erkenntnisse des Teams von Dietmar Fischer machen Hoffnung: Die
Wissenschaftler haben im Maus- und Rattenmodell gezeigt, dass der
Wirkstoff Parthenolid die Regenerationsrate verletzter Nervenfasern mehr
als verdoppeln kann. Der im Mutterkraut vorkommende Pflanzenwirkstoff
verbesserte und halbierte die Dauer der Wiederherstellung von Motorik und
Sensibilität des Ischiasnervs nach einer Verletzung.

"Wir wollen nun testen, ob die neue Wirkstoffklasse auch bei anderen
Verletzungsarten wirksam ist. Im Anschluss an das Validierungsprojekt ist
eine Kooperation mit Pharmaunternehmen oder eine Ausgründung geplant, um
ein Arzneimittel für den Menschen zu entwickeln", sagt der studierte
Pharmazeut Dietmar Fischer.

Förderung

Das Projekt wird im Programm "Validierung des technologischen und
gesellschaftlichen Innovationspotenzials wissenschaftlicher Forschung" vom
BMBF gefördert.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Große Studie zu Narkose-Medikamenten: Muskelrelaxanzien erhöhen das Risiko von Lungenkomplikationen



Für einige Operationen ist es notwendig, Muskeln während der Narkose mit
Medikamenten zu entspannen. Es gibt jedoch Hinweise darauf, dass damit
Risiken für die Lungenfunktion verbunden sind. POPULAR, eine prospektive
Beobachtungsstudie unter Leitung der Technischen Universität München (TUM)
gefördert von der Europäischen Gesellschaft für Anästhesiologie (ESA)
bestätigt den Zusammenhang zwischen Muskelrelaxanzien und postoperativen
Lungenkomplikationen.

Durch Narkose-Medikamente werden Patientinnen und Patienten bewusstlos und
spüren keinen Schmerz. Das bedeutet jedoch nicht, dass ihre Muskeln
vollständig regungslos sind: Sie können sich unwillkürlich bewegen und
damit Fortgang und Erfolg der Operation gefährden. "Um das zu vermeiden,
können wir die Muskulatur vorrübergehend mit Muskelrelaxanzien lähmen",
sagt Prof. Manfred Blobner, von der Klinik für Anästhesiologie und
Intensivmedizin am Klinikum rechts der Isar der TUM.

"Diese Medikamente sind besonders wichtig, wenn im Bauch oder im Brustkorb
operiert wird. Sie werden auch verwendet, um Stimmband-Verletzungen zu
vermeiden, wenn man einen Beatmungsschlauch in die Luftröhre platziert",
erläutert Blobner, der dem Lenkungskreis der POPULAR-Studie vorsteht, dem
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Fakultät für Medizin der
TUM, des Karolinska Institutet, der Universitätsklinik Bonn, des Amsterdam
University Medical Center, der Université de Lorraine Nancy, und der
Fakultät für Medizin University of Liverpool angehören. Die prospektive
Beobachtungsstudie sammelte Daten von 22.803 Patienten in 211 Klinken in
28 europäischen Ländern.

Ergebnisse bestätigen Risiko für Patienten

Erste Ergebnisse wurden jetzt in "The Lancet Respiratory Medicine"
veröffentlicht. Sie bestätigen ein Phänomen, auf das frühere Arbeiten
bereits hingedeutet hatten: Werden bei einer Narkose Muskelrelaxanzien
eingesetzt, steigt das Risiko bestimmter Komplikationen, die Lunge und
Atemwege betreffen, signifikant.

Die häufigsten Komplikationen waren eine verringerte Fähigkeit der Lunge,
Sauerstoff aufzunehmen (5,2%) und Infektionen der Atemwege oder der Lunge
(2,5%). Bei rund drei Viertel der Patienten wurden Muskelrelaxanzien
eingesetzt. Bei ihnen war das absolute Risiko eine pulmonale Komplikation
zu erleiden um 4,4% erhöht.

Weder Überwachung noch Gegenmedikamente senken das Risiko

Die genauen Ursachen der Komplikationen wurden in der Studie nicht
erforscht. Frühere Untersuchungen legen nahe, dass im Körper verblieben
Reste der Muskelrelaxanzien verantwortlich sein könnten. Die Daten aus der
POPULAR-Studie zeigen jedoch auch, dass etablierte Maßnahmen, um
Restwirkungen zu vermeiden, das Risiko nicht vermindert haben.

Weder Medikamente zur Hemmung der Wirkung von Muskelrelaxanzien noch eine
Messung der Muskelfunktion, um das vollständige Abklingen der Wirkung zu
garantieren, beeinflussten die Ergebnisse. Aus Sicht der Autorinnen und
Autoren bedeutet dies nicht, dass die Maßnahmen ihren Zweck nicht erfüllen
würden. Es sei jedoch wahrscheinlich, dass es noch
Verbesserungsmöglichkeiten bei der Umsetzung gebe. Zudem könne es weitere
Ursachen für die pulmonalen Komplikationen geben.

Muskelrelaxanzien weiterhin wichtig und hilfreich

"Muskelrelaxanzien haben seit ihrer Einführung Operationen deutlich
sicherer und effektiver gemacht ", sagt Prof. Blobner. "Im Laufe der
Jahrzehnte haben wir sowohl die Medikamente als auch ihre Verabreichung
ständig verbessert. Viele Eingriffe wären ohne Muskelrelaxanzien gar nicht
möglich. Dennoch stellen sich durch die Ergebnisse von POPULAR neue
Fragen."

Blobner und seine Co-Autorinnen und -Autoren planen weitere Studien, um
den Mechanismen hinter den Komplikationen auf den Grund zu gehen. "Anhand
unserer Ergebnisse würden wir jedoch bereits heute Anästhesistinnen und
Anästhesisten raten, bei kleineren Eingriffen, die keine Lähmung der
Muskulatur erfordern, auf Muskelrelaxanzien zu verzichten und die Atemwege
statt mit einem Beatmungsschlauch in der Luftröhre mit einer Kehlkopfmaske
zu sichern", sagt Blobner.


Mehr Informationen:

Klinik für Anästhesiologie und Intensivmedizin der TUM:

http://www.anaesth.med.tum.de/

Weitere Informationen zum Ablauf der POPULAR-Studie und zum
Studienprotokoll auf der Website des Clinical Trial Networks der
Europäischen Gesellschaft für Anästhesiologie:

http://www.esahq.org/research/clinical-trial-network/published-trials/popular


Originalpublikation:

Kirmeier E, Eriksson LI, Lewald H, Jonsson Fagerlund M, Hoeft A, Hollmann
M, Meistelman C, Hunter JM, Ulm K, Blobner M: Post-anaesthesia pulmonary
complications after use of muscle relaxants (POPULAR): a multicentre,
prospective observational study. www.thelancet.com/respiratory Published
online September 14, 2018 

http://dx.doi.org/10.1016/S2213-2600(18)30294-7
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http://idw-online.de/de/institution73
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Technische Universität München - 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - FORSCHUNG/259: Mit Nano-Lenkraketen Keime töten (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/259: Mit Nano-Lenkraketen Keime töten (idw)


Universität Duisburg-Essen - 17.09.2018

Mit Nano-Lenkraketen Keime töten



Wo Antibiotika versagen, könnten künftig Nano-Lenkraketen helfen,
multiresistente Erreger (MRE) zu bekämpfen: Dieser Idee gehen derzeit
Wissenschaftler der Universität Duisburg-Essen (UDE) und der Medizinischen
Hochschule Hannover nach. Zusammen mit einem führenden US-Experten tüfteln
sie an millionstel Millimeter kleinen Lenkraketen, die antimikrobielles
Silber zielsicher transportieren, um MRE vor Ort zur Strecke zu bringen.

In deutschen Krankenhäusern führen die MRE jährlich zu tausenden, teils
lebensgefährlichen Komplikationen. Denn wer sich zum Beispiel nach einer
Implantation infiziert, ist üblicherweise immun gegen die gängigen
Antibiotika. Hilfe könnte das neue Forschungsprojekt bringen.

Projektleiter Prof. Dr. Stephan Barcikowski vom Center for Nanointegration
Duisburg-Essen (CENIDE): "Medikamente, die mit Nano-Lenkraketen bestückt
sind, haben den großen Vorteil, dass sie Silber-Ionen an Ort und Stelle
freisetzen können und damit die Bakterien vernichten." Wichtig ist, dass
Nanosilber punktgenau an die richtige Stelle gebracht wird, damit keine
Gewebezellen geschädigt werden. Deshalb hilft es auch nicht, Nanosilber
einfach nur zu verschlucken.

Das zielgenaue Auftreffen sollen künftig Nano-Lenkraketen übernehmen. Sie
haben einen Nanopartikel-Kern ("Sprengkopf") mit Funktionsmolekülen
("Lenksystem"), die die schädlichen Keime finden und zerstören. Prof.
Barcikowski: "Herausfordernd bleibt, die Nanopartikel-Kerne so aufzubauen,
dass sie sich zur richtigen Zeit und am richtigen Ort auflösen; und zwar
nur dort, wo das anti-mikrobielle Silber auf MRE trifft."

Die Forscher setzen hier auf die Methode der
UV/Vis-Einzelpartikel-Spektroskopie, mit der man gezielt einem einzelnen Nanopartikel beim
Auflösen zusehen kann. Einer der weltweit Besten aus dem Bereich wird das
deutsche Team nun unterstützen: Prof. Dr. Stephan Link von der Rice
University in Houston/USA. Er wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft gefördert und als Mercator-Fellow an der
Universität Duisburg-Essen tätig sein.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 17.09.2018
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MELDUNG/271: Durchschnitt beliebt (idw)


Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover - 17.09.2018

Durchschnitt beliebt

Studie belegt: Die Durchschnittsversion eines Musikstücks wird gegenüber
individuellen Interpretationen bevorzugt



Eine kürzlich veröffentlichte Studie von Dr. Anna Wolf aus der
Arbeitsgruppe um HMTMH-Professor Reinhard Kopiez zeigt, dass bei der
Bewertung der musikalischen Qualität eine auf Grundlage von zehn
Individual-Interpretationen von Robert Schumanns Klavierstück "Träumerei"
erstellte Durchschnittsversion am besten bewertet wird. Dieses Ergebnis
gilt kulturell übergreifend für deutsche und taiwanesische Hörerinnen und
Hörer.

Aus der Forschung zur Attraktivität von Gesichtern ist bereits seit den
1990er Jahren bekannt, dass mittels Computer gemittelte Gesichter
gegenüber Individualgesichtern als attraktiver bewertet werden. Der
amerikanische Musikpsychologe Bruno Repp übertrug 1997 diesen Ansatz auf
die Kunst der musikalischen Interpretation und veröffentlichte eine
Studie, in der Hörerinnen und Hörer zehn Individualinterpretationen von
Schumanns Klavierstück Träumerei (aus den "Kinderszenen" op. 15) im
Vergleich zu einer computertechnisch gemittelten elften Version ästhetisch
beurteilten. Die Durchschnittsversion wurde als genauso gut wie die beste
Individualinterpretation bewertet. Repp erklärte diesen Effekt mit der
Minimal-Distance-Hypothese: Die gemittelte Version zeichnet sich demnach
durch die geringste Entfernung von unserer Idealvorstellung einer
Realisation aus und wird deshalb bevorzugt. Die besten Eigenschaften der
Individualversionen vereinigen sich, während die negativen Merkmale
nivelliert werden. Vor dem Hintergrund der sogenannten "Replikationskrise"
der Psychologie bleibt jedoch die Frage, ob dies ein stabiles und
möglicherweise sogar kulturübergreifend gültiges Ergebnis ist.

In einer Online-Replikationsstudie und unter Verwendung der originalen
MIDI-Dateien von Repp beurteilten 205 Hörerinnen und Hörer (davon 84 aus
Deutschland und 121 aus Taiwan) mit einer Vorliebe für klassische Musik
und durchschnittlich 8,4 Jahren Instrumentalunterricht im randomisierten
Blindtest vier Aufnahmen von Schumanns Träumerei (drei ausgewählte
Individual-Interpretationen und eine technisch gemittelte
Durchschnittsversion) im Hinblick auf Merkmale wie musikalischer Ausdruck,
Tempo, Dynamik oder Gesamtqualität auf einer mehrstufigen Skala.

In der statistischen Analyse setzte sich noch deutlicher als bei Repp die
Durchschnittsversion gegenüber allen Individual-Interpretationen durch
(mittlere bis große Effektgröße). Das Urteilsverhalten taiwanesischer
Hörerinnen und Hörer unterschied sich dabei nicht bedeutsam von den
deutschen Versuchsteilnehmerinnen und -teilnehmern.

Das Forschungsteam schlussfolgert, dass die Kunst der musikalischen
Interpretation keine Tätigkeit mit unbegrenzter Freiheit ist, sondern
gerade beim Standardrepertoire durch lange Aufführungstraditionen
vermutlich Vorstellungen einer idealtypischen Realisation gebildet werden.
Die musikalische Aufführungspraxis ist seit dem Ende des 19. Jahrhunderts
eine Interpretationskultur: Ein begrenztes Repertoire wird in Konzerten
immer wieder neu interpretiert; die künstlerische Individualität ist ein
wesentliches Ziel der Ausbildung von Musikerinnen und Musikern. Angenehme
prototypische Durchschnittsversion und individuelle, interessante Version
stehen einander gegenüber. Diese beiden gegensätzlichen Kräfte halten die
klassische Musikkultur bis heute lebendig und Individualisten wie der
kanadische Pianist Glenn Gould werden auch in Zukunft ihren Platz in der
Musikkultur finden.


Originalpublikation:

Die Studie wurde in der Zeitschrift Music Perception veröffentlicht unter
dem Titel

Tendency towards the average? The aesthetic evaluation of a quantitatively
average music performance: A successful replication of Repp's (1997)
study.

(https://doi.org/10.1525/MP.2018.36.1.98)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution754
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover, 17.09.2018
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NACHLESE/017: 50 Jahre später ... The Who - Tommy (SB)




Listening to you, I get the music

Gazing at you, I get the heat

Following you, I climb the mountain

I get excitement at your feet

The Who - We're Not Gonna Take It

Als die Aufnahmen zur Rockoper Tommy am 19. September 1968 in den Londoner IBC
Studios begannen, hatte Pete Townshend die Handlung der Geschichte bereits in
einem Interview mit dem Rolling Stone so detailliert geschildert, daß er sich
später ärgerte, zu sehr an diese Vorgabe gebunden zu sein. Auch die meisten
Songs des Werkes, das mit einer Oper im klassischen Sinne nur den
zusammenhängenden Plot und dessen musikalische Ausgestaltung gemeinsam hat,
stammen aus seiner Feder. Schon seit zwei Jahren schwebte dem 23jährigen
Gitarristen, der gerade das fürs Komponieren wichtige Klavierspielen erlernt
hatte, vor, für The Who ein inhaltlich wie musikalisch konsistentes Konzeptalbum
zu produzieren.

Es spricht für den kollektiven Geist der vier britischen Musiker, daß sie
Townshend die künstlerische Leitung des Projektes überließen, das ihren Abschied
von einer jugendlichen Rockgruppe einläutete, die vor allem Hitsingles
produzierte. Keith Moon, John Entwhistle und Roger Daltrey waren in den bis zum
9. März 1969 währenden Aufnahmesessions so intensiv bei der Sache, daß sie
häufig bis zum frühen Morgen des nächsten Tages arbeiteten. Tatsächlich war das
Einkommen der damals schon berühmten Rockgruppe so gering, daß The Who an den
Wochenenden Konzerttermine wahrnehmen mußten, um die Studiogebühren bezahlen zu können. 

Die von nachdenklichen Momenten und ausufernden Instrumentalparts geprägten
Songs von Tommy zeigten The Who auch musikalisch von einer neuen Seite, was
zweifellos mit der von den drei anderen Bandmitgliedern zwar akzeptierten, aber
nicht mitvollzogenen spirituellen Wandlung Townshends zu tun hatte. Als neuer
Anhänger des in Indien lebenden und 1969 dort verstorbenen spirituellen Meisters
Meher Baba hatte Townshend den für ihn als bekennenden Befürworter
psychedelischer Drogen wesentlichen Schritt der Abkehr von ihrer Einnahme
vollzogen, womit er als einer der ersten prominenten Rockmusiker seinem Leben
eine solche unerwartete Wendung gab. Nachdem er im April 1968 öffentlich
bekanntgegeben hatte, sich diesem vor allem in hinduistischer und sufistischer
Tradition stehenden Guru angeschlossen zu haben, waren dem Einfluß seiner Lehren
auf das Album Tommy keine Grenzen gesetzt. Paradoxerweise war die sogenannte
Rockoper ein authentisches Abbild der Hochphase bewußtseinserweiternder Drogen,
die auch bei anderen Menschen spirituelle Konsequenzen und die Abkehr von ihrem
Konsum zeitigten.

Während die Handlung Tommys um die traumatischen Erlebnisse eines Jungen kreist,
dem die grausame Welt der Erwachsenen so sehr zusetzt, daß er die sinnlichen
Verbindungen zu ihrer Welt kappt und sich auf seine haptische Wahrnehmung und
sein motorisches Vermögen beschränkt, sind die darin verarbeiteten Themen stark
von Townshends neuentdeckter Religiosität geprägt. Der selbstgewählten Zuflucht
einer Innerlichkeit, in der Tommy sinnliche Qualitäten entdeckt, die ihm zuvor
verborgen waren, gegenüber erscheint die soziale Umwelt als Tableau merkwürdiger
Begegnungen, die den Kampf des Jungen um die Bewältigung seiner Traumata
letztendlich zum Erfolg führen.

Das Bild des Zauberers am Flipper sprach vor 50 Jahren vor allem ein
proletarisches Publikum an, standen diese grobmechanischen Vorläufer heutiger
Computerspiele doch vor allem in Kneipen und Spielhallen, also eher weniger
glamourösen Umgebungen. Zu einem Held am Flipper zu werden ist aus heutiger
Sicht noch abwegiger, als es damals schon war, strahlt aber gerade deshalb den
Charme einer Jugend aus, die in The Who verbündete Helden ihrer eigenen
Klassenzugehörigkeit erkannten. Selbsterkenntnis im Spiegel, dessen Bruch
befreiend wirkt, die eigene Entwicklung zum neuen Heiligen, dessen AnhängerInnen
allerdings schon bald enttäuscht das Weite suchen, und immer wieder die
Ode an die heilende und verbindende Kraft des Fühlens und Berührens verströmten
einen damals noch naiven Geist des Strebens nach Selbstverwirklichung und
Gemeinschaft, der noch nicht auf die Signaturen konsumistischer Zugehörigkeit
reduziert war. 

Das Doppelalbum Tommy anzuhören konnte das Gefühl auslösen, sich auf einer Reise
zu befinden, die nirgendwoanders hinführte als zum unauslotbaren Reservoir einer
Innerlichkeit, als deren zentrales Merkmal die Möglichkeit erschien, aus ihr
auszubrechen. Die Einkapselung Tommys in einer als dunkel und fremd imaginierten
Welt evozierte das Motiv der Befreiung wie von selbst, so daß es in vielen Songs
manifest wurde, auch wenn sie außerhalb des Kontextes des Konzeptalbums gehört
wurden. Das von einem Meher-Baba-Schüler entworfenen Cover faßte diese Anmutung
ins Bild eines blauen Netzes, durch dessen Lücken die Schwärze eines unbekannten
Universums zu erkennen war. Wiewohl das Publikum kaum etwas über die spirituelle
Motivation Townshends wußte, ließ dieser damit einen Hang zu neuer Innerlichkeit
erkennen, der inmitten des Aufbruches gegen Thron und Altar, gegen Staat und
Kirche nur reaktionär wirken konnte.

Da The Who keine explizit politisch agierende Band waren, erschien das Imaginäre
des Albums als ästhetischer Kunstgriff zur Bebilderung einer Musik, die
allerdings das ganze kreative Vermögen der 1964 gegründeten Band zum Vorschein
brachte. Im Unterschied zu späteren Versuchen, mit rockmusikalischen Mitteln in
das Terrain der sogenannten Hochkultur einzudringen und sich dabei in
überladenen Adaptionen der klassischen Vorläufer zu verlaufen, ist Tommy ein
Rockalbum sehr gediegener und überzeugender Art. Seine initiale Qualität zeigte
sich auch daran, daß weder die orchestrale Version mit dem London Symphony
Orchestra noch die Verfilmung durch Regisseur Ken Russell mit neuem Soundtrack
oder die Aufführung als Broadway Musical dem originären Werk viel hinzufügen
konnte. Tommy ist heute einer der großen Klassiker der 1960er Jahre und kann
auch ein halbes Jahrhundert später mit frischen Sinnen genossen werden.

19. September 2018
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Kulturcafé Komm du - November 2018

Dervjani: von Gypsy-Ska bis ganz weit wech... | BalkanKubaDeutschFolk aus'm Wendland

Konzert am Freitag, den 2. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer für das Konzert mit 'Dervjani' am Freitag, den 2.11.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der vierköpfigen Band - Foto im Flyer: © by Dervjani]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Dervjani' am Freitag, den 2.11.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der vierköpfigen Band - Foto: © by Dervjani]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 02.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Dervjani: von Gypsy-Ska bis ganz weit wech... 

Weltmusik - BalkanKubaDeutschFolk aus'm Wendland

Die vierköpfige Band "Dervjani" aus dem Wendland bringt die
Musik der Roma vom Balkan in ganz eigenem tanzbaren Stil auf die
Bühne. Ihr Repertoire umfasst darüber hinaus auch Songs aus Kuba,
Russland und aus deutschen Landen - alles im tanzbaren Off-Beat, dem
sich kaum jemand entziehen kann. Aber das soll ja auch keiner...

Tanzen... Tanzen... Tanzen...


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Plakat der Band Dervjani aus dem Wendland - Foto: © by Dervjani]

Tanzen, tanzen, tanzen - von Gypsy-Ska bis ganz weit wech... 

Der BalkanKubaDeutschFolk der vierköpfigen Band Dervjani aus dem Wendland geht direkt in die Beine

Foto: © by Dervjani




 Zu Dervjani gehören:

Jörg Bobrik (Gitarre, Gesang)

Titus Bahner (Akkordeon, Mandoline, Gesang)

Johannes Gerber (Percussion, Gesang)

Thorsten Tegeler (Bass)

Dervjani ist ein urslawisches Wort und bedeutet "Waldbewohner" (*dervo "Baum").


Weitere Informationen:

Dervjani - Homepage

http://jörgsonbobrik.de/Dervjani.php


Zum Reinhören & Anschauen:

Dervjani: "Özgürlüge Manus"

https://www.youtube.com/watch?v=hRxchFwK5Ms

Dervjani: "Duj kamel man"

https://www.youtube.com/watch?v=GDfQCKxLzQE

Dervjani: "Bubamara"

https://www.youtube.com/watch?v=EpWEYn4BfS4

Dervjani: "Me Gustas Tu"

https://www.youtube.com/watch?v=e-NvWs_z0FA

Dervjani: "Luftschloss (Fabrik)"

https://www.youtube.com/watch?v=snbSZ_QF9lw




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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KLASSIK/10126: Borken - Ahauser Schlosskonzerte starten in die neue Saison am 30. September 2018


Ahauser Schlosskonzerte starten in die neue Saison1

Auftaktkonzert am 30. September / Musikreihe mit insgesamt sechs
Veranstaltungen endet am 24. März 2019



Kreis Borken/Ahaus. Die neue Saison der Schlosskonzerte Ahaus startet:
Am Sonntag, 30. September, beginnt um 19.30 Uhr das erste der
insgesamt sechs Konzerte, zu denen der Kreis Borken und die Stadt
Ahaus in den Herbst- und Wintermonaten einladen. Herausragende
Musikerinnen und Musiker garantieren im Fürstensaal eine
abwechslungsreiche Abendunterhaltung. Zusammengestellt hat das
Programm erneut Norbert van der Linde, künstlerischer Leiter der
Reihe. Das Auftaktkonzert gestalten Laurent Albrecht Breuninger
(Violine), Thomas Duis (Klavier) und Amanda Kleinbart (Horn). Das Trio
stellt unter anderem Werke von Wolfgang Amadeus Mozart und Johannes
Brahms vor.

Der Violinist Laurent Albrecht Breuninger erhielt 1997 den zweiten
Preis beim renommierten Brüsseler "Concours Reine Elisabeth" - ein
Erfolg, der noch keinem deutschen Geiger gelungen ist. Vorausgegangen
waren Preise bei Wettbewerben unter anderem 1992 in Prag und Wien
sowie 1995 in Berlin und Montreal. Auftritte mit namhaften
Sinfonieorchestern und in Kammermusikformationen führen Laurent
Albrecht Breuninger weiterhin um die Welt. Sein mitreißendes
Geigenspiel ist auf zahlreichen CDs dokumentiert.

Nach langjähriger Mitgliedschaft im European Union Youth Orchestra und
einem Praktikum beim Deutschen Symphonie-Orchester Berlin wurde Amanda
Kleinbart 2012 als Solohornistin im Saarländischen Staatsorchester
engagiert. Seit 2014 ist sie Mitglied des NDR-Sinfonieorchesters in
Hamburg. Amanda Kleinbart gewann 2011 das Stipendium des Deutschen
Musikwettbewerbs in der Solowertung. Darüber hinaus ist sie die
Gewinnerin des Münchner Richard-Strauss-Wettbewerbs 2014. Ihrer
besonderen Liebe zur Kammermusik geht sie im Acelga Bläserquintett
nach. Seit 2015 ist Amanda Kleinbart zusätzlich als Lehrbeauftragte an
der Musikhochschule Saarbrücken tätig.

Thomas Duis erhielt seinen ersten Klavierunterricht mit fünf Jahren.
Später studierte er in Wiesbaden, Leeds und Hannover. Thomas Duis
gewann 1986 den renommierten Artur Rubinstein Wettbewerb in Tel Aviv.
Zwei Jahre später war er Preisträger des Internationalen Wettbewerbs
der ARD in München. Eine rege Konzerttätigkeit führt den Pianisten
durch zahlreiche Länder Europas, ebenso nach Afrika, Amerika, Asien
und Australien. Er konzertiert mit berühmten internationalen
Orchestern. Radio- und TV-Produktionen im In- und Ausland sowie
diverse CD-Einspielungen runden das künstlerische Profil von Thomas
Duis ab.

"Sieht man von reiner Bläserkammermusik ab, ist das Horn ein eher
seltenes Kammermusikinstrument, zumal in Verbindung mit der Geige und
dem Klavier", weiß Norbert van der Linde. "Ich glaube, dass alle
Zuhörerinnen und Zuhörer spätestens nach dem Konzert die besondere
Zuneigung für dieses wunderbar weich klingende, aber auch besonders
schwer zu spielende Blasinstrument teilen werden - sofern dies nicht
schon längst der Fall ist", ergänzt er. Aber auch Klavier und Violine
kommen bei dem Auftaktkonzert nicht zu kurz: "Die beiden Männer werden
im 'Mittelteil' des Konzertes mit César Francks A-Dur-Sonate eines der
schönsten Werke für diese beiden Instrumente zum Besten geben", freut
sich der künstlerischer Leiter.

Für Erwachsene kostet das Saison-Abonnement in der 1. Kategorie 90
Euro und in der 2. Kategorie 70 Euro. Der Preis für Einzelkarten in
der Kategorie I beträgt 17,50 Euro und in der Kategorie II 15 Euro.
Schüler und Studenten zahlen jeweils die Hälfte. Vorbestellungen nimmt
der Kreis Borken, Fachabteilung Kultur im kult Westmünsterland,
Kirchplatz 14, 48691 Vreden, per E-Mail an t.wigger@kreis-borken.de
entgegen sowie bis Freitag, 28. September, unter Tel. 02564 - 98 99
111 und am Wochenende unter Tel. 0170/4415185. Bestellungen für ein
Abonnement sind auch noch möglich.

Abos bieten neben dem günstigen Preis den großen Vorteil, dass bei
allen Konzerten der Saison Sitzplätze reserviert sind. Im
Verhinderungsfall können die Abo-Karten an Freunde weitergegeben
werden. Einzelkarten können bereits jetzt und jeweils vor den
Konzerten vorbestellt werden.

Das komplette Programm der Reihe liegt beim Kreis Borken und der Stadt
Ahaus sowie in den Touristikbüros und den Filialen der Sparkasse
Westmünsterland in der Region Ahaus aus. Auf Wunsch können die
Programmhefte auch zugeschickt werden. Weitere Informationen zu den
Schlosskonzerten Ahaus gibt es im Internet unter
www.tourismus-kreis-borken.de/veranstaltungen.

Zum Hintergrund:

Warum soll man noch ins Konzert gehen, wenn Musik in breiter Auswahl,
von den verschiedensten Interpreten kostenlos im Internet und damit an
jedem Handy oder Computer verfügbar ist? Diese Frage wirft der
künstlerische Leiter der Ahauser Schlosskonzerte, Norbert van der
Linde, im Vorwort zum neuen Programm der Reihe auf. Und die Antwort
folgt prompt: "Das Live-Erlebnis insbesondere in einem so schönen Raum
wie dem Ahauser Fürstensaal ist einfach gegen nichts aufzuwiegen,
nicht für den Hörer und auch nicht für die Musiker", betont er. Für
besondere Live-Erlebnisse stehen auch in der anstehenden Saison die
Ahauser Schlosskonzerte.

Konzert-Termine für die Saison 2018/2019:

- 11. November 2018: Bartholdy Quintett

- 9. Dezember 2018: Concert Royal

- 27. Januar 2019: Ebonit Saxophonquartett

- 24. Februar 2019: Orion Streichtrio

- 24. März 2019: Gewandhaus Brass Quintett

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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Nordkorea will Atomanlage und Raketentestgelände schließen

Die Staatschefs von Nord- und Südkorea, Kim Jong Un und Moon Jae In,
vereinbarten beim Gipfeltreffen in Pjöngjang eine weitere
Gesprächsrunde. Dazu werde er in naher Zukunft in die südkoreanische
Hauptstadt Seoul reisen, teilte Kim bei einer Pressekonferenz mit.
Nach Informationen der Nachrichtenagentur Yonhap erklärte sich
Nordkorea bereit, die landesweit größte Atomanlage Yongbyon abzubauen
sowie das Raketentestgelände Tongchang Ri zu schließen. Beides soll
unter Aufsicht internationaler Inspekteure geschehen. Es war bereits
das dritte Treffen der beiden koreanischen Staatschef in diesem Jahr.
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Polizei schießt 29jährigen in seiner Wohnung ins Bein

Ein Polizeibeamter hat einem Mann in seiner Wohnung in Erkrath in den
Oberschenkel geschossen. Nachbarn hatten die Behörden alarmiert, weil
sie Lärm und Schreie in dem Mietshaus wahrgenommen hatten. Weil der
Mann, aus dessen Unterkunft die Geräusche kamen, trotz mehrfacher
Aufforderung nicht die Tür öffnete, drangen die Polizisten gewaltsam
in die Wohnung ein. Nach Darstellung der Behörden soll der 29jährige
sofort mit einem großen Messer auf die Einsatzkräfte losgestürmt
sein. Einer der Beamten habe daraufhin einen Schuß abgegeben, um den
Angriff abzuwehren. Gegen den Wohnungsinhaber, der nach ersten
Erkenntnissen offenbar unter dem Einfluß von Betäubungsmitteln stand,
wird nun wegen eines versuchten Tötungsdelikts ermittelt.
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Washington prüft Aufbau einer ständigen US-Militärbasis in Polen

Der Wunsch des polnischen Präsidenten Andrzej Duda nach einer
ständigen US-Militärbasis in dem Land findet in Washington Gehör.
Seine Regierung werde den Aufbau eines US-Stützpunkts in Polen sehr
ernsthaft prüfen, teilte Präsident Donald Trump nach einem Treffen
mit Duda im Weißen Haus mit. Duda schlug vor, daß die Militärbasis
"Fort Trump" getauft werden könnte. In Moskau wird die Osterweiterung
der NATO als direkte Bedrohung für die Russische Föderation gesehen.
Die mögliche Stationierung einer US-Basis in Polen würde gegen die
NATO-Rußland-Grundakte verstoßen, warnte das russische
Außenministerium.
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SPD-Politiker begrüßen Maaßens Versetzung

Die geplante Versetzung des in die Kritik geratenen
Verfassungsschutzpräsidenten Hans-Georg Maaßen auf einen
Staatssekretärsposten im Innenministerium wird nach anfänglichen
Bedenken in der SPD von führenden Sozialdemokraten begrüßt. Wäre
Maaßen in den Ruhestand versetzt worden, hätte er für seine Bezüge
überhaupt nicht arbeiten müssen, erklärte Bundestags-Vizepräsident
Thomas Oppermann (SPD). Ähnlich äußerte sich auch der SPD-Abgeordnete
Lars Castellucci. Durch die Beförderung wird Maaßens monatliches
Grundgehalt von rund 11.500 Euro auf über 14.000 Euro steigen. Ein
Nachfolger für Maaßen als Inlandsgeheimdienstchef steht nach Angaben
von Innenminister Horst Seehofer (CSU) noch nicht fest.
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Großbrand zerstört Dachstuhl des Klosters Rottenbuch

Der Dachstuhlbrand eines Gebäudes im Kloster Rottenbuch im
bayerischen Pfaffenwinkel hat einen Großeinsatz der Feuerwehr
ausgelöst. Rund 300 Einsatzkräfte beteiligten sich am Dienstagabend
an den Löscharbeiten des in Vollbrand geratenen Dachstuhls. Um den
Brand endgültig zu löschen, wurde am Mittwochvormittag damit
begonnen, das obere Stockwerk des Klosters kontrolliert abzureißen.
Nach ersten Schätzungen dürfte der Schaden mehrere Millionen Euro
betragen.
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Roskosmos und NASA verhandeln über bemannte Raumflüge

Die USA wollen wieder eigene Raumschiffe für den Transport zur
Internationalen Raumstation ISS einsetzen. Dazu bereitet sich das
private Raumfahrtunternehmen SpaceX aus Kalifornien zusammen mit der
US-Raumfahrtbehörde NASA auf den ersten bemannten Flugtest vor. Eine
bemannte Testmission zur Orbitalstation ist für April 2019 geplant.
Kann SpaceX den gesteckten Zeitrahmen einhalten, wären die
NASA-Astronauten Bob Behnken und Doug Hurley die ersten Raumfahrer,
die seit dem Ende der Space-Shuttle-Ära im Jahr 2011 von den USA aus
ins All starten. Auch wenn die USA künftig nicht mehr auf die
Zubringerdienste Rußlands angewiesen sein werden, erwägen beide
Seiten ihre Zusammenarbeit fortzusetzen. Nach Angaben von Pawel
Wlassow, dem Leiter des russischen Kosmonautenausbildungszentrums
Juri Gagarin, werden derzeit Gespräche über Möglichkeiten für
gemischte Flugbesatzungen geführt. Das könnte für die Zukunft
bedeuten, daß NASA-Astronauten wie bisher mit Sojus-Kapseln und
russische Raumfahrer mit amerikanischen Kapseln ins All fliegen.
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Duda und Trump gemeinsam gegen Nordstream 2 und Rußland

Polens Präsident Duda hat mit seinem Amtskollegen Trump in Washington
vereinbart, gemeinsam gegen Energieprojekte wie die Ostseepipeline
Nordstream 2 vorzugehen, welche für ihre Länder gefährlich werden
könnten. Aus polnischer Sicht stärken enge wirtschaftliche
Beziehungen Deutschlands und Europas zu Rußland die Position Moskaus.
Der US-Präsident seinerseits hat Interesse, die Überproduktion von
Fracking-Gas in Europa loszuwerden. In Polen gibt es bereits einen
Terminal, an dem Flüssiggastanker entladen werden können. Vor knapp
einem Jahr unterzeichnete Polen einen Fünfjahresplan zur Lieferung
von Flüssiggas aus den USA.

Trump machte sich Sorgen um das deutsche Volk, welches Abermilliarden
Dollar an Rußland für Energie zahlt, und meinte, kein Land sollte von
einem einzigen Versorger abhängig sein. Offiziellen Angaben zufolge
bezieht Deutschland allerdings nur 23 Prozent seiner Energie aus
Rußland. Laut Duda sprechen keine ökonomischen Gründe für Nordstream
2. Das Projekt soll aufgrund politischer Erpressung zustande gekommen
sein.

Duda hat auch Trump sein Land für die Stationierung einer
Militärbasis zur Abschreckung Rußlands angeboten. Polnischen
Medienberichten zufolge wäre Warschau bereit, ein derartiges Vorhaben
mit bis zu zwei Milliarden Euro zu fördern. Trump will den Vorschlag
ernsthaft prüfen. Er erklärte bei der gemeinsamen Pressekonferenz,
man werde die Kooperation in den Bereichen Militär, Geheimdienste,
Raketenabwehr sowie Technologie und Ausbildung intensivieren.
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Versorgung von Demenzkranken ein Problem

Anläßlich der Woche für Demenz, die noch bis zum kommenden Wochenende
läuft, machen Politik, Wissenschaft, Medizin und Betroffenenverbände
laut Deutschem Ärzteblatt auf die Situation von derzeit 1,7 Millionen
Bundesbürgern mit Demenz und ihren Angehörigen aufmerksam. Auch wenn
Medizin und Forschung in den letzten Jahren bei der Früherkennung
deutliche Fortschritte vermelden konnten, bleibt die Versorgung von
Demenzkranken ein Problem. Schließlich sind gut ausgebildete
Fachkräfte und gute Arbeitsbedingungen für eine gute Versorgung
unerläßlich. Und genau hier mangelt es.
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Monsanto legt Widerspruch gegen Glyphosat-Urteil in den USA ein

Die Bayer-Tochter Monsanto hat gegen das Entschädigungsurteil eines
kalifornischen Geschworenengerichts im Zusammenhang mit dem
Unkrautvernichtungsmittel Glyphosat Einspruch eingelegt. Das Gericht
hatte einem an Krebs schwer erkrankten Mann, der bei seiner Tätigkeit
oft das glyphosathaltige Roundup eingesetzt hatte, eine Schadenssumme
von 289 Millionen Dollar zugesprochen. Weitere rund 8700
Entschädigungsverfahren im Zusammenhang mit den Herbiziden Roundup
und RangerPro sind in den USA anhängig. Mit Verweis auf die aus Sicht
Monsantos unzureichende bis nicht gegebene Beweislage für eine von
Glyphosat ausgehende Krebsgefahr beantragte das Unternehmen beim
Superior Court in San Francisco die Aufhebung des Urteils des
Geschworenengerichts, eine geringere Entschädigungssumme oder ein
neues Gerichtsverfahren.
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In Berlin beginnt das erste Menschenrechts-Filmfestival

Mit dem Schwerpunkt auf den Themen Flucht und Migration startet am
Donnerstag unter dem Motto ACCESS die erste Ausgabe des Human Rights
Film Festival Berlin. Vom 20. bis 26. September werden in den drei
Lichtspielhäusern Babylon, Sputnik und Hackesche Höfe Kino 25
Dokumentarfilme aus aller Welt zu dem Themenkreis gezeigt.

Laut Deutschlandfunk Kultur hat das Festival die Organisation Aktion
gegen den Hunger initiiert, die breite Unterstützung durch etliche
internationale Nichtregierungsorganisationen erfahren, die teils auch
die begleitenden Podiumsdiskussionen bestreiten. Finanzielle
Unterstützung kommt von der Stadt und vom Bund.

Als Schirmherr wurde der in Berlin ansässige chinesische Künstler Au
Weiwei gewonnen, der selbst mit einem Film vertreten ist.
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Nord- und Südkorea kündigen umfangreiche Abrüstungspläne an

Südkoreas Präsident Moon Jae In und sein nordkoreanischer
Amtskollegen Kim Jong Un wollen gemeinsam auf eine von Atomwaffen
freie und nicht von diesen bedrohte koreanische Halbinsel
hinarbeiten.

Kim sagte den Abbau einer Testanlage für Raktenantriebe in Sohae an
der Westküste einschließlich Startrampe unter internationaler
Aufsicht zu. Außerdem zeigte er sich beim Gipfeltreffen in Pjöngjang
am Mittwoch bei entsprechendem Entgegenkommen der USA bereit, den
Atomkomplex in Yongbyon zu schließen. Neben einem Atomreaktor
befindet sich dort eine Wiederaufbereitungsanlage sowie eine
Urananreicherungsanlage.

Moon hielt im Stadion von Pjöngjang an der Seite von Kim vor rund
150.000 jubelnden Besuchern eine Rede, in der er betonte, man habe
eine neue Ära eingeleitet. Man sei sich einig, daß es keinen Krieg
mehr auf der koreanischen Halbinsel geben dürfe.

Die Verteidigungsminister beider Länder vereinbarten Maßnahmen der
Militärs beiderseits der Demarkationslinie am 38. Breitengrad, um
militärische Zwischenfälle zu vermeiden. Beide Koreas wollen auf
Manöver verzichten, die den jeweiligen Nachbarn zum Ziel haben.
Außerdem werden an der gemeinsamen Staatsgrenze Flugverbotszonen
eingerichtet. In einer Pufferzone im Gelben Meer sollen keine
Schießübungen und Marinemanöver mehr stattfinden.
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Bundeskabinett beschließt Förderung von Mietwohnungen

Das Bundeskabinett hat beschlossen, den Bau von Mietwohnungen
steuerlich zu fördern. Bauherren sollen vier Jahre lang fünf Prozent
ihrer Investitionen zusätzlich zu den bislang geltenden zwei Prozent
abschreiben können. Die Abschreibungsquote kommt damit auf 28
Prozent. Die Sonderabschreibung auf Anschaffungs- und
Herstellungskosten wird nur gewährt, wenn die Wohnungen mindestens
zehn Jahre lang vermietet werden. Außerdem dürfen Baukosten oder
Kaufpreis nicht 3000 Euro pro Quadratmeter übersteigen. Steuerlich
entlastet werden maximal 2000 Euro pro Quadratmeter. Eine
Mietenobergrenze für derart geförderte Wohnungen hat das Kabinett
nicht vorgesehen. Insgesamt läßt sich die Bundesregierung die
Förderung von Mietwohnungen 235 Millionen Euro jährlich kosten.
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Anwohner beschweren sich über stinkenden Kühllaster

Einwohner der Stadt Tlajomulco im Westen Mexikos beschwerten sich über
den bestialischen Gestank, der von einem riesigen Kühllaster ausging.
Wie sich herausstellte, waren auf der Ladefläche 157 Leichen
zwischengelagert, für die es in dem Bezirk Jalisco momentan keinen
Platz in den Leichenhallen gibt. Eine weitere Halle sei noch im Bau.

Vorerst ordnete die zuständige Staatsanwaltschaft an, den Laster
außerhalb der Stadt zu parken. Es handelt sich zwar um einen
Kühllaster, aber wie Bilder der Tageszeitung Mural zeigten, war die
Zugmaschine zumindest zeitweilig abgezogen worden, so daß auch nicht
gekühlt wurde.

Laut ORF Nachrichten wird in dem lateinamerikanischen Land öfter für
die Lagerung von Toten auf Kühllastern zurückgegriffen. In den
besonders von Gewalt betroffenen Bundesstaaten im Norden kommt es
demnach öfters zu Staus in den Leichenhallen.

Insgesamt gab es in Mexiko im vergangenen Jahr rund 30.000 Tote durch
Gewaltverbrechen.
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VOM TAGE



Eine Million weitere Kinder im Jemen von Hunger bedroht

Im Bürgerkriegsland Jemen wissen etwa zwei Drittel der Bevölkerung
nicht, wo sie ihre nächste Mahlzeit her bekommen werden. Das
berichtete David Beasley, der Direktor des
Uno-Welternährungsprogramms (WFP), in Rom. Sollten die Kämpfe in dem
südarabischen Land nicht umgehend eingestellt werden, wird es dort
eine ausgewachsene Hungerkatastrophe geben.

Helle Thorning-Schmidt, die Leiterin der Hilfsorganisation "Save the
Children", hat im Nordjemen Krankenhäuser mit verhungernden Kindern
aufgesucht. Sie warnte vor Hungertod in nicht dagewesenem Umfang,
sollten die Hilfslieferungen über den Hafen von Hodeida durch die
Kämpfe unterbrochen werden.

Der ehemaligen dänischen Ministerpräsidentin zufolge steigt die Zahl
der vom Hunger bedrohten Kinder im Jemen um eine Million auf 5,2
Millionen aufgrund der hohen Preise für Lebensmittel und Treibstoff.
Neben Hunger sind die Kinder einer ganzen Generation von zahlreichen
Gefahren wie Bomben und vermeidbare Krankheiten wie Cholera bedroht.
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VOM TAGE



Arktisches Eis weiter am Schwinden

Der Klimawandel schreitet unaufhaltsam voran. In der Folge soll unter
anderem das arktische Meereis immer weiter schrumpfen. Zu diesem
Ergebnis gelangten Polarforscher des Alfred-Wegener-Instituts (AWI) in
Bremerhaven und der Universität Bremen. Wie dpa meldete, soll die
eisbedeckte Fläche im September rund 300.000 Quadratkilometer kleiner
sein als im gleichen Monat 2017. Insgesamt wird die Eisdecke mit Ende
der Sommerschmelze voraussichtlich auf eine Fläche von 4,4 Millionen
Quadratkilometer zurückgehen.
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VOM TAGE



Start der Global Alliance Power Fuels

Bei einem Treffen in Berlin wurde am Mittwoch die Global Alliance
Power Fuels auf den Weg gebracht. Daran beteiligt sind führende
Unternehmen und Verbände aus den Branchen Energie und erneuerbare
Energien sowie der Automobil- und Luftfahrt-, Chemie- und
Mineralölbranche sowie des Maschinen- und Anlagenbaus neben
Versicherungen und Finanzunternehmen. Sie haben sich zum Ziel
gesetzt, die Synthese von flüssigen und gasförmigen Kraftstoffen
unter Einsatz von elektrischem Strom global zu fördern. Der Vorteil
der bekannten Technologie ist, daß Ökostrom beispielsweise aus
Windkraft- und Solaranlagen in Treibstoffe umgewandelt werden kann,
um bereits bestehende Fahrzeuge und Anlagen zu betreiben. Ein
Nachteil ist der zur Zeit geringe Wirkungsgrad der
Syntheseeinrichtungen.

Die Allianzmitglieder wollen unter anderem den Markt und die
Einsatzmöglichkeiten für Power Fuels untersuchen. Die Deutsche
Energie-Agentur GmbH (dena) hat das Potential synthetischer
Kraftstoffe an der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule
(RWTH) Aachen untersuchen lassen. Deren Metastudie schloß 26 Studien
aus den zurückliegenden vier Jahren ein. Demnach könnten die den
Klimawandel vorantreibenden Kohlendioxidemissionen nicht ohne
verbreitetem Umstieg auf Power Fuels deutlich verringert werden.
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VOM TAGE



Samsung wegen Note 9 in Bedrängnis

Wer mit dem Gedanken spielt, sich Samsungs neues Flaggschiff, das
Galaxy Note 9, zu besorgen: Aufgepaßt! Allen positiven Bewertung zum
Trotz scheint sich bei diesem Smartphone die Note 7-Katastrophe zu
wiederholen. Damals fing das Desaster damit an, daß ein Gerät der
Galaxy Note-Reihe regelrecht explodierte. Offenbar hat in New York
eine Besitzerin des aktuellen Note 9 ähnliches erlebt. Wie giga.de
meldete, wurde das Geräte zuerst unerträglich heiß und fing dann an
zu qualmen. Heute wie damals kommentierte Samsung den Vorfall so, daß
bisher keine weiteren Fälle bekannt sind, die im Zusammenhang mit der
Note-Reihe stehen. Die kommenden Tage werden zeigen, ob Samsung diese
Aussage aufrecht erhalten kann. Vor zwei Jahren ging es am Ende so 
aus, daß das südkoreanische Unternehmen das Note 7 aus dem Verkehr 
ziehen mußte. Ein Albtraum, der Milliarden kostete.
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FORSCHUNG/411: Mineralfunde auf den Galapagosinseln geben Rätsel über Herkunft und Entstehung auf (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 18.09.2018

Mineralfunde auf den Galapagosinseln geben Rätsel über Herkunft und
Entstehung auf

Universität Mainz und Nationalpark-Verwaltung der Galapagosinseln
schließen Kooperationsabkommen für weitreichende Forschungsarbeiten über
die geologische Entwicklung



Der Galapagos-Archipel gehört zu den berühmtesten Inselgruppen der Welt.
Viele Tier- und Pflanzenarten hier sind einzigartig aufgrund der
abgeschiedenen Lage im Pazifik, 1000 Kilometer von der Küste Ecuadors
entfernt. Geowissenschaftler der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
(JGU) werden dank eines besonderen Kooperationsabkommens in den nächsten
Jahren die Möglichkeit haben, Forschungsarbeiten zur geologischen
Entwicklung der Galapagosinseln durchzuführen. Die Zusammensetzung der
Magmenquelle, aus denen diese ozeanischen Inseln gebildet wurden, gibt
Rätsel auf, seitdem vor Kurzem Vorkommen eines besonderen Minerals
entdeckt wurden.




[image: Foto/©: Yamirka Rojas-Agramonte]

Foto der Insel Daphne aus dem Flugzeug aufgenommen vor der Landung in
Baltra, nördlich von Santa Cruz. Diese Insel besteht aus einem
Vulkanasche-Krater, der 120 Meter über den Meeresspiegel ragt.

Foto/©: Yamirka Rojas-Agramonte



Die Initiative für die Kooperation ging von Dr. Yamirka Rojas-Agramonte
aus, Wissenschaftlerin in der Arbeitsgruppe Isotopengeologie im Institut
für Geowissenschaften der JGU. Die Geologin hat seit 2014 auf
verschiedenen Inseln des Archipels geochronologische Studien durchgeführt
und ist dabei völlig überraschend am Sandstrand einer Insel auf Zirkone
gestoßen. "Zirkone bilden sich normalerweise selten in basaltischen
Gesteinen, wie sie in Galapagos vorherrschen", erklärt Rojas-Agramonte
dazu. Zirkon, ein Silikatmineral, wird häufig zur Datierung von alten
Gesteinen genutzt. Der Kern eines Zirkons in der Größe von circa 1 bis 3
Millimetern besteht aus einem Kristallgitter, das während seines Wachstums
Uran einbaut. Da Uran im Laufe der Zeit zu Blei zerfällt, kann man aus dem
Isotopenverhältnis der beiden Elemente das Alter dieses Minerals und damit
des Gesteins, in dem es vorkommt, bestimmen.

Die Untersuchung der Zirkonkerne erfolgt zunächst mikroskopisch in Mainz
und dann bei entsprechender Voraussetzung mit einer hochauflösenden
Ionen-Mikrosonde in China. "Bei der sogenannten SHRIMP-Datierung arbeiten
wir seit vielen Jahren mit einem Labor in Peking, dem Beijing SHRIMP Center,
zusammen", erklärt Prof. Dr. Alfred Kröner von der JGU, kurz vor seiner
erneuten Abreise mit Galapagos-Zirkonproben im Gepäck.

Unerwarteter Fund von Zirkonen in Basaltgestein

Fest steht mittlerweile, dass die Zirkone aus dem jungem Basaltgestein
stammen, aus dem die Galapagosinseln im Wesentlichen entstanden sind und
noch immer aufgrund vulkanischer Aktivität im Westen des Archipels
gebildet werden. "Unsere neugefundenen Zirkone sind allerdings sehr viel
älter, als dass man sie in jungen magmatischen Gesteinen erwarten würde",
sagt Kröner. Wie genau es dazu kam, dass diese alten Zirkone in die
Galapagos-Basalte gelangt sind, ist bisher ein Rätsel. Die Erklärung hätte
womöglich weitreichende Folgen für das Verständnis des
Erdkruste-Mantel-Systems und der Mantel-Geodynamik der Erde. Vielleicht, so
die Vermutungen, haben bislang unbekannte Recyclingprozesse in den tiefen
Schichten der Erde stattgefunden.

Um den Vermutungen nachzugehen und vielleicht einzelne Puzzleteile
zusammenzufügen, werden Geowissenschaftler der JGU sowie Kollegen aus
Spanien, Australien und Ecuador, die auf ganz unterschiedlichen Gebieten
arbeiten, sich für dieses Projekt zum ersten Mal zusammenschließen und in
den kommenden Jahren gemeinsame Forschungen auf Galapagos durchführen -
ein multidisziplinärer Ansatz, um eine geologische Entwicklung zu
verstehen, die weit über die Entstehung der Galapagosinseln hinausreicht.

Das Kooperationsrahmenabkommen zwischen der Universität Mainz und der
Nationalpark-Verwaltung umfasst zunächst einen Zeitraum von drei Jahren
bis Ende 2020 und wird durch spezifische Vereinbarungen zu einzelnen
Forschungsprojekten ergänzt. Die Galapagosinseln stehen unter strengem
Naturschutz und können nicht ohne Weiteres betreten werden. Außer Yamirka
Rojas-Agramonte und Alfred Kröner konnte auch der Sedimentologe Dr.
Klemens Seelos bereits vor Ort arbeiten. Im Juni 2019 ist die nächste
Expedition mit Vertretern der Mainzer Geophysik, Vulkanologie und
Petrologie geplant. Weitere Kooperationspartner kommen von der Universität
Granada, der Australian National University und der Universidad de las
Fuerzas Armadas in Quito, Ecuador. Die Finanzierung der Vorarbeiten
erfolgte durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die
inneruniversitäre Forschungsförderung der JGU.


Weiterführende Links:

http://www.geowiss.uni-mainz.de/

- Institut für Geowissenschaften

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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Spurensuche nach einem extremen Klimawandel



Vor knapp 13000 Jahren wurden südfranzösische Kiefern Zeugen eines
Kälteeinbruchs, den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler jetzt in
enormer Detailliertreue rekonstruiert haben. Die Ergebnisse zeigen, wie
rasch das Klima umschlagen kann und was für Folgen so ein abrupter Wandel
haben kann. Hauptautorin ist Maren Pauly vom Deutschen
GeoForschungsZentrum in Potsdam, zum Team gehörten Forschende aus der
Schweiz, Frankreich, Großbritannien und Berlin.




[image: Foto: © Cécile Miramont/Universität Aix-Marseille]

Aus den Baumringen in diesen fossilen Kiefern haben die Forscherinnen
und Forscher wertvolle Informationen über den plötzlichen
Kälteeinbruch vor rund 12.000 Jahren gewonnen.

Foto: © Cécile Miramont/Universität Aix-Marseille



Die Reste eines in Schwemmland begrabenen Kiefernwaldes am Fuße des Mont
Saint Genis in Südfrankreich enthalten aufschlussreiche Informationen über
einen drastischen Klimawandel. Die Kiefern begannen ihr Wachstum vor rund
12900 Jahren während der relativ warmen Aller¢d-Zeit. Das fossile Holz
dokumentiert den Kälteeinbruch der "Jüngeren Dryas". Forschende des
Deutschen GeoForschungsZentrums in Potsdam haben gemeinsam mit
internationalen Kolleginnen und Kollegen jetzt erstmals klassische
Baumringdickenmessungen mit Analysen der stabilen Isotope von Kohlenstoff
und Sauerstoff der Baumjahrringe verknüpft. Sie rekonstruierten damit in
jährlicher Zeitauflösung das lokale Bodenwasser (Niederschlag) und die
relative Luftfeuchtigkeit. Daraus ergaben sich völlig neue Einblicke in
die hydrologische Variabilität und Änderungen der atmosphärischen
Zirkulation während dieses abrupten Klimawandels. Das Team berichtet
darüber im Fachjournal Scientific Reports.

Der plötzliche Kälteeinbruch auf der Nordhalbkugel zwischen 12700 und
11600 Jahren vor heute ist hauptsächlich aus grönländischen Eisbohrkernen
und mitteleuropäischen Seesedimenten bekannt. Er wurde nach der Weißen
Silberwurz (lat.: Dryas octopetala) benannt - eine Pflanze der Arktis, die
sich wieder ausgebreitet hatte. Der Fund der fossilen Kiefern in einem
südfranzösischen Flusstal nahe Avignon schließt nun eine wichtige Lücke,
denn er zeigt, wie sich das Klima in dieser Zeit im Mittelmeerraum
änderte. Mit genauen Radiokohlenstoff-Datierungen konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nachweisen, dass die begrabenen
Kiefern in der warmen Aller¢d-Zeit vor der Jüngeren Dryas aufgewachsen
waren und den plötzlichen Kälteeinbruch für einige Jahrzehnte überlebt
hatten. Sie wurden damit Zeugen dieses Klimawandels.

In ihren Analysen fanden die Forschenden Anzeichen für einen vermehrten
Luftmassentransport vom Atlantik. "Überrascht hat uns, dass schon etwa
sechzig Jahre vor dem eigentlichen Klimawechsel eine deutliche Veränderung
der Niederschlagsquelle zu erkennen war", berichtet die Erstautorin Maren
Pauly vom GFZ. Den Ergebnissen zufolge nahmen feuchte Luftmassen aus dem
Atlantikraum zu und Niederschläge aus dem Mittelmeerraum ab. Zu sehen ist
diese Veränderung in einer zunehmenden Variabilität der Sauerstoffisotope
des Bodenwassers. Isotope sind Atome mit einer unterschiedlichen Anzahl
von Neutronen im Kern. Aus den Verhältnissen von leichten und schweren
Isotopen lassen sich Rückschlüsse auf die Herkunft von Luftmassen und
damit Niederschlägen ziehen. "Besonders markant ist auch die Zunahme
extremer polarer Luftvorstöße, Winterniederschläge und Winterstürme zu
Beginn der Jüngeren Dryas", ergänzt Achim Brauer, Leiter der Sektion
Klimadynamik und Landschaftsentwicklung und Direktor des Departments 5 am
GFZ. Maren Pauly arbeitet als Doktorandin in seiner Gruppe.

Mit dieser Studie belegen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
dass nicht die Änderung der Mitteltemperaturen problematisch war, sondern
dass der Stress für die Umwelt, der vermutlich auch zum Absterben der
Bäume geführt hat, durch die Häufung von extremen Witterungsbedingungen in
einzelnen Jahren oder Dekaden ausgelöst wurde. Generell zeigt diese
Studie, dass Zeiten von starkem Klimawandel mit einer größeren
Instabilität der atmosphärischen Zirkulation einhergehen können, die zu
einer stärkeren Variabilität von Jahr zu Jahr oder Dekaden führt. "Hier
zeigt die Paläoklimaforschung, wie sie Wissenslücken mit Informationen aus
natürlichen Klimaarchiven schließen kann", sagt Achim Brauer. Das sei auch
deshalb wichtig, weil "uns Erfahrungswerte darüber fehlen, was genau
während eines plötzlichen Klimawandels geschieht, wie schnell sich das
Klima verändern kann und welche regionalen Unterschiede auftreten."

Die Studie wurde durch das DFG Projekt (HE 3089/9-1) gefördert und von der
Helmholtz REKLIM Initiative unterstützt.


Originalpublikation:

Originalstudie (nach Ende der Sperrfrist Open Access): "Subfossil trees
suggest enhanced Mediterranean hydroclimate variability at the onset of
the Younger Dryas" (SREP-18-03033-T)

Weitere Informationen unter:

http://www.nature.com/articles/s41598-018-32251-2

(nach Ende der Sperrfrist Open Access)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42
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Extrem klein und schnell: Laser zündet heißes Plasma



Feuert man Lichtpulse aus einer extrem starken Laseranlage auf
Materialproben, reißt das elektrische Feld des Lichts die Elektronen von
den Atomkernen ab. Für Sekundenbruchteile entsteht ein Plasma. Dabei
koppeln die Elektronen mit dem Laserlicht und erreichen beinahe
Lichtgeschwindigkeit. Beim Herausfliegen aus der Materialprobe ziehen sie
die Atomrümpfe (Ionen) hinter sich her. Um diesen komplexen
Beschleunigungsprozess experimentell untersuchen zu können, haben Forscher
aus dem Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) eine neuartige
Diagnostik für innovative laserbasierte Teilchenbeschleuniger entwickelt.
Ihre Ergebnisse erscheinen jetzt in der Fachzeitschrift "Physical Review
X".




[image: Bild: © Juniks/HZDR]

HZDR-Forscher berechnen und beobachten die Entwicklung der
Plasmadichte nach der Bestrahlung eines Silizium-Gitters mit dem
Hochintensitäts-Kurzpulslaser des SLAC (USA).

Bild: © Juniks/HZDR



"Unser Ziel ist ein ultrakompakter Beschleuniger für die Ionentherapie,
also die Krebsbestrahlung mit geladenen Teilchen", so der Physiker Dr.
Thomas Kluge vom HZDR. Neben Kliniken könnten Universitäten und
Forschungseinrichtungen von der neuen Beschleunigertechnologie profitieren.
Vor der Nutzungsreife ist jedoch noch viel Forschungs- und
Entwicklungsarbeit zu leisten. So werden mit dem DRACO-Laser am
Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf derzeit Energien von rund 50
Megaelektronenvolt erreicht. Um einen Tumor mit Protonen (den leichtesten
Ionen) zu bestrahlen, benötigt man 200 bis 250 Megaelektronenvolt. Aufgrund
seiner ultrakurzen Pulse im Bereich weniger Femtosekunden - in dieser Zeit
durchquert ein Lichtstrahl gerade mal den Bruchteil eines menschlichen
Haars - erreicht der DRACO-Laser eine Leistung von knapp einem Petawatt.
Das entspricht dem Hundertfachen der weltweit erzeugten, mittleren
elektrischen Leistung.

"Wir müssen die einzelnen Vorgänge bei der Beschleunigung von Elektronen
und Ionen noch viel besser verstehen", betont Kluge. Gemeinsam mit
Kollegen aus Dresden, Hamburg, Jena, Siegen und aus den USA gelang es nun
erstmalig, quasi live diese extrem schnell ablaufenden Prozesse am
Nationalen Beschleunigerlabor SLAC der amerikanischen Universität Stanford
zu beobachten. Dazu benötigen die Wissenschaftler zeitgleich zwei
besondere Laser.

Der Hochintensitäts-Laser am SLAC verfügt über eine Leistung von immerhin
rund 40 Terawatt - ist also etwa 25-fach schwächer als DRACO. Beim
Auftreffen auf die Materialprobe (Target) zündet er das Plasma. Der zweite
Laser ist ein Röntgenlaser, mit dem sich die einzelnen Prozesse genau
aufzeichnen lassen: von der Ionisation der Teilchen im Target und der
Expansion des Plasmas über die auftretenden Plasma-Oszillationen und
Instabilitäten beim Heizen der Elektronen auf einige Millionen Grad
Celsius bis hin zur effizienten Beschleunigung der Elektronen und Ionen.

"Mit der Methode der Kleinwinkel-Streuung haben wir Messungen im
Femtosekunden-Bereich und auf Skalen von wenigen Nanometer bis hin zu
einigen hundert Nanometer realisiert", berichtet Melanie Rödel, die als
HZDR-Doktorandin federführend am Experiment beteiligt war. Mehrjährige
Arbeiten waren nötig, um diese Bereiche zu erschließen und saubere Signale
auf den Streubildern des Röntgenlasers zu erhalten. "Die neue Diagnostik
für laserbasierte Beschleuniger hat unsere Erwartungen an die räumliche
und zeitliche Auflösung hervorragend bestätigt. Damit haben wir das
Fenster für die direkte Beobachtung plasmaphysikalischer Prozesse in
Echtzeit geöffnet", freut sich Dr. Josefine Metzkes-Ng, Leiterin einer der
beteiligten Nachwuchsgruppen am Institut für Strahlenphysik des HZDR.

Ab 2019 steht ein Experimentieraufbau der nächsten Generation mit einem
deutlich leistungsstärkeren Kurzpuls-Laser an der Helmholtz International
Beamline for Extreme Fields (HIBEF) zur Verfügung, die das HZDR derzeit im
Rahmen einer internationalen Kollaboration am weltstärksten Röntgenlaser
European XFEL in der Nähe von Hamburg aufbaut.

Hohe Elektronendichte dank Fingerstruktur

Ein besonderer Aha-Effekt der erfolgreichen Experimente war für die
beteiligten Physiker ein spezielles Detail aus ihren Berechnungen. "Unsere
Targets wurden am Ionenstrahlzentrum des HZDR speziell entwickelt, damit
sie an der Oberfläche eine Art winzige Fingerstruktur aufweisen. Der
Laserstrahl streut an dieser Struktur, sodass besonders viele Elektronen
aus den Ecken beschleunigt werden und sich überkreuzen", führt Thomas
Kluge aus. Dass dieses durch die Berechnungen vorhergesagte Detail im
Experiment zu entdecken war - immerhin läuft es in einer Zeitspanne von
nur zehn Femtosekunden ab -, schürt Hoffnungen. Etwa darauf, weitere
spontane Musterbildungen (Instabilitäten) beobachten zu können. Diese
können zum Beispiel durch die Schwingung der Elektronen im
elektromagnetischen Feld des Lasers entstehen.

Dabei geht es den Forschern zum einen darum, Instabilitäten zu
identifizieren, die die Beschleunigung der Elektronen und Ionen stören -
um diese etwa durch die Auswahl geeigneter Targets zu vermeiden. "Wir
wissen aus unseren Simulationen aber auch, dass Instabilitäten die Effizienz
des Beschleunigungsvorgangs sogar erhöhen können", erläutert der Physiker.
"In unseren Simulationen konnten wir etwa die Raleigh-Taylor-Instabilität
identifizieren." Diese führt dazu, dass der optische Laser
mehr Energie in das von ihm erzeugte Plasma überträgt. Solche "positiven"
Instabilitäten könnten also eine wichtige Stellschraube sein, um den über
die Elektronen vermittelten Prozess der Ionenbeschleunigung zu optimieren.




[image: Bild: © Juniks/HZDR]

Während der ultrakurz gepulste Hochleistungslaser des SLAC (rot) das
Plasma erzeugt, zeigen die Streubilder des Röntgenlasers (blau) die
komplexen Beschleunigungsprozesse auf (unten).

Bild: © Juniks/HZDR



Von der neuen HIBEF-Anlage erwarten sich die Laserexperten viele weitere
Aufschlüsse zur Plasma-Beschleunigung. Dieses 'Extremlabor' des HZDR wird
die Station für Experimente bei hohen Energiedichten ("High Energy Density
Science Instrument", HED) am European XFEL mit Hochleistungslasern
ausstatten. "Der Röntgenpuls aus dem European XFEL, mit dem wir die
Prozesse im Plasma vermessen werden, ist sehr kurz. Wir planen zudem den
Einsatz zusätzlicher diagnostischer Tools, sodass wir beispielsweise die
Plasma-Oszillationen optimal studieren und weitere Instabilitäten im
Experiment sehen und auch gezielt erzeugen können", blickt Thomas Kluge
voraus. So wollen die HZDR-Forscher ihrem Ziel, einen ultrakompakten
Laserbeschleuniger für die Protonentherapie von Krebserkrankungen zu
entwickeln, Schritt für Schritt näher kommen.


Originalpublikation:

T. Kluge et al.

"Observation of Ultrafast Solid-Density Plasma Dynamics Using
Femtosecond X-Ray Pulses from a Free-Electron Laser",

Physical Review X 8, 031068, 13. September 2018,

DOI-Link: https://doi.org/10.1103/PhysRevX.8.031068



Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten
Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen hierbei
im Fokus:


	Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und nachhaltig?

	Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert, charakterisiert und wirksam behandelt werden?

	Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?



Das HZDR entwickelt und betreibt große Infrastrukturen, die auch von
externen Messgästen genutzt werden: Ionenstrahlzentrum,
Hochfeld-Magnetlabor Dresden und ELBE-Zentrum für
Hochleistungs-Strahlenquellen. Es ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft,
hat fünf Standorte (Dresden, Freiberg, Grenoble, Leipzig, Schenefeld bei
Hamburg) und beschäftigt knapp 1.200 Mitarbeiter - davon etwa 500
Wissenschaftler inklusive 150 Doktoranden.

Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/SLAC

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222
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Universität Augsburg - 15.09.2018

Schaltung des Stromflusses auf atomarer Skala



Forscher aus Augsburg, Trondheim und Zürich weisen gleichrichtende
Eigenschaften von Grenzflächenkontakten im ferroelektrischen Halbleiter
nach.

Die Grenzflächen zwischen zwei elektrisch unterschiedlich polarisierten
Bereichen im Festkörper werden als ferroelektrische Domänenwände
bezeichnet. In der Forschung wird es seit etwa zehn Jahren als
Herausforderung gesehen, mit diesen nanoskaligen Elementen elektronische
Schaltungen zu verwirklichen, weil diese u. a. einen wesentlichen Beitrag
zur Entwicklung leistungsfähigerer Speichertechnologien leisten könnten.

Der Augsburger Physiker Dr. Stephan Krohns und seine Kooperationspartner
an der Norwegian University of Science and Technology in Trondheim sowie
an der ETH Zürich berichten im renommierten Fachjournal "Nature
Nanotechnology" über den ihnen gelungenen experimentellen Nachweis einer
einfachen Diodenschaltung mit gleichrichtenden Eigenschaften an
ferroelektrischen Domänenwänden.

Der Nachweis, dass die Domänenwand selbst ein Gleichrichten des
Stromflusses ermöglicht, gelang dem internationalen
Materialwissenschaftler- und Physikerteam durch die Kombination von
makroskopischen und mikroskopischen Untersuchungen am Halbleiter ErMnO3.

Mit dielektrischer Spektroskopie wurde am Institut für Physik der
Universität Augsburg die Frequenzabhängigkeit von Schottky-Dioden - das
sind Grenzflächenübergänge zwischen Metall und Halbleiter - an der
Probenoberfläche nachgewiesen und analysiert.

Die aus diesen Untersuchungen zur Frequenzabhängigkeit der
Grenzflächenkontakte einhergehende Einsicht, dass sich die elektrischen
Eigenschaften einer Domänenwand in ferroelektrischen Halbleitern deutlich
von den umgebenden Domänen unterscheiden und dementsprechend als Schalter
fungieren könnten, wurde an der ETH Zürich von Prof. Dennis Meier und Dr.
Jakob Schaab in Nanometerauflösung bestätigt, und zwar
rasterkraftmikroskopisch und unter Anlegung von Wechselspannungen.

Darauf basierend konnte das kooperierende Theorie-Team in Trondheim
schließlich dichtefunktionaltheoretisch ein neues Modell für den
elektronischen Transport in und an Domänenwänden berechnen.

"Bisher ging man davon aus, dass diese Domänenwände keine besonderen
elektronischen Eigenschaften aufweisen würden und dass elementare
elektronische Schaltungen an solchen Grenzflächen dementsprechend nicht
auf atomarer Skala realisierbar wären. Diese Annahme", so Krohns, "konnten
wir jetzt widerlegen. Sie resultierte daraus, dass die von uns durch
Kombination von makroskopischer dielektrischer Spektroskopie einerseits
und rasterkraftmikroskopischen Untersuchungen andererseits erstmalig
ermittelten frequenzabhängigen elektrischen Eigenschaften bislang außen
vor geblieben waren."

Krohns sieht in den neuen Einsichten, zu denen er und seine Kollegen
gekommen sind, einen wichtigen Schritt im Bemühen, elementare
elektronische Schaltungen auf atomarer Skala an Domänenwänden zu
verwirklichen. Und die Realisierung solcher Schaltungen mit
ferroelektrischen Halbleitern könnte nicht zuletzt der Entwicklung
effizienterer Speichertechnologien eine neue Richtung geben, nachdem jetzt
nachgewiesen ist, dass der ferroelektrische Halbleiter an sich als
Substrat und auch für die Verwirklichung von logischen Schaltungen an
seinen Domänenwänden. geeignet ist.


Originalpublikation:

Jakob Schaab, Sandra H. Skjærvø, Stephan Krohns, Xiaoyu Dai, Megan 
E. Holtz, Andrés Cano, Martin Lilienblum, Zewu Yan, Edith Bourret, David A.
Muller, Manfred Fiebig, Sverre M. Selbach & Dennis Meier:

Electrical-half-wave rectification at ferroelectric domain walls,

Nature Nanotechnology, 10 September 2018,

http://www.nature.com/articles/s41565-018-0253-5#auth-1,

DOI http://doi.org/10.1038/s41565-018-0253-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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Technische Universität Darmstadt - 14.09.2018

TU Darmstadt entwickelt Argumentsuche für Internet-Texte



Darmstadt, 14. September 2018. Strukturierte Entscheidungshilfe: Das
Forschungsprojekt "ArgumenText" vom Fachgebiet Ubiquitous Knowledge
Processing hat einen Weg gefunden, konkrete Pro- und Kontra-Argumente zu
beliebigen Themen aus dem Rauschen des Internets zu filtern.

Wie kann jemand, der konkrete Argumente zu einer Frage sucht - etwa, um
eine Investitionsentscheidung zu treffen oder ein Thema fundiert zu
recherchieren - im Internet fündig werden? An dieser Frage arbeiten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Fachgebiets Ubiquitous
Knowledge Processing (UKP) der TU Darmstadt. Seit kurzem gibt es einen
Demonstrator des Suchsystems. Wer nach dem Thema "Nuclear Energy" forscht,
bekommt nach wenigen Sekunden knapp hundert Argumente für und gegen
Atomkraft angezeigt - von verschiedensten Internet-Seiten. Zum Vergleich:
eine Google-Suche zum selben Thema erbringt rund 268 Millionen Treffer.
Dafür werden die im Internet vorhandenen Texte mittels neuronaler Netze
untersucht, als für das Suchthema relevant oder nicht relevant eingestuft
und dann auf Argumente abgeklopft. "Hier werden nicht nur einzelne Wörter
gesucht, auch grammatische Strukturen, Kontexte und Semantik werden
berücksichtigt, um zu entscheiden, ob eine Aussage ein 'Argument' ist oder
nicht und ob es auf der Pro- oder der Kontra-Seite steht", erklärt Dr.
Johannes Daxenberger, der im Team von Professorin Iryna Gurevych als einer
der zwei Projektverantwortlichen an ArgumenText arbeitet.

Die hinter ArgumenText liegenden Algorithmen entwickelt das Team im
Fachgebiet selbst, aufbauend auf ersten Versuchen, die 2014 mit einem
Korpus aus studentischen Aufsätzen starteten. "Die Herausforderung war,
ein System, das auf einer Sorte Text trainiert war, auf beliebige
Textformen übertragbar zu machen", sagt Dr. Christian Stab, der zweite
Projektverantwortliche. "In wissenschaftlichen Texten wird zum Beispiel
völlig anders argumentiert als in Sozialen Medien."

Das Projekt ist derzeit in der Validierungsphase. Hauptzielgruppen seien
zunächst Entscheiderinnen und Entscheider aus der Wirtschaft, die bewerten
müssten, ob sich der Einstieg in eine Innovation lohne, sowie
Journalistinnen und Journalisten, die für Recherchen schnell und fundiert
in Themen einsteigen müssten, erklärt Daxenberger. Zur Validierung
bereiten die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler derzeit
auch den Einsatz für deutschsprachige Texte vor. Auch eine Echtzeitsuche
über die ständig wachsende Zahl von Texten im Internet wird dann möglich
sein. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler arbeiten darauf hin,
dass die Argumente später den Nutzerinnen und Nutzern aggregiert, also
nach Themen geordnet, präsentiert werden.

Argument Mining, das Erkennen von sprachlichen Argumenten mit Mitteln der
Informatik, werde in der Forschung der Digital Humanities immer wichtiger
und sichtbarer, bilanzieren Daxenberger und Stab. Die TU war auf diesem
Gebiet früh dabei. "Wir sind mit unserer Arbeitsgruppe gut und sichtbar
etabliert", sagt Professorin Iryna Gurevych, die Leiterin des UKP. Dafür
arbeitet das Team am Fachgebiet interdisziplinär etwa mit dem
TU-Fachbereich Gesellschafts- und Geschichtswissenschaften, aber auch mit
anderen Hochschulen aus dem Verbund der Rhein-Main-Universitäten zusammen.


Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden den
Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung in
unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen: Cybersecurity,
Internet und Digitalisierung, Kernphysik, Energiesysteme, Strömungsdynamik
und Wärme- und Stofftransport, Neue Materialien für Produktinnovationen.
Wir entwickeln unser Portfolio in Forschung und Lehre, Innovation und
Transfer dynamisch, um der Gesellschaft kontinuierlich wichtige
Zukunftschancen zu eröffnen. Daran arbeiten unsere 312 Professorinnen und
Professoren, 4.450 wissenschaftlichen und administrativ-technischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie knapp 26.000 Studierenden. Mit der
Goethe-Universität Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
bildet die TU Darmstadt die strategische Allianz der
Rhein-Main-Universitäten.

www.tu-darmstadt.de

Weitere Informationen unter:

Die Demonstrator-Version:

www.argumentsearch.com

Das Projekt:

https://www.argumentext.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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Technische Universität Darmstadt - 17.09.2018

Keep cool: Forscher entwickeln magnetischen Kühlkreislauf



Darmstadt/Dresden, 17. September 2018. Klimawandel, Bevölkerungswachstum
und steigende Lebensansprüche führen dazu, dass der Energiebedarf für
Kühlprozesse schneller wächst als jener fürs Heizen. Ein weiteres Problem
heutiger Kältetechnik: Kühlmittel, die Umwelt- und Gesundheitsschäden
verursachen. Abhilfe könnte eine neuartige Technologie bringen: Kühlung
durch magnetische Materialien in Magnetfeldern. Forscher der Technischen
Universität (TU) Darmstadt und des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf
(HZDR) entwickelten die Idee für einen Kühlkreislauf, der auf dem
"magnetischen Gedächtnis" spezieller Legierungen beruht. Erste Ergebnisse
veröffentlichte die Zeitschrift "Nature Materials".


Kooperation der TU Darmstadt und des Helmholtz-Zentrums
Dresden-Rossendorf

Metalle können beim Erwärmen oder Abkühlen ihre magnetischen Eigenschaften
verändern. "Eisen etwa ist nur unterhalb von 768 Grad Celsius
ferromagnetisch, bei Nickel liegt die Umwandlungstemperatur bei 360 Grad
Celsius", schildert Oliver Gutfleisch, Professor für Funktionale
Materialien an der TU Darmstadt. "Umgekehrt werden manche Legierungen
ferromagnetisch, wenn man sie erwärmt. Mit diesem Phasenübergang verbunden
ist der so genannte magnetokalorische Effekt: Bringt man diese so
genannten Formgedächtnis-Legierungen knapp unterhalb ihrer
Umwandlungstemperatur in ein äußeres Magnetfeld, springen sie spontan in
ihre magnetische Ordnung und kühlen sich gleichzeitig ab", beschreibt
Gutfleisch. "Je stärker das Magnetfeld, desto stärker die Abkühlung."

Dr. Tino Gottschall, der mittlerweile am Hochfeld-Magnetlabor Dresden
(HLD) des HZDR forscht, und seine Kollegen untersuchten verschiedene
Formgedächtnis-Legierungen und ihre Eigenschaften bis ins Detail: "Bei der
Magnetisierung können sich auch andere Eigenschaften verändern, zum
Beispiel die Dichte - weshalb manche Legierungen ihr Volumen vergrößern."
Die Physiker fanden heraus, dass ein von außen ausgeübter Druck
tatsächlich den Magnetisierungsprozess rückgängig machen kann. Dabei
erwärmt sich die Legierung.

Der experimentelle Nachweis gelang den Wissenschaftlern schließlich
gemeinsam mit Professor Antoni Planes und Professor Lluís Mañosa von der
Universität Barcelona. "Wir benutzten für unsere Versuche eine Legierung
aus Nickel, Mangan und Indium, weil sich damit die Umwandlung bei
Raumtemperatur auslösen lässt", so Gottschall. Das Magnetfeld erzeugten
die Wissenschaftler mit den stärksten bislang bekannten Dauermagneten -
neben Eisen und Bor enthalten sie das Seltenerd-Metall Neodym. Damit
lassen sich Magnetfelder bis zu einer Flussdichte von 2 Tesla erzeugen -
40.000 Mal so stark wie das Magnetfeld der Erde. "Unsere Legierung kühlt
sich unter solchen Bedingungen um mehrere Grad ab", schildert Gottschall,
"bei Messungen im HLD haben wir festgestellt, dass bereits eine
Millisekunde im Magnetfeld für eine dauerhafte Umwandlung ausreicht."

Kleiner Druck - große Wirkung

Im nächsten Schritt des sechsstufigen Zyklus entfernten die Forscher den
Kühlkörper aus dem Magnetfeld, dabei behält dieser seine Magnetisierung.
In Schritt drei kommt er in Kontakt zum Kühlgut und nimmt dessen Wärme
auf. Selbst wenn der Kühlkörper dabei wieder die Ausgangstemperatur
erreicht, bleibt er magnetisch. Abhilfe schafft mechanischer Druck: In
Schritt vier presst eine Walze den Kühlkörper zusammen. Unter Druck
wechselt er in seine dichtere, nicht-magnetische Form; dabei erwärmt er
sich. Wird in Schritt fünf der Druck weggenommen, behält das Material
seinen Zustand bei und bleibt entmagnetisiert. Im letzten Schritt gibt die
Legierung Wärme an die Umgebung ab, bis sie wieder ihre Ausgangstemperatur
erreicht hat und der Kühlzyklus erneut beginnen kann.

Teure Rohstoffe

"Noch vor wenigen Jahren galten Legierungen mit magnetischem Gedächtnis
als unbrauchbar, weil sie sich im Magnetfeld nur einmal abkühlen lassen",
beschreibt Gutfleisch. "Daher orientierten sich die Forschungen weltweit
auf Materialien ohne Erinnerungseffekt. Kühlschränke, die nach diesem
Wirkprinzip produziert werden, haben allerdings ihren Preis." Größter
Posten bei den Herstellungskosten sind die nötigen Dauermagnete: "Bei
reversibler Magnetisierung bleibt der Kühleffekt nur so lange erhalten,
wie der Kühlkörper dem Magnetfeld ausgesetzt ist. Selbst im günstigsten
Fall muss dafür die Hälfte des Kühlmittels zwischen Magneten platziert
sein. Das heißt: Man braucht viermal so viel Dauermagnet wie Kühlmedium."
Neodym-Magnete sind die wirksamsten, aber auch teuersten auf dem Markt.
Obendrein gilt das in beträchtlichem Umfang benötigte Seltenerd-Metall als
kritischer Rohstoff: Die größten bekannten Vorkommen liegen in China, und
der Abbau geht mit vielfältigen Umweltbelastungen einher.

Elektromagnete kommen für die magnetische Kühlung nicht infrage: Aus
physikalischen Gründen wäre der Wirkungsgrad geringer als bei der
Dampfkompression, die milliardenfach in Kühlschränken und Klimaanlagen
genutzt wird. Die Forscher sind jedoch überzeugt, dass diese Kühltechnik
keine Zukunft mehr hat: "Es gibt einfach keine geeigneten
Kühlflüssigkeiten", sagt Gottschall: "Die heute gebräuchlichen Mittel sind
als Wärmeträger hochwirksam, aber tausendfach treibhaus-wirksamer als
Kohlendioxid. Für die meisten laufen die Produktionsgenehmigungen in
Europa demnächst aus. Propan oder Butan kühlen zwar gut, bilden aber mit
Luft hochexplosive Gemische. Ammoniak wiederum ist giftig und korrosiv.
Und Kohlendioxid kühlt nicht besonders effizient."

Mit Seltenen Erden sparen

Die Zukunft, ist auch Oliver Gutfleisch überzeugt, liegt in festen
Kühlmitteln. "Wir konnten zeigen, dass sich Gedächtnislegierungen sehr gut
für Kühlkreisläufe eignen", fasst der Experte für funktionale Materialien
zusammen: "Wir benötigen deutlich weniger Neodym-Magnete, können dennoch
stärkere Felder und einen entsprechend größeren Kühleffekt erzeugen." Bis
2022 will er an der TU Darmstadt einen Demonstrator aufbauen, mit dessen
Hilfe sich die tatsächliche Kühlleistung unter Praxisbedingungen sowie die
Energieeffizienz des Verfahrens abschätzen lassen. Dafür erhielt er vom
Europäischen Forschungsrat einen ERC Advanced Grant, der mit insgesamt 2,5
Millionen Euro über fünf Jahre verbunden ist. Die Kooperation zwischen der
TU Darmstadt und dem HZDR könnte helfen, das Prinzip massentauglich zu
machen: "Wir haben inzwischen Legierungen gefunden, die alle gewünschten
Eigenschaften samt einem großen magnetokalorischen Effekt in sich vereinen
und dabei komplett ohne Seltene Erden und andere kritische Rohstoffe
auskommen", schildert Tino Gottschall, der am HLD die physikalischen
Grenzen dieser Materialien ausloten will.


Weitere Informationen

Die Arbeiten werden gefördert durch den Europäischen Forschungsrat (ERC)
aus dem Forschungs- und Innovations-Programm der Europäischen Union
"Horizon 2020" (Projekt Nr. 743116 - Cool Innov), durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) (SPP 1599), durch das CICyT-Projekt
MAT2016-75823-R in Spanien und das Hochfeld-Magnetlabor Dresden am HZDR,
einem Mitglied des European Magnetic Field Laboratory (EMFL).

Publikation: 

T. Gottschall, A. Gràcia-Condal, M. Fries, A. Taubel, L. Pfeuffer,
L. Mañosa, A. Planes, K.P. Skokov, O. Gutfleisch:

"A multicaloric cooling cycle that exploits thermal hysteresis",

Nature Materials 2018

(DOI: 10.1038/s41563-018-0166-6)
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Glasoberflächen kratzfest und bruchsicher

Materialwissenschaftler der Uni Jena finden in der Nanostruktur von Glas
neue Ansätze für widerstandsfähigere Gläser



Glück und Glas, wie leicht bricht das, sagt der Volksmund. Seine
sprichwörtliche Zerbrechlichkeit wird Glas dabei gar nicht unbedingt zu
Recht zugeschrieben. Denn: Gläser gehören zu den bruchfestesten
Materialien, die mit modernen Technologien großtechnisch herstellbar sind.
Zumindest in der Theorie. "Allerdings reduzieren bereits kleinste Defekte
die praktische Festigkeit von Glas um mehrere Größenordnungen, so dass in
alltäglichen Glasprodukten nur ein Bruchteil der theoretisch möglichen
Festigkeit erreicht wird", weiß Prof. Dr. Lothar Wondraczek vom Lehrstuhl
für Glaschemie der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Selbst modernste
Härtungsverfahren, wie sie beispielsweise für Display- und Abdeckgläser in
Mobiltelefonen oder Tablets verwendet werden, können das Problem heute nur
in Ansätzen lösen.

Das Potenzial der mechanischen Eigenschaften von Gläsern besser
auszuschöpfen, das haben sich die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
aus Wondraczeks Team zum Ziel gesetzt. Neben verbesserten
Härtungsverfahren und neuen Glaszusammensetzungen untersuchen die Jenaer
Forscher gemeinsam mit internationalen Kooperationspartnern dabei vor
allem die molekularen Mechanismen und Reaktionen, durch welche die
mechanischen Eigenschaften glasiger Materialien letztendlich bestimmt
werden. In zwei aktuellen Studien gehen sie diesen Zusammenhängen
grundlegend nach (DOI: 10.1002/advs.201800916 und
10.1103/PhysRevMaterials.2.092601).

Glasstruktur weniger homogen als meist angenommen

"Bisher gingen wir davon aus, dass die Härte einer Glasoberfläche vor
allem durch die chemischen Bindungsverhältnisse bestimmt wird, die sich
aus den im Glas vorhandenen Komponenten ergeben", so Wondraczek. Während
andere Werkstoffe wie Metalle, Keramiken oder Beton aus unterschiedlich
großen Körnern bestehen, gelten Gläser gemeinhin als hochhomogen: Sie
enthalten weder Körner noch Phasengrenzen, die einen erheblichen Einfluss
auf die Festigkeit und das mechanische Verhalten haben können.

Doch diese Vorstellung stimmt so nicht ganz, wie das Forscherteam in
seinen Studien jetzt belegt: "Auch die hochwertigsten Gläser weisen
räumlich schwankende Eigenschaften auf", sagt Glaschemiker Wondraczek und
erklärt: "Gläser werden aus Schmelzen, also Flüssigkeiten, hergestellt. In
der Flüssigkeit bewegt sich jedes Molekül mit seiner eigenen
Geschwindigkeit; gemeinsam unterliegen alle Moleküle und Teilchen einer
bestimmten Geschwindigkeitsverteilung. Erstarrt die Flüssigkeit zum Glas,
so findet sich diese Geschwindigkeitsverteilung auch in der erstarrten
Struktur wieder." Nachweisbar werde dies in Form sogenannter
Dichtefluktuationen, also Bereiche unterschiedlicher Dichte innerhalb des
Materials. Diese Abweichungen liegen meist nur wenige Atomabstände
voneinander entfernt. Wie die Wissenschaftler zeigen konnten, spielen
solche Dichtefluktuationen eine entscheidende Rolle im
Deformationsverhalten von Glasoberflächen.

Haftkräfte zwischen Nanokörnchen bestimmen mechanische Eigenschaften

"Gläser verhalten sich wie granulare Materialien, nur eben auf einer sehr
kleinen Längenskala", so Wondraczek. Mit diesem Verständnis können die
Forscher nun durch Veränderungen der chemischen Zusammensetzung des Glases
gezielt Einfluss auf die Haftkräfte zwischen solchen "Nanokörnern" nehmen
und so ganz unterschiedliche Verbesserungen der mechanischen Eigenschaften
erreichen. Zum Beispiel könnten deutlich weniger spröde, aber dennoch
kratzunempfindliche Gläser gefunden werden.

Gefördert werden die Arbeiten im Rahmen eines an der FSU koordinierten
Schwerpunktprogrammes der Deutschen Forschungsgemeinschaft zum Thema
"Hochfeste Gläser" sowie durch den Europäischen Forschungsrat (ERC).
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ARBEIT/1152: Etikettenschwindel - Wir brauchen eine echte Arbeitsversicherung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Etikettenschwindel: Wir brauchen eine echte Arbeitsversicherung!



Anlässlich des heute im Kabinett beschlossenen Gesetzentwurfs "zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung" erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wird zukünftigen Anforderungen des Arbeitsmarkts nicht gerecht und greift viel zu kurz. So ist das Anliegen, Weiterbildungsberatung stärker auszugestalten, zu begrüßen, reicht aber nicht aus, sondern sollte mit einem Rechtsanspruch auf Förderung einer Weiterbildungsmaßnahme verknüpft werden. Darüber hinaus muss der Zugang zur Arbeitslosenversicherung dringend verbessert werden, da ein großer Anteil der Arbeitslosen kein Arbeitslosengeld I erhält. Der Zugang zum Arbeitslosengeld I ist für zu viele Beschäftigte weiterhin versperrt, obwohl sie Beiträge zahlen.

Der Gesetzentwurf bleibt deutlich hinter dem ursprünglichen Vorschlag des Bundesministers Heil zurück, der an sich schon unzureichend war. Er hatte vorgeschlagen, dass Beschäftigte Arbeitslosengeld I erhalten können, wenn sie in den letzten drei Jahren zehn Monate eingezahlt haben. Jetzt bleibt es bei zwölf Monaten und die Rahmenfrist soll lediglich um sechs Monate verlängert werden. Die Erweiterung der Rahmenfrist ist allerdings nur für einen kleinen Teil der Beschäftigten von Vorteil. Aber von der Veränderung der Anwartschaftszeiten profitieren viele. Deshalb fordern wir, die Anwartschaftszeit für die Arbeitslosenversicherung auf vier Monate verkürzt werden, damit Beitragszahlerinnen nicht gleich zum Arbeitslosengeld II ("Hartz IV") durchgereicht werden.

Angesichts von Digitalisierung, demographischem Wandel, Migration und ökologischem Umbau der Wirtschaft ist eine Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung notwendig, bei der alle Erwerbstätigen sowohl Beratung und Maßnahmen zur Weiterbildung als auch eine verbesserte finanzielle Absicherung erhalten. Vor diesem Hintergrund ist die geplante Beitragssenkung sehr kurzsichtig und nicht nachhaltig.
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AUSSEN/2084: Myanmar - Keine Straffreiheit für Menschenrechtsverbrecher


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Keine Straffreiheit für Menschenrechtsverbrechen



Zur Ankündigung des Internationalen Strafgerichtshofs (ICC), Vorermittlungen im Falle der Verbrechen gegen die Rohingya einzuleiten, erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Die Ankündigung von Chefanklägerin Bensouda, Vorermittlungen zu den gewaltsamen Vertreibungen aufzunehmen, gibt berechtigten Anlass zur Hoffnung, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht ungesühnt bleiben. Eine juristische Ahndung der Gräueltaten gegenüber der muslimischen Volksgruppe der Rohingya wäre eine Warnung für alle Despoten, Terrorregimes und Militärmachthaber weltweit, und es wäre ein Signal für Gerechtigkeit. Eine wichtige Botschaft liegt überdies in der Argumentation des ICC, wonach die Untersuchungen möglich sind, weil Bangladesch Signatarstaat des Römischen Statuts ist. Menschenrechte gelten universell, und wer gegen sie verstößt, kann sich nicht darauf verlassen, straffrei auszugehen. Somit können nun zumindest die gewaltsamen Vertreibungen nach Bangladesch verfolgt werden. Aber auch die Gräueltaten in Myanmar bedürfen der Aufklärung und Ahndung.

Deshalb muss jetzt die Position des Internationalen Strafgerichtshofs gestärkt werden. Eine passende Gelegenheit dazu bietet sich bei der UN-Generalversammlung, kommende Woche; dort sollte die Bundesregierung gemeinsam mit anderen EU-Staaten eine Resolution einbringen, die den UN Sicherheitsrat auffordert, die gesamte Situation in Myanmar zu umfassenden Ermittlungen an den ICC zu überweisen. Gegen die namentlich benannten Hauptverantwortlichen für die Gräueltaten in Myanmar müssen Ermittlungen auf den Weg gebracht werden.
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EUROPA/1734: Rechte von Schutzsuchenden statt rechte Regierungen schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Rechte von Schutzsuchenden statt rechte Regierungen schützen



Zum heute in Salzburg beginnenden informellen EU-Gipfels erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Es ist gut, dass die Staats-und Regierungschefs der EU-Mitgliedsstaaten wieder tagen, um endlich eine Einigung in der Flüchtlingspolitik anzustreben. Die Politik der nationalen Alleingänge in der Flüchtlingspolitik muss endlich ein Ende haben. Europa muss in dieser Frage zurückkehren zu Solidarität und Rechtsstaatlichkeit.

Das Anti-Folter-Komitee des Europarates hat Ungarn jüngst schwere Misshandlung von Geflüchteten vorgeworfen. Die italienische Regierung hat nun schon mehrfach verhindert, dass aus Seenot gerettete Menschen an Land gebracht werden können. Die EU-Kommission darf sich nicht zum Handlanger dieser rechten Regierungen machen, indem sie weitere Abwehrmechanismen, wie den massiven Ausbau von Frontex oder der Einrichtung sogenannter Ausschiffungsplattformen, vorschlägt.

Es ist zutiefst widersprüchlich, wenn die Bundeskanzlerin einerseits konstatiert, dass das Dublin-System gescheitert ist, andererseits aber im Rahmen der Verhandlungen auf europäischer Ebene dieses System weiter ausbaut.

Die Bundesregierung muss sich endlich für eine langfristige und nachhaltige Verantwortungsteilung innerhalb der EU einsetzen. Dazu gehören die Schaffung legaler Wege und der Ausbau des Resettlementprogramms. Gemachte Zusagen für eine innereuropäische Verteilung müssen tatsächlich auch eingehalten werden.
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INNEN/3121: Zur Entscheidung, dass Verfassungsschutz-Präsident Maaßen Staatssekretär wird


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Zur Entscheidung, dass Verfassungsschutz-Präsident Hans-Georg Maaßen Staatssekretär im Innenministerium wird, erklärt die Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt:



"Das ist eine unfassbare Mauschelei. Wer illoyales Verhalten und Kuschelei mit der AfD belohnt statt ahndet, hat jedes Gespür für Anstand verloren. Und die SPD macht alles mit.

SPD und Union haben offenbar nur darüber geredet, wie weich Herr Maaßen fällt, und nicht darüber, wie sie die durch den Dauerkrach erzeugte Verunsicherung auflösen. Diese Entscheidung verstärkt den immensen Vertrauensverlust in die Arbeit dieser Bundesregierung.

Diese Bundesregierung kann nicht mal mehr eine Personalie sauber lösen, sie ist handlungsunfähig."
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SOZIALES/1916: Hartz IV-Regelsätze nicht armutsfest


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Hartz-IV-Regelsätze nicht armutsfest



Zum Beschluss des Bundeskabinetts, die Regelsätze bei Hartz IV zum Jahresbeginn 2019 um acht Euro anzuheben, erklärt Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik:

Die Erhöhung der Regelsätze für Alleinstehende um acht Euro und bei Teenagern um sechs Euro ist ein Tropfen auf dem heißen Stein. Die Regelsätze würden deutlich höher liegen, würde die Bundesregierung nicht bei der Regelsatzberechnung tricksen. Sie berücksichtigt nur die 15 Prozent der untersten Einkommen, ignoriert verdeckte Armut und rechnet alltägliche Bedarfe aus der Berechnung heraus. So entsteht ein Regelsatz, der nicht armutsfest ist.

Hartz IV sichert vielleicht das Überleben, aber Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ist kaum möglich. Angesichts krasser Bedarfsunterdeckungen für Menschen im Grundsicherungsbezug und grundsätzlicher methodischer Mängel bei der Regelsatzermittlung ist mehr notwendig, als die jährliche Anpassung der Regelsätze an die Lohn- und Preisentwicklung.

Die Regelsätze müssen endlich sachgerecht und auf Grundlage aussagekräftiger Zahlen berechnet werden. Außerdem müssen die Sanktionen abgeschafft werden, die derzeit dafür sorgen, dass das rechtlich garantierte Existenzminimum noch gekürzt werden darf. Wir fordern eine sanktionsfreie Garantiesicherung, die das Existenzminimum verlässlich und in ausreichender Höhe absichert und die Teilhabe von allen tatsächlich sicherstellt. Um Kinderarmut gezielt zu verhindern, fordern wir die Einführung einer Kindergrundsicherung, die die Bedarfe von allen Kindern deckt und die automatisch und unbürokratisch ausgezahlt wird.
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SOZIALES/1915: Kinderarmut bekämpfen - Grüne fordern Kindergrundsicherung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Kinderarmut bekämpfen - Grüne fordern Kindergrundsicherung



Anlässlich des morgigen Weltkindertages erklären Katja Dörner, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Annalena Baerbock, Mitglied im Ausschuss Frauen, Senioren, Familie und Jugend:

Kein Kino, kein spontanes Pizzaessen mit Freunden, kein Auszug aus dem Elternhaus zum Studium oder für die Ausbildung - das ist die Realität für viele Kinder, die mit Leistungen aus dem Sozialgesetzbuch II aufwachsen. Damit wird weit über zwei Millionen Kindern ihre Chance auf Teilhabe geraubt.

Die aktuelle repräsentative Umfrage des Deutschen Kinderhilfswerks belegt, dass die Bekämpfung von Kinderarmut für einen Großteil der Befragten ein zentraler Baustein einer kinderfreundlichen Gesellschaft ist. Es ist höchste Zeit, Kinder in den Mittelpunkt zu stellen und Kinderarmut wirksam zu bekämpfen.

Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung gegen Kinderarmut laufen ins Leere, denn Kindergelderhöhungen gehen an Kindern aus Hartz-IV-Familien einfach vorbei, da jeder zusätzliche Cent angerechnet wird. Notwendig ist eine Gesamtstrategie, um Kinder zu fördern und aus der Armut zu holen. Hierzu muss eine Kindergrundsicherung gehören, die sich an den realen Bedarfen von Kindern orientiert und den Anrechnungs-Wirrwarr der Familienleistungen beendet. Sie muss automatisch und ohne kompliziertes Antragsverfahren ausgezahlt werden. Egal, ob ihre Eltern auf Grundsicherung angewiesen sind oder nicht, der Mindestbedarf von Kindern muss immer gesichert sein.
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VERKEHR/786: Schluss mit Nostalgie in der Verkehrspolitik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. September 2018

Schluss mit Nostalgie in der Verkehrspolitik!



Zum heute veröffentlichten Bericht der Nationalen Plattform Elektromobilität und zur Vorstellung der Pläne zur "Nationalen Plattform Mobilität" im Kabinett durch Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer, erklärt Cem Özdemir MdB:

In Sachen emissionsfreie Mobilität fährt die Bundesregierung ihren Zielen meilenweit hinterher. Ursache dafür ist der verkehrspolitische Zick-Zack-Kurs der Bundesregierung. Wie sollen sich Kunden und Unternehmen für den Umstieg auf emissionsfreie Autos entscheiden, wenn die Bundesregierung den Dieselkraftstoff gleichzeitig mit Milliardensummen subventioniert und das zuständige Verkehrsministerium die Reihe der Bedenkenträger gegen neue Antriebe anführt? Mit Blick auf den Wettbewerbsstandort Deutschland und die vielen Arbeitsplätze sollten jedem Politiker von Union und SPD die Ohren schlackern, wenn europäische Autokonzerne in China siebenmal mehr in emissionsfreie Mobilität investieren als in Europa. Die Abteilung Nostalgie im CSU-Verkehrsministerium gehört endlich ersetzt durch eine Abteilung Fortschritt.

Umso entscheidender ist es, dass die neue Plattform zur Zukunft der Mobilität nun tatsächlich bis zum Ende des Jahres einen ambitionierten Rahmen für die Einhaltung der Klimaschutzziele vorlegt. Der Ausstieg aus den fossilen Kraftstoffen gehört dabei vor die Klammer. Erfolgreich kann die Plattform dann sein, wenn sie sich nicht allein auf das Auto konzentriert, sondern Rad, Bus, Bahn und neue Geschäftsmodelle von Anfang an mitdenkt. Herrn Scheuer fordere ich auf, die Struktur der Plattform noch einmal zu überdenken. Denn es geht um viel mehr als um ein weiteres Verkehrsprojekt eines einzelnen Verkehrsministers. Es geht um eine Verkehrswende als Teil der gesellschaftlichen Modernisierung und ein Konsens muss länger halten als eine angebrochene Legislaturperiode. Die Opposition und die Länder gehören eingebunden.
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AUSSEN/1766: Russland muss demilitarisierte Zone gegenüber Assad durchsetzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. September 2018

Russland muss demilitarisierte Zone gegenüber Assad durchsetzen

Vereinbarung zu Idlib kann nur ein erster Schritt zu einer
politischen Lösung sein



Der russische Präsident Wladimir Putin und sein türkischer
Amtskollege Recep Tayyip Erdogan haben sich am gestrigen Montag auf
die Einrichtung einer demilitarisierten Zone in der syrischen Provinz
Idlib geeinigt. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Jede Vereinbarung, die eine syrisch-russische Großoffensive auf die
Provinz Idlib vorerst verhindert, ist zu begrüßen. Die vielzähligen
Gespräche - auch von deutscher Seite - mit Russland und der Türkei
haben zu diesem Ergebnis beigetragen. Wir erwarten nun von Russland,
dass Moskau das Verhandlungsergebnis, das es selbst ausgehandelt hat,
gegenüber dem Assad-Regime auch durchsetzt.

Die Einrichtung einer demilitarisierten Zone kann jedoch nur ein
erster Schritt sein. Als nächstes muss eine politische Lösung für
Idlib unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen gefunden
werden, um das Leben der fast drei Million syrischen Zivilisten und
Flüchtlinge vor Ort zu schützen.

Die bislang bekannten Details der aktuellen Übereinkunft erinnern an
frühere Vereinbarungen über Deeskalationszonen, die zwischen
Russland, dem syrischen Regime und den Rebellen getroffen wurden.
Diese Vereinbarungen waren nicht von Dauer, sondern bereiteten nur
den Weg für spätere Eroberungen von Seiten des Assad-Regimes. Es ist
zu hoffen, dass nicht auch Idlib eine solche Entwicklung erleiden
muss.

Insofern wurde mit der Vereinbarung zunächst nur Zeit für weitere
Verhandlungen gewonnen. Eine Lösung ist sie jedoch nicht."
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SOZIALES/1920: Weltkindertag - über Teilhabe- und Beteiligungsmöglichkeiten nachdenken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. September 2018

Am Weltkindertag über Teilhabe- und Beteiligungsmöglichkeiten von
Kindern und Jugendlichen nachdenken

Maßnahmen zu mehr Kinderfreundlichkeit werden auf den Weg gebracht



Zum morgigen Weltkindertag hat das Deutsche Kinderhilfswerk
Ergebnisse einer Umfrage zum Thema "Deutschland - ein
kinderfreundliches Land?" veröffentlicht. Dazu erklären die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, und der familienpolitische Sprecher, Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Ein enttäuschendes Ergebnis der Umfrage ist,
dass nach dem Urteil von 39 Prozent der Befragten Deutschland kein
kinderfreundliches Land ist. Hier müssen wir besser werden. Damit es
Familien gut geht, brauchen sie Rahmenbedingungen, in denen sie sich
entfalten und den von ihnen gewünschten Lebensentwurf leben können.
Dazu gehören die finanzielle Unterstützung und die Bereitstellung von
qualitativ hochwertigen Betreuungsangeboten, Grünanlagen mit modernen
Spielplätzen und Unterhaltungs- und Ferienangebote. Doch Familien
brauchen mehr. Sie müssen das Gefühl haben, in der Gesellschaft
willkommen zu sein. Und hier hat Deutschland noch viel Nachholbedarf:
In vielen Geschäften und Behörden fehlen Still- und Wickelräume.
Selbst in großen Einkaufszentren gibt es meist keine Stillzimmer, in
öffentlichen Toiletten oft keine Wickeltische. Familienschalter
fehlen am Flughafen, Familienkassen in Supermärkten und
Familienabteile in Zügen. Es gibt keine Eltern-Kind-Parkplätze in den
Städten und zu wenig Spielecken und Kinderstühle in Restaurants.

Doch Familienfreundlichkeit ist nicht nur eine Aufgabe für Politik,
Behörden, Geschäfte und Restaurants. Jeder kann seinen Teil dazu
beitragen, dass Deutschland familienfreundlicher wird. Seien wir
toleranter gegenüber Kindern und Familien! Akzeptieren wir, wenn
Mütter ihre Kinder in der Öffentlichkeit stillen und freuen wir uns
über lachende und manchmal laut spielende Kinder."

Marcus Weinberg: "Am Weltkindertag müssen wir uns fragen, wie
wir insbesondere die Stimmen derjenigen besser wahrnehmen, die für
sich selbst nicht so gut kämpfen können. Wenn Erwachsene über
Partizipation von Kindern und Jugendlichen reden, denken sie meist an
Partizipationsmöglichkeiten für starke, politisch interessierte junge
Menschen. Foren, in denen sich Kinder und Jugendliche einbringen,
sind grundsätzlich wichtig. Aber die Kinder- und Jugendpolitik muss
gerade die Perspektive derjenigen abfragen, die still und
zurückgezogen sind, die sich vielleicht nicht gewandt äußern und
nicht adäquat auftreten können. Gerade Kinder und Jugendlichen, die
sich in staatlicher Obhut befinden, die bei kranken Eltern, in
vernachlässigenden oder gewaltbelasteten Familien aufwachsen, müssen
zu Wort kommen. Wir brauchen daher Gremien, die genau für diese
Gruppen erreichbar sind, und Studien, die insbesondere die
Perspektive dieser Kinder abfragen.

Und wir setzen das Thema "Bekämpfung der Kinderarmut" ganz oben auf
unsere Agenda. Denn Kinderarmut ist nicht nur materielle Armut,
sondern führt häufig auch zu sozialer und kultureller Armut und
beeinträchtigt somit die Zukunftschancen der Kinder. Genau vor diesem
Hintergrund werden wir in den kommenden Monaten wichtige Maßnahmen
auf dem Weg bringen, um Kinderarmut zu bekämpfen. Wir werden den
Kinderzuschlag und die Kinderbetreuungsangebote verbessern, wir
werden einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter
einführen und auch das Bildungs- und Teilhabepaket ausbauen und
entbürokratisieren. Dazu gehört insbesondere die Aufstockung des
Schulstarterpakets, die Abschaffung der Eigenanteile zur
gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung in Kitas und Schulen sowie für
die Schülerbeförderung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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SOZIALES/1919: 5,5 Mrd. Euro für die Verbesserung der Qualität der Kinderbetreuung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. September 2018

5,5 Mrd. Euro für die Verbesserung der Qualität der Kinderbetreuung

Keine Gebührenfreiheit zu Lasten der Qualität



Am morgigen Mittwoch wird das Bundeskabinett das "Gute-KiTa-Gesetz"
verabschieden, das die Qualität von Kinderbetreuungseinrichtungen
verbessern soll. Dazu erklären die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der familienpolitische
Sprecher, Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Das Vorhaben haben CDU/CSU und SPD im
Koalitionsvertrag vereinbart und das setzen wir jetzt um. Das ist ein
richtiges und wichtiges Signal an alle Eltern, die ihre kleinen
Kinder gut betreut wissen wollen.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die Länder aus einem
Maßnahmenbündel zur Qualitätsverbesserung diejenigen auswählen
können, die ihren Bedarfen am besten entsprechen. Mit dem Bundesgeld
können auch die Kita-Gebühren gesenkt werden. Wir erwarten, dass
jedes Land zunächst Fortschritte bei der Betreuungsqualität anstrebt
und nicht das gesamte Bundesgeld in die Gebührenfreiheit steckt. Für
uns liegen die Schwerpunkte auf einem guten Fachkraft-Kind-Schlüssel,
der Gewinnung qualifizierter Fachkräfte und der Förderung der
sprachlichen Bildung. Beitragsreduzierung ist ein wichtiges Ziel,
aber sie darf nicht zu Lasten der Qualität gehen."

Marcus Weinberg: "Die kommenden Jahre werden und müssen Jahre
des Qualitätsausbaus bei den Betreuungsangeboten werden. Es muss eine
Epoche des Qualitätssprungs in der Kindertagesbetreuung geben. Eltern
und Kinder erwarten eine gute Betreuung mit guten Angeboten. Nur satt
und sauber in zu großen Gruppen reicht nicht.

Der Bund steht zu seiner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung, die
Länder bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterstützen. Nur wenn Bund
und Länder gemeinsam in diesen Qualitätsausbau investieren, können
die gewünschten Standards in den nächsten Jahren erreicht werden. Wir
als Union werden sehr genau darauf achten, dass die 5,5 Milliarden
Euro auch von den Ländern dafür eingesetzt werden.

Auf diesem Weg senden wir zudem weitere wichtige Signale an die
Familien - Schulter an Schulter schaffen wir weitere
Rahmenbedingungen, die Familien benötigen, um Familie und Beruf unter
einen Hut zu bekommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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VERKEHR/718: Mobilität der Zukunft gestalten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. September 2018

Mobilität der Zukunft gestalten



Zum Kabinettsbeschluss über die Einsetzung einer nationalen Plattform
"Zukunft der Mobilität" am heutigen Mittwoch können Sie den für
Verkehr zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Die Mobilität in allen ihren Formen befindet sich im Umbruch. Wir
wollen, dass sowohl der Individualverkehr als auch der öffentliche
Nah- und Fernverkehr für die Menschen bezahlbar bleiben. Mensch und
Umwelt sollen darüber hinaus vom Verkehr weniger belastet werden. Die
Digitalisierung, alternative Antriebe und Kraftstoffe sowie neue
Mobilitätskonzepte werden den Verkehr der Zukunft bestimmen. Mit der
Plattform 'Zukunft der Mobilität' werden wir unter Einbeziehung von
Wirtschaft und Zivilgesellschaft Konzepte und Handlungsempfehlungen
erarbeiten, um diesen Weg im gesellschaftlichen Konsens zu gehen.
Mobilität und Klimaschutz dürfen dabei nicht als Gegensätze
verstanden werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2754: Mehr Wohnungsbau in Deutschland


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. September 2018

Mehr Wohnungsbau in Deutschland



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett einen Gesetzentwurf zur
steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus auf den Weg gebracht.
Hierzu können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Mit der Sonder-Abschreibung für den freifinanzierten Wohnungsneubau
wird ein weiterer wichtiger Baustein der Wohnraumoffensive umgesetzt.
Wir wollen schnell handeln, um mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.
Dafür sind steuerliche Anreize wichtig. Damit setzen wir auch einen
weiteren Punkt aus dem Koalitionsvertrag zügig um. Das Gesetz zur
steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus wurde mit dem heutigen
Kabinettsbeschluss als besonders eilbedürftig in das weitere
Gesetzgebungsverfahren gegeben. Die genaue Ausgestaltung des Gesetzes
werden wir jetzt im parlamentarischen Verfahren prüfen. Das Ziel ist
klar: Wir brauchen mehr Wohnungsbau in Deutschland."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2753: Sonder-AfA für den Wohnungsbau ist auf dem Weg


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. September 2018

Sonder-AfA für den Wohnungsbau ist auf dem Weg



Das Bundeskabinett hat heute eine Sonder-Abschreibung zur Förderung
des bezahlbaren Wohnungsbaus beschlossen. Hierzu können Sie den
Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und
Kommunen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner, wie folgt
zitieren:

"Mit dem Beschluss des Bundeskabinetts bringt die Koalition einen
weiteren wohnungspolitischer Baustein aus dem Koalitionsvertrag auf
den Weg. Steuerliche Anreize sind ein wichtiger Bestandteil unserer
Wohnraumoffensive für 1,5 Millionen neue Wohneinheiten bis zum Jahr
2021. Im parlamentarischen Verfahren werden wir uns genau anschauen,
welche Stellschrauben wir eventuell noch nachjustieren müssen. Wir
wollen einen kräftigen Impuls für mehr bezahlbaren Wohnraum."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2752: Das Baukindergeld startet


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. September 2018

Das Baukindergeld startet



Zum heutigen Start des Baukindergeldes können Sie den für Bauen und
Wohnen zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

"Mit der Wohnraumoffensive wollen wir den Bau von Wohnungen und
Eigenheimen fördern. Jetzt startet das Baukindergeld, das ab sofort
bei der KfW beantragt werden kann. Das Baukindergeld ist einer der
Bausteine zur Eigentumsbildung, das wir schnellstmöglich auf den Weg
gebracht haben. Ich freue mich, dass wir mit dem Baukindergeld viele
Familien mit Kindern beim Erwerb einer eigenen Immobilie unterstützen
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - ARBEIT/1819: An den Problemen vorbei und enttäuschend















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1819: An den Problemen vorbei und enttäuschend


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2018

An den Problemen vorbei und enttäuschend



"Das Gesetz geht an den eigentlichen Problemen vorbei und ist enttäuschend. Ein Recht auf Weiterbildung ist notwendig und längst überfällig, aber Fehlanzeige. Die gute Finanzlage der Bundesagentur für Arbeit böte die Möglichkeit, die Arbeitslosenversicherung zu stärken und auszubauen. Stattdessen beschenkt die Bundesregierung mit der Beitragssatzsenkung die Unternehmen. Beschäftigte werden nur marginal entlastet. Für sie würde es sich mehr lohnen, wenn die Leistungen und der Zugang zur Arbeitslosenversicherung verbessert würden. Zudem müssen die Jobcenter finanziell besser ausgestattet werden, um Erwerbslose besser unterstützen zu können. Statt tatsächlich Chancen zu eröffnen, steht dieser Gesetzentwurf für den Stillstand der Großen Koalition", erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Beschluss des Qualifizierungschancengesetzes im Bundeskabinett. Zimmermann weiter:

"Die Arbeitslosenversicherung muss wieder zum Hauptinstrument der sozialen Sicherung bei Erwerbslosigkeit werden. Die Rahmenfrist muss wieder von derzeit 24 Monaten auf 36 ausgedehnt werden und nicht nur auf 30 wie im Gesetzentwurf. Der Anspruch auf Arbeitslosengeld sollte bereits nach 4 Monaten Beitragszeit entstehen. Für langjährige Beitragszahler muss die Anspruchsdauer erweitert werden, ebenso für ältere Erwerbslose, Menschen mit Behinderungen und nach Abschluss einer Weiterbildung. Statt Hartz IV braucht es eine sanktionsfreie Mindestsicherung, die wirklich vor Armut schützt und gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1783: Kein Propaganda-Auftritt von Erdogan


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2018

Kein Propaganda-Auftritt von Erdogan



"Es ist eine politische Bankrotterklärung, dass die Bundesregierung den Propaganda-Auftritt Erdogans zulässt. Erdogan vergiftet das Klima in Deutschland und streut Hass und Hetze in die Gesellschaft. Mit der Eröffnung der DITIB-Zentralmoschee untermauert der türkische Präsident dreist und unverhohlen seinen Machtanspruch auch in Deutschland", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Statt Erdogan und DITIB zu hofieren, müssen Bund und Länder endlich die Kooperation mit der von Ankara aus gesteuerten Türkisch-Islamischen Union in Deutschland einstellen. DITIB-Moscheen sind nichts anderes als außenpolitische Vorposten Erdogans. In DITIB-Einrichtungen wird gegen Andersdenkende, Demokraten und kurdische Politiker Stimmung gemacht, die völkerrechtswidrige Besetzung des syrischen Afrin durch die türkische Armee an der Seite islamistischer Mörderbanden der FSA und al-Qaida wird glorifiziert, antisemitische Hetze betrieben und Kinder werden islamistisch indoktriniert.

Erdogans Machtdemonstration muss verhindert werden. Statt des Kuschelkurses mit dem Despoten braucht es klare Kante gegen Erdogan und seine Helfershelfer in Deutschland."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1782: Die hohe Kindersterblichkeit ist Folge einer menschenverachtenden Politik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. September 2018

Die hohe Kindersterblichkeit ist Folge einer menschenverachtenden Politik



"Einem aktuellen UN-Bericht zufolge stirbt alle fünf Sekunden ein Kind. Viele der Todesfälle könnten mit einfachen Mitteln wie Medikamenten und Zugang zu sauberem Wasser verhindert werden", sagt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Nastic weiter:

"Dass Millionen Kinder ihren fünften Geburtstag nicht erleben, ist die Folge perverser und menschenverachtender Entscheidungen der Politik. Wer menschenrechtliche Standards den Profitinteressen von Großkonzernen wie Nestlé zum Fraß vorwirft, trägt eine Mitschuld am Tod dieser Kinder.

Ich nehme zwar zur Kenntnis, dass die weltweite Kindersterblichkeit sinkt, aber wenn prognostiziert wird, dass zwischen heute und dem Jahr 2030 weitere 56 Millionen Kinder sterben, dann ist das doch kein Erfolg. Auch die deutsche Bundesregierung trägt eine Verantwortung. Anstatt immer mehr Geld in Kriege und Rüstung zu stecken und durch steigende Rüstungsexporte die Welt mit Waffen zu überschwemmen, muss die Bundesregierung endlich ihre Zusagen im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit einhalten. Solange dieses Missverhältnis bestehen bleibt, ist das Reden von Bekämpfung von Fluchtursachen und Menschenrechten eine reine Floskel."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1781: Al-Qaida im syrischen Idlib entwaffnen, Zivilisten schützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. September 2018

Al-Qaida im syrischen Idlib entwaffnen, Zivilisten schützen



"Die Abwendung einer militärischen Offensive auf die Millionenstadt Idlib ist zu begrüßen. Die Einrichtung einer entmilitarisierten Zone unter russischer und türkischer Kontrolle in der syrischen Provinz Idlib löst den Konflikt um schwerbewaffnete islamistische Kämpfer aber nicht, sondern schiebt ihn nur auf", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die Festigung der türkischen Präsenz in Syrien ist zudem problematisch, weil die Intervention der Erdogan-Truppen gegen das Völkerrecht verstößt. Durch die Einigung mit der Türkei besteht die Gefahr, dass die völkerrechtswidrige Besetzung Afrins und weiterer Regionen im Norden Syriens toleriert werden. Dies muss verhindert werden.

Die Einrichtung einer kampffreien Zone kann deshalb nur ein Übergangsszenario sein und muss vor allem dazu genutzt werden, um die mehreren zehntausend islamistischen Kämpfer zu entwaffnen und Zivilisten in dem Konfliktgebiet zu schützen.

Die Bundesregierung sollte jetzt entsprechende Maßnahmen unterstützen und sich für ein sofortiges Ende aller Luftangriffe einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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EUROPA/1647: Rechte der Bürgerinnen und Bürger vor dem Brexit sichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2018

Rechte der Bürgerinnen und Bürger vor dem Brexit sichern



"DIE LINKE hat seit dem Austrittsreferendum vor einer kompromisslosen, bestrafenden Haltung der EU gewarnt und dafür plädiert, die Rechte der Menschen in Großbritannien und in der EU nicht zum Verhandlungspfand zu machen", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der morgigen Brexit-Beratungen der Staats- und Regierungschefs beim Salzburger EU-Gipfel. Hunko weiter:

"Die Aufenthaltsrechte und damit verbundene Fragen für die EU-Bürgerinnen und -Bürger in Großbritannien und der britischen Bürgerinnen und Bürger in der EU hätten unabhängig von dem fraglichen Austrittsabkommen geregelt werden können. Doch die EU war dagegen. Das sollte am Donnerstag von den EU-27 korrigiert werden.

Anstatt die Schäden eines No-Deal-Drohszenarios zu erhöhen, sollten die Staats- und Regierungschefs bereits jetzt Vorsorge treffen. Es könnten beispielsweise Vereinbarungen wieder in Kraft treten, die vor dem Beitritt Großbritanniens die Beziehungen regelten. Die EU 27 sollten sich auch gegenüber einer Verlängerung des Verhandlungszeitraums offen zeigen, die Artikel 50 explizit vorsieht.

Wenn die EU jetzt keinen Kompromiss sucht und nicht beginnt, sich auf ein Scheitern der Verhandlungen vorzubereiten, macht sie Politik auf dem Rücken der Menschen in der EU und in Großbritannien."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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FINANZEN/1518: Geldwäsche Chaos - Bundestag muss Aufklärung notfalls erzwingen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2018

Geldwäsche Chaos - Bundestag muss Aufklärung notfalls erzwingen



"Geldwäsche-FBI geht anders! Das Finanzministerium ist offenbar nicht gewillt, bei der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorfinanzierung aufzuräumen. Sollten die Unwahrheiten nicht gerade gerückt und die Missstände bei der Financial Intelligence Unit (FIU) des Zolls nicht abgestellt werden, werden FDP, LINKE und Grüne über das ganze Besteck der parlamentarischen Aufklärung beraten müssen", kommentiert der stellvertretende Vorsitzende und finanzpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, die jüngsten Enthüllungen von Tagesschau und Süddeutscher Zeitung über den Verzicht auf eine unabhängige Prüfung der FIU und die Debatte um einen Untersuchungsausschuss. De Masi, der den Rückstau bei der Bearbeitung von Geldwäscheverdachtsmeldungen sowie die Versäumnisse beim Einfrieren mutmaßlicher Terrorgelder durch parlamentarische Anfragen aufdeckte, weiter:

"Das Finanzministerium hat den Bundestag mehrfach getäuscht. Die Aussagen des Ministeriums, der Rückstau bei den Geldwäscheverdachtsmeldungen sei abgearbeitet, sowie es sei in keinen Fällen versäumt worden, potentielle Terrorgelder einzufrieren, war nachweislich falsch. Nun entpuppt sich auch die vom Finanzministerium zugesagte unabhängige Prüfung der FIU als falsch, da der Zoll seine eigene Behörde begutachten soll. Sollte der Finanzminister im Finanzausschuss keine Abhilfe schaffen und die offensichtlichen Unwahrheiten nicht gerade rücken, wird der Bundestag die Aufklärung notfalls selbst in die Hand nehmen müssen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2018
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INNEN/4983: Die Ablösung von Maaßen war überfällig, sein neuer Job ist ein fauler Kompromiss


DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. September 2018

Die Ablösung von Maaßen war überfällig, sein neuer Job im Innenministerium ist ein fauler Kompromiss



Zu der Entscheidung der Bundesregierung über die Versetzung von Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen erklärt der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Die Ablösung von Maaßen war überfällig, sein neuer Job im Innenministerium ist ein fauler Kompromiss.

Die Abberufung von Hans-Georg Maaßen als Verfassungsschutzpräsident war mehr als überfällig. Ihn jedoch mit einem lukrativen dafür zu belohnen, dass er sich öffentlich zum willigen Helfer von Nazis und Rechtspopulisten macht, ist ein fauler Kompromiss um Horst Seehofer und die angeschlagene Koalition über die Zeit zu retten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. September 2018
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SOZIALES/2548: Gute-KiTa-Gesetz ist handwerklich schlecht gemacht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2018

Gute-KiTa-Gesetz ist handwerklich schlecht gemacht



"Das vorgestellte Gesetz ist handwerklich schlecht gemacht und finanziell bei weitem nicht ausreichend", erklärt Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zum heute im Kabinett verabschiedeten Gute-KiTa-Gesetz. Müller weiter:

"Jahrelang hat sich der Bund in Sachen KiTa-Ausbau einen schlanken Fuß gemacht und dabei Eltern, Länder und Kommunen allein gelassen. Nun wird ein Kraftakt vorgetäuscht, der gemessen an den großen Aufgaben keiner ist. Dass die Länder je nach Bedarf über die Verwendung der Mittel entscheiden können ist gut, dass sie die Mittel im Endeffekt auch für alles andere verwenden können, ist schlecht. Denn leider sieht das Gesetz keinerlei Kontrolle über die zugewiesenen Mittel vor.

Auch ist es ist schön, dass Ministerin Giffey gerne langfristig eine Beteiligung des Bundes erreichen möchte, aber warum findet sich das nicht im Gesetzesentwurf wieder?

Die bis einschließlich 2022 veranschlagten 5,5 Milliarden bräuchte es jährlich, um den KiTa- Ausbau vernünftig zu bewerkstelligen. In der jetzigen Form wird das Gesetz verpuffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2018
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SOZIALES/2547: LINKE unterstützt Forderungen der Sozial- und Mieterverbänden für bezahlbares Wohnen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 19. September 2018

LINKE unterstützt Forderungen der Sozial- und Mieterverbänden für bezahlbares Wohnen



Zur heutigen Pressekonferenz des Mieterbundes, DGB, Sozialverbandes VdK und des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes erklärte Bernd Riexinger, Parteivorsitzender DIE LINKE:

Wir unterstützen die Forderungen Sozial- und Mieterverbände nach bezahlbaren Wohnungen und teilen ihre scharfe Kritik an der verfehlten Wohnungspolitik der Bundesregierung ausdrücklich. Die Maßnahmen der Bundesregierung reichen nicht aus, um die Wohnungsnot wirksam zu bekämpfen.

Die Bundesregierung wäre gut beraten, die Kritik von Gewerkschaften, Mieter- und Sozialverbänden ernst zu nehmen. Das Bündnis fordert die Drosselung von Mieterhöhungen, Verbesserung des Kündigungsschutzes, Anpassung der anzuerkennenden Kosten der Unterkunft und die Erschwerung der Abwälzung von Modernisierungsausgaben auf die Mieter - das kann die Bundesregierung nicht einfach ignorieren. Auch die Wiedereinführung der Wohngemeinnützigkeit muss endlich auf die politische Agenda.

Sollte die Bundesregierung es bei ihren unzureichenden Maßnahmen belassen, will sie offensichtlich nicht ernsthaft gegen die Wohnungsnot vorgehen. Der Wohngipfel der Bundesregierung bleibt eine Schaufensterveranstaltung ohne politischen Wert. Dabei könnte sich die Bundesregierung Anregungen beim alternativen Wohnungsgipfel holen.

DIE LINKE hat in der letzten Woche eine bundesweite Mietenkampagne "Bezahlbare Miete statt fetter Rendite" gestartet und fordert:

- Jedes Jahr 250.000 Sozialwohnungen mehr!

- Runter mit den Mieten! Mietwucher verbieten!

- Keine Spekulation mit Wohnraum! Immobilienkonzerne in die öffentliche Hand!

- Wie wir wohnen wollen? öffentlich, genossenschaftlich und gemeinnützig!

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. September 2018

Bundesgeschäftsstelle
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SOZIALES/2546: Den Weltkindertag zum Feiertag machen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 19. September 2018

Den Weltkindertag zum Feiertag machen



Zum Weltkindertag am 20. September erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE und sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, Katja Kipping:

Kinder sind mehr als unsere Zukunft, sie sind ein Grund zum Feiern. DIE LINKE fordert, den Weltkindertag zum Feiertag zu machen. Eine repräsentative Umfrage im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes anlässlich des morgigen Weltkindertages zeigt einen deutlichen Handlungsauftrag für die Politik, mehr als bisher für eine kinderfreundliche Gesellschaft in Deutschland zu tun. Dazu gehört, Kinder vor Gewalt zu schützen, Eltern finanziell und durch gute Kita-Angebote zu unterstützen und Kindern die Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. Kinderarmut zu bekämpfen muss oberstes Ziel einer Regierung sein.

DIE LINKE fordert eine Kindergrundsicherung von rund 600 Euro pro Monat für jedes Kind. Wir brauchen fortschrittliche Mehrheiten für eine Politik der sozialen Vernunft, um das Land kinderfreundlich und damit auch zukunftsfest zu gestalten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. September 2018
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BUNDESTAG/7526: Heute im Bundestag Nr. 678 - 19.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 678

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 19. September 2018, Redaktionsschluss: 15.06 Uhr

1. Bankenrettung kostete 30 Milliarden

2. Vermögenswirksame Leistungen

3. Politische Landesstiftungen in Thüringen

4. Boykott-Aufrufe entschieden abgelehnt

5. Sicherheit belgischer Atomkraftwerke

6. Folgen des Extremwetters



1. Bankenrettung kostete 30 Milliarden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Rettung privater Banken in Deutschland in der
Finanzkrise hat rund 30 Milliarden Euro gekostet. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/4243) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/die Grünen (19/3458) mitteilt, belief sich der
nicht gedeckte Fehlbetrag der Finanzmarktstabilisierungsanstalt, die
die Banken unterstützt hatte, am Ende des vergangenen Jahres auf 21
Milliarden Euro. Hinzugerechnet werden muss nach Angaben der Regierung
der Fehlbetrag aus den Stützungsmaßnahmen für die Deutsche
Industriebank (IKB) in Höhe von 9,3 Milliarden Euro. Das endgültige
Ergebnis könne erst nach Beendigung aller Stabilisierungsmaßnahmen
festgestellt werden. Die Maßnahmen zugunsten der Commerzbank, der Hypo
Real Estate Holding und der früheren WestLB seien noch nicht beendet.

 * 

2. Vermögenswirksame Leistungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Personen Anspruch auf Vermögenswirksame
Leistungen haben, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4305) erfahren. Die Bundesregierung soll auch angeben, wie viele
Personen derzeit von Vermögenswirksamen Leistungen Gebrauch machen und
wie viele die Sparpläne vor Ablauf der Sieben-Jahres-Sperrfrist
abbrechen. Gefragt wird zudem nach der Höhe der ausgezahlten
Arbeitnehmersparzulage und der Wohnungsbauprämie.

 * 

3. Politische Landesstiftungen in Thüringen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Thüringen gibt es laut Bundesregierung mit der
Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) und der Heinrich-Böll-Stiftung (HBS)
zwei politische Landesstiftungen mit eigenständiger Rechtsqualität.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4246) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/3857) weiter ausführt, erhalten die
beiden Landesstiftungen von RLS und HBS in Thüringen weitergeleitete
Globalmittel durch die jeweilige Bundesstiftung.

 * 

4. Boykott-Aufrufe entschieden abgelehnt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung lehnt "jegliche Boykott-Aufrufe
gegen den Staat Israel entschieden ab und tritt jeglicher
Manifestation von Antisemitismus entschieden entgegen". Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/4248) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/3871) zu "Strukturen und Aktivitäten der Kampagne
,Boycott, Divestment and Sanctions' (BDS) hervor.

Danach liegen aus allen extremistischen Beobachtungsgebieten Hinweise
auf Bezüge zur BDS-Kampagne vor. Diese seien im Einzelfall von höchst
unterschiedlichem Gewicht, schreibt die Bundesregierung weiter. Dieser
Umstand und die Tatsache, dass die BDS-Kampagne insgesamt ein sehr
heterogenes Organisations- und Mitgliederspektrum zusammenfasse,
ließen derzeit eine pauschale Bewertung hinsichtlich des
extremistischen Einflusses auf diese Kampagne nicht zu.

 * 

5. Sicherheit belgischer Atomkraftwerke

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die sicherheitstechnische Bewertung belgischer
Atomkraftwerke liegt laut Bundesregierung in der "alleinigen
Verantwortung" der belgischen Atomaufsichtsbehörde. Nur ihr lägen die
notwendigen Unterlagen vor, "um eine Bewertung der Sicherheit in
Hinblick auf zu unterstellende Störfälle nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik abgeben zu können", schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/4056) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3670). Die Fraktion hatte sich
darin im Kontext von Sicherheitsbedenken gegenüber der belgischen
Meiler Tihange 2 und Doel 3 unter anderem nach den Hintergründen einer
Stellungnahme der Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) erkundigt.

Die Bundesregierung führt in der Antwort aus, dass die RSK im Auftrag
des Bundesumweltministeriums (BMU) eine Stellungnahme zur
"Tragfähigkeit der Nachweisführung in Bezug auf die Integrität der
beiden Reaktordruckbehälter der AKW Doel-3 und Tihange-2" erstellt
habe. Dieser Stellungnahme schließe sich das BMU an.

 * 

6. Folgen des Extremwetters

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/4304) die Folgen des extremen Wetters im
Sommer. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, wie sie den Zusammenhang zwischen dem extremen Wetter und der
"globalen Klimakrise" bewertet. Auch zu Kosten für Bund, Länder und
Kommunen erkundigen sich die Abgeordneten.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7525: Heute im Bundestag Nr. 677 - 19.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 677

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 19. September 2018, Redaktionsschluss: 14.20 Uhr

1. Förderende von Windanlagen

2. KfW-Übernahme von 50Hertz-Anteil

3. Fracking-Verbot bekräftigt

4. Wohnungsfürsorge des Bundes

5. Keine Daten über Rente von Aussiedlern

6. Bilanz des Bildungs- und Teilhabepakets



1. Förderende von Windanlagen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung rechnet damit, dass zwischen
2021 und 2025 Windenergieanlagen mit einer Gesamtleistung von mehr als
14.096 Megawatt aus der Förderung fallen. Dies geht aus der Antwort
(19/4196) auf eine Kleine Anfrage (19/3850) der AfD-Fraktion hervor.
Windenergieanlagen, die vor 2001 in Betrieb gegangen sind, erhalten ab
2021 keine Förderung mehr über die EEG-Umlage. Später in Betrieb
genommene Anlagen können 20 Jahre lang plus dem Jahr der
Inbetriebnahme diese Sonder-Vergütung erhalten. Wie viele Anlagen in
der Folge stillgelegt werden könnten, will die Bundesregierung nicht
vorhersagen. Dies dürfte wesentlich von der Einnahmesituation am
Strommarkt sowie den für einen Weiterbetrieb anfallenden Investitions-
und Betriebskosten beeinflusst werden, schreibt sie lediglich.

 * 

2. KfW-Übernahme von 50Hertz-Anteil

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Einstieg der Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) beim Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz steht im Mittelpunkt der
Antwort (19/4195) auf eine Kleine Anfrage (19/3796) der FDP-Fraktion.
Darin beschreibt die Bundesregierung detailliert Gespräche und
Verhandlungen im Vorfeld der Anteilsübernahme; sie erklärt zudem
Details zu der Transaktion selbst. Die Anteilsübernahme hatte für
Schlagzeilen gesorgt, da die Bundesregierung mit dem Schritt den
Einstieg eines chinesischen Investors bei 50Hertz verhindert hatte.
Das Geschäft des Netzbetreibers gilt als kritische weil
versorgungsrelevante Infrastruktur.

 * 

3. Fracking-Verbot bekräftigt

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat das derzeit geltende
Fracking-Verbot zur Erdgas- oder Erdöl-Gewinnung bekräftigt. In der
Antwort (19/4182) auf eine Kleine Anfrage (19/3887) der Fraktion Die
Linke erklärt sie, mit dem Einsetzen einer Expertenkommission zur
wissenschaftlichen Begleitung von Probebohrungen erfülle sie lediglich
ihren gesetzlichen Auftrag. "Eine Vorfestlegung durch die Einsetzung
der Kommission sieht die Bundesregierung daher nicht." Bislang seien
ohnehin keine Genehmigungsanträge für Fracking-Feldversuche bekannt.
Gesetzesgemäß solle der Bundestag 2021 überprüfen, ob das Verbot noch
angemessen ist.

 * 

4. Wohnungsfürsorge des Bundes

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Beim Bund kümmern sich derzeit Mitarbeiter in 45
Vollzeitäquivalentstellen um die Wohnungsfürsorge für Beschäftigte.
Das geht aus der Antwort (19/4251) auf eine Kleine Anfrage (19/3948)
der FDP-Fraktion hervor. Die bei der Bundesanstalt für Immobilien
(BImA) angestellten Mitarbeiter sind für Wohnungsbelange von
Vermietung im Bestand bis hin zum Ankauf oder Anmietung von
Drittwohnungen zuständig. Zum Stichtag 1. August 2017 umfasste der
Gesamtbestand an Wohnungen etwa 65.000, davon mit 36.000 mehr als die
Hälfte in BImA-Eigentum. Anspruchsberechtigt sind beim Bund
Angestellte sowie Beschäftigte von Zuwendungsempfängern, sofern die
betreffende Einrichtung mehr als zur Hälfte finanziell vom Bund
gefördert wird.

 * 

5. Keine Daten über Rente von Aussiedlern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Bundesregierung liegen nach eigenen Angaben keine
Informationen darüber vor, wie viele Bürger seit 1990 auf ihre
russische Rente verzichtet haben und in wie vielen Fällen kein
Nachweis über den Verzicht erbracht werden konnte. Das geht aus der
Antwort (19/4254) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/4009) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

6. Bilanz des Bildungs- und Teilhabepakets

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem 2011 eingeführten Bildungs- und Teilhabepaket
zur Förderung von Kindern aus einkommensschwachen Haushalten befasst
sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in eine Kleinen Anfrage
(19/4303). Familien könnten über diese Förderung die Kosten für
Nachhilfe, Klassenfahrten oder Schulmaterialien geltend machen.
Allerdings sei das Antragsverfahren bürokratisch und mit hohen Hürden
verbunden.

Die Abgeordneten wollen nun Bilanz ziehen und fragen die
Bundesregierung unter anderem danach, wie viele Kinder und Jugendliche
Anspruch auf Bildungs- und Teilhabeleistungen haben und in wie vielen
Fällen die Angebote trotz eines Anspruchs nicht wahrgenommen wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7524: Heute im Bundestag Nr. 676 - 19.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 676

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 19. September 2018, Redaktionsschluss: 12.40 Uhr

1. Marktkonzentration bei Ticketverkäufen

2. Kleinwaffen-Exportgenehmigungen 2018

3. Hilfen für Fracking-Gas-Import

4. Dublin-Sammelabschiebung am 6. Juni

5. Reiseunfähigkeit von Ausreisepflichtigen

6. Vorläufige Haushaltsführung 2018



1. Marktkonzentration bei Ticketverkäufen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Wettbewerbssituation auf dem Markt für
Ticketverkäufe ist Thema der Antwort (19/4183) auf eine Kleine Anfrage
(19/3899) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin bekräftigt die
Bundesregierung die marktbeherrschende Stellung des Unternehmen CTS
Eventim auf dem bundesweiten Markt für Ticketsystemdienstleistungen -
also bei den Diensten für Veranstalter, mit deren Hilfe diese Tickets
vertreiben können. Ob CTS Eventim auch beim weiterführenden Verkauf
von Tickets an Endkunden den Markt dominiert, habe das
Bundeskartellamt nicht entschieden. Zur Bewertung, ob die bisherigen
rechtlichen Möglichkeiten ausreichen, um Wettbewerb in der Branche
sicherzustellen, verweist die Bundesregierung auf neu eingeführte
Kriterien, die nun erstmals angewendet würden. "Insofern erscheint es
verfrüht, bereits jetzt eine Bewertung vorzunehmen, ob die neuen
Kriterien es ermöglichen, effektiv gegen wettbewerbsbeschränkendes
Verhalten einer digitalen Plattform einzuschreiten."

 * 

2. Kleinwaffen-Exportgenehmigungen 2018

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat im ersten Halbjahr 2018
Genehmigungen für den Export von Kleinwaffen in einem Gesamtwert von
etwa 16,6 Millionen Euro erteilt. Wie aus der Antwort (19/4193) auf
eine Kleine Anfrage (19/3588) der Fraktion Die Linke weiter
hervorgeht, entfielen 99,33 Prozent auf Lieferungen an EU-, Nato- und
Nato-gleichgestellte Staaten. Der Rest ging den Angaben zufolge in
Drittstaaten. Die Bundesregierung listet in dem Dokument detailliert
auf, für welche Länder welche Produkte beziehungsweise
Produktgattungen genehmigt worden sind.

 * 

3. Hilfen für Fracking-Gas-Import

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Unterstützung der Bundesregierung für den Import
von Flüssiggas (LNG) geht es in einer Kleinen Anfrage (19/4312) der
Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten verweisen in einem Vorwort auf
Presseberichte, wonach die KfW einen kanadischen Projektentwickler in
dem Bereich bei der Abwicklung einer Kreditgarantie der
Bundesregierung unterstützt. Die konkrete Anlage dieses Unternehmens
solle mit Erdgas versorgt werden, das mittels der umstrittenen
Fracking-Technologie gefördert wird. Die Abgeordneten erkundigen sich
nach einer Stellungnahme zu der Technologie und nach
Kreditvergabe-Bedingungen der KfW.

 * 

4. Dublin-Sammelabschiebung am 6. Juni

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Berichte über Polizeigewalt im Zuge einer
Dublin-Sammelabschiebung am 6. Juni 2018 von Berlin nach Madrid"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/4307). Darin schreibt die Fraktion, dass es nach Auskunft des
Berliner Flüchtlingsrats am 6. Juni 2018 "im Zuge einer
Dublin-Sammelabschiebung beziehungsweise Überstellung von
Berlin-Schönefeld nach Madrid zu Polizeigewalt gegenüber
abzuschiebenden Personen" gekommen sei. Wissen will sie unter anderem,
ob es nach Kenntnis der Bundesregierung vor dem Flug oder im Flugzeug
zu physischer Gewaltanwendung durch Polizeibeamte gegen Flüchtlinge
gekommen war und wie diese Gewaltanwendung gegebenenfalls begründet
wurde.

 * 

5. Reiseunfähigkeit von Ausreisepflichtigen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele
ausreisepflichtige Ausländer in Deutschland nach Kenntnis der
Bundesregierung aktuell krankheitsbedingt nicht reisefähig sind und
wie viele von ihnen geduldet sind. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/4271) unter anderem danach, in wie vielen Fällen
aus den vergangenen fünf Jahren einem geduldeten Ausländer aufgrund
einer geltend gemachten Reiseunfähigkeit eine Aufenthaltserlaubnis
zuerkannt wurde.

 * 

6. Vorläufige Haushaltsführung 2018

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesfinanzministerium hat zur Absicherung
eines Anteilserwerbs des Bundes am Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz
GmbH einer außerplanmäßigen Ausgabe beziehungsweise einer
außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung im Etat des
Bundeswirtschaftsministeriums zugestimmt. Das geht aus einer
Unterrichtung der Bundesregierung (19/4014) zur vorläufigen
Haushaltsführung 2018 hervor.

 * 
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BUNDESTAG/7523: Heute im Bundestag Nr. 675 - 19.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 675

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 19. September 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Keine Aussage zu CO2-Prüfwerten möglich

2. Grundstück zum Verkauf angeboten

3. Pläne zur erhöhten Gewerbesteuerumlage

4. Österreichs Plan zum Sparerschutz

5. Wirksamkeit der Kieferorthopädie

6. Fragen zur Expertenauswahl im Digitalrat



1. Keine Aussage zu CO2-Prüfwerten möglich

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung kann noch nicht sagen, wie sich
das Aufkommen der Kfz-Steuer nach Einführung des neuen Prüfverfahrens
für den Kohlendioxidausstoß WLTP (Worldwide Harmonized Light Vehicles
Test Procedure) zum 1. September 2018 entwickeln wird. In der Antwort
der Regierung (19/4061) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3774) heißt es, zu den neuen Prüfwerten liege keine belastbare
repräsentative Datenbasis vor, die es erlauben würde, "über bislang
sporadisch bekannte Einzelfälle hinaus die durch das WLTP-Verfahren
bedingte Entwicklung des Kraftfahrzeugsteueraufkommens insgesamt sowie
einzelne Fahrzeugsegmente und Modellreihen verlässlich berechnen zu
können". In etwa einem Jahr werde ein Bericht über die Auswirkungen
des Messverfahrens vorgelegt, kündigt die Regierung an. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage hatte die FDP-Fraktion unter Berufung
auf Schätzungen der Bundesregierung von einer Erhöhung der Kfz-Steuer
um rund 400 Millionen Euro durch das neue Messverfahren geschrieben.

 * 

2. Grundstück zum Verkauf angeboten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Ein Grundstück des Bundes innerhalb der
Gesamtliegenschaft des ehemaligen Instituts für Strahlenschutz der DDR
ist für Zwecke des Bundes entbehrlich. Daher sei das Grundstück in das
Verkaufsportfolio der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben aufgenommen
und dem Land Berlin zum Kauf angeboten worden, teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4135) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/3873) mit. Zu den anderen Flächen innerhalb der
Gesamtliegenschaft kann die Bundesregierung keine Auskunft geben, weil
sie dem Land Mecklenburg-Vorpommern gehören.

 * 

3. Pläne zur erhöhten Gewerbesteuerumlage

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Beteiligung der Kommunen in den alten
Bundesländern am bundesstaatlichen Finanzausgleich seit der
Einbeziehung der neuen Länder macht die FDP-Fraktion zum Thema einer
Kleinen Anfrage (19/4309). Wie die Abgeordneten erläutern, will die
Bundesregierung die Länder mit der Neuordnung der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab 2020 um 9,7 Milliarden Euro
entlasten. Gleichzeitig würden die Länder jedoch durch den Wegfall der
erhöhten Gewerbesteuerumlage mit rund 3,5 Milliarden Euro belastet.
Die Bundesregierung soll angeben, ab wann die erhöhte
Gewerbesteuerumlage nicht mehr erhoben wird. Außerdem soll sie die
Tatsache bewerten, dass der Wegfall der erhöhten Gewerbesteuerumlage
in einigen Ländern über die Hälfte der Mehreinnahmen aus der Reform
des Bund-Länder-Finanzausgleichs ab 2020 ausmachen wird. Auch um eine
Bewertung der finanziellen Entlastung der Kommunen wird gebeten.

 * 

4. Österreichs Plan zum Sparerschutz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um ein Dokument der österreichischen EU-
Ratspräsidentschaft für die geplante europäische Einlagensicherung
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/4310). Die
Abgeordneten wollen wissen, ob die österreichische
EU-Ratspräsidentschaft dieses auch als "Hybrid-Modell" bezeichnete
Dokument mit der Bundesregierung abgestimmt hat. Neben zahlreichen
Detailfragen zum österreichischen Vorschlag geht es auch um Vorschläge
der bulgarischen EU-Ratspräsidentschaft zur Einlagensicherung.

 * 

5. Wirksamkeit der Kieferorthopädie

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Wirksamkeit und Transparenz in der
Kieferorthopädie ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/4311) der
Fraktion Die Linke. Die gesetzlich Krankenversicherten hätten Anspruch
auf kieferorthopädische Behandlung, sofern diese notwendig sei. Die
Behandlung müsse ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein.

In verschiedenen Gutachten und Studien werde jedoch darauf
hingewiesen, dass häufig diagnostische und therapeutische Maßnahmen
erbracht würden, für die es keine Nutzennachweise gebe. Zugleich
bestünden in der kieferorthopädischen Versorgung erhebliche Probleme
hinsichtlich der Transparenz.

Die Abgeordneten wollen nun mehr wissen über den Umfang und die Kosten
solcher Behandlungen in Deutschland. Zudem geht es um die Frage, wie
effizient einzelne Methoden in der Kieferorthopädie sind.

 * 

6. Fragen zur Expertenauswahl im Digitalrat

Ausschuss Digitale Agenda/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach welchen Kriterien die berufenen Experten des
Digitalrats ausgewählt wurden, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4260) von der Bundesregierung erfahren. So soll die
Bundesregierung Auskunft darüber geben, warum "lediglich Experten aus
den Bereichen Wissenschaft und Privatwirtschaft, nicht aber aus der
Zivilgesellschaft" berufen wurden und wie wirtschaftliche
Interessenkonflikte zwischen der unabhängigen Beratungstätigkeit und
der privatwirtschaftlichen Tätigkeit vermieden werden können. Weiter
fragen die Abgeordneten ob es eine fest definierte
Aufgabenbeschreibung für den Digitalrat gibt und ob die Mitwirkung an
der Umsetzung bestehender Ideen vorgesehen ist. Sie verlangen darüber
hinaus Auskunft über das Budget, die Befugnisse und die Instrumente
des Digitalrats und in welcher Art und Weise dem Ausschuss Digitale
Agenda Bericht erstattet wird.

 * 
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BUNDESTAG/7522: Heute im Bundestag Nr. 674 - 19.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 674

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 19. September 2018, Redaktionsschluss: 11.23 Uhr

1. Waffen aus dem 3D-Drucker

2. Wahlen in nicht anerkannten Gebieten

3. Bleirückstände in geschossenem Wild

4. Bewahrung dörflicher Brauchtumspflege

5. Holz als nachwachsender Rohstoff

6. Bestellerprinzip beim Immobilienkauf



1. Waffen aus dem 3D-Drucker

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung beabsichtigt keine Verschärfung
des Waffenrechts "bezüglich 3D-gedruckter Waffen in Deutschland". Dies
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/4255) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/4010) hervor. Danach sind auch
Schusswaffen aus Kunststoff, deren Einzelteile auf einem 3D-Drucker
gefertigt wurden, "Schusswaffen nach der waffenrechtlichen
Begriffsbestimmung".

Für den Umgang mit Schusswaffen bedürfe es grundsätzlich einer
Erlaubnis, führt die Bundesregierung weiter aus. Der Ausdruck einer
einsatzfähigen Schusswaffe oder der hierfür benötigten Teile mit einem
3D-Drucker ist eine gewerbsmäßige oder nichtgewerbsmäßige
Waffenherstellung, für die jeweils eine Waffenherstellungserlaubnis
erforderlich sei. Für die gewerbsmäßige Waffenherstellung ohne
Erlaubnis könne eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren verhängt werden, für die nichtgewerbsmäßige Waffenherstellung
eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Aus
waffenrechtlicher Sicht bestünden damit ausreichende rechtliche
Regelungen.

Wie die Bundesregierung weiter darlegt, ist im Nationalen
Waffenregister, das seit 2013 den legalen privaten Waffenbesitz in
Deutschland abbildet, bislang keine mit einem 3D-Drucker gedruckte
Schusswaffe registriert. Auch sind der Bundesregierung den Angaben
zufolge bislang keine Fälle aus Deutschland bekannt, in welchen in
3D-Druckern hergestellte Schusswaffen bei der Begehung von Straftaten
zum Einsatz gekommen sind. Wie es in der Antwort ferner heißt, spielt
die 3D-Druck-Waffenherstellung aktuell keine Rolle für die
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland und wird seitens der
Bundesregierung auch nicht gefördert.

 * 

2. Wahlen in nicht anerkannten Gebieten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Frage nach Wahlbeobachtermissionen etwa in
Südossetien, Abchasien oder Transnistrien sind ein Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/4299) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/4005). Wie die Bundesregierung darin ausführt, erkennt sie "die
sogenannten Wahlen in den völkerrechtlich nicht anerkannten Gebieten
nicht an".

 * 

3. Bleirückstände in geschossenem Wild

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Mit bleihaltiger Munition geschossenes Wild kann
Bleirückstände auch in größerer Entfernung zum Schusskanal aufweisen.
Für Menschen, die sehr viel Wild verzehren, für Schwangere sowie
Frauen im gebärfähigen Alter und für Kinder unter sieben Jahren sei
deshalb ein gesundheitliches Risiko in Folge des Verzehrs von
geschossenem Wild nicht auszuschließen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/4239) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/3990) zur Minimierung von Blei in Jagdmunition hervor. Die
Bundesregierung stützt sich dabei auf Erkenntnisse eine Projekts des
Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) im Auftrag des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) zum Thema
"Lebensmittelsicherheit von jagdlich gewonnenem Wildbret".

 * 

4. Bewahrung dörflicher Brauchtumspflege

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion thematisiert die Brauchtumspflege
des Traditionsschlachtens in der Magdeburger Börde in einer Kleinen
Anfrage (19/4273). Die Abgeordneten kritisieren, dass das
Traditionsschlachten durch zu enge rechtliche Auslegung von
Hygienevorschriften erschwert werde. Die Bundesregierung soll darüber
Auskunft erteilen, ob eine Ausweitung des Begriffs der Hausschlachtung
in lebensmittelhygienerechtlicher oder anderer fachgesetzlicher
Hinsicht Abhilfe schaffen kann.

 * 

5. Holz als nachwachsender Rohstoff

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Das Verhältnis von Laubholz zu Nadelholz in den
heimischen Waldbeständen steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/4225). Insbesondere die hohe Nachfrage nach
Fichtenholz sowie die Auswirkungen von Trockenheit, Sturm, Waldbränden
und Schädlingsbefall stelle die Forstwirtschaft vor besondere
Herausforderungen. Die Abgeordneten interessiert deshalb, welche
nachhaltige Waldumbaustrategie die Bundesregierung für sinnvoll hält.
Darüber hinaus sollen Maßnahmen bewertet werden, die den Verlust
wertvoller Nutzwälder durch extreme Naturereignisse einzudämmen
helfen.

 * 

6. Bestellerprinzip beim Immobilienkauf

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach dem Diskussionsstand bei
der Ausweitung des Bestellerprinzips auf den Immobilienkauf. Auf dem
Weg einer Kleinen Anfrage (19/4306) möchten die Abgeordneten erfahren,
wann die Bundesregierung diesbezüglich eine Entscheidung fällen will.
Sie erkundigen sich auch nach angedachten Sanktionen, einer Deckelung
der Provision und nach Überlegungen zu Alternativregelungen.

 * 
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BUNDESTAG/7521: Heute im Bundestag Nr. 673 - 19.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 673

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 19. September 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Umsetzung der MCP-Richtlinie

2. Insektenforschung in Deutschland

3. Verbindungen von Greenpeace

4. Linke fragen nach Treibstoffschnellablass

5. Auswirkungen von Mikro- und Nanoplastik

6. Fragen zu Einweg-Getränkeverpackungen



1. Umsetzung der MCP-Richtlinie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die MCP-Richtlinie (EU 2015/2193) wird etwa 40.000
mittelgroße Feuerungsanlagen betreffen. Das geht aus der Antwort
(19/4189) auf eine Kleine Anfrage (19/3957) der FDP-Fraktion hervor.
Die Richtlinie legt Emissionsgrenzwerte bestimmter Schadstoffe fest.
Die Umsetzung der Richtlinie erfolge nach den Vorgaben des
Koalitionsvertrages ohne Standardabbau und dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung. In der Kleinen Anfrage hatte die Fraktion kritisiert,
dass der nationale Verordnungsentwurf weit über die Vorgaben der
EU-Richtlinie hinausgehe. Eine Nachrüstung betroffener Anlagen,
insbesondere in Bezug auf Schwefeloxidemissionen, sei möglich und
Übergangsfristen wurden vorgesehen. Insgesamt entstehe durch die
Umsetzung der Richtlinie für die Wirtschaft ein einmaliger
Erfüllungsaufwand in Höhe von 309 Millionen Euro.

 * 

2. Insektenforschung in Deutschland

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Im Herbst 2018 sollen gesellschaftliche Akteure und
die Öffentlichkeit in das im Koalitionsvertrag angekündigte
Aktionsprogramm Insektenschutz einbezogen werden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4062) auf eine Kleine Anfrage
(19/3806) der FDP-Fraktion. Im Frühsommer 2019 soll ein
Kabinettsbeschluss dazu folgen. Mit dem Programm sollen "die
Lebensbedingungen für Insekten und die biologische Vielfalt in
Deutschland" verbessert und dem Insektensterben entgegengewirkt
werden, heißt es in der Antwort. Grundlage für die Erfolgskontrolle
sei "ein "konsequentes und bundesweit einheitliches Monitoring der
Erfassung und Quantifizierung des Zustands und der Veränderung von
Insektenbeständen". Sowohl die Gesamtmenge als auch die Vielfalt der
Insektenarten in Deutschland sind stark zurückgegangen.

 * 

3. Verbindungen von Greenpeace

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Es liegen keine Erkenntnisse zu Beteiligungen von
Greenpeace Deutschland an Unternehmen und Genossenschaften vor, wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4071) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/3794) schreibt. Auch flossen zwischen 2012 und
2018 keine Mittel, es bestanden keine Vertragsverhältnisse und es
wurden keine Gutachten oder Analysen an Greenpeace Deutschland sowie
an die Greenpeace Media GmbH, die Greenpeace Energy eG und die
Umweltstiftung Greenpeace vergeben. Bezüglich der Mitarbeit von
Greenpeace-Vertretern in Gremien des Bundes heißt es in der Antwort
weiter, dass Greenpeace in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel
und Beschäftigung" und im wissenschaftlichen Beirat "Evaluation des
Umweltinformationsgesetzes" vertreten ist. Ein Mitarbeiteraustausch
zwischen Bundesministerien und den vorgenannten Organisationen finde
nicht statt.

 * 

4. Linke fragen nach Treibstoffschnellablass

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach dem Schnellablass von Treibstoff ziviler und
militärischer Maschinen im ersten und zweiten Quartal 2018 erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/4089). Von
der Bundesregierung will die Fraktion neben Angaben zu Menge und Art
des betroffenen Luftverkehrs-Teilnehmers unter anderem Auskunft zu den
rechtlichen Grundlagen der Meldung eines Treibstoffschnellablasses.

 * 

5. Auswirkungen von Mikro- und Nanoplastik

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Auswirkungen von Mikro- und Nanoplastik auf die
Gesundheit thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/4044). Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem Auskunft über Forschungsvorhaben und Studienergebnisse
in diesem Bereich.

 * 

6. Fragen zu Einweg-Getränkeverpackungen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Das Sammeln und Verwerten von
Einweg-Getränkeverpackungen sind Gegenstand einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4051). Die Grünen fragen die
Bundesregierung unter anderem nach dem Anteil der
Einweggetränkeverpackungen am deutschen Getränkemarkt sowie die
Entwicklung des Anteils seit Einführung des Einwegpfands.

 * 
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BUNDESTAG/7520: Heute im Bundestag Nr. 672 - 18.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 672

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 18. September 2018, Redaktionsschluss: 11.11 Uhr

1. Aussage der Regierung zu Hetzjagden

2. Expertenkommission Antiziganismus

3. Umstieg auf Digitalfunk

4. Vorgaben für Anträge an externe Dritte

5. Interims-Regierungsterminal am BER

6. Ziele der Hightech-Strategie



1. Aussage der Regierung zu Hetzjagden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Aussage der Bundesregierung zu ,Hetzjagden' in
Chemnitz" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4274). Darin schreibt die Fraktion, dass die Bundesregierung am
27. August durch ihren Sprecher zu den Geschehnissen in Chemnitz am
Abend des 26. August 2018 erklärt habe: "Was gestern in Chemnitz
stellenweise zu sehen war, und was ja auch in Videos festgehalten
wurde ... Hetzjagden auf Menschen anderen Aussehens, anderer
Herkunft ... das kann ich für die Bundesregierung sagen, dass wir das
auf das schärfste verurteilen." Am 28. August habe Bundeskanzlerin
Angela Merkel zum selben Gegenstand geäußert: "Wir haben
Videoaufnahmen darüber, dass es Hetzjagden gab..."

Wie die Abgeordneten weiter ausführen, äußerte demgegenüber "der
Chefredakteur der örtlichen Zeitung ,Freie Presse', seine Reporter
hätten ,Hetzjagden' nicht beobachtet, mehrere Kollegen seien vor Ort
gewesen und könnten nichts dergleichen berichten". Die
Generalstaatsanwaltschaft des Freistaats Sachsen habe auf eine
Medienanfrage erklärt: "Nach allem uns vorliegenden Material hat es in
Chemnitz keine Hetzjagd gegeben".

Wissen will die Fraktion, auf welche Videoaufnahmen die
Bundesregierung ihre Aussagen stützt. Auch fragt sie unter anderem,
wer für die Bundesregierung die Auswertung dieser Videoaufnahmen
vorgenommen "und die oben zitierte Bewertung des Inhalts getroffen"
hat.

 * 

2. Expertenkommission Antiziganismus

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD
vereinbarte Einsetzung einer Expertenkommission zum Thema
Antiziganismus soll laut Bundesregierung spätestens zum Ende des
ersten Quartals 2019 vollzogen sein. Mit Blick auf die inhaltliche und
strukturelle Gestaltung einer Expertenkommission hat ein erstes
Gespräch auf Staatssekretärsebene mit dem Vorsitzenden des Zentralrats
Deutscher Sinti und Roma Ende August 2018 im Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat stattgefunden, wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/4234) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/3972) schreibt.

Weitere Konsultationen auf Arbeitsebene mit dem Ziel entsprechender
Konkretisierungen würden sich im Laufe dieses Jahres noch anschließen,
heißt es in der Vorlage weiter. Vorgesehen sei, die Expertenkommission
nach dem Bundesgremienbesetzungsgesetz unter Berücksichtigung
spezifischer fachlicher und wissenschaftlicher Expertise
zusammenzustellen. Aus Gründen der Arbeitsfähigkeit solle die
Personenanzahl bei maximal acht bis zehn Personen liegen.

 * 

3. Umstieg auf Digitalfunk

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Umstieg auf Digitalfunk bei Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) ist ein Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/4233) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3955). Danach ist der Umstieg auf den Digitalfunk mit Stand zum 1.
August 2018 beim Bundeskriminalamt und bei der Bundeszollverwaltung
für alle dort vorgesehenen Fachbereiche bereits vollständig vollzogen.

Bei der Bundespolizei konnten den Angaben zufolge die Ausstattung mit
Handfunk- und Fahrzeugfunkgeräten abgeschlossen und die
Digitalfunk-Kommunikation der Leitstellen bereits sichergestellt
werden. Die Ausstattung mit ergänzender "Vermittlungstechnik
Leitstellen" solle bis Ende 2018 beendet sein.

Bei der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) befinde sich derzeit
in der vierten und letzten Phase "die Einrüstung der Dienststellen
mittels fest eingebauter Sprechstellen", berichtet die Bundesregierung
weiter. Die "ersten drei Migrationsphasen Handfunkgeräte,
Fahrzeugeinbauten und portabel einsetzbare Koffergeräte" seien aber
abgeschlossen. Zudem befinde sich in der Taktisch-Technischen
Betriebsstelle der THW-Leitung bereits eine feste Sprechstelle im
Pilotbetrieb.

Wie es in der Antwort weiter heißt, verzichten Bund und Länder "seit
der Etablierung des Digitalfunks BOS sukzessive auf die Nutzung
analoger Sprechfunktechnik und bauen diese schrittweise zurück". Der
Rückbau in den Ländern erfolge unterschiedlich und nach eigener
Maßgabe.

 * 

4. Vorgaben für Anträge an externe Dritte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über rechtliche Vorgaben im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums des Inneren, für Bau und Heimat und in seinen
nachgeordneten Behörden für die Vergabe von Aufträgen an externe
Dritte berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4228) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3684). Danach werden
Aufträge an externe Dritte in dem Ministerium sowie in seinen
nachgeordneten Behörden "nach Maßgabe des geltenden Vergaberechts
unter Beachtung der einschlägigen internen Vorschriften vergeben". Für
die Durchführung von Beschaffungsmaßnahmen seien die ressorteigenen
"Beschaffungsregeln über öffentliche Aufträge und Konzessionen"
maßgeblich. Ziel der Regelungen ist den Angaben zufolge eine
systematische und einheitliche Bearbeitung von Vergabevorgängen auf
Grundlage der haushaltsrechtlichen Vorgaben.

 * 

5. Interims-Regierungsterminal am BER

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das Interims-Regierungsterminal am Flughafen Berlin-
Brandenburg "Willy Brandt" (BER) thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/4222). Wie die Fraktion darin schreibt, wird
dieses Terminal Presseberichten zufolge noch im Jahr 2018
betriebsbereit sein. Gleichwohl beabsichtige die Bundesregierung, bis
zur endgültigen Inbetriebnahme des gesamten Flughafens BER, das
Regierungsterminal am Flughafen Berlin-Tegel "Otto Lilienthal" (TXL)
zu nutzen.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob der Bundesregierung technische
Gründe bekannt sind, die einer Inbetriebnahme des
Interims-Regierungsterminals vor Fertigstellung des gesamten
Flughafens Berlin-Brandenburg entgegenstehen. Auch erkundigen sie sich
unter anderem danach, ob sich nach Ansicht der Bundesregierung eine
teilweise oder vollständige Verlegung der am Flughafen Berlin-Tegel
stationierten Flotte der Flugbereitschaft auf die Flughafenkapazitäten
am Standort Tegel auswirken würde.

 * 

6. Ziele der Hightech-Strategie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Nur mit exzellenter Forschung und einem
wirkungsvollen Transfer von Ideen, Erkenntnissen und Ergebnissen in
die Anwendung wird es aus Sicht der Bundesregierung gelingen,
Antworten auf die großen gesellschaftlichen Herausforderungen zu
finden und die Wirtschaft in Zeiten des immer rasanteren Wandels und
des immer härteren globalen Wettbewerbs zu stärken. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Unterrichtung (19/4100) mit dem Titel "Die
Hightech-Strategie 2025 - Forschung und Innovation für die Menschen".

Für die Zukunft sei es von Nöten, noch stärker in Forschung und
Entwicklung (FuE) zu investieren. Gemeinsam mit den Ländern und der
Wirtschaft habe sich die Regierung das Ziel gesteckt, den
Aufwärtstrend bei Investitionen in FuE fortzusetzen und bis 2025
mindestens 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) dafür
aufzuwenden.

Die Hightech-Strategie 2025 richte sich an drei großen
Handlungsfeldern aus: Es soll eine Forschung gefördert werden, die auf
aktuelle und zukünftige Bedarfe ausgerichtet ist und im Alltag der
Menschen ankommt. Das Ziel seien technologische und
nichttechnologische einschließlich sozialer Innovationen, bei denen
der Nutzen für den Menschen im Mittelpunkt stehe. Die Bundesregierung
nehme dabei Themenfelder "Gesundheit und Pflege", "Nachhaltigkeit,
Klimaschutz und Energie", "Mobilität", "Stadt und Land", "Sicherheit"
sowie "Wirtschaft und Arbeit 4.0" in den Fokus.

Als zweiter Schwerpunkt sollen Deutschlands Zukunftskompetenzen
gestärkt und systematisch weiter entwickelt werden. Dazu fördere die
Bundesregierung Schlüsseltechnologien, die mit ihren breiten
Anwendungsmöglichkeiten neue, auch disruptive Innovationspotenziale
eröffneten und die Wirtschaft im internationalen Wettbewerb stärken
sollen. Gleichzeitig verzahne die Bundesregierung Forschungs- und
Technologieförderung eng mit der Aus- und Weiterbildung.

Als drittes will die Bundesregierung eine "offene Innovations- und
Wagniskultur" etablieren. Damit Forschungsergebnisse noch effektiver
in die Anwendung kommen, will die Bundesregierung den Transfer
stärken, offene Innovationsformen und die Entstehung von
Sprunginnovationen fördern, den Unternehmergeist und Innovationskraft
im Mittelstand stärken, die Einbindung in europäische und
internationale Netzwerke intensivieren und Innovationspartnerschaften
schaffen.

 * 
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BUNDESTAG/7519: Heute im Bundestag Nr. 671 - 18.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 671

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 18. September 2018, Redaktionsschluss: 10.11 Uhr

1. Beitragssenkung für Selbstständige

2. Bessere Versorgung mit Brillen gefordert

3. Verbreitung gestohlener Arzneimittel

4. Waldbrandstatistik für 2016 und 2017

5. Paralleljustiz in Deutschland

6. Kein Handlungsbedarf im Erbrecht



1. Beitragssenkung für Selbstständige

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert eine Absenkung der Beiträge
für freiwillig versicherte Selbstständige in der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV). Im Gegensatz zu abhängig Beschäftigten
orientierten sich die Beiträge von Selbstständigen mit kleineren
Einkommen an der Mindestbeitragsbemessungsgrenze von derzeit monatlich
rund 2.283 Euro, heißt es in einem Antrag (19/4320) der Fraktion.

So zahlten Selbstständige mit Einkommen unterhalb dieses Betrags
überhöhte Beiträge. Viele dieser Selbstständigen mit geringem
Einkommen könnten die Beiträge für die Krankenversicherung nicht
aufbringen, weil als Berechnungsgrundlage für die Beitragssätze in der
GKV ein fiktives Einkommen von 4.425 Euro im Monat angenommen werde.

Die Abgeordneten fordern nun konkret, die
Mindestbeitragsbemessungsgrenze für hauptberuflich Selbstständige auf
die Geringfügigkeitsgrenze in Höhe von derzeit 450 Euro abzusenken.
Die Beiträge müssten künftig anhand des tatsächlichen Einkommens
bemessen werden, sofern dieses die Mindestbeitragsbemessungsgrenze
übersteige, aber den für den Kalendertag dreißigsten Teil der
monatlichen Beitragsbemessungsgrenze nicht erreiche.

Die Einkünfte müssten jährlich rückwirkend anhand der
Einkommenssteuerbescheide nachgewiesen werden. Die Beitragshöhe für
Studenten sollte entsprechend der Mindestbeitragsbemessungsgrenze
angepasst werden.

 * 

2. Bessere Versorgung mit Brillen gefordert

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert eine erweiterte Versorgung
von Patienten in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) mit
Sehhilfen. Alle erwachsenen GKV-Versicherten mit Sehschwächen sollten
die Kosten für ärztlich verordnete Brillengläser und Brillengestelle
von der Krankenkasse erstattet bekommen, heißt es in einem Antrag
(19/4316) der Fraktion.

Dabei müsse der Grundsatz einer ausreichenden, zweckmäßigen und
wirtschaftlichen Versorgung gelten. Ferner sollte auch für
Sehbeeinträchtigte mit einem Grad der Behinderung unter 30 Prozent ein
Teilhabeanspruch anerkannt werden.

In Deutschland seien rund 41 Millionen Menschen sehbeeinträchtigt. Sie
hätten als Erwachsene nur Anspruch auf Sehhilfen, wenn sie eine
erhebliche Beeinträchtigung nachweisen könnten. Personen, die mit
Sehhilfen eine Sehschärfe von 30 Prozent erreichten, müssten die hohen
Kosten für Brillengläser und Brillengestelle selber tragen.

Dabei sei eine Sehschärfe von 30 Prozent immer noch eine erhebliche
Beeinträchtigung im täglichen Leben, heißt es in dem Antrag weiter. Im
Straßenverkehr etwa sei schon bei geringer Fehlsichtigkeit eine Brille
gesetzlich vorgeschrieben. Starke Kurz- und Weitsichtigkeit führe auch
bei einer Schärfe von mehr als 30 Prozent zu einer signifikanten
Beeinträchtigung der Teilhabe.

Derzeit zähle die Brille zwar zum Hilfsmittel im Leistungskatalog der
GKV. Die Kosten würden jedoch nur in Form eines Zuschusses als
Festbetrag übernommen, sofern eine schwere Fehlsichtigkeit oder
Blindheit vorliege. Der größte Teil der weniger stark
Sehbeeinträchtigten blieben von der Hilfsmittelversorgung
ausgeschlossen.

 * 

3. Verbreitung gestohlener Arzneimittel

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Verbreitung gestohlener Arzneimittel befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4259). Das
pharmazeutische Unternehmen Lunapharm aus Brandenburg habe im Juli
2018 Arzneimittel eines griechischen Lieferanten zurückgerufen. Es
bestehe der Verdacht, dass die Medikamente aus Diebstählen in
griechischen Krankenhäusern stammten und nicht ordnungsgemäß gelagert
und transportiert worden seien.

Diebstähle von Arzneimitteln, die auf den deutschen Markt gelangten,
seien auch aus Italien bekannt. Apotheken aus Rumänien hätten ohne
Erlaubnis als Großhändler weiterverkauft. Die Abgeordneten erkundigen
sich nun danach, was die Bundesregierung über solche Fälle weiß und ob
es womöglich Sicherheitslücken beim Import von Medikamenten gibt.

 * 

4. Waldbrandstatistik für 2016 und 2017

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In den vergangenen beiden Jahren ist es in der
Bundesrepublik nur in Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein nicht zu
Waldbränden gekommen. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/4208) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3958) hervor.
Danach wurden in Deutschland im Jahr 2016 insgesamt 608 Waldbrände auf
einer Gesamtfläche von rund 283 Hektar und im Jahr 2017 insgesamt 424
Waldbrände auf einer Gesamtfläche von knapp 395 Hektar verzeichnet. Am
mit Abstand stärksten betroffen war den Angaben zufolge jeweils
Brandenburg mit 248 Waldbränden auf insgesamt gut 157 Hektar im Jahr
2016 und 141 Waldbränden auf gut 285 Hektar im Jahr 2017.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, stellen Waldbrände
"für den Wald in Deutschland (11,4 Millionen Hektar) insgesamt keine
Gefahr dar". Allerdings könnten in den Kieferngebieten
Nordostdeutschlands, insbesondere Brandenburgs, nur ständige
Beobachtung und effiziente Waldbrandbekämpfung diesen Zustand sichern.
In besonderen Trockenjahren wie 2003 und 2018 könnten außerordentlich
viele Brände entstehen. Für 2018 liegt laut Vorlage noch keine
bundesweite Zusammenstellung vor.

 * 

5. Paralleljustiz in Deutschland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zur
Anzahl der Verfahren, die durch Paralleljustizsysteme in den letzten
vier Jahren in Deutschland durchgeführt wurden, und über eine mögliche
Zunahme von Scharia-Gerichten vor. Zuständig für die Durchführung von
Straf- und Zivilverfahren seien im Übrigen die Länder, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/4232) auf eine Kleine Anfrage
(19/3934) der AfD-Fraktion. Sie verweist auf den Bericht des
Bundesjustizministeriums mit dem Titel "Gibt es eine Paralleljustiz in
Deutschland? - Streitbeilegung im Rechtsstaat und muslimische
Traditionen". Danach gehe es um ein tatsächliches Phänomen, für dessen
Bewältigung hinreichende Regelungen vorliegen. Wie die Abgeordneten in
der Anfrage schreiben, ist nach ihrer Auffassung aufgrund der
zunehmenden Anzahl von Migranten aus vorwiegend muslimischen Ländern
davon auszugehen, dass im Rahmen der sogenannten Scharia-Gerichte eine
Ausweitung paralleler Justizstrukturen erfolgt.

 * 

6. Kein Handlungsbedarf im Erbrecht

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf im
Erbrecht, was die Frage des Zugangs zum digitalen Nachlass betrifft.
In der Antwort (19/4207) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3954) heißt es, der Bundesgerichtshof habe mit seiner Entscheidung
vom 12. Juli 2018 (Az.: III ZR 181/17) klargestellt, dass digitale
Inhalte ebenso wie sonstige Vermögensgegenstände und vertragliche
Rechte und Pflichten des Erblassers auf den Erben übergehen. Die
Bundesregierung stehe jedoch in Kontakt mit den Anbietern digitaler
Dienstleistungen, um sich ein Bild über die von den Anbietern aus der
Entscheidung zu ziehenden Konsequenzen und daraus eventuell folgenden
Handlungsbedarf für die Regierung zu ermitteln. Weiter heißt es, die
Bundesregierung beobachte aufmerksam die Entwicklungen bei digitalen
Angeboten wie sozialen Netzwerken. Insbesondere die Tatsache, dass die
digital gespeicherten privaten Nachrichten und Mitteilungen für einen
längeren Zeitraum gespeichert werden und die Diensteanbieter darauf
zurückgreifen können, begründe einen erhöhten Schutzbedarf, gerade
auch im Hinblick auf angemessene Vorkehrungen zur Datensicherheit.

 * 
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BUNDESTAG/7518: Heute im Bundestag Nr. 670 - 18.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 670

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 18. September 2018, Redaktionsschluss: 09.28 Uhr

1. Mehr Software-Updates als erwartet

2. Bundesregierung hält an Pkw-Maut fest

3. Anbindung von Flughäfen an Bahnverkehr

4. FDP fragt nach Ausbau der Gäubahn

5. Sanierung der Rheinbrücke Maxau



1. Mehr Software-Updates als erwartet

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Zahl der mittels Software-Update umzurüstenden
Fahrzeuge hat sich nach Angaben der Bundesregierung gegenüber dem
Versprechen der Hersteller aus dem Nationalen Forum Diesel erheblich
erhöht. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/4198) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3902) hervor. Rund 6,3
Millionen Diesel-Pkw würden derzeit das entsprechende Verfahren
durchlaufen, heißt es in der Antwort. Von diesen 6,3 Millionen Pkw
seien insgesamt bereits rund 3,2 Millionen umgerüstet worden. Für die
ursprüngliche Zahl von 5,3 Millionen Fahrzeugen hätten die Hersteller
die Umstellung der Software bis Ende 2018 zugesagt, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

2. Bundesregierung hält an Pkw-Maut fest

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Angaben der Bundesregierung ist die
Infrastrukturabgabe ist EU-rechtskonform und nicht diskriminierend.
Das geht aus der Antwort (19/4210) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3971) hervor. Die EU-Rechtskonformität habe die
Europäische Kommission mit der Einstellung des
Vertragsverletzungsverfahrens bestätigt, heißt es in der Antwort.
Darin schreibt die Regierung weiter: "Die Vergabeverfahren zur
Infrastrukturabgabe sollen in diesem Jahr abgeschlossen und mit der
Erhebung der zeitabhängigen Infrastrukturabgabe in dieser
Legislaturperiode begonnen werden."

 * 

3. Anbindung von Flughäfen an Bahnverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Fernverkehrsbahnhöfe an deutschen Flughäfen
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/4258) erkundigen sich die Abgeordneten bei der
Bundesregierung, ob es Planungen der Deutschen Bahn AG gibt,
Verkehrsflughäfen neu an den Schienenpersonenfernverkehr anzubinden.
Wissen wollen die Grünen auch, an welchen Flughafenbahnhöfen es früher
Fernverkehrshalte der Deutschen Bahn gab, die heute nicht mehr
angeboten werden.

 * 

4. FDP fragt nach Ausbau der Gäubahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Ausbau der Bahnstrecke Stuttgart-Singen
(Gäubahn) thematisiert die Fraktion der FDP in einer Kleinen Anfrage
(19/4219). Die Gäubahn diene als Ausweichstrecke für die bereits
überlastete Verbindung zwischen Basel und Karlsruhe, sowohl für den
Personen- also auch für den Güterverkehr, schreiben die Abgeordneten.
Die Tunnelhavarie von Rastatt im August 2017 habe gezeigt, dass ein
Ausbau der Strecke nicht nur wegen einer möglichen Fahrzeitverkürzung
forciert werden sollte. Bahnkunden, Transport- und Logistikunternehmen
hätten ein Interesse an einem zuverlässigen Schienenverkehr, der auch
auf etwaigen Ausweichstrecken im Falle von Notfällen wie in Rastatt
gewährleistet werden kann, heißt es in der Vorlage.

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung gefragt, welche Gründe
sie als ausschlaggebend für den langwierigen Abschluss des
Planfeststellungsverfahrens und der Finanzierungsvereinbarung für den
Ausbau des zweigleisigen Abschnitts Horb-Neckarhausen ansieht.
Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, ob die Bundesregierung nach
den Erfahrungen der Tunnelhavarie von Rastatt den Ausbau der Gäubahn
als notwendig erachtet, "unabhängig von etwaigen
Fahrzeitverkürzungen".

 * 

5. Sanierung der Rheinbrücke Maxau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Einsatz von "hochfestem Beton" für die Sanierung
der Rheinbrücke Maxau zwischen Karlsruhe (Baden-Württemberg) und Wörth
(Rheinland-Pfalz) thematisiert die Fraktion der FDP in einer Kleinen
Anfrage (19/4221). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
welche Referenzprojekte die Entscheidung zu der gewählten
Sanierungsweise unterstützt haben.

 * 
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AUSSEN/1844: Ergebnisse des Korea-Gipfels stimmen optimistisch, sind aber keine Entwarnung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. September 2018

LAMBSDORFF: Ergebnisse des Korea-Gipfels stimmen optimistisch,
sind aber keine Entwarnung



Zu den Ergebnissen des Korea-Gipfels erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die zahlreichen Ankündigungen des nordkoreanischen Machthabers Kim
könnten ein Hoffnungsschimmer sein. Insbesondere die in Aussicht
gestellte Schließung von Yongbyon, der Geburtsstätte des
nordkoreanischen Atomprogramms, hat symbolischen Wert. Klar ist: Die
Ergebnisse des Korea Gipfels stimmen optimistisch, bevor den Worten
aber keine Taten folgen, kann es keine Entwarnung geben.

Kim ist bislang nicht der US-Forderung nachgekommen, die
Nuklearwaffenbestände seines Landes offenzulegen und konkrete,
nachprüfbare Schritte zu gehen. Der Machthaber erwartet zudem
Gegenleistungen von den USA, die bisher nicht offiziell bekannt sind.
Um einen echten Wendepunkt zu markieren, muss Nordkorea jetzt
außerdem zulassen, dass die Inspekteure der Internationalen
Atomenergiebehörde freien Zugang zu den Nuklearanlagen bekommen und
die Denuklearisierung überwachen können. Nur dann können die
Ergebnisse als echter Erfolg gewertet werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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EUROPA/1554: Bundesregierung darf Brexit nicht aussitzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. September 2018

LINK: Bundesregierung darf Brexit nicht aussitzen

Zur Debatte über den Brexit erklärt der europapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Michael Link:



"Die Drohung von Brexit-Minister Raab, britische Schulden nicht
begleichen zu wollen, sollte es kein weiteres Entgegenkommen Brüssels
geben, sind Grund zu großer Beunruhigung. Sie lassen befürchten, dass
Großbritannien und die EU in einen No-Deal-Brexit schlittern könnten.
Doch statt jetzt aktiv die Interessen der europäischen und deutschen
Bürger und Unternehmen zu verteidigen, versucht die Bundesregierung
weiterhin, den Brexit auszusitzen. Ganz anders als etwa die
französische Regierung, die schon mit Informationskampagnen für
Wirtschaft und Bevölkerung reagiert hat. Die FDP-Fraktion hatte die
Bundesregierung bereits im Frühjahr in einer Großen Anfrage
aufgefordert, auf die drängendsten Fragen der Bürgerinnen und Bürgern
zum Brexit zu reagieren. Doch eine Antwort steht immer noch aus. Für
uns ist klar: Wir wollen auch in Zukunft enge Beziehungen mit dem
Vereinigten Königreich, doch wir lassen uns nicht erpressen. Wir
dürfen weder die Errungenschaften des Binnenmarkts noch die Einheit
der verbleibenden 27 EU-Mitgliedstaaten aufs Spiel setzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4676: Große Koalition macht sich bei Maaßen selbst zur Karikatur


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. September 2018

THOMAE: Große Koalition macht sich bei Maaßen selbst zur
Karikatur



Zur Einigung in der Causa Maaßen erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Mit der Causa Maaßen macht sich die Große Koalition selbst zur
Karikatur, anstatt sich mit den wirklich drängenden Fragen in unserem
Land zu befassen. Die verheerende Botschaft: Fehltritte lohnen sich.
Im Zuge der Beförderung Maaßens zum Staatssekretär soll nun sogar der
bisherige SPD-Staatssekretär Adler mit 55 Jahren in den vorzeitigen
Ruhestand versetzt werden. Diese Rochade zulasten der Steuerzahler
ist den Bürgern nicht zu vermitteln. Damit setzt die Große Koalition
ihren Kurs der Entfremdung von der Mitte der Gesellschaft fort und
verschärft die Vertrauenskrise.

An der Causa Maaßen wird auch das rücksichtslose Machtgebaren des
Bundesinnenministers deutlich, dem offenbar jegliches
Fingerspitzengefühl abhandengekommen ist. Die SPD darf diese Einigung
jetzt nicht einfach schlucken. Die SPD-Minister würden dem Land einen
Dienst erweisen, wenn sie der Beförderung Maaßens im Kabinett nicht
zustimmten. Die Bundeskanzlerin schweigt unterdessen zu allem und
nimmt die öffentlichen Demütigung ihres Koalitionspartners SPD
billigend in Kauf. Die Regierungschefin führt nicht mehr, sie wird
vorgeführt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1490: Gute-Kita-Gesetz wird seinem Anspruch nicht gerecht


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. September 2018

SEESTERN-PAULY: Gute-Kita-Gesetz wird seinem Anspruch nicht
gerecht



Zum Kabinettsbeschluss zum Gute-Kita-Gesetz erklärt der kinder- und
jugendpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Matthias Seestern-Pauly:

"Das Gute-Kita-Gesetz wird seinem Anspruch einer besseren
Betreuungsqualität bei weniger Beiträgen bei Weitem nicht gerecht.
Schon jetzt zeigt sich, dass die Länder die zur Verfügung gestellten
Mittel zum Großteil in die Beitragsfreiheit investieren werden,
anstatt echte Verbesserungen in der Betreuungsqualität zu erreichen.
Für diese bliebe dann nur ein Bruchteil übrig. So gefährdet das
Gesetz die frühkindliche Bildung, statt sie zu verbessern. Hier
verpasst die Große Koalition ein weiteres Mal die Chance, die Weichen
für weltbeste Bildung zu stellen.

Das Ziel der FDP-Fraktion ist eine hohe Betreuungsqualität für alle
Kinder, unabhängig von der sozialen Herkunft. Darauf müsste das
Gute-Kita-Gesetz den Schwerpunkt setzen. Das bedeutet: Zuerst sollte
die Qualität mit ausreichenden Mitteln für gut ausgebildetes
Fachpersonal, einen guten Betreuungsschlüssel und Sprachförderung
gesichert werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1489: Runder Tisch zu Gewalt gegen Frauen muss konkret werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. September 2018

BAUER: Runder Tisch zu Gewalt gegen Frauen muss konkret werden



Zum Runden Tisch von Bund, Ländern und Kommunen zu Gewalt gegen
Frauen erklärt die frauenpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion
Nicole Bauer:

"Frauen müssen besser vor Gewalt geschützt werden. Deshalb ist es
richtig, einen Runden Tisch von Bund, Ländern und Kommunen ins Leben
zu rufen. Dieser muss allerdings auch konkrete Maßnahmen beraten und
für eine Umsetzung und Finanzierung sorgen. So brauchen wir eine
bessere, flächendeckende und bedarfsorientierte Versorgung mit
Frauenhäusern und Beratungsstellen. Diese müssen weltanschaulich
neutral und vernünftig ausgestattet sein. Auch hier kann die
Digitalisierung einen Beitrag leisten, etwa durch ein Ampelsystem für
verfügbare Plätze im Internet. Zudem sind praktikable Lösungen für
Frauen mit schulpflichtigen Kindern, bei der Barrierefreiheit sowie
bei der Anschlussbetreuung gefragt. Wenn der Runde Tisch diese
liefert, wäre er ein Gewinn."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1028: Landtag startet seine Aktivitäten auf Facebook (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 96/2018

Landtag startet seine Aktivitäten auf Facebook



Stuttgart. Der Landtag von Baden-Württemberg ist ab sofort auf
Facebook aktiv. Den Startschuss für die Social-Media-Aktivitäten des
Landesparlaments gab das Team der Landtagspressestelle am heutigen
Dienstagnachmittag, 18. September 2018, im Beisein von
Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) im Haus des Landtags. "Ich
freue mich auf diesen Kommunikationskanal. Damit ist auch der Landtag
dabei, wenn auch mit Verspätung", so die Landtagspräsidentin zu der
Entscheidung, Soziale Medien zu nutzen. Für sie sei der
Facebook-Auftritt wichtig und richtig, weil er Brücken bauen könne.

"Die Plattform hilft uns, die Kommunikation zwischen Politik und
Bürgerinnen und Bürgern zu verbessern. Sie hilft außerdem,
Entscheidungsprozesse besser zu erklären sowie transparenter zu
machen. Und: Wir erreichen auch Menschen, die sich eher in der
digitalen Welt informieren", sagte Präsidentin Aras im Landtag.

Für das Community Management, also die Moderation des Austauschs auf
Facebook, zeichnet das Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
verantwortlich, das seit März 2018 mit Emanuel Grammenos einen
Referenten für Neue Medien und damit einen Experten in Sachen Social
Media in seinen Reihen hat.

"Wir haben uns intensiv auf diese Social-Media-Präsenz vorbereitet und
freuen uns sehr, dass es jetzt los geht", sagte Referatsleiterin
Gabriele Renz anlässlich des Kick-Offs. Alle Landtags-Posts werden
gezeichnet mit LandtagBW. Auf die Einhaltung der "Netiquette", in der
wichtige Kommunikations-Verhaltensregeln definiert sind, wird großen
Wert gelegt. "Mit dem Thema Datenschutz haben wir uns gemeinsam mit
den Datenschützern im Haus und Mitarbeitern beim Landesbeauftragten
für Datenschutz intensiv auseinandergesetzt und unterstützen die
Nutzer in der Wahrung ihrer informationellen Selbstbestimmung", so
Renz.

Auf Facebook sollen künftig etwa Veranstaltungen des Landtags
beworben, aber auch Informationen zu Plenarsitzungen und Ausschüssen
veröffentlicht werden. "Die Inhalte unserer Social-Media-Kommunikation
sind überparteilich. Es geht uns darum, das Landesparlament als Akteur
und Ansprechpartner in der repräsentativen Demokratie sichtbar zu
machen", so Renz. Die Posts sollen informativ, interessant, aber auch
launig und heiter sein und damit Interesse am Landtag von
Baden-Württemberg wecken.

Erste Veranstaltungen, die über Facebook begleitet werden sollen, sind
die Sonderöffnungszeit des Bürger- und Medienzentrums am Samstag, 22.
September 2018 (11-17 Uhr), die EU-Veranstaltung "Die Zukunft Europas"
mit Jean-Claude Juncker am 9. Oktober 2018 im Haus des Landtags, die
Reihe "WERTSACHEN - was uns zusammenhält", am 17. Oktober 2018 in
Singen sowie die StuttgartNacht am 20. Oktober 2018, an der sich der
Landtag beteiligt.

Flankiert wird die Landtags-Facebook-Seite vom bestehenden
Twitter-Account, einem YouTube-Kanal und der Homepage
www.landtag-bw.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 96/2018 - 18.9.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de
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HAMBURG/4496: Erneute Schlammschlacht um den Sportfördervertrag (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. September 2018

Für Vereine und Menschen katastrophal: Erneute Schlammschlacht um den Sportfördervertrag



Die Verhandlungen zwischen Senat und Hamburger Sportbund (HSB) um den Sportfördervertrag sind erneut in Stocken geraten. In dem Konflikt geht es um die geforderte Mittelerhöhung von HSB und Hamburger Fußball-Verband (HFV) von vier Millionen Euro. Mehmet Yildiz, sportpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft kritisiert: "Trotz knapp einer Milliarde mehr Steuereinnahmen geizt der Senat in vielen Kernbereichen wie Soziales, Altersvorsorge, Kita und der Breitensport. Die vom Senat angebotene Gesamterhöhung der Mittel um 922 000 Euro ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein."

Die Sportinfrastruktur ist in Hamburg zu nahezu 100% ausgelastet. Rund 650 000 Hamburger_innen betreiben Sport. Bis 2030 werden bis zu 60 000 neue Sporttreibende erwartet. Zahllose Vereine und die Verbände wie der HSB weisen den Senat darauf seit Jahren auf dieses Problem hin. Mehmet Yildiz: "Der Senat brüstet sich mit großen Sportevents. Wichtig ist aber der Breitensport für die Menschen dieser Stadt. Daher benötigen wir hier Investitionen."

Yildiz betont die soziale Komponente des Breitensports: "Projekte wie 'Kids in die Clubs' und 'Integration durch Sport' sind wertvolle Bestandteile einer erfolgreichen Sportpolitik." Die Mittel für diese Projekte sind durch den Verhandlungsstopp bedroht und könnten im Jahr 2019 und 2020 wegfallen. Yildiz: "Dies wäre für die Vereine und Menschen katastrophal, zumal es mit diesen Projekten nur positive Erfahrungen gab."

Mehmet Yildiz kritisiert, dass es immer wieder zu einer Situation wie jetzt kommt: "Alle zwei Jahre muss der organisierte Sport wie eine 'Bittsteller' um jeden Euro kämpfen. Der Verhandlungsstopp zeigt, dass wir dringend die Praxis des Sportfördervertrages verändern müssen!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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SAARLAND/2629: Bessere Arbeitsbedingungen sind wichtiges Signal für andere Kliniken (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 19. September 2917

Bessere Arbeitsbedingungen sind wichtiges Signal für andere Kliniken



Der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Magnus Jung, zeigt sich erfreut und erleichtert darüber, dass es heute Morgen zu einer Einigung zwischen der Gewerkschaft Verdi und der Klinikleitung hinsichtlich der Entlastung des Krankenhauspersonals gekommen ist: "Ein Aufwuchs um 145 Stellen und die Gewährung einer freien Schicht für Mehrarbeit sind ein großer Erfolg für die Beschäftigten des Universitätsklinikum. Das Ergebnis zeigt, dass es sich lohnt, hart zu bleiben."

Jung sieht in der Einigung in Homburg auch ein wichtiges Signal für andere Kliniken: "Nach NRW haben nun auch die Beschäftigten eines Universitätsklinikums im Saarland bessere Arbeitsbedingungen erstreiten können. Das ist ein gutes Signal, auch für andere Krankenhäuser im Saarland, dass die Arbeitsbedingungen in den Kliniken verbessert werden müssen, wenn diese konkurrenzfähig bleiben wollen. Eine große Aufgabe wird es jetzt sein, die zusätzlichen Stellen tatsächlich zu besetzen. Wer die Entlastung des Personals blockiert, wird mittelfristig kein Personal mehr finden."

Jung dankt Verdi ausdrücklich für den Einsatz zur Entlastung der Beschäftigten und würdigt die Bereitschaft der Klinikleitung durch ihre Zusagen einen Streik abzuwenden.

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken

Tel.: +49 681 5002222, Fax: +49 681 5002387

Internet: www.spd-fraktion-saar.de

E-Mail: presse-landtagsfraktion@spd-saar.de
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SOZIALES/2722: Gute-Kita-Gesetz - Gute Betreuung, weniger Gebühren




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. September 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Gute-Kita-Gesetz - Gute Betreuung, weniger Gebühren

Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf für ein Gute-Kita-Gesetz beschlossen. Damit ist die Grundlage für gute Bildung und Betreuung von Anfang an gelegt. Damit jedes Kind die gleichen Startchancen bekommt - unabhängig vom Einkommen der Eltern und vom Wohnort.

"Noch nie hat eine Bundesregierung so viel Geld in die Betreuung der Kleinsten investiert: Bis 2022 stellt der Bund insgesamt 5,5 Milliarden Euro bereit. Damit die jeweiligen Länder dort investieren können, wo der Bedarf am größten ist, müssen sie zunächst ein Lagebild von der Qualität in der Kinderbetreuung erstellen, daraus den Handlungsbedarf ableiten und genaue Ziele formulieren.

Das Gute-Kita-Gesetz gibt ausdrücklich keine bundesweit einheitlichen Qualitätsstandards vor. Vielmehr sollen die Länder das Geld dort investieren können, wo es am meisten hilft. Der Bund knüpft demnach an die Stärken einerseits und den Entwicklungsbedarf andererseits in den Ländern an und stellt ihnen einen Instrumentenkasten zur Verfügung: Beispielsweise bedarfsgerechter Betreuungsumfang und -zeit, guter Fachkraft-Kind-Schlüssel, Fachkräftesicherung in der Kindertagesbetreuung, Stärkung von Leitungskräften, bessere sprachliche Bildung oder hochwertiges Mittagessen - wo auch immer die Länder besonderen Bedarf sehen, können sie für mehr Qualität sorgen. Für die Umsetzung der Ziele schließen Bund und Länder Verträge. Inwieweit die Länder ihre Ziele erreicht haben, wird jährlich in einem Monitoringbericht des Bundesfamilienministeriums transparent gemacht.

Und das Gute-Kita-Gesetz schafft einen ganz entscheidenden Qualitätssprung: Wenn Eltern Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II), Sozialhilfe (SGB XII), Asylbewerberleistungen, Wohngeld oder Kinderzuschlag beziehen, müssen sie für ihre Kinder keine Kitagebühren mehr zahlen. Damit haben 1,2 Millionen Kinder einen Anspruch auf einen beitragsfreien Kita-Platz. Darüber hinaus werden die unteren Einkommen entlastet, indem sozial gestaffelte Elternbeiträge bundesweit eingeführt werden. Das ermöglicht Eltern mehr finanziellen Spielraum und ihren Kindern gleiche Startchancen von Anfang an.

So macht man Kitas stark: Mehr Qualität dort, wo sie vonnöten ist. Gebührenfreiheit, damit alle Kinder eine gute Kita besuchen können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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SOZIALES/2721: Damit es jedes Kind packt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. September 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Damit es jedes Kind packt



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Susann Rüthrich, Kinderbeauftragte:

Am 20. September 2018 ist Weltkindertag und die SPD-Bundestagsfraktion kümmert sich: Wir haben in den Koalitionsverhandlungen verbindliche Initiativen im Kampf gegen Kinderarmut, beim Schutz von Kindern vor Gewalt und für starke Kinderrechte im Grundgesetz vereinbart. Und die setzen wir jetzt konsequent um. Wichtig ist uns außerdem, dass Kinder und Jugendliche Freiräume dafür haben, sich auszuprobieren und einzumischen. Jedes Kind und jeder Jugendliche soll Chancen auf ein gutes Leben haben.

"Alle Kinder und Jugendliche in Deutschland haben Ideen und Wünsche. Die SPD-Bundestagsfraktion will ausreichend Gelegenheiten dafür schaffen, dass sie diese auch in die Politik einbringen können. Wir achten dabei besonders darauf, auch die Kinder mitzunehmen, die aus dem Ausland zu uns kommen oder deren Familien arm sind.

Heute wurde eine repräsentative Umfrage zum Weltkindertag 2018 im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerks veröffentlicht. Danach ist der Weg hin zu einem umfassend kinderfreundlichen Deutschland noch weit.

Deshalb wollen wir keine weitere Zeit verlieren. Wir werden im Kampf gegen Kinderarmut die finanziellen Familienleistungen und Kitas ausbauen. Zudem entwickeln wir die Kinder- und Jugendhilfe weiter. Die Rechte und Bedürfnisse von Kindern müssen bei allen sie betreffenden staatlichen Maßnahmen vorrangig berücksichtigt werden. Diese zentrale Regelung aus der UN-Kinderrechtskonvention wollen wir ins Grundgesetz aufnehmen. Es geht um nicht weniger als den rechtlichen Rahmen dafür, dass jedes Kind es packt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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FORSCHUNG/1158: So schmeckt die Stadt (idw)


Technische Universität Berlin - 18.09.2018

Gemeinsame Pressemitteilung der Technischen Universität Berlin und der
Humboldt-Universität zu Berlin

So schmeckt die Stadt

EU fördert die Erforschung von "Essbaren Städten" mit 12 Millionen Euro



In immer mehr Städten entstehen kleine grüne Oasen, auf denen statt
Blumenbeeten oder Rasenflächen Gemüsebeete und Obstbäume wachsen. Säen,
jäten, aber auch ernten dürfen die Bürgerinnen und Bürger. Das Konzept der
sogenannten "Essbaren Stadt" ist ein weltweiter Trend. Dr. Ina Säumel,
Leiterin der Nachwuchsgruppe Multifunktionale Landschaften am Institut für
Ökologie der Technischen Universität Berlin (TU Berlin) und assoziiert am
Integrative Research Institute on Transformations of Human-Environment
Systems (IRI THESys) der Humboldt-Universität zu Berlin (HU Berlin)
beschäftigt sich seit Langem mit dem ökologischen Nutzen dieser "Essbaren
Städte". Im Laufe der Forschung ist aber auch der soziale Nutzen essbarer
Lösungen immer mehr in den Vordergrund getreten. Die Europäische
Kommission fördert jetzt das von Ina Säumel geleitete Projekt "EdiCitNet",
(Integrating Edible City Solutions for Social Resilient and Sustainable
Productive Cities) mit rund 12 Millionen Euro für die nächsten fünf Jahre.
Rund 3,8 Millionen Euro der gesamten Fördersumme verbleiben bei den
Berliner Partnern, der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen,
der TU Berlin, der HU Berlin (IRI THESys), Mundraub sowie Nolde & Partner.

Zu den Gästen der Eröffnungsveranstaltung zählen neben den
Hauptredner*innen Katrin Lompscher, Senatorin für Stadtentwicklung und
Wohnen in Berlin, Javier Peinado, European Council Project Advisor, Marie
Yeroyanni, Senior Expert in Innovating Cities vom European Council, auch
Vertreter*innen der Partnerstädte von fünf Kontinenten sowie
Nicht-Regierungsorganisationen und Klein- und Mittelständische Unternehmen,
die im Rahmen des Projekts ihr Wissen und ihre Erfahrungen in das Netzwerk
einbringen.

Angesiedelt wird das Projekt in dem interdisziplinären Forschungszentrum
der IRI THESys der HU Berlin. "Eine Vielzahl von fragmentierten
Initiativen auf der ganzen Welt florieren und bilden eine globale Bewegung
der essbaren Städte. Ihre Produkte, Aktivitäten und Dienstleistungen - die
Edible City Solutions (ECS) - befähigen lokale Gemeinschaften, durch ihre
integrative und partizipative Dynamik soziale Probleme zu überwinden",
erläutert Ina Säumel das Projekt. "So wird nicht nur sozialer Zusammenhalt
generiert und gefördert, sondern es entstehen auch neue grüne Unternehmen
und Arbeitsplätze. 'EdiCitNet' wird die wesentlichen Vorteile nutzen, die
ECS heute auf lokaler Ebene erzielen, und die Idee in der EU und weltweit
katalysieren und verbreiten."

Eine Schlüsselrolle spielen dabei die sogenannten "Front-Runner-Städte"
Rotterdam, Oslo, Heidelberg, Andernach und Havanna: In ausgewählten
Gebieten dieser Städte werden Pilotprojekte implementiert, die die
Erkenntnisse der Wissenschaft unter Realbedingungen prüfen, um diese in
einer zweiten Projektphase in weitere Städte - darunter auch Berlin - zu
übertragen.

Ziel des Forschungsprojekts ist es, ein offenes und partizipatorisches
Städtenetzwerk zu bilden, das die Einwohner durch eine gemeinsame Methodik
stärkt, den Reichtum und die Vielfalt bestehender ECS systematisch zu
erforschen, sowie erfolgreiche ECS in dem individuellen städtischen
Kontext zu planen und umzusetzen.

Die neuen Erkenntnisse werden in eine offen geteilte und weltweit
zugängliche Wissensgrundlage und -methodik einfließen, um eine nachhaltige
und begründete Integration von ECS in die langfristige Stadtplanung zu
ermöglichen, die ein breites Spektrum von städtischen, klimatischen,
sozialen, ökologischen und kulturellen Kontexten abdeckt.


Weitere Informationen unter:

http://www.futurelandscapes.tu-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 18.09.2018
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VERBAND/2320: Ferkelkastration - qualifizierte Fristverlängerung gefordert (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 18.09.2018

Zum Ende der betäubungslosen Ferkelkastration

AbL fordert qualifizierte Fristverlängerung um 1 Jahr



Anlässlich der Bundesratssitzung am kommenden Freitag fordert die
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) die Bundesländer dazu
auf, keiner langen und bloßen Fristverlängerung zum Ende der
betäubungslosen Ferkelkastration zuzustimmen. "Es muss endlich dafür
gesorgt werden, dass die Sauenhalterinnen und Sauenhalter die Vorgaben des
Tierschutzgesetzes in der Praxis flächendeckend umsetzen können und nicht
auf den Mehrkosten der tierschutzgerechten Verfahren sitzen bleiben. Das
muss jetzt dringend nachgeholt werden", fordert der AbL-Bundesvorsitzende
Martin Schulz, NEULAND-Schweinehalter in Niedersachsen.

In einer AbL-Stellungnahme heißt es: "Im Jahr 2013 wurde im deutschen
Tierschutzgesetz das Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration mit einer
Übergangsfrist bis zum 31.12.2018 verankert. Das zuständige
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) sowie die
Länderministerien haben aber bis heute keine Klarheit darüber hergestellt,
welche Verfahren von ihnen und den kontrollierenden Stellen als wirksam
schmerzausschaltend und arzneimittelrechtlich zugelassen anerkannt werden.
Die AbL kritisiert in aller Schärfe, dass in den fünf Jahren seit der
Gesetzesänderung nichts Effektives unternommen worden ist, um die
Sauenhalterinnen und Sauenhalter in die Lage zu versetzen, den für den
Tierschutz wichtigen Verzicht auf das betäubungslose Kastrieren der Ferkel
in der breiten Praxis umzusetzen. Die Betriebe sehenden Auges in diese
Situation laufen zu lassen ist unverantwortlich und grenzt an
Politikversagen."

In dieser Situation fordert die AbL eine "qualifizierte, konditionierte
Verlängerung der Frist um ein Jahr auf 01.01.2020". Es müsse gleichzeitig
"Rechtssicherheit über die Verfahren, die den Anforderungen des
Tierschutzgesetzes (Schmerzausschaltung) und des Arzneimittel- und
Veterinärrechts (bzgl. Mittelzulassung und Anwenderkreis) entsprechen",
hergestellt werden. Zudem fordert die AbL eine qualifizierte Ausbildung und
übergangsweise finanzielle Förderung von Personen, die die zugelassenen
Narkose-Verfahren durchführen. Das könnten auch überbetriebliche Fachkräfte
(wie in der Besamungstechnik) sein, die nicht selbst Tierärzte sind. Die
Anschaffung von Narkosegeräten z.B. für die Inhalationsnarkose unter
Einsatz von Isofluran, die im NEULAND-Programm seit 10 Jahren erfolgreich
eingesetzt werden, solle in der Übergangsfrist gefördert werden.

Die Sauenhalterinnen und Sauenhalter sollen laut AbL gegenüber den
nachgelagerten Stufen der Lebensmittelkette politisch und organisatorisch
dabei unterstützt werden, die zusätzlichen Kosten der betäubungslosen
Ferkelkastration auf die gesamte Kette bis hin zu den Kunden zu verteilen.
Die Mehrkosten entsprechen laut AbL einer Preissteigerung um bis zu 10 %
des aktuellen Ferkelpreises. Vorangetrieben werden müsse auch dafür eine
Marktdifferenzierung mit einer überzeugenden staatlichen
Tierwohlkennzeichnung, in die auch die Sauenhaltung und Ferkelaufzucht
einzubeziehen ist. Schließlich fordert die AbL eine umfassende
Nutztierhaltungsstrategie, die mit allen beteiligten Interessenvertretern
erarbeitet und vereinbart werden müsse und die verschiedenen "Baustellen"
des notwendigen Umbaus in der Schweinehaltung einschließlich der Förderung
umfasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. September 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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VERBAND/2319: Ein wirkliches Mehr für Tierschutz und Bauern bei staatlicher Tierwohlkennzeichnung gefordert (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Gemeinsame Pressemitteilung vom 17. September 2018

NEULAND und Trägerverbände fordern ein wirkliches Mehr für Tierschutz
und Bauern bei einer staatlichen Tierwohlkennzeichnung



Hannover. Der NEULAND-Verein für tiergerechte und umweltschonende
Nutztierhaltung und seine Trägerverbände begrüßen grundsätzlich die Pläne
von Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner, eine staatliche
Tierwohlkennzeichnung einzuführen. Gleichzeitig machen die Verbände
deutlich, dass die Kriterien für eine solche Kennzeichnung klar über dem
gesetzlichen Standard liegen und Landwirte, die deutlich mehr in Tierwohl
investieren, finanziell gefördert werden müssen. Außerdem reicht eine
freiwillige Kennzeichnung aus Sicht der Verbände nicht aus - sie muss
verpflichtend sein.

"Eine Tierwohlkennzeichnung bietet die Chance, die dringend notwendige
Verbesserung in der landwirtschaftlichen Tierhaltung in Deutschland
voranzutreiben. Weiterhin erfüllt sie den Wunsch der Verbraucher nach mehr
Transparenz und mehr Tierschutz und kann den Landwirten neue
wirtschaftliche Perspektiven eröffnen", so die drei NEULAND-Trägerverbände
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Deutscher
Tierschutzbund und Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). Die
Verbände sprechen sich für eine verpflichtende staatliche Kennzeichnung
über die gesamte Kette der Fleisch- und Milcherzeugung aus - von der Zucht
der Tiere, über ihre Haltung bis hin zu Transport und Schlachtung. Dabei
müsse die Kennzeichnung ein Bestandteil einer übergeordneten und
umfassenden Nutztierstrategie sein. "Unabhängig von einer
Tierwohlkennzeichnung müssen auch die gesetzlichen Vorgaben angehoben
werden", so die Verbände.

Spürbares Mehr an Tierschutz notwendig

Voraussetzung für eine Tierwohlkennzeichnung sind den Verbänden zufolge
klare Kriterien und deutliche Verbesserungen im Tierschutz. Dafür müsse
bereits die unterste Stufe einer Tierwohlkennzeichnung deutlich über dem
gesetzlichen Standard liegen. Das Kriterien-Niveau der Initiative Tierwohl
(ITW) lehnen die Verbände als nicht ausreichend ab, da es kaum über den
gesetzlichen Standard hinausgehe. Das gefährde die Glaubwürdigkeit bei den
Kunden und verringere damit auch die wirtschaftlichen Chancen, die eine
überzeugende Kennzeichnung für landwirtschaftliche Betriebe brächte. "Auch
der neue Vorschlag ,ITW-Plus? bringt kaum Verbesserungen und muss als
Provokation aufgefasst werden. Ministerin Klöckner muss sich für
glaubwürdigen Tierschutz entscheiden und damit die Basis für eine
vielleicht etwas langsamere, aber dafür stetig wachsende Marktdurchdringung
legen. Bei einer Tierwohlkennzeichnung muss es - wie der Name schon sagt -
in erster Linie um Tierwohl gehen", so die Verbände.

Landwirte nicht alleine lassen

Wichtig ist dabei: Landwirte dürfen mit den Investitions- und anderen
Mehrkosten, die durch eine bessere Tierhaltung entstehen, nicht alleine
gelassen werden. Dies bedeutet, dass die Wertschöpfungskette in allen drei
Stufen der Tierwohlkennzeichnung einen höheren Preis liefern muss. Die
Verbände fordern zudem, dass durch Bundesmittel und über die Gemeinsame
Europäische Agrarpolitik (GAP) die notwendigen öffentlichen Fördergelder
für den Umbau in eine tier- und auch umweltgerechtere Landwirtschaft zur
Verfügung gestellt werden. Dies hat auch der Wissenschaftliche Beirat des
Bundeslandwirtschaftsministeriums bereits mehrfach gefordert. "Tierschutz
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, für die Bund und Länder ebenso
wie der Handel, die Landwirte und die Verbraucher in die Pflicht genommen
werden müssen", so die Verbände.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 17. September 2018
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MELDUNG/054: Lehren aus der Finanzkrise - Hertie School präsentiert Studie auf T20-Gipfel in Buenos Aires (idw)


Hertie School of Governance - 17.09.2018

Lehren aus der Finanzkrise: Hertie School präsentiert Studie auf
T20-Gipfel in Buenos Aires

• Governance Report 2018: Hertie School stellt Empfehlungen zur
Bewältigung globaler Krisen auf dem T20-Gipfel in Buenos Aires vor

• Krisenanfälligkeit zehn Jahre nach der Finanzkrise generell
gestiegen; in stark betroffenen Staaten ist das Vertrauen in Regierungen
erodiert.



Berlin, 17. September 2018 - Ein Jahrzehnt nach der größten weltweiten
Finanzkrise seit der Weltwirtschaftskrise stellt die Hertie School in
ihrem Governance Report 2018 Analysen und Empfehlungen vor, wie solche
Krisen verhindert oder besser bewältigt werden können. Die Professoren
Helmut K. Anheier, ehemaliger Präsident der Hertie School, und Mark
Hallerberg präsentieren den Report heute (17. September) beim
Think-20-Gipfel (T20) in Buenos Aires.

T20 ist ein Netzwerk von Forschungseinrichtungen und Think Tanks, das seit
2017 den G20-Prozess begleitet und jeweils im Vorfeld des Gipfels der
Staats- und Regierungschefs zusammenkommt.

Der Governance Report zeigt deutlich, dass die globale Finanz- und
Wirtschaftskrise 2008/2009 nicht nur die Finanzmärkte bedrohte, sondern
ganze Wirtschaftsräume und politische Systeme betraf. Dabei stellen die
Wissenschaftler gravierende Mängel der politischen Steuerung über ein
breites Spektrum von Politikfeldern hinweg fest.

Die Autoren des Reports weisen nach, dass das Vertrauen der Bürger in ihre
Regierungen während der Krise in vielen EU-Ländern eingebrochen ist, in
besonders stark betroffenen Ländern besteht der Vertrauensverlust bis
heute fort, während die robusteren Staaten sich inzwischen erholen
konnten. In stark betroffenen Ländern beeinflusst dies auch die
demokratische Legitimation, gemessen am Wahlverhalten und der
Zufriedenheit mit der Demokratie. Die Krise kann daher unter bestimmten
Bedingungen ein Anstoß für die Aushöhlung des demokratischen Systems
gewesen sein. Einen definitiven Zusammenhang zwischen den jüngsten
Stimmenverschiebungen zu rechten, ultranationalistischen oder
euroskeptischen Parteien, können die Wissenschaftler jedoch nicht
feststellen.

Die Analysen ergeben zudem eine höhere Krisenanfälligkeit der meisten
OECD- und G20-Länder aufgrund höherer Verschuldung und gestiegener
Sozialausgaben. Im Falle einer weiteren Krise hätten sie nur wenig
finanzpolitischen Spielraum. Eine Stärkung der öffentlichen
Finanzhaushalte sei daher dringend erforderlich, damit die Staaten
nötigenfalls mit einer Erhöhung der Schulden statt mit Austerität
reagieren.

Künftig müssen sich Staaten in Zeiten relativer wirtschaftlicher
Stabilität besser vorbereiten, Krisenszenarien entwickeln, Notfallpläne
erarbeiten und eine systematische Bewertung multilateraler Vereinbarungen
vornehmen, so die Autoren. Erforderlich ist ferner ein vorausschauendes
Schuldenmanagement, so dass eine größere Flexibilität entsteht, um im
Krisenfall nötigenfalls mit Ausgabensteigerungen zu reagieren. Von
entscheidender Bedeutung sind zudem der Verzicht auf verfrühte
Deregulierungsmaßnahmen und systematische Maßnahmen, um nach Krisen
Vertrauen der Bürger wiederaufzubauen. Hierzu gehören aus Sicht der
Autoren auch strenge Strafen für die verantwortlichen Akteure.

Als weiteres zentrales Handlungsfeld identifiziert der Governance Report
2018, dass Aufsichtsbehörden dem technologischen Fortschritt oft
hinterherhinken, was den privaten Finanzmarktakteuren einen Vorteil
verschafft, den Markt verzerren und die Krisenanfälligkeit erhöhen kann.
Die Cyber-Technologie etwa entzieht sich der Regulierungsaufsicht bislang
weitgehend.

The Governance Report 2018 (https://bit.ly/govreport2018), hrsg. v. Hertie
School of Governance, Oxford University Press 2018, wurde von einem
Expertenteam unter Federführung der Hertie School of Governance verfasst.
Es ist der sechste Band einer Reihe, die neue Lösungsansätze für
Governance-Probleme behandelt. Der Report 2018 enthält Beiträge unter
anderem von Helmut K. Anheier, Luciana Cingolani, Mark Hallerberg, Jean
Pisani-Ferry, Kai Wegrich und Sebastian Ziaja. Er umfasst
wissenschaftliche Analysen, wie sich die Finanzpolitik,
Verwaltungsprozesse und -kapazitäten, das Vertrauen in Institutionen sowie
globale Steuerungsmechanismen von der Zeit vor der Krise bis heute
entwickelt haben.


Hier finden Sie weitere Informationen zur Präsentation des Governance
Report 2018 auf dem T20-Gipfel in Buenos Aires am 17. September:

https://bit.ly/t20summit2018

In Deutschland wird der Report am 17. Oktober um 18 Uhr an der Hertie
School of Governance in Berlin im Rahmen einer Veranstaltung mit
Kanzleramtsminister Helge Braun, den Autoren Luciana Cingolani und Mark
Hallerberg sowie Dennis Snower, Präsident der Global Solutions Initiative
vorgestellt: Mehr Informationen und Anmeldung:

https://bit.ly/rebuildingtrust2018

Die Hertie School of Governance ist eine staatlich anerkannte, private
Hochschule mit Sitz in Berlin. Ihr Ziel ist es, herausragend qualifizierte
junge Menschen auf Führungsaufgaben im öffentlichen Bereich, in der
Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft vorzubereiten. Mit
interdisziplinärer Forschung will die Hertie School zudem die Diskussion
über moderne Staatlichkeit voranbringen und den Austausch zwischen den
Sektoren anregen. Die Hochschule wurde Ende 2003 von der Gemeinnützigen
Hertie-Stiftung gegründet und wird seither maßgeblich von ihr getragen.
https://www.hertie-school.org

Twitter: https://twitter.com/thehertieschool

Facebook: https://www.facebook.com/hertieschool/

LinkedIn: https://www.linkedin.com/school/55258/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution855
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hertie School of Governance, Regine Kreitz, 17.09.2018
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HERRSCHAFT/1791: Verfassungsschutz - Gebot der Unauffälligkeit ... (SB)




Als bekannt wurde, daß der Chef des Inlandsgeheimdienstes seine schützende Hand
über die AfD hielt, indem er sie beriet, wie eine Observation durch seine
Behörde zu verhindern sei, hätte er zurücktreten müssen. Daß dies kaum gefordert
wurde, sondern die politische Gesinnung des Chefs einer Bundesbehörde, die die
Beobachtung und Evaluierung politischer Gesinnung als Aufgabe hat, erst sieben
Wochen später politische Konsequenzen zeitigte, teilt jedem, der es wissen will,
mit, wie die Machtverhältnisse in der Bundesrepublik sortiert sind. 

Historisch ist die Relativierung bürgerlicher Freiheitsrechte durch die
geheimdienstliche Durchsetzung ihrer verfassungsrechtlichen Konformität dem
demokratischen Neuanfang nach Ende des NS-Regimes geschuldet und sollte sich von
daher in erster Linie gegen dessen Wiederkehr richten. Praktisch war und ist das
Gegenteil der Fall - der Verfassungsschutz, der personell anfangs durchaus aus
den Beständen der NS-belasteten Beamtenschaft schöpfte, richtete sich in
allererster Linie gegen linke revolutionäre Kräfte. Der repressive
Antikommunismus des Kalten Krieges war in der Behörde fest verankert und wirkte
sich etwa im Verbot der KPD aus. Indem der Verfassungsschutz nach Gründen für
Parteiverbote suchte und sie auch fand, indem er bis heute linke Gruppen und
Organisationen als für diese Gesellschaft unverträglich stigmatisiert, indem er
der despotisch regierten Türkei bei der Bekämpfung der linken Opposition
Schützenhilfe leistet, ist er demokratietheoretisch am Übergang des
parlamentarischen Systems zum Ausnahmezustand, zur Aufhebung jener Freiheiten,
die zu verteidigen er behauptet, angesiedelt.

Dort, wo die Machtfrage vom starken Staat beantwortet wird, fühlt sich die
radikale Rechte seit jeher zu Hause. An diesem Standort antidemokratischer
Transformation existiert eine relevante Schnittmenge zur aufstrebenden Neuen
Rechten, deren Staatsnähe bei aller Opposition zur herrschenden Regierung
ideologisch begründet ist. Den autoritären bis faschistischen Staat nicht nur in
Zeiten der Krise zu befürworten ist ihr quasi genetisch eingeschrieben, was sich
auch im hohen Anteil an Militärs und PolizistInnen, an RichterInnen und
StaatsanwältInnen in ihren Reihen zeigt. Repressive Härte demonstriert dieser
Staat insbesondere bei der Unterdrückung der sozialrevolutionären und
antifaschistischen Linken. Am Tage der Beförderung Maaßens kam es zu neuerlichen
Hausdurchsuchungen bei G20-ProtestlerInnen, denen Gewalttaten angelastet werden,
für die sich die Polizei niemals rechtfertigen mußte. 3500 PolizistInnen sollen
den Hambacher Forst von WaldbesetzerInnen räumen, doch als in Chemnitz über 5000
Rechtsradikale aufmarschierten, wurden lediglich 600 PolizistInnen aufgeboten,
um einige hundert GegendemonstrantInnen zu schützen.

Die mit der Veröffentlichung des Buches "Inside AfD" [1] der ehemaligen
Parteifunktionärin Franziska Schreiber Anfang August bekanntgewordene
Beraterrolle des Chefs des Bundesamtes für Verfassungsschutz entspricht dieser
ideologischen Gewichtung ganz und gar. Daß dieser Sachverhalt trotz weiterer
Informationen zu Kontakten Maaßens in die AfD nicht für einen Rücktritt
ausreichte, unterstreicht den Erfolg rechtsradikalen Hegemonialstrebens in den
BRD-Funktionseliten. Erst mit der offenen Verharmlosung der Hetzjagden in
Chemnitz und einer um Profilierung bemühten SPD wurde Maaßen aus dem Amt
entfernt. Daß dies zu seinen Gunsten mit einer Beförderung und einer
Gehaltserhöhung von 11.600 auf 14.000 Euro monatlich verbunden ist, könnte das
Lamento der Neuen Rechten über die angeblich linke Hegemonie in Staat und
Gesellschaft nicht besser widerlegen.

Auch trauen sich die PolitikerInnen der SPD, deren Verbleib in der
Regierungskoalition diese Personalentscheidung geschuldet ist, kaum, die Sache
beim Namen der unverhohlenen politischen Sympathien Maaßens zu nennen. So
niedrig der begründete Verdacht einer Parteinahme für die Neue Rechte gehängt
wird, so hoch ist die Wahrscheinlichkeit, daß der Niedergang der SPD durch ihren
Wankelmut in der Positionierung gegen rechtspopulistische Bewegungen beschleunigt
wird. Der wesentliche Schluß aus der Affäre um Maaßen und die AfD ist wenig
beruhigend: Rechte Funktionseliten werden in Zeiten des latenten Bürgerkrieges
so sehr gebraucht, daß sie eine Art ideologische Immunität genießen. Die
radikale, antiimperialistische, antifaschistische, autonome Linke steht auf der
Rangliste der dabei zu bekämpfenden Akteure ganz oben. Die "besorgten Bürger"
von Chemnitz und anderswo hingegen sind die Zukunft Deutschlands.


Fußnoten:

[1] REZENSION/697: Franziska Schreiber - Inside AfD(SB) 
 
 http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar697.html
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Ich kann, wenn ich in die Fraktion zurückkehre, schon berichten,
dass die Arbeit, die die Soldatinnen und Soldaten hier machen, ein
sinnvoller Beitrag für die Stabilisierung des Iraks ist.

Fritz Felgentreu (SPD-Obmann im Verteidigungsausschuß) [1]

Im Rahmen der Allianz gegen den Islamischen Staat hat das deutsche
Einsatzkontingent auf dem Luftwaffenstützpunkt Al-Asrak im Osten
Jordaniens etwa 290 Soldaten stationiert. Dort sind vier
Tornado-Aufklärungsjets und ein Tankflugzeug im Einsatz. Auf die Frage
eines Soldaten, ob es Überlegungen gebe, sich im Nahen Osten
strategisch niederzulassen, erwiderte Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen bei ihrem jüngsten Besuch vielsagend: "Ich will den
Gedanken nicht ausschließen, so will ich es sagen." [2] Wer die
maßgeblichen geostrategischen Entwürfe hiesiger Denkfabriken,
deutscher Außenpolitik und der militärischen Führung studiert, kann
schwarz auf weiß nachlesen, in welchen Weltregionen die Bundesrepublik
im Zuge einer expansionistischen Durchsetzung ihrer Interessen Fuß
fassen und maßgeblich mitmischen soll. Dazu gehören neben Osteuropa,
Afghanistan und dem Balkan insbesondere Nahost und Afrika, wo die
Bundeswehr unter verschiedenen Mandaten im Einsatz ist.

Als formelle Parlamentsarmee eines demokratischen Rechtsstaats ist die
deutsche Truppe an verfassungsrechtliche und andere gesetzliche
Vorgaben gebunden und mithin von politischen Entscheidungen abhängig.
Um die militärischen Einsätze auszuweiten, arbeiten die Protagonisten
der Waffengewalt systematisch daran, die Grenzen zu verschieben. Da
gilt es gewaltige Brocken zu rollen wie einst den ersten deutschen
Angriffskrieg seit 1945 auf dem Balkan. Afghanistan war ein
Paradebeispiel, wie aus einer vorgeblichen Aufbaumission sukzessive
ein Kriegseinsatz und schließlich dessen offizielles Ende durch einen
Ausbildungsauftrag verschleppt wird, so daß die Bundeswehr immer noch
am Hindukusch sitzt. Einen regelrechten Dammbruch brachte die
sogenannte Schutzverantwortung, die fortan Interventionen zum Zweck
des Regimewechsels unter humanitärem Deckmantel legitimierte. Ob
Piraten am Horn von Afrika, Schlepper im Mittelmeer, der IS im Irak,
ein "Diktator" in Syrien oder diverse andere "terroristische"
Gruppierungen, an Vorwänden und Anlässen herrscht keine Mangel,
deutsche Ambitionen auch mit militärischen Mitteln zu unterfüttern und
voranzutreiben.

Einiges davon muß den Bundestag passieren, anderes wird am Parlament
vorbeigeschleust. Vieles wird offiziell ausgeführt, manches aber auch
klammheimlich vor Ort praktiziert. Diverse Details erfährt die
Bevölkerung nie, eine Menge will sie aber auch gar nicht wissen.
Wollte man in der Gemengelage dieser fortgesetzten Aufweichungen,
Umdeutungen und Verschiebungen von einer Konstanten sprechen, so wäre
das unablässige Ringen um Deutungsmacht zu nennen, die unter den
politischen Fraktionen ausgehandelt und im Abtausch mit der medial
vermittelten Öffentlichkeit gängig gemacht wird. Wie parlamentarische
Beteiligung und Einbeziehung der Medien irgendwo zwischen simulierter
Kontrolle und eingebetteter Hofberichterstattung inszeniert wird,
demonstrierte der aktuelle dreitägige Besuch Ursula von der Leyens in
Al-Asrak, Bagdad und Erbil. In der Entourage der Ministerin, die für
eine Verlängerung des Irakeinsatzes über den Ablauf des Mandats am 31.
Oktober hinaus warb, reisten sieben Abgeordnete sowie etliche
Journalisten mit.

Auf dem Luftwaffenstützpunkt Al-Asrak in Jordanien gab die Ministerin
die Parole aus, der Einsatz müsse fortgesetzt werden. Nachdem die
Extremisten militärisch geschlagen seien, gelte es nun zu verhindern,
daß sie Rückzugsräume bildeten. Kaum war dieser Pflock im Rahmen der
obligatorischen Truppeninspektion eingeschlagen, als es auch schon
weiter nach Bagdad zu einem Treffen mit dem irakischen Amtskollegen
Al-Hayali ging. Das Bundestagsmandat war erweitert worden, um außer
den kurdischen Peschmerga auch Spezialisten der irakischen Armee
auszubilden. Im Militärkomplex Tadschi nordwestlich von Bagdad bilden
deutsche Soldaten unter der Rubrik "Fähigkeitsaufbau" erstmals auch im
Zentralirak Soldaten aus. Dazu hat am 11. August als Pilotprojekt ein
Lehrgang in der ABC-Abwehr begonnen, an denen irakische
Militärausbilder teilnehmen. Lehrgänge in der Entschärfung von
Sprengsätzen, Logistik und der Sanitätsausbildung sollen folgen.

Dort forderte Von der Leyen einen "langen Atem", um für Sicherheit,
Reformanstrengungen und die Absicherung des Wiederaufbaus zu sorgen.
"Der akute Kampf um das ehemals vom IS besetzte Territorium ist
vorbei. Jetzt kommt es unter anderem darauf an, unter einem neuen
Mandat den Wiederaufbau des Landes zu gestalten und zu schützen."
Deutschland habe seit 2014 bereits 1,4 Milliarden Euro in den Irak
investiert und sei bereit, dem Land weiterhin zu helfen, auf die Beine
zu kommen: "Deswegen bin ich hier", so die Ministerin, die damit den
Schutz beim Wiederaufbau als zweites zentrales Argument für die
Fortschreibung der Bundeswehrpräsenz im Irak verankerte.

Zum Abschluß reiste die deutsche Delegation ins kurdische Erbil, wo
Von der Leyen den Peschmerga dafür dankte, "dass sie hervorragend ihr
Land verteidigt haben, die Flüchtlinge geschützt haben und für uns
alle stellvertretend sich gegen den IS gestellt haben". Die Bundeswehr
hatte in den vergangenen Jahren Peschmerga-Kämpfer ausgebildet und
ihnen auch Waffen geliefert. Nun konzentriere sich die Hilfe der
Bundeswehr auf Bereiche wie Logistik, Minenabwehr und medizinische
Versorgung, so die Ministerin. Sie besuchte Ausbildungsstätten für die
Peschmerga, darunter eine Werkstatt und eine Klinik. An diesen
Projekten könne "man sehr exemplarisch sehen, dass es bei der Hilfe
nicht nur darum geht, Material zu liefern oder Geld zu geben". Ganz
entscheidend sei die Nachhaltigkeit und Langfristigkeit der Hilfe. Mit
Geld und Material auszuhelfen steht für die deutsche
Interventionspolitik von gestern, heute ist die Präsenz der Bundeswehr
an der Front ein Gebot der Nachhaltigkeit, welche die Ministerin nicht
missen möchte.

Der Bundestag hatte nach den Anschlägen in Paris vom November 2015
beschlossen, Frankreich und die internationale Koalition gegen den IS
militärisch zu unterstützen. Zunächst half die Bundeswehr vor allem
den kurdischen Peschmerga im Nordirak mit Ausbildung und Waffen gegen
den IS aus. Die Erweiterung des Mandats um die neuen Aufgaben im
gesamten Irak war im März 2018 mit den Stimmen der großen Koalition
beschlossen worden. Damals stand ein Konflikt zwischen den Kurden und
der irakischen Zentralregierung im Raum, weshalb die Opposition im
Bundestag befürchtete, deutsche Soldaten könnten zwischen die Fronten
geraten. Dies führte dazu, daß 359 Abgeordnete für das Mandat und 218
dagegen stimmten, während sich 79 enthielten. Linke, Grüne und AfD
waren dagegen, die FDP enthielt sich. Wenngleich der Vorsprung der
Befürworter komfortabel ausfiel, geht es für das unionsgeführte
Verteidigungsministerium darum, die mitunter wankelmütige SPD bei der
Stange zu halten, die Freidemokraten einzubinden und womöglich auch
jene Teile der Grünen zu gewinnen, die für aus ihrer Sicht sinnvolle
und humanitäre Kriege durchaus zu haben sind. Zwar ging es in diesem
konkreten Fall um den Einsatz im Irak, in der Kette einer zunehmend
militarisierten deutschen Außenpolitik aber natürlich um viel mehr.

Die sieben mitreisenden Bundestagsabgeordneten folgten der Ministerin
auf Schritt und Tritt, sahen alle Präsentationen vor Ort und waren
größtenteils angetan. Das galt nicht für Alexander Neu von der Linken,
da seine Partei Auslandseinsätze grundsätzlich ablehnt, und Rüdiger
Lucassen von der AfD, die befürchtet, es würden womöglich die Falschen
ausgebildet. Ansonsten aber hatte Von der Leyen diesen Teil ihrer
Mission offenbar erfolgreich über die Bühne gebracht. Grüne und FDP
zierten sich zwar, hielten aber keine grundsätzlichen Einwände vor.
Die Union ist sowieso dafür, und der SPD-Obmann im
Verteidigungsausschuß, Fritz Felgentreu, bilanzierte: "Ich kann, wenn
ich in die Fraktion zurückkehre, schon berichten, dass die Arbeit, die
die Soldatinnen und Soldaten hier machen, ein sinnvoller Beitrag für
die Stabilisierung des Iraks ist."

Wie wichtig die Einbindung der Sozialdemokraten ist, zeigt der
Koalitionsstreit um die Ausweitung des Bundeswehreinsatzes im
Syrienkrieg. Die Bundeskanzlerin kritisierte das klare Nein von
SPD-Chefin Andrea Nahles zu einer deutschen Beteiligung an einem
Vergeltungsschlag beim Einsatz von Giftgas. "Einfach zu behaupten, wir
könnten wegsehen, wenn irgendwo Chemiewaffen eingesetzt werden und
eine internationale Konvention nicht eingehalten wird, das kann auch
nicht die Antwort sein", tadelte Angela Merkel in der Haushaltsdebatte
im Bundestag. Von der Leyen legte nach und forderte eine "glaubhafte
Abschreckung" gegen einen erneuten Einsatz von Chemiewaffen, ganz im
Sinne des US-Sondergesandten für Syrien, James Jeffrey, der bei einem
Besuch in Berlin sagte: "Die beste Art und Weise, politische
Unterstützung zu zeigen, ist nicht eine Rede, sondern militärische
Solidarität." [3]

Indessen hat der wissenschaftliche Dienst des Bundestags bereits eine
deutsche Beteiligung als verfassungs- und völkerrechtswidrig
eingestuft. In einem weiteren Rechtsgutachten verwirft er nun auch
eine nachträgliche Abstimmung über einen solche Einsatz im Parlament.
Diese sei nur bei "Gefahr im Verzug" gesetzlich vorgesehen, während
dieser "Notfallcharakter" bei einem möglichen Vergeltungsschlag in
Syrien nicht gegeben sei, wie die seit Tagen anhaltende Debatte
darüber zeige. Wenngleich dieser Angriffsvorwand verschiedener
westlicher Mächte durch die jüngste Vereinbarung zwischen Putin und
Erdogan in Sotschi vorerst entfällt, hat das Verteidigungsministerium
doch mit dem Anstoßen dieser Diskussion ein weiteres dickes Brett
vorgebohrt. [4]

Wie weit die Kriegsführung vor Ort von dem offiziellen Diskurs des
Berliner Politikbetriebs abweichen kann, belegen aktuelle Berichte aus
Mali. Laut vertraulichen UN-Protokollen unterstützt die Bundeswehr den
französischen Antiterroreinsatz dort mit Drohnen. Die Franzosen stehen
mit der Operation Barkhane eindeutig in einem Kampfeinsatz, die
Deutschen übernehmen hingegen Aufgaben bei der europäischen
Trainingsmission EUTM und der UN-Mission MINUSMA. Ihre Aufgabe lautet,
"den Friedensprozess zu begleiten", wie es Von der Leyen ausdrückt.
Demnach schließt ihr Mandat einen Kampfeinsatz aus. Nun ist natürlich
die Annahme absurd, ein Kampfeinsatz lasse sich eindeutig von einer
Friedensmission in ein und demselben Gebiet trennen. [5]

Das Verteidigungsministerium bestätigte einen Drohneneinsatz, der
Barkhane Aufklärungsbilder lieferte. Zu Hinweisen, wonach deutsche
Hubschrauber französische Truppen transportiert haben, wollte die
Bundeswehr aus "operativen Gründen" keine Auskunft geben. Auch über
die Häufigkeit der Kooperationen schweigt sich das Wehrressort aus.
Nach dessen Auffassung sind Kooperationen mit Barkhane vom Mandat
gedeckt, sofern sie von den UN gebilligt und "zum Schutz der eigenen
Kräfte" durchgeführt werden. Da jeder Gegner, den die französischen
Soldaten ausschalten, auch die Sicherheit der Bundeswehr in Mali
erhöht, wäre das ein ausgesprochen weites Mandat. Was den Eindruck
einer Unschärfe oder Grauzone erwecken mag, hat System: Ausbildung,
Logistik und Sanitätsdienst der deutschen Truppe sind Etappen des
Kriegseintritts, worüber auch ein fiktives Friedensmandat nicht
hinwegtäuschen sollte.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/von-der-leyen-und-die-abgeordneten-ueberzeugungsarbeit-im.1773.de.html

[2] www.stern.de/politik/ausland/besuch-im-irak-und-jordanien-von-der-leyen-fuer-fortsetzung-des-einsatzes-gegen-den-is-8360248.html

[3] www.focus.de/politik/deutschland/unter-druck-der-amerikaner-koalition-streitet-weiter-ueber-moeglichen-syrien-einsatz-doch-der-waere-juristisch-kaum-durchsetzbar_id_9597439.html

[4] www.n-tv.de/politik/Gutachten-gegen-nachtraegliche-Abstimmung-article20625870.html

[5] www.welt.de/politik/deutschland/article181561684/Mali-Einsatz-der-Bundeswehr-Opposition-verlangt-Aufklaerung.html
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In der Debatte um die Abwicklung der Braunkohleverstromung wird ein Ausmaß an
Stromverbrauch unterstellt, das an einer auf Wirtschaftswachstum orientierten
Industriegesellschaft orientiert ist. Das im weltweiten Vergleich sehr hohe
Verbrauchsniveau Deutschlands wird nicht kritisiert, sondern scheint eine
unhinterfragbare, von allen Seiten letztendlich akzeptierte Größe zu sein. Um
auf der Verbrauchseite keine Einschränkungen hinnehmen zu müssen, wird auf die
sogenannten Erneuerbaren verwiesen, als stelle der durch sie bediente Bedarf
keine sozialökologisch kritikwürdige Form verbrauchsintensiver Lebensweise dar. 
Insbesondere die zerstörerischen Auswirkungen sogenannter Bioenergie zeigen, daß
es mit der Energiewende allein nicht getan ist.

Das Verheizen von Plantagenwäldern, die unter großem Einsatz von fossiler
Energie abgeholzt, zu Pellets verarbeitet und über den Atlantik nach Europa
verschifft werden, ist kaum weniger klimaschädlich als die Nutzung fossiler
Primärenergie. Mehr als die Hälfte der in der EU verfeuerten Holzpellets stammen
inzwischen aus dem Südosten der USA, wo WaldschützerInnen einen verzweifelten
Kampf gegen die Abholzung nicht nur von Baumplantagen, sondern auch alten
Beständen für die Energieproduktion führen. Zwar behaupten die Energiekonzerne
gerne, daß vor allem Holzabfälle und andere Biomasse verheizt werden. Der
Verbrauch von Bäumen nimmt in der EU jedoch stärker zu als der von Holzabfällen
[1], so daß inzwischen letzte intakte Waldgebiete in Rumänien, Bulgarien und
Polen von der Abholzung bedroht sind.

Die UmweltschützerInnen der Dogwood Alliance, die für den Erhalt der von
Biomasseproduktion bedrohten Wälder im Südosten der USA kämpft, beklagen zudem,
daß schon die Produktion der Pellets unter erheblicher Luftverschmutzung
erfolgt, die die in der Nähe der Fabriken lebenden Menschen akut bedroht [2]. Es
sind unter anderem deutsche Unternehmen, die von den AktivistInnen bezichtigt
werden, die Grenzwerte zur Luftreinhaltung bei der Produktion von Pellets, die
in der EU verheizt werden, massiv zu überschreiten. In der Bundesrepublik sind
die Feinstaubemissionen aus der Holzverbrennung inzwischen höher als diejenigen,
die im Straßenverkehr anfallen, was allerdings vor allem durch kleine
Holzfeuerungsanlagen bedingt ist.

Auf jeden Fall ist der Ruf der Bioenergie weit besser als ihre ökologische
Realität. So wird beim Verbrennen des Holzes zur Energieerzeugung mehr CO2
freigesetzt als bei der Kohleverstromung. Die geringere Energiedichte bei
Biomasse schlägt zudem immer dann negativ zu Buche, wenn sie über längere
Strecken transportiert werden muß, also zusätzlichen Energieverbrauch erzeugt. 
Klimatechnisch rechnet sich diese Form erneuerbarer Energie erst, wenn eine
entsprechende Menge an Holz angebaut wird und dabei wieder CO2 aufnimmt. Da dies
mehrere Jahrzehnte in Anspruch nimmt, weist das kurzfristige Verbrennen des
Holzes geschlagener Bäume sogar eine deutlich schlechere Klimabilanz als die
fossile Energieerzeugung auf. Das Zeitfenster zum Ergreifen klimaschützender
Maßnahmen ist in jedem Fall weit kleiner als die Jahrzehnte, in denen die
Freisetzung des CO2 verheizter Bäume durch deren Wiederaufforstung kompensiert
wird. Dennoch bedarf es in der EU keines Nachweises, ob in den
Wirtschaftswäldern nur so viele Bäume für die Pelletproduktion geschlagen
werden, wie zugleich nachwachsen. So fließen Millionen an Subventionen in
Kraftwerke, die von Kohle auf Holz umstellen und danach nicht weniger
Schadstoffe abgeben als zuvor, allein aufgrund des Etiketts "erneuerbar".

Wälder werden mithin nicht nur durch den Braunkohletagebau oder andere Formen
des energiewirtschaftlichen oder mineralischen Extraktivismus bedroht, sondern
auch durch ihre vermeintlich grüne Verwendung. Die Nutzung agrarischer
Bioenergie für Stromerzeugung und Agrosprit, die im Bereich
nahrungsmitteltauglicher Feldpflanzen in Deutschland vor allem bei Mais und
Raps, in den USA vor allem bei Mais relevant ist, wiederum belegt für die
Ernährung der Menschen wertvolle Ackerfläche. Während von einer Milliarde
mangelernährter und hungernder Menschen ausgegangen werden kann, wenn auch die
mangelernährten Bevölkerungen in Nordamerika und Europa in die Rechnung
einbezogen werden, werden gigantische Ackerflächen für Energiepflanzen
eingesetzt. Das sich darin ausdrückende zynische Verhältnis zu den Hungernden
betrifft ein menschliches Lebensinteresse, das in den Verbrauchsbilanzen nicht
auftaucht, weil es keine zahlungsfähige Nachfrage repräsentiert.

Die Biogaserzeugung aus Gülle und Mist wiederum setzt eine Tierproduktion
voraus, die als besonders klimaschädlich gilt, weil es eines Mehrfachen an
pflanzlichen Nährstoffen bedarf, um eine entsprechende Menge an tierischem
Protein und Fett zu erzeugen. Mit der Nahrungsmittelerzeugung durch Tierzucht
wird eine Landwirtschaft unterstützt, die negative Auswirkungen auf die Reinheit
des Trinkwassers hat, die zur Verbreitung antibiotikaresistenter Keime beiträgt
und die im Prozeß der Düngung größere Mengen an N2O-Emissionen freisetzt. Das
auch als Lachgas bekannte Distickstoffmonoxid ist so klimaschädlich, daß die
Klimabilanz des Raps dadurch als schlechter gilt als die von Benzin. 

Negativ zu Buche schlägt auch die Freisetzung des Ammoniaks, das in der als
Düngemittel verwendeten Gülle aus der Tierproduktion und in weniger relevantem
Ausmaß in Kunstdünger enthalten ist. Im Kontakt mit der Luft werden
Ammoniumsalze erzeugt, die die für den Menschen schädliche Konzentration
atmosphärischen Feinstaubes so sehr erhöhen, daß die Landwirtschaft in
Deutschland als Feinstaubquelle Nummer eins gilt. Weitere Ammoniakemissionen
fallen bei Entstickungsanlagen zur Reduzierung von Stickoxidemissionen aus
Kraftwerken und Katalysatoren in Kraftfahrzeugen an, also bei Vorgängen, die
ihrerseits schädliche Effekte aus Verbrennungsprozessen begrenzen sollen.

Wirksamer Umwelt- und Klimaschutz ist ohne Einschränkungen auf der Seite des
Verbrauches, vor allem in der industriellen Produktion, aber auch beim
individuellen Konsum, nicht zu schaffen. Das wird nicht nur durch die Ambivalenz
sogenannter Bioenergie dokumentiert, sondern insbesondere durch die generell hinter 
der Erwärmung der Atmosphäre weit hinterherhinkenden Maßnahmen, die den 
Prozeß verlangsamen und perspektivisch irgendwann einmal stoppen sollen. Sich 
nicht bewegen zu müssen und an einer an Wachstum- und Wettbewerb orientierten 
Produktionsweise festzuhalten, die das Ausmaß des dabei anfallenden 
Ressourcenverbrauchs fast ausschließlich der Maßgabe seiner Kapitalproduktivität 
überläßt, ist ein Luxus, den sich die von Dürre und Verwüstung betroffenen 
Menschen längst nicht mehr leisten können. 


Fußnoten:

[1] https://www.dw.com/de/holz-statt-kohle-eine-gute-idee/a-41609377

[2] https://www.dogwoodalliance.org/2018/05/dirty-deception-envivas-shocking-pattern-of-air-quality-violations/

[3] https://www1.wdr.de/fernsehen/quarks/feinstaub-landwirtschaft-100.html
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Im März dieses Jahres haben 44 von 55 Mitgliedsländern der
Afrikanischen Union bei ihrem Gipfeltreffen in Kigali, Ruanda,
beschlossen, binnen 18 Monaten eine kontinentweite Freihandelszone zu
schaffen. Davon will nun auch die Europäische Union profitieren und
ihrerseits einen Freihandelsvertrag mit der AU abschließen. Dafür
warb EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker in seiner
Abschiedsrede am 12. September in Strasbourg, zwei Tage darauf wurde
das Thema von der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini noch einmal
vor der Presse in Brüssel aufgegriffen.

Die Zeit drängt, weil China Anfang September zugesagt hat, in Afrika
Investitionen in Höhe von 60 Milliarden Dollar tätigen zu wollen, und
entgegen der Darstellung, daß sich damit die afrikanischen Staaten in
eine Schuldenfalle begeben, soll nur ein kleiner Teil der Summe als
Kredit mit entsprechender Verzinsung vergeben werden. Die Zeit drängt
aber auch deshalb, weil im Jahr 2020 das Cotonou-Handelsabkommen der
Europäischen Union mit den AKP-Staaten endet, an dem u.a. 48
afrikanische Staaten beteiligt sind. Will die EU nicht vor dem
Scherbenhaufen ihrer auf Übervorteilung ausgerichteten Afrikapolitik
stehen, muß sie schleunigst etwas bewegen.

Juncker entwarf das Bild, daß die zahlreichen bilateralen
Handelsabkommen zwischen afrikanischen und europäischen Ländern in
eine kontinentalweite Freihandelszone münden sollten, einer
Wirtschaftspartnerschaft zwischen "gleichen Partnern". Das Verhältnis
zwischen EU und Afrika allein durch die Brille der Entwicklungshilfe
zu sehen, genüge nicht und sei für Afrika erniedrigend, sagte er.

Bemerkenswert, wann sich der EU-Kommissionspräsident dafür
entscheidet, die (mutmaßliche) Sichtweise der afrikanischen Länder
einzunehmen. Hierzu nur eine kleine Korrektur: Was bislang als
Entwicklungshilfe deklariert wurde, hat sich mal als heiße Luft
(nicht eingehaltene Zusagen), mal als indirekte Subventionierung der
eigenen Exportwirtschaft, mal als Zuchtmittel der afrikanischen
Bevölkerung (u.a. durch den geforderten Abbau staatlicher
Lebensmittelhilfe und Einführung von Schulgeld), mal als Hebel für
die eigenen hegemonialen Absichten erwiesen. In den wenigen Fällen,
in denen Entwicklungshilfe allenfalls ihren Namen verdiente, handelte
es sich vorwiegend um Begünstigungen einer lokalen Bevölkerung durch
Einzelprojekte, wie die Verlegung einer Wasserleitung, den Bau eines
Brunnens oder Gemeindehauses und ähnliches. Man kann mit Fug und
Recht sagen, daß der Großteil der sogenannten Entwicklungshilfe in
die eigenen Taschen zurückfließt, und sei es auch nur darüber, daß
man sich eine sehr entwickelte Entwicklungshilfebranche hält.

Mogherini behauptete, die EU habe ein neues Kapitel aufgeschlagen,
weg von dem traditionellen Geber-Nehmer-Verhältnis und zuallererst in
Richtung einer politischen Partnerschaft. 60 Prozent der Bevölkerung
Afrikas seien unter 25 Jahre alt. Darin sehe sie eine Chance für mehr
Wachstum und Wohlstand und umgekehrt weniger Korruption und
Menschenrechtsverletzungen.

Die EU will die Berufsausbildung in Afrika in den nächsten zwei
Jahren mit 750.000 Euro fördern. Außerdem sollen bis 2020 35.000
afrikanische Studenten und Forscher und bis 2027 insgesamt 105.000
junge Menschen am Erasmus-Stipendienprogramm teilnehmen. Darüber
hinaus soll die Förderung der öffentlichen und privaten Investitionen
in Afrika durch die EU von vier Milliarden Euro (2016) in den
nächsten Jahren auf 44 Milliarden Euro erhöht werden. Die Europäische
Union ist der größte Investor in Afrika. Die ausländischen
Direktinvestitionen betrugen im Jahr 2016 291 Milliarden Euro. Die
meisten Mittel gingen nach Ägypten, Kenia, Marokko und Südafrika.
Laut Juncker steht die EU für 36 Prozent des afrikanischen Handels,
China für 16 Prozent und die USA für sechs Prozent. Dieser Vorsprung
genügt ihm jedoch nicht.

Der Luxemburger vermied es allerdings zu erwähnen, daß weder der
Beitritt der meisten afrikanischen Staaten zur
Welthandelsorganisation noch das im Jahr 2003 beschlossene
Cotonou-Abkommen auch nur nennenswerte Handelserfolge für die
beteiligten afrikanischen Länder gebracht haben. Unerwähnt ließ
Juncker ebenfalls, daß die EU weniger als fünf Prozent ihrer Waren
aus Afrika bezieht, und daß dessen Anteil am Welthandel im unteren
einstelligen Bereich liegt. Von diesem geringen Prozentsatz wiederum
entfällt der mit Abstand größte Teil auf den Export von Rohstoffen,
insbesondere fossilen Energien (Erdöl, Erdgas). Letzteres erfordert
jedoch nur vergleichsweise wenige Arbeitsplätze und sorgt auch nur in
geringem Ausmaß für die Bildung einer lokalen Zulieferindustrie. Wenn
von Entwicklungsförderung Afrikas die Rede ist, dann ist damit in der
Regel ein Raubzug zu Lasten der afrikanischen Bevölkerung gemeint.

Daß Afrika seinen "Partnern" nicht zuletzt als Ressourcenkontinent
dient, zeigt sich auch daran, daß das innerafrikanische
Handelsvolumen im Jahr 2016 - unterschiedlichen Schätzungen zufolge -
bei zehn oder 18 Prozent lag. Selbst wenn man den höheren Wert
zugrundelegt, fällt der Handel innerhalb Afrikas weit gegenüber dem
Binnenhandel der EU zurück, der 65 Prozent des gesamten
Handelsvolumens ausmacht. Hinzu kommt ein weiteres, äußerst
folgenschweres Phänomen: James Zhan, Leiter der Investment-Abteilung
der UNCTAD (Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und
Entwicklung) schätzt den Kapitalabfluß aus Afrika in dem Zeitraum von
2002 bis 2012 auf sage und schreibe 530 Milliarden Dollar.

Wenn man diesen Abfluß eindämmte, bräuchte man weder Entwicklungs-
noch humanitäre Hilfe, und die Menschen erhielten Löhne, von denen
sie leben könnten. "Auf Augenhöhe", wie von den EU-Oberen
angekündigt, würden sich die EU und die AU aber nicht nur wegen des
gigantischen Kapitalabflusses, von dem ein Teil nach Europa geht,
sondern allein wegen der hohen Agrarsubventionen der EU nicht
begegnen. Diese verschaffen europäischen Unternehmen heute schon
einen enormen Konkurrenzvorteil, denn sie können ihre Waren auf den
afrikanischen Märkten billiger anbieten als die örtlichen
Produzenten. Je größer das Handelsungleichgewicht, desto
zerstörerischer für die heimischen Märkte.

Die Agrarsubventionen der EU werden sich im Zeitraum 2021 bis 2027
auf 365 Milliarden Euro belaufen, aber für die Afrikapolitik sind nur
39 Milliarden Euro vorgesehen, bestätigte Entwicklungsminister Gerd
Müller gegenüber der FAZ (8.8.2018). Sieht man von den Waren ab, die
von den 32 ärmsten Ländern Afrikas und den zwölf Ländern, mit denen
EPAs abgeschlossen wurden, zollfrei in die EU ausgeführt werden, sind
laut Müller die EU-Importe aus dem übrigen Afrika in den letzten
Jahren um fast 40 Prozent zurückgegangen. Hierzu ist allerdings
anzumerken, daß, selbst wenn die EU ihre Subventionen striche oder
zumindest ausgehandelt würde, daß die afrikanischen Staaten
auf jene Exportprodukte weiterhin Zölle erheben dürfen, die von der
EU subventioniert werden, noch immer eine extreme Schieflage zwischen
den kapitalstarken Konzernen Europas und den afrikanischen
Unternehmen bestünde.

Im Juni dieses Jahres haben die afrikanischen Handelsminister bei
ihrem Treffen in Niger beschlossen, daß in ihrer innerafrikanischen
Freihandelszone CFTA (continental free trade area) 90 Prozent der
Waren zollfrei die Grenzen passieren sollen. Selbst dieser Beschluß
ging nicht widerspruchsfrei über die Bühne. Ausgerechnet das
wirtschaftliche Schwergewicht Nigeria unterzeichnete das Abkommen
nicht, und das industriell weit entwickelte Südafrika zeigte sich
äußerst zurückhaltend, wenngleich das Abkommen vom südafrikanischen
Präsidenten Cyril Ramaphosa unterzeichnet wurde. (Inzwischen sind 49
Staaten der CFTA beigetreten.)

Die EU dürfte weiterhin erpicht darauf sein, ihre Agrarprodukte nach
Afrika zu verkaufen. Im vergangenen Jahrhundert war der Kontinent
ernährungsmäßig noch Selbstversorger. Spätestens mit den
Strukturanpassungsprogrammen der 1990er Jahre mußten zunehmend mehr
Agrarprodukte eingeführt werden. Im Zeitraum 2000 bis 2004 hatte das
Nahrungsmitteldefizit einen Wert von jährlich 144 Millionen Dollar
angenommen. Im Zeitraum 2013 bis 2016 war die Summe auf 2,1
Milliarden Dollar gestiegen. Rechnet man davon das Agrarprodukt Kakao
ab - denn es handelt sich dabei um kein Grundnahrungsmittel -, fällt
das Defizit noch höher aus. Es stieg in den gleichen
Vergleichszeiträumen von 2,5 Mrd. auf 7,5 Mrd. Dollar. Bei anhaltend
hohem Bevölkerungswachstum werden gegen Mitte dieses Jahrhunderts
rund doppelt so viele Menschen in Afrika leben wie heute. Bei dann
mehr als zwei Milliarden Einwohnern dürfte das Nahrungsmitteldefizit
noch zunehmen.

Letztlich erhofft sich die EU, Afrika als ihren "Hinterhof"
funktionalisieren zu können, um erstens die Flüchtlingsabwehr,
zweitens Absatzmärkte für europäische Waren und drittens den
Rohstoffnachschub zu sichern. Auf einer vordergründigen Ebene wäre
eine einzige europäisch-afrikanische Freihandelszone ein Schlag gegen
die Konkurrenten China und USA. Von weitreichenderer und zugleich
tiefgreifenderer Bedeutung jedoch wäre, daß dadurch der Druck auf die
Menschen im Norden wie im Süden zunimmt, ihre Arbeitskraft immer
billiger zu Markte tragen zu müssen. Es ist kein Zufall, daß die
Initiative unter dem Titel Africa-Europe Alliance for Sustainable
Investment and Jobs firmiert. Die afrikanisch-europäische Allianz
soll nicht nur für (nachhaltige) Investitionen, sondern eben auch für
Arbeitsplätze gelten. Die EU-Kommission verheißt die Schaffung von
zehn Millionen neuen Arbeitsplätzen in den ersten fünf Jahren nach
Inkrafttreten des CFTA. Ob diese Zahl herbeiphantasiert ist oder
nicht, sie sagt jedenfalls noch nichts darüber aus, unter welchen 
Bedingungen die Menschen in Zukunft arbeiten sollen und wie hoch 
sie dafür entlohnt werden.

Wie eingangs erwähnt zählt die Abwehr von Flüchtlingsströmen zu den
wichtigsten Anliegen der EU bei dem Bemühen, mit Afrika ins Geschäft
zu kommen. Würden die Europäer hingegen das Feld China, USA,
Brasilien, Rußland, Indien oder Japan überlassen, die alle ihr
eigenes Süppchen auf dem schwarzen Kontinent kochen, wären die
afrikanischen Staaten sicherlich nicht so motiviert, Menschen davon
abzuhalten, nach Europa abzuwandern. Unter dem EU-Ratsvorsitz
Österreichs findet Anfang Dezember ein EU-Afrika-Gipfel in Wien
statt, bei dem voraussichtlich zu beiden Themen, Flüchtlingsabwehr 
und Freihandel, weiterverhandelt wird.

Durch den Abschied des Vereinigten Königreichs von der EU im
kommenden Jahr werden die Karten neu gemischt, denn die Briten
unterhalten mit den Commonwealth-Staaten, unter anderem Ghana,
Nigeria, Südafrika, Kenia, Namibia, Sambia, bereits enge
Wirtschaftsbeziehungen und werden sich natürlich auf die Suche nach
neuen Handelsmöglichkeiten begeben. Ab 2019 begegnen sich EU und UK
auf afrikanischem Boden als direkte Konkurrenten. Das dürfte den
einen oder anderen Staat Afrikas zögern lassen, sich langfristig auf
Partnerschaften festzulegen. Dazu kommt noch ein weiterer
Unsicherheitsfaktor. Die EU ist als Staatenprojekt gefährdet. Die
Grenzen werden zur Zeit dichtgemacht und nicht geöffnet - das
widerspricht auch dem behaupteten Interesse an einer bi-kontinentalen
Freihandelszone.

Wenn die afrikanischen Staaten durch die Aufhebung der Zollschranken
weniger einnehmen und sie versuchen sollten, ihre Haushaltslöcher
durch eine Senkung der Staatsquote und Verstärkung der Privatisierung
zu kompensieren, begeben sie sich in eine Abwärtsspirale, deren Ende
nicht abzusehen ist. Wer wird dann dafür herhalten? Werden die
europäischen "Partner" auf ihre Ansprüche verzichten oder werden sie,
wie Juncker, Entwicklungs- und humanitäre Hilfe als obsolet
darstellen und auf ihre Forderungen an den "politischen Partner"
bestehen?

Die EU erarbeitet seit Jahren bilaterale Freihandelsabkommen,
beispielsweise mit Kanada und Japan, so daß die Handelsvorteile, die
man sich davon erhofft, nach und nach egalisiert werden. Sollte es
einmal geschehen, daß sämtliche Länder der Erde alle ihre
Handelsschranken aufheben, wäre der Konkurrenzvorteil des Freihandels
hinfällig. Nicht hinfällig wäre indessen die Konkurrenz, denn das
kapitalistische Wirtschaftssystem bestünde weiter. Dann würden die
verschiedenen Produktionsstandorte ihren systemimmanenten
Konkurrenzkampf auf andere Weise und voraussichtlich mit noch
größerer Härte austragen, und das liefe darauf hinaus, daß die
Lohnkosten enorm gedrückt werden.

Das, was die EU mit ihren Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (EPA)
nicht oder nur nach sehr zähen Verhandlungen, teils begleitet von
erpresserischen Methoden, erreicht hat, wird nun umetikettiert und
durch einen noch größeren Popanz als "Vision" feilgeboten.
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NAHOST/1621: Syrien - Israel schießt quer ... (SB)


Syrien - Israel schießt quer ...



Nur wenige Stunden nachdem sich in Sotschi Wladimir Putin und Recep
Tayyip Erdogan auf die Einrichtung einer 15 Kilometer breiten
demilitarisierten Zone in der Provinz Idlib, der letzten
Rebellenhochburg in Syrien, geeinigt hatten, kam es an der syrischen
Mittelmeerküste zu einem hochbrisanten Vorfall, der die Bemühungen der
Präsidenten Rußlands und der Türkei um eine Beendigung des
Syrienkriegs zunichte zu machen drohte. Bei einem israelischen
Luftangriff auf Ziele in den beiden Hafenstädten Tartus und Latakia
wurde eine russische Aufklärungsmaschine abgeschossen, die daraufhin
ins Mittelmeer stürzte. Alle 15 Besatzungsmitglieder kamen ums Leben.
Nun fragen sich alle Beobachter, wie es zum Abschuß der Iljuschin-20M
durch eine S-200-Rakete der syrischen Luftabwehr kommen konnte und
welche Folgen das tödliche Ereignis haben könnte.

Im Vorfeld der erwarteten und quasi in letzter Minute von Moskau und
Damaskus abgeblasenen Großoffensive zur Rückeroberung von Idlib war
vielfach von einem möglichen "Giftgasanschlag" die Rede. Die
Regierungen der USA, Frankreichs und Großbritanniens behaupteten, im
Besitz von Hinweisen auf den bevorstehenden Einsatz von chemischen
Kampfstoffen durch die Syrische Arabische Armee (SAA) zu sein und
drohten mit eventuellen militärischen Vergeltungsmaßnahmen. Ihrerseits
berichteten Moskau und Damaskus von angeblichen Vorbereitungen der
Rebellen sowie westlicher Geheimdienste in Idlib für eine
Falsche-Flagge-Operation, welche den Streitkräften der USA,
Frankreichs, Großbritanniens und eventuell Deutschlands in der Region
einen Vorwand zum Großangriff auf die SAA liefern sollte, um deren
Vormarsch in Idlib zu stoppen - offenbar mit dem Ziel, den Syrienkrieg
noch weiter am Leben zu erhalten. Das Säbelrasseln ging so
weit, daß US-Präsident Donald Trump und seine UN-Botschafterin Nikki
Haley mit einer massiven Gegenreaktion drohten, falls die
Zivilbevölkerung in Idlib unter den Luftangriffen und dem
Artilleriebeschuß auf Rebellenziele dort zu stark in Mitleidenschaft
gezogen würde.

Bereits im August hatte James Jeffrey, der neue, von Außenminister
Mike Pompeo ernannte Sondergesandte der USA für Syrien, eine
Kehrtwende der bisherigen Politik Washingtons verkündet. Hatte Trump
nach dem Einzug ins Weiße Haus im Januar 2017 wiederholt den Wunsch
geäußert, die 2.500 im Osten Syriens illegal stationierten US-Soldaten
nach Hause zu holen, ließ Jeffrey, der unter George W. Bush und Barack
Obama Botschafter in der Türkei respektive dem Irak gewesen ist, die
Welt wissen, daß die amerikanischen Streitkräfte im syrischen
Kurdengebiet sowie in Al Tanf nahe des strategisch wichtigen
Länderdreiecks Syrien-Irak-Jordanien es mit ihrer Anti-IS-Mission
"nicht eilig" hätten, sondern diese "bis auf weiteres" fortsetzen
würden. Jeffrey kündigte an, die US-Streitkräfte würden in Syrien
bleiben, bis alle iranischen Soldaten und Militärberater nach Hause
zurückgekehrt seien und eine "stabile Ordnung" - das heißt natürlich
ohne Präsident Baschar Al Assad und sein "Regime" - errichtet wäre.

Wie virulent die alten Regimewechselpläne Hillary Clintons trotz ihrer
Niederlage bei der US-Präsidentenwahl 2016 sind, zeigten nicht nur die
Äußerungen Jeffreys, sondern auch zwei hochaggressive Beiträge in der
New York Times, dem wichtigsten Sprachrohr des US-Imperialismus, am
14. September. Während im Leitartikel die NYT-Chefredaktion die
"humanitäre Katastrophe" beklagte, die im Norden Syriens angeblich
bevorstand, forderte der neokonservative Kolumnist Bret Stephens eine
großangelegte Militärintervention dort unter der Überschrift "Um den
Iran mattzusetzen, rettet Idlib". Um eine erfolgreiche Großoffensive
der SAA in Idlib zu verhindern, sollten die US-Streitkräfte "alles,
was von der syrischen Luftwaffe übrig geblieben ist, zerstören und die
Start- und Landebahnen, welche der Iran zur Versorgung seiner eigenen
Truppen benutzt, zerbomben". Sollte sich Assad danach weiter regen,
sollten seine Präsidialpaläste als nächstes dran sein. Danach Assad
selbst. Bis dahin hätte man ihm Warnungen genug zukommen lassen, so
der ehemalige Chefredakteur der Jerusalem Post.

Zu diesem Zeitpunkt hatte sich eine beachtliche NATO-Seestreitmacht,
bestehend aus amerikanischen, britischen, französischen, kanadischen
und griechischen Kriegsschiffen, im östlichen Mittelmeer in Position
gebracht. Auch auf den Luftwaffenstützpunkten der Amerikaner am
Persischen Golf sowie der Briten auf Zypern standen westliche
Kampfjets und Bomber zum Einsatz in Syrien - diesmal nicht gegen die
"Terrormiliz" Islamischer Staat (IS), sondern gegen die SAA sowie
deren iranischen und russischen Verbündeten - bereit. Doch die
Vereinbarung von Sotschi, mittels derer Erdogan bis zum 15. Oktober
Zeit gewonnen hatte, um die Rebellen in Idlib teilweise zu entwaffnen
sowie die "Gemäßigten" von den "Extremisten" zu trennen, hat der NATO
den Wind aus den Segeln genommen.

Nur vor diesem Hintergrund ist der israelische Luftangriff, wenige
Stunden nachdem Putin und Erdogan in Sotschi vor die Weltpresse
getreten waren, um das überraschende Ergebnis ihrer Beratungen zu
präsentieren, überhaupt zu verstehen. Dem israelischen
Verteidigungsministerium zufolge galten die Raketenangriffe einem
Institut in Latakia, wo hochmoderne Waffen für die Iraner bzw. der
schiitisch-libanesischen Hisb-Allah-Miliz entweder entwickelt oder
gelagert wurden. Mit ähnlichen Argumenten hat Israel die rund 200
Luftangriffe, die seine Kampfjets in den letzten 18 Monaten in Syrien
- wie zuletzt auf ein Gebäude auf dem Areal des internationalen
Flughafens von Damaskus am 15. September - durchgeführt haben,
begründet. Wie dem auch sei. Interessant am Vorfall von Latakia ist
der Umstand, daß nach Angaben des russischen Verteidigungsministeriums
auch die französische Fregatte Auvergne Raketen auf Ziele an der
syrischen Küste abgefeuert hat, was den Schluß nahelegt, daß es sich
hier nicht um eine reine Anti-Iran-Aktion handelte.

Ob der Abschuß der Iljuschin-20M als Teil der Provokation geplant war
oder einfach in der Hitze des Gefechts erfolgte, wird man
möglicherweise niemals erfahren. In einer ersten Stellungnahme hat am
Vormittag des 18. September Igor Konaschenkow, der Sprecher des
Verteidigungsministeriums in Moskaus, den Piloten der vier
israelischen Kampfjets vorgeworfen, sich radartechnisch hinter der
russischen Propellermaschine bei ihrem Landeanflug auf den
Fliegerhorst Hmeimim versteckt und damit die Iljuschin-20M gezielt "in
die Schußlinie" des syrischen Luftabwehrsystems gebracht zu haben. In
einem Telefonat mit Amtskollege Avigdor Lieberman warf der russische
Verteidigungsminister Sergei Schoigiu den Israelis "unverantwortliches
Handeln" sowie eine Nicht-Einhaltung der bilateralen Absprachen für
den syrischen Luftraum vor. Angeblich hätte das israelische Militär
die russischen Stellen in Syrien erst eine Minute vor Beginn des
Raketenangriffs überhaupt darüber in Kenntnis gesetzt und diesen damit
nicht genug Zeit gegeben, entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

Mit einem eigenen Telefongespräch mit Putin wenig Stunden später ist
es Benjamin Netanjahu gelungen, die Wogen etwas zu glätten. Israels
Premierminister hat zwar behauptet, daß die israelischen Kampfjets
längst wieder im eigenen Luftraum gewesen seien, als der Abschuß der
syrischen Rakete auf das russische Spionageflugzeug erfolgt ist,
gleichzeitig hat er sein Bedauern über den Vorfall zum Ausdruck
gebracht, sein tiefstes Beileid für die Angehörigen der Getöteten
bekundet und angeboten, den eigenen Luftwaffenchef nach Moskau zu
schicken, um den Ablauf der Vorgänge in allen Einzelheiten
aufzuklären. Am Abend bei einer Pressekonferenz im Kreml mit dem
ungarischen Premierminister Viktor Orbán sprach Putin von einer
"Kette tragischer Umstände", die zu dem Unglück von Latakia geführt
hätte. In dieser Situation demonstriert Rußland Besonnenheit und
Umsicht. Eine Überreaktion dürfte genau das sein, was Putins und
Assads Feinde wollten. Im Syrienkrieg hat der Kreml durch die Einigung
mit Ankara in der Idlib-Frage einen weiteren Etappensieg erzielt, den
er offenbar durch ein Überbewerten des Vorfalls von Latakia nicht zu
verspielen gedenkt.
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KIND/179: Kinderrechte stärken - Kinderrechte ins Grundgesetz (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 19. September 2018

Kinderrechte stärken - Kinderrechte ins Grundgesetz

Weltkindertag am 20. September



Berlin. Das Deutsche Institut für Menschenrechte empfiehlt dem Bundestag
und dem Bundesrat anlässlich des Weltkindertags am 20. September,
Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern.

"Kinder haben eigene Rechte. Sie müssen darin gestärkt werden, ihre
Rechte kennenzulernen, sie einzufordern und sie gegenüber staatlichen
Stellen und Gerichten durchzusetzen. Die Verankerung von Kinderrechten
im Grundgesetz würde die subjektiven Rechte von Kindern an prominenter
Stelle sichtbar machen. Jetzt ist es Zeit, dieses Vorhaben umzusetzen",
so Claudia Kittel, Leiterin der Monitoring-Stelle
UN-Kinderrechtskonvention des Instituts.

"Der Staat hat nicht nur die Verpflichtung, Kinder zu schützen, sondern
auch zu fördern und zu beteiligen. Kinder anzuhören und sie in allen
sie betreffenden Angelegenheiten zu beteiligen, ist ein zentrales
Anliegen der UN-Kinderrechtskonvention, welches sich auch im Grundgesetz
wiederfinden sollte. Es ist Ausdruck der Achtung des Kindes als Träger
von Menschenrechten", so Kittel weiter.

Die UN-Kinderrechtskonvention ist geltendes Recht in Deutschland und von
allen staatlichen Stellen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene schon
jetzt anzuwenden. In der Verwaltungs- und Rechtspraxis bestehen zum Teil
weitreichende Umsetzungsdefizite, die auch auf das fehlende Verständnis
der Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention zurückzuführen sind.

Schon seit Jahren fordert der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes die
Bundesregierung dazu auf, Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern. Die
Regierungskoalition hat sich diesen Auftrag in den Koalitionsvertrag
geschrieben und eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe mit der Erarbeitung
eines Formulierungsvorschlages beauftragt.

In den Verfassungen vieler anderer europäischer Staaten, aber auch in
den meisten Landesverfassungen der Bundesländer sind Rechte von Kindern
bereits festgeschrieben. Zentraler Maßstab für die Verankerung der
Kinderrechte im Grundgesetz sollte die UN-Kinderrechtskonvention sein.
Mit der Europäischen Grundrechtecharta gibt es für diese Umsetzung
bereits ein überzeugendes Vorbild.


FAQ zum Thema Kinderrechte ins Grundgesetz



Warum braucht es überhaupt Kinderrechte im Grundgesetz - gelten die
Grundrechte im Grundgesetz nicht auch für Kinder?

Die Grundrechte im Grundgesetz gelten selbstverständlich auch für
Kinder, im Grundgesetz kommt dies textlich jedoch noch nicht zum
Ausdruck. Die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz würde dafür
sorgen, dass die Rechte von Kindern sichtbarer gemacht werden und Kinder
insbesondere als eigenständige Träger_innen von Rechten wahrgenommen
werden würden. Ebenso könnten die im Grundgesetz bereits enthaltenen
Grundrechte dann auch kindgerecht und kinderspezifisch angewendet werden.
Auch ist das Grundgesetz bewusst als Wertekanon konzipiert, weshalb sich
der breite gesellschaftliche Konsens, dass Kinder eigenständige
Träger_innen von Rechten sind, auch im Grundgesetz wiederfinden sollte.
Die Bundesrepublik würde so auch dem Beispiel anderer europäischer
Staaten folgen.

Wäre die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz nicht nur eine
Form von überflüssiger Symbolpolitik?

Die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz ist eine
Staatenverpflichtung aus der UN-Kinderrechtskonvention. Die Verankerung
der Grundprinzipien der UN-Kinderrechtskonvention im Grundgesetz würde
ferner auch weitreichende rechtliche Mehrwerte generieren: Das
Grundgesetz verpflichtet bisher nicht dazu, dass der Staat bei allen
Entscheidungen, die Kinder betreffen, das Kindeswohl (best interests of
the child) ermitteln und berücksichtigen muss. Auch das Instrument der
Beteiligung von Kindern wird durch das Grundgesetz bisher nicht
vorgegeben.

Reicht es nicht, dass die Bundesrepublik die UN-Kinderrechtskonvention
ratifiziert hat?

Die UN-Kinderrechtskonvention ist ein völkerrechtlicher Vertrag und
steht als solcher auf gleicher Ebene wie das einfache Bundesrecht. Die
vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Grundsätze der
völkerrechtsfreundlichen Rechtsprechung werden in der Rechtspraxis
häufig nicht konsequent angewendet. Der Ausschuss der Vereinten Nationen
für die Rechte des Kindes hat die Bundesregierung wiederholt dazu
aufgefordert, sicherzustellen, dass die UN-Kinderrechtskonvention Vorrang
vor dem einfachen Bundesrecht hat. In Deutschland kann dies nur durch
eine Einbindung in das Grundgesetz umgesetzt werden.

Würde die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz nicht dazu
führen, dass der Staat eine Grundlage dafür erhält, weitreichend in
das Eltern-Kind-Verhältnis einzugreifen? Würde so nicht der Vorrang
des Erziehungsrechts der Eltern ausgehebelt werden?

Die Aufnahme von Kinderrechten im Grundgesetz würde nicht das
Eltern-Kind-Verhältnis berühren, sondern das Verhältnis des Kindes
gegenüber dem Staat. Im Verhältnis des Kindes gegenüber dem Staat sind
die Eltern nicht nur dazu berechtigt, sondern auch dazu verpflichtet, auf
der Seite ihres Kindes zu stehen. Diese besondere Stellung der Eltern
steht bereits im Grundgesetz und ist auch in der
UN-Kinderrechtskonvention formuliert.

Wenn man Kinderrechte im Grundgesetz verankert, muss es dann nicht auch
für alle anderen Bevölkerungsgruppen besondere Vorschriften im
Grundgesetz geben?

Ein solcher Automatismus existiert verfassungsrechtlich nicht, vielmehr
obliegt diese Entscheidungshoheit dem Verfassungsgesetzgeber. Kinder sind
jedoch eine Bevölkerungsgruppe, die - zeitweilig - alle Menschen
umfasst. Der Staat sollte zudem ein besonderes Interesse daran haben,
diejenigen zu schützen, die aus unterschiedlichen Gründen nicht dazu in
der Lage sind, die ihnen zustehenden Rechte selbstständig
uneingeschränkt einzufordern beziehungsweise auszuüben. Zu diesem
Personenkreis zählen neben Kindern insbesondere Menschen mit
Behinderungen, welche bereits über einen besonderen grundrechtlichen
Schutz verfügen.

Wenn der Verfassungsgesetzgeber nur einzelne Rechte der
UN-Kinderrechtskonvention im Grundgesetz verankert, bringt er dann nicht
im Umkehrschluss zum Ausdruck, dass er alle anderen Rechte der
UN-Kinderrechtskonvention nicht in gleicher Weise akzeptiert?

Zentrale Rechte der UN-Kinderrechtskonvention bringen den universellen,
unteilbaren und unveräußerlichen Gehalt der Kinderrechte zum Ausdruck
und stehen in Wechselwirkung mit den weiteren Einzelrechten der
Konvention. Dies gilt insbesondere für das "Kindeswohlprinzip" ("best
interests of the child") gemäß Artikel 3 Absatz 1
UN-Kinderrechtskonvention. Eine vollständige Überführung der
UN-Kinderrechtskonvention in das Grundgesetz ist weder geboten noch
sinnvoll.

Reicht es nicht, wenn der Verfassungsgesetzgeber das
"Kindeswohlprinzip" als wesentliches Prinzip in das Grundgesetz übernimmt?
Wofür braucht es das Recht auf Beteiligung?

Das "Kindeswohlprinzip" (Artikel 3 Absatz 1 UN-Kinderrechtskonvention)
und das Recht auf Gehör und Berücksichtigung der Meinung des Kindes
(Beteiligung, Artikel 12 UN-Kinderrechtskonvention) sind untrennbar
miteinander verbunden; eine Trennung dieser beiden Prinzipien wäre ein
fundamentaler Bruch eines über Jahrzehnte gewachsenen kinderrechtlichen
Verständnisses. Auch in der Europäischen Grundrechtecharta wurden beide
Prinzipien aus diesem Grund gemeinsam verankert. Hintergrund ist, dass
die Beteiligung eines Kindes das erforderliche Instrument dafür ist, um
das Kindeswohl ("best interests of the child") zu ermitteln. Der Staat
ist verpflichtet, bei seiner Entscheidung die Perspektive des Kindes
einzubeziehen. Das Recht auf Gehör und Berücksichtigung der Meinung des
Kindes (Beteiligung) sollte jedoch nicht damit verwechselt werden, dass
die Kinder auch die Entscheidung treffen - dies bleibt den staatlichen
Stellen nach sorgfältiger Abwägung der jeweiligen Interessen
vorbehalten. Die Beteiligung des betroffenen Kindes ist hierfür jedoch
unabdingbar und letztlich Teil der Achtung der Würde des Kindes. Es kann
zugleich auch ein Instrument sein, um Kindern den bestmöglichen Schutz
zukommen zu lassen.


Weitere Informationen:

"Kinderrechte ins Grundgesetz - Kinder als Träger von Menschenrechten
stärken". Berlin: Deutsches Institut für Menschenrechte (Position Nr.
7, November 2016). 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/POSITION/Position_7_Kinderrechte_ins_Grundgesetz_bf.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de
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KIND/178: Kinderarmut - Leistungen für benachteiligte Kinder und Jugendliche unzureichend (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 18. September 2018

Kinderarmut: Nicht einmal 15 Prozent der 6- bis unter 15-Jährigen
profitieren von Teilhabeleistungen

Leistungen für benachteiligte Kinder und Jugendliche sind nicht
ausreichend, um diesen eine angemessene Teilhabe und Gerechtigkeit in ihren
Möglichkeiten der Bildung zu sichern



Die Leistungen für benachteiligte Kinder und Jugendliche seien in ihrer
Höhe unzureichend und in der bestehenden Form schlicht nicht geeignet,
Kinderarmut zu bekämpfen, Teilhabe zu ermöglichen und Bildungsgerechtigkeit
sicherzustellen, kritisieren der Paritätische Wohlfahrtsverband und der
Deutsche Kinderschutzbund. Nach einer aktuellen Expertise der Paritätischen
Forschungsstelle profitieren nur weniger als 15 Prozent der Schülerinnen
und Schüler unter 15 Jahren im Hartz-IV-Bezug von den sogenannten
"soziokulturellen Teilhabeleistungen". Die Leistungsart sieht eine
monatliche Förderung von zehn Euro pro Kind für beispielsweise
Mitgliedsbeiträge in Sportvereinen oder Musikunterricht vor und war 2011
neu eingeführt worden. Anlass war ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts,
das festgestellt hatte, dass Bildung und Teilhabe für Kinder und
Jugendliche über die regulären Regelsätze in Hartz IV nicht angemessen
abgesichert sind. Der Paritätische Wohlfahrtsverband und der Deutsche
Kinderschutzbund Bundesverband sehen in den Ergebnissen der Studie den
Beleg für das Scheitern des damals geschnürten "Bildungs- und
Teilhabepaketes" und fordern eine Totalreform. Notwendig sei die Einführung
eines Rechtsanspruchs auf Angebote der Jugendarbeit im Kinder- und
Jugendhilfegesetz (SGB VIII) und die Einführung einer existenzsichernden,
einkommensabhängigen Kindergrundsicherung.

"Das Bildungs- und Teilhabepaket ist gefloppt, geht komplett an der
Lebensrealität Heranwachsender und den Strukturen vor Ort vorbei und läuft
in der Praxis ins Leere", kritisiert Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer
des Paritätischen Gesamtverbandes. Die soziokulturellen Leistungen kommen
laut Expertise bei der großen Mehrheit der grundsätzlich
leistungsberechtigten Kinder und Jugendlichen zwischen sechs und 15 Jahren
nicht an. Die Studie belegt deutliche regionale Unterschiede, insgesamt sei
aber in einem Großteil der Kommunen die durchschnittliche Quote bewilligter
Anträge und festgestellter Ansprüche "niederschmetternd gering". Statt auf
ein bürokratisches Konzept zu bauen, das Familien verärgert und die
kommunale Verwaltung und Leistungsanbieter belastet, brauche es daher einen
Rechtsanspruch auf Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, so die gemeinsame
Forderung von DKSB und Paritätischem Wohlfahrtsverband. "Teilhabechancen
dürfen nicht von der Herkunft abhängen. Es geht darum, Angebote für alle
Kinder und Jugendlichen zu schaffen, die sie in ihrer Entwicklung fördern",
so Schneider.

"Das Bildungs- und Teilhabepaket stigmatisiert Kinder, weil es sie immer
wieder dazu zwingt, sich in Schule und Freizeit als arm zu outen", warnt
DKSB-Präsident Heinz Hilgers. "Hinzu kommt, dass die einzelnen Leistungen
in ihrer Höhe bereits bei der Einführung nicht ausreichend waren und
seitdem nie erhöht wurden." Das werde insbesondere am Beispiel des
Schulbedarfes deutlich: "Eine Schulerstausstattung, die wir auf der
Grundlage von Informationsblättern von Schulen zusammengestellt haben,
kostet mehr als doppelt so viel, als vom Bildungs- und Teilhabepaket
vorgesehen", betont Hilgers.

Anlässlich des Weltkindertages am 20. September rufen die Verbände zu
lokalen Aktionen und Veranstaltungen rum um das Thema Kinderrechte und
Kinderarmut auf.

Mehr unter:

www.dksb.de

www.mensch-du-hast-recht.de

www.kinderarmut-hat-folgen.de

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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ARBEIT/2857: Freiwillig Engagierte für die Integration von Geflüchteten notwendig (idw)


Bertelsmann Stiftung - 17.09.2018

Freiwillig Engagierte für die Integration von Geflüchteten notwendig



Jeder vierte Geflüchtete, der seit 2015 nach Deutschland gekommen ist,
hat inzwischen einen Job. Freiwillig engagierte Helfer unterstützen bei der
Integration in den Arbeitsmarkt. Diese Hilfe könnten die Agentur für
Arbeit und die Jobcenter in diesem Umfang ohne die Freiwilligen nicht
gewährleisten.

Gütersloh, 17. September 2018. Von den rund 1,5 Millionen Geflüchteten,
die seit 2015 in Deutschland sind, hat laut dem Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) jeder Vierte mittlerweile Arbeit gefunden. Jeder
Fünfte von Ihnen ist sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Weitere
100.000 Flüchtlinge werden in 2018 voraussichtlich eine Arbeit finden.
Damit verläuft die Entwicklung der Arbeitsmarktsituation für diese Gruppe
insgesamt gut, ordnet das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
diese Zahlen ein. Aber viele hunderttausend Menschen beziehen
Grundsicherung ("Hartz IV"). Die IAB-Wissenschaftler gehen aber davon aus,
dass es fünfzehn Jahre dauert, bis Flüchtlinge als Gruppe bei der
Arbeitsmarktintegration das Niveau anderer Einwanderer erlangen. Damit
steht Deutschland am Anfang einer andauernden und komplexen Phase der
Integration.

Wie kann vor diesem Hintergrund eine realistische Perspektive für die
Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt aussehen? Anhand von fünf
lokalen Beispielen in den Regionen Hamburg, Potsdam, Dresden, Augsburg und
im Schwalm-Eder-Kreis ermittelt eine neue qualitative Studie ("Ausbildung
und Arbeit für Flüchtlinge" - Ohne die Freiwilligen können Sie das
vergessen! Über bürgerschaftliches Engagement zur Unterstützung der
Arbeitsmarktintegration") einen Ansatzpunkt: Freiwilliges Engagement ist
ein erfolgversprechendes Instrument zur Arbeitsmarktintegration von
Flüchtlingen.

Die freiwilligen Helfer begleiten die Geflüchteten oft zur Agentur für
Arbeit und zu den Jobcentern. Sie helfen bei der Anerkennung von Bildungs-
und Berufsabschlüssen, beim Erstellen von Lebensläufen und
Bewerbungsunterlagen. Außerdem begleiten sie die Bewerber zu
Vorstellungsterminen, helfen bei der beruflichen Orientierung und der
Motivation, beständig bei der Sache zu bleiben. Freiwillige Helfer sind
vor Ort für diese Prozesse oft unersetzlich.

Gerd Placke, Experte für freiwilliges Engagement bei der Bertelsmann
Stiftung, sagt: "Wir könnten mehr Menschen in Arbeit bringen, wenn diese
Kraft noch aktiver in die bestehenden Arbeitsvermittlungs-System
eingebracht wird. Deutschland sollte das Engagement der freiwilligen
Flüchtlingshelfer besser nutzen. Es wird künftig noch relevanter werden,
weil die Geflüchteten mit ihren mittlerweile erworbenen Deutschkenntnissen
für den Arbeitsmarkt vorbereitet sind und sich inzwischen besser im
deutschen Alltag zurechtfinden."

Freiwillige Helfer bei Arbeitsmarktintegration auch künftig unverzichtbar
Die Leistungen freiwillig Engagierter bei der Unterstützung der
Arbeitsmarktintegration Geflüchteter werden von manchen Seiten
unterschätzt. Arbeitsverwaltungen und Arbeitsmarktforschung nehmen sie
bisweilen nur am Rande zur Kenntnis oder bewerten sie zum Teil als weniger
hilfreich. Die beraterischen und sozialpädagogischen Leistungen des
bestehenden Systems können ihre Zeit- und emotionalen Investitionen aber
nicht gewährleisten.

Notwendig wäre die Entwicklung von Regeln und Routinen in den
Arbeitsprozessen aller Akteure, um wertvolle Integrationspotenziale zu
heben. Ein solches Netzwerk-Management würde für die Tätigkeit der
freiwillig Engagierten Raum schaffen. Auf der Basis eines "Gemeinsamen
Wirkens" lassen sich Integrationsprozesse entwickeln, durch die die
jeweiligen Leistungen der Partner effektiver, schneller und nachhaltiger
werden.


Zusatzinformationen

Für die qualitative Studie "Ausbildung und Arbeit für Flüchtlinge" - Ohne
die Freiwilligen können Sie das vergessen! Über bürgerschaftliches
Engagement zur Unterstützung der Arbeitsmarktintegration" wurden in den
Städten Potsdam, Dresden, Augsburg, Hamburg und im Landkreis:
Schwalm-Eder-Kreis (Hessen) ca. 90 standardisierte Tiefeninterviews der
Anakonde GbR mit mehr als 130 Mitarbeitern der Jobcenter, der
Arbeitsagenturen, Mitarbeitern bei Freiwilligen-Agenturen,
Flüchtlings-Koordinatoren und anderen kommunalen Vertretern sowie freiwillig
Engagierten geführt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WOHNEN/223: Studie - Wie wirken Mietpreisbremse, Sozialer Wohnungsbau, Wohngeld? (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 18.09.2018

Wie wirken Mietpreisbremse, Sozialer Wohnungsbau, Wohngeld? Neue Studie
untersucht 77 Großstädte

Mit detaillierten Daten



Wohngeld, finanzielle Förderung von Sozialwohnungen und die
Mietpreisbremse - das sind die drei zentralen Instrumente, mit denen der
deutsche Staat versucht, Wohnen auch für Menschen mit geringeren Einkommen
bezahlbar zu machen. Derzeit erreicht keines die gesetzten Ziele
vollständig, allerdings aus ganz unterschiedlichen Gründen, ergibt eine
neue, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie*.

So ist die Förderung von Sozialwohnungen grundsätzlich wirksam, um eine
bezahlbare Wohnraumversorgung zu erreichen, schließlich erhöht dieses
Instrument direkt das Wohnraumangebot. Als problematisch sehen die
Forscher die Befristungen der Förderprogramme an, weil sie dem Aufbau
eines dauerhaft leistbaren Wohnungsbestandes entgegenstehen. Zudem ist das
aktuelle Fördervolumen nach gut zwei Jahrzehnten Flaute im öffentlichen
Wohnungsbau viel zu niedrig, zeigen die Studienautoren, Stadtsoziologen an
der Humboldt-Universität zu Berlin. In den zehn größten deutschen Städten,
in denen die Wohnungsnot besonders ausgeprägt ist, würde es beispielsweise
beim aktuellen Förderumfang rund 185 Jahre dauern, um die aktuelle Lücke
an günstigen Wohnungen zu schließen (detaillierte Ergebnisse unten). Die
Mietpreisbremse wiederum ist bislang durch zahlreiche Ausnahmen und
praktische Defizite in ihrer Wirkung beschränkt. Würde sie konsequent
angewandt und kontrolliert, müssten Vermieter im Durchschnitt der 44
Großstädte mit Mietpreisbremse ihre Aufschläge bei Neuvermietung um 17
Prozent reduzieren. Damit könnte sie immerhin für viele
Mittelschichthaushalte eine spürbare Entlastung bringen. Am wenigsten
soziale Wirkung attestieren die Wissenschaftler dem Wohngeld: Es erreicht
nur relativ wenige Haushalte, die zudem oft trotzdem noch eine prekär hohe
Mietbelastungsquote aufweisen. Zudem hat es keine direkte dämpfende
Wirkung auf die Mietentwicklung.

5,6 Millionen Großstadthaushalte, in denen 8,6 Millionen
Menschen leben, müssen mindestens 30 Prozent ihres Einkommens fürs Wohnen
ausgeben 

In ihrer Studie analysieren Dr. Andrej Holm, Stephan Junker und Kevin
Neitzel anhand von detaillierten Mikrozensus-Daten für alle 77 deutschen
Großstädte, wie die wohnungspolitischen Instrumente angesichts der
aktuellen
Probleme wirken. In kürzlich vorgestellten, ebenfalls Böckler-geförderten
Vorläuferstudien hatten sie errechnet, dass in den Großstädten
rund 1,9 Millionen günstige Wohnungen fehlen. Besonders groß ist die
Versorgungslücke bei Alleinlebenden an oder unter der Armutsgrenze von 60
Prozent des mittleren (Median-)Einkommens, die maximal eine Nettokaltmiete
von 5 Euro pro Quadratmeter bezahlen können (Informationen zu den
Einkommensabgrenzungen am Ende dieser PM). Doch auch jenseits des harten
Kerns der Wohnungsnot müssen viele Menschen große finanzielle Lasten
schultern: Insgesamt gaben bereits 2014, dem aktuellsten Jahr, aus dem
dazu Mikrozensus-Daten vorliegen, rund 40 Prozent der Großstadthaushalte
mindestens 30 Prozent ihres Nettoeinkommens für Miete und Nebenkosten -
ohne Heizung - aus. 30 Prozent Wohnkosten gelten unter
Sozialwissenschaftlern und Immobilienexperten gerade für Mieter mit
kleinen Einkommen als Belastungsgrenze, weil sonst zu wenig Geld für
Alltagsausgaben bleibt. In den betroffenen Haushalten leben etwa 8,6
Millionen Menschen.

"Instrumente neu gewichten" - mehr Geld für soziale und gemeinnützige
Wohnförderung

Gemessen an diesen Problemen leisteten die untersuchten drei
Hauptinstrumente der Wohnungspolitik in den deutschen Großstädten heute
"nur einen sehr eingeschränkten Beitrag für die Versorgung der Haushalte
mit den größten sozialen Wohnversorgungsbedarfen", konstatieren die
Forscher. Das liege wesentlich an einer problematischen Gewichtung, bei
der das Instrument mit dem größten Potenzial - der Aufbau eines
ausreichend großen, dauerhaft preisgedämpften Wohnungsbestands wie es ihn
beispielsweise in Wien gebe - mit vergleichsweise wenig Geld ausgestattet
sei, erklärt Stadtsoziologe Holm: Derzeit fließen in den sozialen
Wohnungsbau deutschlandweit rund zwei Milliarden Euro pro Jahr. Ebenso
viel wird für das Wohngeld ausgegeben. Für die Übernahme von Wohnkosten im
Rahmen von Hartz-IV-Leistungen gibt der Staat bundesweit gleichzeitig etwa
15 Milliarden Euro aus. "Die öffentliche Hand übernimmt damit für rund 17
Milliarden Euro im Jahr Ausfallbürgschaften auf einem heiß laufenden
Markt. Das Geld fließt zum großen Teil an kommerziell agierende Vermieter.
Man kann das als eine Wirtschaftsförderung verstehen, die
immobilienwirtschaftliche Erträge unabhängig von der Nachfrage und
Einkommenssituation ermöglicht. Hier wird der sonst so gepriesene
Marktmechanismus einseitig zu Gunsten privater Vermieter manipuliert.
Sinnvoller wäre eine verstärkte öffentliche Investition in den Aufbau von
dauerhaft leistbaren Wohnungsbeständen", sagt der Forscher.

Um eine soziale Wohnungsversorgung sicher zu stellen, ist nach Analyse der
Wissenschaftler der langfristige Aufbau von dauerhaft mietpreis- und
belegungsgebundenen Wohnungsbeständen sowie ein konsequenter Schutz von
Bestandsmietverhältnissen notwendig. Neben dem Beispiel Österreich zeigten
auch die aktuellen Diskussionen zu einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit in
Deutschland, dass es realisierbare Ansätze dafür gebe. Wesentliche
Faktoren seien eine Stärkung gemeinnütziger Vermieter sowie ein Mix von
steuerlichen Begünstigungen, klassischer Förderung und einer
preisgünstigen Vergabe von öffentlichen Grundstücken in Erbbaupacht.


Die Ergebnisse im Detail:

Wohngeld: Nur wenige werden erreicht

Wohngeld ist dafür konzipiert zu verhindern, dass Haushalte nur wegen
ihrer Mietkosten auf Hartz IV angewiesen sind. Dieses Ziel wird laut der
Studie aber auf zwei Ebenen verfehlt. Zum einen beziehen es relativ wenige
Haushalte. Zum zweiten werden diese zwar spürbar entlastet, sie müssen
aber auch mit Wohngeld im Mittel mehr als 40 Prozent ihres Nettoeinkommens
fürs Wohnen ausgeben. Bei den Single-Haushalten mit geringem Einkommen
liegt der Median sogar bei mehr als 50 Prozent. Damit helfe das Wohngeld
zwar dabei, überhaupt eine Wohnung anmieten zu können. Es sichere aber
"eher die Marktteilnahme als eine tatsächlich soziale Wohnungsversorgung."

In den untersuchten deutschen Großstädten erhielten im Untersuchungsjahr
2014 knapp 163.000 Haushalte Wohngeld, das entspricht gerade einmal 1,2
Prozent aller Großstadthaushalte, haben die Forscher errechnet. Lediglich
in sieben der untersuchten 77 Großstädte beziehen zwei Prozent oder mehr
Wohngeld. An der Spitze stehen mit 2,4 bis 2,9 Prozent Leipzig, Kassel und
Jena. In den vier deutschen Millionenstädten reicht die Wohngeldquote von
0,7 Prozent in München bis 1,5 Prozent in Hamburg. Dagegen übernahm bei
mehr als einer Million oder 7,7 Prozent aller Großstadthaushalte der Staat
ganz oder teilweise die "Kosten der Unterkunft" (KdU) im Rahmen von Hartz
IV. Dass das Wohngeld nur eine geringe Rolle spielt, erklären die
Wissenschaftler mit relativ engen Miet- und Einkommensgrenzen. Die seien
zwar bei der Wohngeldreform 2016 erweitert worden. "An der marginalen
Bedeutung" im Vergleich zu den KdU-Übernahmen habe die Novelle jedoch
wenig geändert, schreiben Holm und seine Ko-Forscher. Damit gelangten
etliche Haushalte durch hohe Wohnkosten doch in das Hartz-IV-System. "Für
die Betroffenen bedeutet das: mehr Bürokratie, stärkere Restriktionen",
sagt Holm.

Mietpreisbremse: Bei konsequenter Anwendung spürbare Entlastung für
Durchschnittsverdiener

44 der untersuchten 77 Großstädte haben die Mietpreisbremse eingeführt,
weil der lokale Wohnungsmarkt als angespannt gilt. Verschiedene Studien
haben dem Instrument lediglich eine begrenzte Wirkung attestiert - vor
allem, weil bislang zahlreiche Ausnahmen gelten und Neu-Mieter aktiv
Informationen über die bislang gezahlte Miete einfordern mussten. Holm,
Junker und Neitzel untersuchen nun, welches Potenzial die Bremse bei
konsequenter Anwendung und Kontrolle entfalten könnte.

Dabei zeigt sich: In kräftig wachsenden Trendstädten könnte der
Mietanstieg bei Neuvermietungen erheblich gekappt werden. In Metropolen
wie Berlin, Hamburg, Frankfurt am Main oder München müssten die Vermieter
ihre Aufschläge bei Einzug um 22 bis 29 Prozent reduzieren. An gefragten
Studienorten wie Freiburg, Heidelberg oder Jena liegt das Potenzial sogar
bei 28 bis 37 Prozent. Im Durchschnitt aller Städte mit Mitpreisbremse
beträgt es immerhin 17 Prozent (siehe auch die lokalen Werte in Tabelle 31
der Studie bzw. im Anhang der pdf-Version dieser PM; Link unten).

Für Haushalte mit durchschnittlichen bis etwas überdurchschnittlichen
Einkommen würde eine wirksame Mietpreisbremse so eine spürbare Entlastung
bei Umzügen bringen, zeigen die Forscher: Aktuell muss man in 38
Großstädten ein Einkommen oberhalb des bundesweiten Medians haben, um bei
Zahlung der mittleren lokalen Angebotsmiete die 30-Prozent-Grenze nicht zu
überschreiten. In Hamburg, Freiburg oder Stuttgart müssen dafür sogar
mindestens 130 Prozent verdient werden, in Frankfurt 150 und in München
fast 170 Prozent. Würde die Mietpreisbremse konsequent angewendet, sänke
die Zahl der Städte, in denen mindestens das Bundesmedianeinkommen für
eine Neuanmietung nötig wäre, auf 16. Haushalte mit Einkommen unterhalb
von 80 Prozent des Medians würde der preisdämpfende Effekt dagegen nicht
erreichen, weil sie sich auch die gekappten Mieten nicht leisten könnten,
betonen die Wissenschaftler. Dass die Mietpreisbremse nun nachgebessert
werde, sei daher ein Fortschritt, werde die Situation in den am stärksten
von Wohnungsknappheit betroffenen Gruppen aber nicht nennenswert
verbessern.

Sozialer Wohnungsbau: Sinnvoll, aber viel zu wenig

Dem sozialen Wohnungsbau attestieren die Forscher "eine wichtige Funktion
für die allgemeine Entspannung der Versorgungssituation vor allem in
Städten mit angespannten Wohnungsmärkten". Die Förderprogramme seien aber
trotz einer Ausweitung in den vergangenen Jahren viel zu klein
dimensioniert, kritisieren sie. Da die Wohnungsbauförderung seit Ende der
1990er Jahre drastisch zurückgefahren wurde, gebe es einen großen
Rückstand. Das wirke sich insbesondere in den Metropolen drastisch aus: Im
Untersuchungsjahr 2014 wurden laut Studie in Deutschland gerade einmal
12.617 geförderte Wohnungen mit Sozialbindung neu gebaut. Auf die zehn
größten Städte von Berlin bis Bremen entfielen davon 4.700 (siehe auch
Tabelle 17 im Anhang der pdf-Version). Da die Forscher für diese
Metropolen ein Defizit von rund 880.000 günstigen Wohnungen errechnet
haben, würde es bei Beibehaltung des Fördervolumens grob gerechnet gut 185
Jahre dauern, diese Lücke durch neu gebaute Sozialwohnungen zu schließen.
Zwar hat sich der Neubau von Sozialwohnungen bis 2016 bundesweit auf rund
25.000 verdoppelt, der Lückenschluss in den Großstädten könnte also auf
den ersten Blick schneller erfolgen. Da Sozialwohnungen im gängigen
Fördermodell aber nach meist 20 Jahren aus der Mietpreisbindung fallen,
gibt es auch Abgänge - 2016 waren das mit bundesweit etwa 90.000 mehr als
dreimal so viele wie neu gebaut wurden.

Nicht nur bei der Zahl der Neubauten erweist sich das bisherige
Fördervolumen nach Analyse der Wissenschaftler als zu klein. Auch die
abhängig von der Förderung festgeschriebenen Sozialmieten seien oft zu
hoch, um für die Haushalte mit den größten Wohnproblemen bezahlbar zu
sein. Als bundesweiten Medianwert für die Miete in einer neuen
Sozialwohnung haben Holm und seine Kollegen 6,07 Euro pro Quadratmeter
nettokalt ermittelt, was einer Bruttowarmmiete von rund 8,70 Euro
entspricht. Für Haushalte unter oder an der Armutsgrenze sei das zu viel,
wenn die 30-Prozent-Belastungsgrenze nicht deutlich überschritten werden
soll. Zwar finden sich in den Förderrichtlinien in Bayern,
Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, dem Saarland
oder Brandenburg auch Einstiegsmieten unter 5 Euro. Doch insbesondere
Sozialmieten für kleine Wohnungen in vielen Großstädten dürften eher am
oder über dem Median liegen, schätzen die Wissenschaftler. Dafür spricht
auch, dass die Einstiegsmieten für neue Sozialwohnungen in den
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg erst bei 6 Euro nettokalt beginnen
(siehe auch Tabelle 21).

Von den Miethöhen her erreiche der soziale Wohnungsbau damit zwar "ein
breites Spektrum" von Haushalten mit niedrigen und mittleren Einkommen
zwischen 65 und gut 110 Prozent des bundesweiten Medians, schreiben die
Forscher. Allerdings kann die geringe Zahl der geförderten Wohnungen den
hohen Bedarf bei weitem nicht decken. Und: "Für die Haushalte unterhalb
der Armutsgrenze, die den größten Versorgungsbedarf haben, sind die Mieten
im geförderten Wohnungsbau überwiegend zu teuer."

Hintergrund: Die in der Studie verwendeten Einkommensabgrenzungen

Als Maß für die finanzielle Leistungsfähigkeit von Haushalten rechnen die
Forscher mit dem verfügbaren Netto-Einkommen auf Basis des repräsentativen
Mikrozensus von 2014. Die Einkommen sind "bedarfsadjustiert", das heißt,
dass sich Haushalte unterschiedlicher Größe direkt vergleichen lassen. Das
verfügbare mittlere (Median-)Einkommen für einen Einpersonenhaushalt
beträgt danach 1.484 Euro netto monatlich, bei Haushalten mit 2, 3 und 4
Personen sind es 2.226, 2.968 bzw. 3.710 Euro.

Die Armutsgrenze liegt nach gängiger wissenschaftlicher Definition bei 60
Prozent des Medianeinkommens. Das entspricht 890 Euro monatlich bei einem
Single-Haushalt. Bei Haushalten mit 2, 3 und 4 Personen sind es 1.336,
1.781 bzw. 2.226 Euro.


Originalpublikation:

(*) Andrej Holm, Stephan Junker, Kevin Neitzel:

Wem nutzen wohnungspolitische Maßnahmen?

Working Paper Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung, Nr. 93,
September 2018.

Download:

https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_093_2018.pdf
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SCHACH-SPHINX/06690: Leere Schablonenhülle (SB)


In vielen Varianten der Damenindischen Verteidigung gehört der
Königsspringer auf e4, wo er die lange Diagonale b1-h7 unterbricht und
den Durchbruch mit e3-e4 verhindert. Alles schön und gut, und wenn die
strategischen Ziele gesteckt sind, müssen sie auch erfüllt werden,
sagt sich die Schablone, und weil die Stellung ungemein kompliziert
ist, das Vorher und Nachher ohnehin keiner berechnen kann, entschließt
sie sich, diesen elementaren Zug eben im Hier und Jetzt, also völlig
unbedarft auszuführen. Was kann schon passieren, denkt sich die leere
Schablonenhülle. Strategische Zielsetzungen schreiben jedoch ihre
eigenen Gesetze, und was im Normalfall richtig ist, kann unter
speziellen Bedingungen ein klarer Verstoß sein. Aber davon will die
liebe Schablone nichts wissen. Züge machen, sagte der Profi-
Weltmeister Garry Kasparow, sei etwas anderes als Schach spielen. Und
wer wollte ihm da widersprechen, zumal seiner Meinung nach 99,999
Prozent der Schachspieler eitel Figuren auf dem Brett hin und her
bewegen, ohne zu wissen, was sie da im Grunde tun. Das ganze Heer der
Schablonen protestiert also im heutigen Rätsel der Sphinx: "Unerhört,
das! Da könnte ja jeder kommen und groß prahlen!" Nun, Wanderer,
offenbar hatte auch Bernd Saacke aus München etwas vom Wesen des
Schachspiels verstanden, denn er konnte den schablonenhaften Zug
1...Sf6-e4? immerhin widerlegen.
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Saacke - Weigel

Kitzingen 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Stellung wurde angesichts ihrer zerstreuten Kräfte wie im
Fluge genommen: 1.Sb3-d4! - die Schlüsseloperation für die
entscheidende Linienöffnung - 1...e5xd4 2.Lf3xh5+ Tf5xh5 3.Td1-e1 Sd7-
f6 4.Te2xe7+ Ke8-f8 5.Ld2-f4 d4-d3 6.Te7-e3 d3-d2 - Schwarz spielt mit
Verzögerungen, aber dies ersetzt nicht den fehlenden Grundplan - 7.Te1-
d1 Tb8-a8 8.Sa4-b6 Sf6-d5 9.Lf4-d6+ Kf8-f7 10.Te3-f3+ Th5-f5
11.Tf3xf5+ Lc8xf5 12.Sb6xa8 und Schwarz gab auf.
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MELDUNG/234: Ein Vademecum für das Zusammenleben in mehrsprachigen Gesellschaften (idw)


Universität Augsburg - 18.09.2018

Ein Vademecum für das Zusammenleben in mehrsprachigen Gesellschaften

Praxisnah aufbereitet und kostenlos verfügbar präsentiert das europäische
Forschungsverbundprojekt MIME seine Ergebnisse zum Thema "Mobilität und
Inklusion im mehrsprachigen Europa"



Ist eine gemeinsame Sprache Voraussetzung für eine lebendige Demokratie?
Wie können Städte mit der zunehmenden Sprachenvielfalt umgehen? Was ist
bei der Nutzung von Übersetzungssoftware zu beachten? Diesen und weiteren
Fragen widmet sich das MIME Vademecum, eine Publikation, in der die
Forschungsergebnisse des Projekts "Mobilität und Inklusion im
mehrsprachigen Europa" (MIME) vorgestellt werden. Der Augsburger
Politikwissenschaftler Prof. Dr. Peter A. Kraus war "Interdisciplinarity
Manager" des Verbundprojekts, dessen 25 Teams für das MIME Vademecum ihre
Ergebnisse in Form praxistauglicher Hintergrundinformationen zu 72 im
weitesten Sinne sprachenpolitischen Fragen aufbereitet haben.

Das Vademecum richtet sich vor allem an Menschen, die in ihrem Berufsleben
mit den konkreten Herausforderungen, die Mehrsprachigkeit mit sich bringt,
konfrontiert sind. Wissenschaftliche Erkenntnisse, Grafiken und Beispiele
aus verschiedenen europäischen Ländern wurden auf je zwei Seiten pro Frage
miteinander verbunden, um Menschen aus der Praxis einen Einblick in den
Forschungsstand zu mehrsprachigen Gesellschaften zu liefern und ihnen zu
helfen, ihre eigenen Antworten auf die verschiedenen Problemstellungen zu
entwickeln.

Das von der Europäischen Kommission mit fünf Millionen Euro geförderte
MIME-Projekt ist nach vierjähriger Bearbeitungszeit im August 2018
ausgelaufen. MIME war das erste Projekt, das interdisziplinär ein weites
Spektrum verschiedener Fragen des Zusammenlebens in mehrsprachigen
Gesellschaften abdeckte. Über zwanzig Partneruniversitäten aus 16 Ländern
befassten sich eingehend mit den Herausforderungen der Sprachenvielfalt.
Die Themen reichten unter anderem von rechtlichen Grundsatzfragen über
soziologische Beiträge zur sprachlichen Integration von Migrantinnen und
Migranten bis hin zu sprachwissenschaftlichen Analysen verschiedener
pädagogischer Ansätze im Fremdsprachenunterricht und zum Umgang mit neuen
Übersetzungstechnologien. Die Leitfrage des MIME-Projekts war, wie
einerseits die Mobilität der EU-Bürgerinnen und Bürger im mehrsprachigen
Europa gefördert und andererseits zugleich der sprachlich-soziale
Zusammenhalt in den einzelnen europäischen Gesellschaften gestärkt werden
kann.

Sprachenvielfalt und Identitätsbildung - Ergebnisse des Augsburger
Teilprojekts

Prof. Dr. Peter A. Kraus - "Interdisciplinarity Manager" des
Gesamtprojekts und Leiter des MIME-Arbeitsbereichs "Society" - bearbeitete
mit seinem Team an der Augsburger Professur für Vergleichende
Politikwissenschaft die Frage der Identitätsbildung unter den Bedingungen
sprachlicher Vielfalt. Er kooperierte in diesem Themenbereich mit
Amsterdamer und Brüsseler Kolleginnen und Kollegen aus den Disziplinen
Soziologie, Politikwissenschaft und Geographie. Das Team beschäftigte sich
mit der Wahrnehmung der Sprachenvielfalt im gesellschaftlichen Alltag und
mit der Bedeutung von Multilingualismus für die Konstruktion individueller
und kollektiver Identitäten in verschiedenen europäischen Großstädten.

Das Augsburger Forscherinnen und Forscher richteten ihr Augenmerk vor
allem auf die besonderen Herausforderungen in Gesellschaften, die bereits
aus historischen Gründen eine sprachlich vielfältige Bevölkerung aufweisen
und in denen sowohl eine oder mehrere Nationalsprachen als auch Regional-
und Minderheitensprachen vorzufinden sind. Im Zuge von Europäisierung und
Zuwanderung zeichnen sich diese Gesellschaften - zusätzlich zu ihrer
historischen - durch eine "neue", noch höhere und komplexere Vielfalt an
Sprachen aus. Kraus untersuchte zusammen mit Dr. Núria Garcia, Dr. Vicent
Climent-Ferrando und Melanie Frank den gesellschaftlichen und politischen
Umgang mit der Mehrsprachigkeit in den drei Städten Barcelona, Luxemburg
und Riga, um herauszufinden, wie in der jeweiligen Stadtbevölkerung unter
Bedingungen ausgeprägter soziolinguistischer und sprachenpolitischer
Komplexität neue Identitätsmuster entstehen.

Die aus den drei Fallstudien für das Vademecum aufbereiteten
Forschungsergebnisse des Augsburger Teams machen deutlich, dass und warum
es für einen gesellschaftlichen Zusammenhalt wichtig ist, dass
Sprachenpolitik auf die lokalen Gegebenheiten im Alltag der Menschen
eingeht. "Unsere Fallstudien zeigen, dass eine Sprachenpolitik, die die
durch die gestiegene Mobilität verursachten Veränderungen anerkennt und
mit dem Ziel einer inklusiven Gesellschaft vereint, ungeachtet der
komplexen Herausforderungen möglich ist", so Kraus. Und weiter: "Für eine
erfolgreiche Sprachenpolitik ist es notwendig, eine Balance zu finden
zwischen erstens dem Schutz von Minderheiten- und Regionalsprachen,
zweitens der Förderung von Kenntnissen der öffentlichen Verkehrssprache
bzw. -sprachen für alle Mitglieder der Gesellschaft und drittens
schließlich der Unterstützung des Erwerbs globaler Sprachen wie etwa
Englisch."

Als freier Download verfügbar

Zusätzlich zum praxisnahen MIME-Vademecum, das auf
http://www.mime-project.org/vademecum/ als freier Download zur
Verfügung steht, sollen im Jahr 2020 die MIME-Forschungsergebnisse
einem wissenschaftlichen Fachpublikum in einem umfangreichen MIME-Buch
präsentiert werden.


Originalpublikation:

The MIME Vademecum.

A collection of 72 questions on multilingualism,

June 2018

Weitere Informationen unter

http://www.mime-project.org/vademecum/

- kostenfreier MIME Vademecum-Download

http://www.mime?project.org/

- MIME-Projekthomepag
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MELDUNG/494: Helle Oberflächen lassen Räume größer wirken (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 17.09.2018

Helle Oberflächen lassen Räume größer wirken

• Psychologen der JGU weisen nach, dass vor allem die Helligkeit für
die Einschätzung der Größe von Räumen wichtig ist

• Farben und Kontraste spielen kaum eine Rolle



Helle Wände oder Decken lassen Räume größer wirken. Welchen Farbton die
Raumoberflächen haben und eventuelle Kontraste spielen dabei keine
wesentliche Rolle. Zu diesen Ergebnissen sind drei Psychologen der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) mit zwei aktuellen Studien
gekommen. Mit der einen Studie, die Anfang dieses Monats in der
Zeitschrift "PLOS ONE" erschienen ist, zeigen sie, dass Räume umso breiter
und tiefer wirken, je heller die maßgeblichen Wände gestrichen sind, also
bei der Breite die Seitenwände und bei der Tiefe die Rückwand. Das fanden
die Forscher heraus, indem sie 20 Probandinnen und Probanden mit Hilfe
einer Virtual-Reality-Brille simulierte Räume zeigten. Dabei änderten sie
die Helligkeit der gezeigten Wände und Decken von Weiß nach Grau und
ließen jeweils die Tiefe und Breite der Räume schätzen. Bei einer im
Durchschnitt geschätzten Breite von 385 Zentimetern wurden Räume mit
weißen und dadurch besonders hellen Seitenwänden um 8 Zentimeter breiter
eingeschätzt als Räume mit grauen Seitenwänden - und zwar weitgehend
unabhängig von der Helligkeit der Decke oder der Rückwand. Ähnlich ist es
bei der Tiefe der Räume: Die Rückwand wirkte weiter entfernt, wenn sie
weiß statt grau dargestellt wurde - weitgehend unabhängig von der
Helligkeit der Decke oder der Seitenwände. "Diese Ergebnisse sind in
zweierlei Hinsicht bemerkenswert", sagt Christoph von Castell, einer der
Autoren der Studie. "Erstens haben wir nun auch für Wände nachgewiesen,
was für Decken bereits bekannt war: Dass sie umso weiter entfernt zu sein
scheinen, je heller sie sind. Zweitens haben eventuelle
Helligkeitskontraste zu den umgebenden Raumoberflächen auf dieses Phänomen
kaum einen Einfluss." Letzteres stehe im Gegensatz zu einer verbreiteten
Auffassung in der Architektur: "Zum Beispiel gehen manche Architekten
davon aus, dass eine helle Rückwand den Raum noch tiefer wirken lässt,
wenn die Seitenwände dunkler sind. Einen solchen Kontrasteffekt zeigen
unsere Ergebnisse nicht", sagt von Castell.

Mit einer zweiten Studie, die im vergangenen Monat in der Online-Ausgabe
der Zeitschrift "Human Factors" erschien, zeigen dieselben
Wissenschaftler, dass die geschätzte Höhe von Raumdecken vor allem durch
deren Helligkeit und nur geringfügig durch deren Farbton oder
Farbsättigung beeinflusst wird. Auch dieses Ergebnis basiert auf einer
Versuchsreihe mit 20 Probandinnen und Probanden, denen, ebenfalls auf
einer Virtual-Reality-Brille, simulierte Räume mit unterschiedlich
gefärbten Decken gezeigt wurden. Dadurch stellten von Castell und seine
Kollegen Prof. Dr. Heiko Hecht und Privatdozent Dr. Daniel Oberfeld-Twistel
fest, dass die Räume umso höher eingeschätzt wurden, je heller sie
waren. Welchen Farbton und welche Farbsättigung die Decken hatten, spielte
dabei kaum eine Rolle. "Bisher geht man in der Architektur aber stark
davon aus, dass der Farbton und die Farbsättigung der Raumoberflächen
Einfluss auf die Wahrnehmung von Raumgrößen haben", sagt von Castell.
"Zumindest, was die Deckenhöhe betrifft, stellen unsere Ergebnisse diese
Annahme nun in Frage. Entscheidend ist vor allem die Helligkeit. Wenn man
einen Raum so hoch wie möglich wirken lassen möchte, sollte man die Decke
weiß streichen."


Originalpublikation:

C. von Castell, H. Hecht, D. Oberfeld

Bright paint makes interior space surfaces appear farther away

PLOS ONE (5. September 2015)

DOI: 10.1371/journal.pone.0201976

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0201976

C. von Castell, H. Hecht, D. Oberfeld

Which attribute of ceiling color influences perceived room height?

Human Factors (Online First, 1. August 2018)

DOI: 10.1177/0018720818789524

https://doi.org/10.1177/0018720818789524
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KONFERENZ/027: Göttingen - Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziologie, 24.-28.09.2018


idw - Pressemitteilung: Georg-August-Universität Göttingen

Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziologie vom 24. bis 28.
September in Göttingen



Vom 24. bis 28. September 2018 findet in Göttingen der Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Soziologie (DGS) statt. Der größte
sozialwissenschaftliche Kongress im deutschsprachigen Raum wird alle
zwei Jahre an wechselnden Standorten in Deutschland ausgerichtet und
in diesem Jahr erstmals vom Institut für Soziologie der Universität
Göttingen organisiert. Mit über 1000 Vorträgen und vielfältigen
Veranstaltungsformaten bietet der DGS-Kongress den etwa 2500
erwarteten Gästen die Möglichkeit, neueste Forschungstrends der
Soziologie zu diskutieren.

(pug) Das Kongressthema "Komplexe Dynamiken globaler und lokaler
Entwicklungen" reagiert auf die gesellschaftlichen Umbrüche der
Gegenwart. Es geht unter anderem um die Folgen von Globalisierung und
ökonomischer Liberalisierung für soziale Ungleichheitsstrukturen sowie
um den Aufstieg populistischer Bewegungen und neue politische
Konfliktkonstellationen. Welche Bedeutung Migration, Digitalisierung
und neue Medien für kulturelle Identitäten, Familienformen und
Geschlechterverhältnisse hat, wird ebenso thematisiert.

Der Kongress wird mit einem Vortrag von Bettina Gaus, politische
Korrespondentin der Tageszeitung taz, eröffnet. In
Plenarveranstaltungen wird das Kongressthema anhand soziologischer
Forschungsschwerpunkte wie "Arbeit zwischen Neoliberalismus und
Autoritarismus", "Migration, Flucht und transnationale Integration",
"Religiöse Bewegungen und Dynamiken der Globalisierung" oder
"Klimawandel - globale und lokale Herausforderungen und Antworten"
bearbeitet. Theoretische und methodologische Perspektiven stehen im
Mittelpunkt der Keynote Lectures von international renommierten
Soziologinnen und Soziologen.

Eine Sonderveranstaltung zum 200. Geburtstag von Karl Marx erörtert
zudem die Relevanz der Marxschen Theorie für Deutungen des globalen
Kapitalismus aus europäischer und nicht-europäischer Perspektive. Die
aktuellen Konflikte von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in
populistischen und autoritären Regimen werden in der
Sonderveranstaltung "Scholarship at Risk - Challenges for Academia"
aufgegriffen. Anlässlich des 50-jährigen Bestehens des Soziologischen
Forschungsinstituts in Göttingen wird die Zukunft der Arbeit kritisch
reflektiert und unter dem Titel "Soziologie für alle" nach der
Sichtbarkeit und Relevanz des Faches in der schulischen Bildung und
der massenmedialen Öffentlichkeit gefragt.

Mehr Informationen rund um den Kongress sind unter

www.kongress2018.soziologie.de zu finden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/659: Essen - Symposium "Individuell Sprachen lernen", 02.10.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Duisburg-Essen

Individuell Sprachen lernen 

UDE richtet internationales Symposium aus



Wer heute eine Fremdsprache lernt, kann auf Blogs, Apps und andere
digitale Angebote zurückgreifen. Um die Technologie hinter diesen
interaktiven Lehr- und Lernformen geht es bei einem internationalen
Symposium am 2. Oktober an der Universität Duisburg-Essen (UDE).
Organisiert wird es vom Forschungsnetzwerk INDUS, das der
Sprachtechnologe und UDE-Professor Dr. Torsten Zesch leitet.

Lehrer und gedruckte Bücher haben nicht ausgedient. Dennoch will man
es heute selbst in der Hand haben, wie und wann man lernt. Die
digitalen Angebote werden immer individueller und besser - auch weil
an den Unis Neues erforscht wird: innovative Übungen und Spiele sowie
Sprachtests, die automatisch den richtigen Schwierigkeitsgrad treffen,
oder Computermodelle, die den Lernenden samt Wissen und Vorkenntnissen
abbilden.

Bei dem Symposium kann man solche Anwendungen ausprobieren. Über
anderes wird berichtet: Unter anderem geht es um die Fragen, wie fair
sprachtechnologische Bewertungsverfahren sind, mit welchen neuronalen
Methoden sich Aufsätze von Lernenden beurteilen lassen und wie gut
Programme sind, die automatisch erkennen, wie schwierig eine
Verständnisfrage ist.

Vieles geht auf Kooperationen innerhalb des Netzwerkes zurück,
erläutert Zesch: "Oft profitiert man von Daten, die in einer anderen
Arbeitsgruppe erhoben wurden. Beispielsweise arbeiten die Bochumer
Professorin Stefanie Dipper und ich gemeinsam an der
sprachtechnologischen Auswertung von Schülerdaten. Wir wollen besser
verstehen, welche Art von Rechtschreibfehlern Schüler machen."

Das englischsprachige Symposium "Language Technology for
Individualized Language Learning and Assessment" findet im Essener
Glaspavillon statt. Interessierte können sich anmelden bei
torsten.zesch@uni-due.de.

Weitere Informationen finden Sie unter
https://sites.google.com/view/indus-netzwerk/home/7-tagung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/2296: Mittelgewicht - Fallenstellen in Las Vegas ... (SB)




"Canelo" kann in der Spielerstadt nicht nach Punkten verlieren

Selten hat ein Kampf derart kontroverse Einschätzungen nach sich
gezogen, wie die Revanche zwischen Gennadi Golowkin und Saul "Canelo"
Alvarez in Las Vegas - wenn man einmal von ihrem Unentschieden vor
Jahresfrist absieht, das auf einem krassem Fehlurteil beruhte. Während
diesmal eine Minderheit von einem klaren und hochverdienten Punktsieg
des Mexikaners sprach, waren die meisten namhaften Experten und der
überwiegende Teil des Publikums der Auffassung, der Kasache sei
abermals über den Tisch gezogen worden. Teddy Atlas von ESPN, der ihn
im Vorfeld noch harsch kritisiert und einen Sieg "Canelos"
vorhergesagt hatte, notierte in seiner persönlichen Wertung 117:111
zugunsten Golowkins. Ähnlich äußerten sich weitere renommierte
Fachleute, die allenfalls ein Unentschieden für eine angemessene
Bilanz hielten. [1] Legt man die Reaktion des Publikums in der mit
rund 20.000 Zuschauern ausverkauften T-Mobile Arena zugrunde, sprachen
die heftigen Mißfallenskundgebungen bei Verkündung des Urteils eine
eindeutige Sprache, zumal es sich eigentlich um ein ausgesprochenes
Heimpublikum des Mexikaners handelte. Noch heftiger fiel der Shitstorm
in den sozialen Medien aus, da sich die interessierte Netzgemeinde
seit Tagen unablässig auf die ihrer Meinung nach eklatante
Begünstigung "Canelos" einschießt.

Führt man sich die Aufzeichnung des Kampfs zu Gemüte, zeichnet sich
ein hochklassiges und bis zum Schlußgong spannendes Duell ab, in dem
keiner von beiden durchgängig dominierte, aber Golowkin häufiger und
vor allem härter traf. Wenngleich ihm angelastet wurde, er sei zu
häufig zurückgewichen, diente dieses Manöver bei näherem Augenschein
doch vor allem dem Zweck, die passende Distanz für seine größere
Reichweite wiederherzustellen, wenn ihn "Canelo" bedrängte. Der
Kasache schlug durchgängig einen harten Jab, der häufig sein Ziel
fand, und kam in der zweiten Hälfte des Kampfs immer besser zur
Geltung, da der Mexikaner zusehends ermüdete. Wenngleich Golowkin
diverse Körpertreffer einstecken mußte, gibt doch die Zeitlupe
Aufschluß über die beiderseitige Wirkung der Schläge. Vieles, was von
den Anhängern des Mexikaners euphorisch als Volltreffer gefeiert und
offenbar auch von den Punktrichtern so wahrgenommen wurde, landete auf
der Deckung, ging daneben oder konnte den Gegner nicht ernsthaft
beeinträchtigen. Auch der Kasache steckte allerhand ein, teilte aber
noch mehr aus, so daß man ihm abermals den Zuschlag geben kann.

Die akute Gefahr, daß sich dieser Eindruck auf breiter Front
durchsetzen könnte, dürfte "Canelos" Promoter Oscar de la Hoya
maßgeblich dazu bewogen haben, in einem offenen Brief um die
Wiedergewinnung der Deutungsmacht zu ringen. Wie er polemisiert, wäre
es eben nicht Boxen, wenn nicht Tausende von Keyboard-Kriegern in den
Stunden und Tagen, nachdem "Canelo" seine Ägide als einer der besten
Boxer aller Zeiten untermauert habe, kompletten Unsinn verbreiteten.
Die drei Punktrichter seien sorgsam von der zuständigen
Sportkommission von Nevada ausgewählt worden, um der Kritik nach dem
ersten Kampf Rechnung zu tragen und das denkbar fairste Gremium zu
garantieren. Selbstverständlich könne auch Golowkin in Las Vegas
gewinnen, er müsse nur eine höhere Stufe des Könnens erklimmen und
besser als sein Gegner kämpfen, um sich einen Sieg im Mekka des
Boxsports zu verdienen. [2]

Wie alle erfolgreichen Promoter versucht auch Oscar de la Hoya, seinen
populärsten und einträglichsten Boxer wortreich und ohne Rücksicht auf
kritische Einwände in den Himmel zu heben. Wenngleich "Canelo"
natürlich insbesondere von der begeisterungsfähigen mexikanischen
Fangemeinde beiderseits der Grenze profitiert, wäre sein Aufstieg zum
beliebtesten Boxer seines Landes doch ohne den Einfluß der Golden Boy
Promotions in der Branche nicht möglich gewesen. Erinnern wir uns:
Saul Alvarez hat gegen Austin Trout und Erislandy Lara nach Punkten
gewonnen, obgleich er nach mehrheitlicher Einschätzung in diesen
Kämpfen auf der Verliererstraße war. Gegen Floyd Mayweather, der ihm
eine regelrechte Lektion erteilte, wertete ein Punktrichter dennoch
114:114 unentschieden. Im ersten Kampf gegen Golowkin hatte Adelaide
Byrd absurderweise 118:111 für ihn notiert, während ihm ein anderer
Punktrichter die siebte Runde gutschrieb, obgleich dies Golowkins
beste im gesamten Kampf war. Auch diesmal waren ihm die sogenannten
Unparteiischen so wohlgesonnen, daß er nicht unterging, sondern sogar
die Oberhand behielt. Was braucht es mehr, um zu der Schlußfolgerung
zu gelangen, daß "Canelo" in Las Vegas nicht nach Punkten verlieren
kann?

Nach der heftigen Kritik an dem Unentschieden im letzten September und
dem zweimaligen positiven Dopingtest im Februar stand "Canelos" Ruf
unter schwerem Beschuß. Um seine Karriere zu retten, durfte er bei der
Revanche nicht abermals weglaufen, sondern mußte angreifen und eine
überzeugende Vorstellung geben. Das ist dem Mexikaner gelungen, der
wesentlich besser als beim ersten Duell kämpfte, trotz seiner
Konditionsprobleme mitzuhalten versuchte und nicht lockerließ. Saul
Alvarez ist zweifellos ein hervorragender Boxer, dessen Vorstellung in
der T-Mobile Arena gewürdigt werden muß. Den 28jährigen deswegen
gewinnen zu lassen, ist jedoch mehr als nur ein Wermutstropfen im
Siegespokal. Er ist eine Geldmaschine, von der viele tiefe Taschen in
der Spielerstadt profitieren, die er schon vor Jahren zum Stammplatz
seiner Auftritte erkoren hat. Sich der Forderung Golowkins und seines
Promoters Tom Loeffler nicht zu beugen, die den zweiten Kampf aus
naheliegenden Gründen in New York austragen wollten, war ein Schlüssel
zum Erfolg des Mexikaners. Für direkte Manipulation, Bestechung oder
Korruption zu seinen Gunsten gibt es keine Anhaltspunkte, so daß von
einer solchen Einflußnahme auch nie die Rede war. Das Wissen um die
Bedeutung "Canelos" für das Boxgeschäft, die Casinos, Hotels und nicht
zuletzt die Fernsehsender reicht offenbar aus, um immer wieder die
Weichen zu seinen Gunsten zu stellen, wo es eng für ihn wird.

Oscar de Hoya hat in der Vergangenheit jegliche Einwände aus dem Feld
geschlagen und setzt auch diesmal darauf, in die Offensive zu gehen
und aller Welt seine Auffassung einzuhämmern. Mag ihm auch heute kaum
jemand Glauben schenken, wird die Empörung doch bald schon vergessen
sein, wenn er den nächsten Auftritt seines Superstars präsentiert.
Nichts ist so schnellebig wie die Aufreger von gestern, zumal der
unersättliche Konsumismus wankelmütig dem nächstbesten Trend folgt.
Nicht von ungefähr hat der Promoter bereits der weithin geforderten
Trilogie insofern eine Absage erteilt, als er behauptete, "Canelo"
habe endgültig für klare Verhältnisse gesorgt und könne weiterziehen,
ohne einen Blick zurückzuwerfen. Damit ignoriert er geflissentlich den
allseits zum Ausdruck gebrachten Wunsch nach einem dritten Kampf der
Rivalen und verzichtet sogar auf den mit Abstand größtmöglichen
Umsatz. Viel wichtiger ist ihm "Canelos" Rang als angeblich bester
Akteur der Gewichtsregion und vermeintliche Legende des Boxsports, den
hochzuhalten auf lange Sicht sehr viel höhere Einkünfte und vor allem
weit größeren Einfluß als ein einziger randvoll gefüllter Topf
verspricht, der "Canelos" letzter sein könnte, sollte es Golowkin am
Ende doch noch gelingen, mit einem Volltreffer die Punktrichter aus
dem Spiel zu nehmen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/andre-ward-says-canelo-broke-ggg-there-wont-be-trilogy-fight/

[2] www.boxingnews24.com/2018/09/de-la-hoya-upset-with-fans-thinking-canelo-received-gift-over-ggg/
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TANZSPORT/523: Bielefeld - Salsa-Kurs für Anfänger startet am 29.9.2018


Salsa-Kurs für Anfänger



Bielefeld (bi). Am Samstag, 29. September, startet im Fitness First
Bielefeld am Boulevard ein Salsa-Kurs der VHS. Der Tanzkurs findet
jeweils samstags von 17 bis 18 Uhr statt. Trainer Rafael Toranzo
Sotelo zeigt in dem Kurs, dass Salsa ein Mix aus Rhythmus,
Körpersprache, Musikalität und purer Lebensfreude ist. Der VHS-Kurs
kostet 54 Euro, ermäßigt 37 Euro. Anmeldungen unter Telefon 0521-51 22
22 oder www.vhs-bielefeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELZEIT/063: Hamburger Puppentheater 2018/19 - "Figurentheater trifft Literatur." (steffel:marketing&pr)


Figurentheater trifft Literatur

Das Hamburger Puppentheater startet zum Spielzeitbeginn mit einem
neuen Fokus auf seiner Abendspielreihe



"Figurentheater trifft Literatur." Unter diesem Spielzeitmotto geht
das Hamburger Puppentheater in die künstlerische Offensive und nimmt
den Abendspielplan stärker in den Fokus: Alle erwachsenen
Figurentheaterfans und solche, die es werden wollen, können sich
monatlich auf eine spannende Reise durch die Weltliteratur begeben.

Mit der Hamburg-Premiere von "Die Vermessung der Welt" (nach D.
Kehlmann) feiert das 120 Zuschauer*innen fassende Gastspielhaus am 29.
September seinen Saisonstart. Bis Mai 2019 zeigt das Theater weitere
Literatur-Klassiker wie "Bestie Mensch" (nach E. Zola), "Besuch der
alten Dame" (nach F. Dürrenmatt), "Moby Dick" (nach H. Melville), "Der
eingebildete Kranke" (nach Molière) und ebenfalls als Hamburg-Premiere
"Der Untergang des Hauses Usher" (nach E. A. Poe). Zudem ist das
Staatstheater Meinigen mit "Der kleine Erziehungsberater" (nach Axel
Hacke) zu Gast in Barmbek und im Weihnachtsprogramm wird mit "Adams
Äpfel" (nach A. T. Jensen) das Gute im Menschen seziert.

Auch das Kinder- und Familienprogramm startet mit einer Besonderheit
in die Spielzeit: Die junge Hamburger Künstlerin und Absolventin der
Theaterakademie Cora Sachs feiert im Oktober mit ihrem ersten
Kinderstück Premiere. Mit "Der Bär, der nicht da war" (nach O. Lavie),
das von Wolf Erlbruch illustrierte und von Harry Rowohlt übersetzte
Kinderbuch, verhandelt die junge Regisseurin poetisch und kindgerecht
skurril die wichtige Frage nach dem "Ich" mit Kindern ab 4 Jahren.

"So hat man herausragende Literatur in Hamburg noch nicht auf einer
Theaterbühne gesehen!" ist sich der ehemalige DfdK-Vorsitzende und
neue Geschäftsführer des Hamburger Puppentheaters Alexander Pinto
sicher. "Figurentheater ist so viel mehr als Puppenspiel für Kinder!
Und wir heben diesen Schatz für Hamburg." Mit über 150 Vorstellungen,
über 13.500 Besucher*innen pro Jahr und einer Auslastung von 75% zeigt
das Hamburger Puppentheater als einziges Haus in Hamburg
ausschließlich professionelles Figuren- und Puppentheater für Kinder
und Erwachsene.

 * 

Zum Hintergrund: Das Hamburger Puppentheater.

Träger des Hamburger Puppentheaters ist die Arbeitsgemeinschaft für
das Puppenspiel e.V. Der Verein besteht seit 1942 und bietet seit 1951
im Rahmen des Hamburger Puppentheaters öffentliche Figurentheater-
Vorstellungen an. Seit 1987 nutzt er dafür das ehemalige Jugendzentrum
Haus Flachsland in Barmbek, welches seit September 2013 als öffentlich
gefördertes Privattheater betrieben wird. Neben den professionellen
Theateraufführungen ist der Verein auch im Bereich soziokulturelle
Bildung, Qualifizierung und Weiterbildung aktiv. So werden Seminare,
Workshops und Projektwochen zu Puppenbau und -spiel für Kindergärten,
Schulen und Pädagogen*innen durchgeführt. Seit 2004 nahmen über 34.000
Kinder, Jugendliche und Pädagogen*innen an diesen Angeboten des
Vereins teil.

 * 

Zu den Produktionen:

Die Vermessung der Welt (nach D. Kehlmann)

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts machen sich zwei junge Deutsche an die
Vermessung der Welt. Der eine, Alexander von Humboldt, kämpft sich
durch Urwald und Steppe, befährt den Orinoko, erprobt Gifte im
Selbstversuch, zählt die Kopfläuse der Eingeborenen, kriecht in
Erdlöcher und besteigt Vulkane. Der andere, Mathematiker und Astronom
Carl Friedrich Gauß, der zu gerne zu Hause bleibt und sein Leben nicht
ohne Frauen verbringen kann - er beweist auch im heimischen Göttingen,
dass der Raum sich krümmt. Alt, berühmt und ein wenig sonderbar
geworden, begegnen sich die beiden 1828 in Berlin. Ein raffiniertes
Spiel mit Fakten und Fiktionen; ein philosophisches Theaterabenteuer.

Alter: Erwachsene

Dauer: ca. 100 min (zzgl. Pause)

Termine: Sa. 29.09.2018 um 19.30 Uhr (HAMBURG-PREMIERE)

Theater: Theater Korona, Leipzig und Halle/Westf.

Sonstiges: Gefördert durch Leipzig-Stiftung, Kulturamt Dresden und
Bezirksregierung Detmold. Aufführungsrechte beim Rowohlt
Theaterverlag, Reinbek bei Hamburg

 * 

Der Bär, der nicht da war (nach O. Lavie)

Wenn aus einem kleinen Juckreiz ein großer Bär wird. Wenn
Schildkrötentaxis sich am liebsten geradeaus verirren. Wenn vorletzte
Vorzeige-Pinguine einfach nicht verstehen, warum "schön" eine viel
bessere Zahl als 38 ist. Und wenn ein sehr positiv denkender Bär
heraus finden will, ob er wirklich er ist, dann ist Philosophie nicht
nur etwas für Erwachsene. Auf der Grundlage des Bilderbuchs "Der Bär,
der nicht da war" wirft dieses Stück poetisch und eigenwillig skurril
große Fragen mit ausgesprochener Gelassenheit auf. Mit Figuren voller
Witz entsteht eine Welt, die Kinder zu sich selber führt: Woher weiß
ich, dass ich wirklich ich bin?

Alter: ab 4

Dauer: ca. 45 min

Termine: So., 21.10.2018 um 11 und 15 Uhr (PREMIERE)

Di., 23.10.2018 um 10 Uhr

Mi., 24.10.2018 um 10 Uhr

Theater: Cora Sachs, Hamburg

Sonstiges: gefördert von der Kulturbehörde Hamburg der Hamburgischen
Kulturstiftung und dem Bezirksamt Hamburg-Nord

 * 

Hamburger Puppentheater

Bramfelder Str. 9 | 22305 Hamburg

Tel: 040/2393460-0

Karten: 040/23934544

info@hamburgerpuppentheater.de

www.hamburgerpuppentheater.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INSZENIERUNG/095: Hamburg - Das Hamburger Horrortheater, "Meister der Falltüren", Goldbekhaus 27.09.


HAMBURGER HORRORTHEATER: MEISTER DER FALLTÜREN | THEATER

Donnerstag 27. September um 20 Uhr

Hamburg, Goldbekhaus

Der Horror kommt ins Goldbekhaus! Am 27.9. gastiert das Hamburger
Horrortheater. Das Stück "Meister der Falltüren" steht auf dem
Programm, es geht in die Kellergewölbe der Pariser Oper.



Das Phantom der Oper stirbt Erik, der Mann hinter Maske, erzählt uns
in seinen letzten Stunden von einem bewegten Leben: Seiner Zeit bei
fahrenden Zigeunern, den Piraten Südost-Asiens und Attentätern in
Indien, als Zauberkünstler in Russland, Architekt am Hofe des Schahs
von Persien, dem Sultan des Osmanischen Reiches dienend, und auch vom
Franco-Preußischen Krieg berichtend, der Pariser Kommune und dem
Rückzug in sein eigenes, morbides Refugium tief in den Kellergewölben
der Pariser Oper.

Das neue Schauerdrama des Hamburger Horrortheaters nimmt sich dem
"romantischen Kriminalepos" Gaston Lerouxs an. Obwohl der Roman eine
literarische Schatztruhe voll Historischer Phantasien und genauestens
recherchierter Details der Französischen wie Orientalischen Geschichte
ist, die ohne das Buch heute größtenteils vergessen wären, wird die
Erzählung oft auf ihre diversen, meist schwülstigen Adaptionen
reduziert.

Ein Stück des Hamburger Horrortheaters

Mehr Infos unter www.Horror-Hamburg.de

Bühne zum Hof | AK 15,- / 12,- VVK 13,- /10,- (zzgl. evtl. anfallender
Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746 | 0177.2294599

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/864: Hamburg - "Feen brauchen furchtbar viel Musik", Comedy-Konzert im Goldbekhaus, 28.09.


Die FEEN IN ABSINTH präsentieren: Feen brauchen furchtbar viel Musik - DAS Comedy-Konzert

Freitag 28. September um 20 Uhr

Hamburg, Goldbekhaus



Das Comedy-Konzert! Lassen Sie sich in die wunderbar verrückte und
urkomische Welt der Feen in Absinth entführen! - denn sie sind zurück,
mit einem brandneuen, Absinth-getränkten Comedy-Konzert! Hauptsache
Musik! Es ist eine allgemein anerkannte Wahrheit, dass Feen
grundsätzlich wunderbare Musik machen. Und die Welt braucht dringend
Feen, um die großen und kleinen Übel des Universums zu beheben. Ob
Mozart, Beatles, Abba, Volksmusik oder Queen - die Feen kennen keine
Tabus, ziehen alle Register ihrer Comedy-Fähigkeiten und präsentieren
ein musikalisches und Zwerchfell erschütterndes Feuerwerk. Begleiten
Sie die Feen zur Arbeit; erfahren Sie, was es heißt eine Fee zu sein,
nehmen Sie Feenweisheiten und auch besinnliche Momente mit nach Hause.
Genießen Sie Highlights und Lieblingsstücke der vergangenen Jahrzehnte
und jede Menge neuer Knaller. Ergötzen Sie sich an der feengleichen
Dreistimmigkeit von Tatjana Großkopf, Stephanie Peters und Nicole
Wellbrock. Viel Musik, Begleitung von Klavier, Harfe, Gitarre,
Kassette, Melodica und E-Bass -dazu singt hier einfach alles: Feen,
Pizza, Weinflaschen, Fische und mitunter auch das Publikum!

Mit: Tatjana Großkopf, Stephanie Peters und Nicole Wellbrock.| www.feeninabsinth.de

Bühne zum Hof | Ak 15,- / 12,- | VVK 12,50- / 10,-.ZZGL: 8 evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746 | 0177.2294599

info@ulrikesteffel.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/363: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Tragikomödie "Kunst" - aufgeführt vom Ensemble "Gutes Theater", 3.11.2018 


Kulturcafé Komm du - November 2018

Tragikomödie "Kunst" - Gastspiel des Ensembles "Gutes Theater"

Theaterabend am Samstag, den 3. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Tragikomödie 'Kunst' - Plakat zum Gastspiel des Ensembles 'Gutes Theater' am Samstag, den 3.11.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg - Foto: © by Ensemble 'Gutes Theater']






Das Komm du lädt ein zu einem Theaterabend

am Samstag, den 03.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Tragikomödie "Kunst" - aufgeführt vom Ensemble "Gutes Theater"

Vorsicht! Schauspiel-Kunst im "Komm du".

Hätten Sie gewusst, wie viele Werke des zeitgenössischen Künstlers
Antrios derzeit im Pariser Centre Pompidou ausgestellt werden? Vier.

"Gutes Theater" (ehem. "Kurz vorm Durchbruch") erzählt in
seiner aktuellen Produktion nach Yasmina Rezas Stück "Kunst" von
drei Freunden, die sich entzweien über die Einzigartigkeit eines
Bildes besagten Künstlers Antrios mit dem vielsagenden Titel "Weiße
Linien auf weißem Grund". Aber Entwarnung: es ist eine Komödie! Mit
bissigem Tiefgang über mangelnden Humor und das mögliche Ende einer
wunderbaren Freundschaft.

Kunstkenner wussten es schon: den Maler Antrios gibt es im echten
Leben natürlich gar nicht.


Der Theaterabend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: V.l.n.r.: Bernd Janeke, Ute Olk und Fernando Zietek von Ensemble 'Gutes Theater' - Foto: © by Ensemble 'Gutes Theater']

V.l.n.r.: Bernd Janeke, Ute Olk und Fernando Zietek von Ensemble "Gutes Theater"

Foto: © by Ensemble 'Gutes Theater'





Besetzung:

Ute Olk (Dichterunikat und Muse, spielt "Jeanne")

Bernd Janeke (Tenor und Chorknabe, ist "Yvan")

Fernando Zietek (Lebenskünstler, gibt "Serge")

Regie: Fernando Zietek


Über den Regisseur:

Der Regisseur Fernando Zietek wurde 1964 in Brasilien
geboren, ist aber in Argentinien aufgewachsen. Nach dem Schauspiel-
und Regiestudium in New York unter Manu Tupou folgte er seinen
deutschen Wurzeln und arbeitet seitdem in und um Hamburg an kleinen
Bühnen, zuletzt im Kellertheater mit "Mein Leben ohne mich", einer
Adaption des gleichnamigen Films. Da das Kino seine andere große
Leidenschaft ist, hat Fernando Zietek auch weitere Werke für
die Bühne bearbeitet. Neben vielen Kinderstücken wie "Peter Pan" und
"Eine Woche voller Samstage", in denen er auch selbst Rollen
übernahm, inszenierte er u.a. "Einer flog über das Kuckucksnest", "8
Frauen" und "Ganz oder gar nicht". 




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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SPIELPLAN/858: Lübeck - Monatsübersicht für den Oktober 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_



Monatsübersicht für den Oktober 2018

01. Oktober 2018 - Montag

Der Freischütz | 18.30 Uhr | Großes Haus | Oper

von Carl Maria von Weber | Kostprobe | Eintritt frei

02. Oktober 2018 - Dienstag

Out! | 11.00 Uhr | Landschaftszimmer |

Klassenzimmerstück über Cybermobbing von Knut

Winkmann | Wiederaufnahme

03. Oktober 2018 - Mittwoch

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

20.00 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von Horváth

04. Oktober 2018 - Donnerstag

Das Licht im Kasten | 20.00 Uhr | Kammerspiele

| von Elfriede Jelinek | Wiederaufnahme

Szenen einer Ehe | 20.00 Uhr | Junges Studio |

nach dem Film von Ingmar Bergman | Wiederaufnahme

05. Oktober 2018 - Freitag

Die Zauberflöte | 19.30 Uhr | Großes Haus |

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart

Wahrheit ist in allen Dingen | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | Uraufführung | 

Ein Liederabend über Patti Smith

06. Oktober 2018 - Samstag

Berlin Alexanderplatz | 19.30 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin

07. Oktober 2018 - Sonntag

Ball im Savoy | 18.00 Uhr | Großes Haus |

Operette von Alfred Grünwald und Fritz Löhner-Beda 

Lübecker Erstaufführung

Rückkehr nach Reims | 18.30 Uhr | Junges Studio

| nach Didier Eribon

09. Oktober 2018 - Dienstag

De selige Jensen | 20.00 Uhr | Kammerspiele |

Niederdeutsche Bühne Lübeck | Komödie von Soya

Premiere | Gastspiel

11. Oktober 2018 - Donnerstag

The Rocky Horror Show | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | von Richard O'Brien |

Wiederaufnahme | Theatertag (11,- Euro)

Ich distanziere mich von allem (und jetzt gut'

Nacht) | 20.00 Uhr | Junges Studio |

Uraufführung | von Kat Kaufmann | Eine

Koproduktion des Theater Lübeck und des Theater Rampe 

Wiederaufnahme

12. Oktober 2018 - Freitag

Der Freischütz | 19.30 Uhr | Großes Haus | Oper

von Carl Maria von Weber | Premiere |

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer

Wahrheit ist in allen Dingen | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | Uraufführung | Ein Liederabend

über Patti Smith

Rückkehr nach Reims | 20.00 Uhr | Junges Studio

| nach Didier Eribon

13. Oktober 2018 - Samstag

Berlin Alexanderplatz | 19.30 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

20.00 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von Horváth

| Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

14. Oktober 2018 - Sonntag

Ball im Savoy | 16.00 Uhr | Großes Haus |

Operette von Alfred Grünwald

und Fritz Löhner-Beda | Lübecker Erstaufführung

| Einführung um 15.30 Uhr im Mittelrangfoyer

16. Oktober 2018 - Dienstag

De selige Jensen | 20.00 Uhr | Kammerspiele |

Niederdeutsche Bühne Lübeck | Komödie von Soya

| Gastspiel

17. Oktober 2018 - Mittwoch

BEST OF POETRY SLAM - Die Allstar Poetry Slam

Gala Show | 19.30 Uhr | Großes Haus | Slam A

Rama präsentiert: | Gastspiel | Eintritt 15,- Euro 

(erm. 12,- Euro, Schüler/Studenten)

18. Oktober 2018 - Donnerstag

Otello | 19.30 Uhr | Großes Haus | Oper von

Giuseppe Verdi | In italienischer Sprache mit

deutschen Übertiteln | Wiederaufnahme |

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer

Das Licht im Kasten | 20.00 Uhr | Kammerspiele

| von Elfriede Jelinek 

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

Hüsch - Wir seh'n uns wieder | 20.00 Uhr |

Junges Studio | Ein Abend für Hanns Dieter Hüsch

19. Oktober 2018 - Freitag

Ball im Savoy | 19.30 Uhr | Großes Haus |

Operette von Alfred Grünwald und Fritz Löhner-Beda 

Lübecker Erstaufführung

Das Licht im Kasten | 20.00 Uhr | Kammerspiele

| von Elfriede Jelinek

Mit Großvater über die Meere | 20.00 Uhr |

Junges Studio | Solo-Theaterstück mit Thomas

Pohle | Wunderland Theater für Kinder ab 5

Jahren, aber auch für Erwachsene und Jugendliche 

Gastspiel | Eintritt 5,- Euro (erm. 3,- Euro)

20. Oktober 2018 - Samstag

Der Freischütz | 19.30 Uhr | Großes Haus | 

Oper von Carl Maria von Weber | 

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer

Monty Python's Spamalot | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | von Eric Idle und John Du Prez |

Wiederaufnahme

21. Oktober 2018 - Sonntag

De selige Jensen | 15.00 Uhr | Kammerspiele |

Niederdeutsche Bühne Lübeck | Komödie von Soya

| Gastspiel

Oliver! | 18.00 Uhr | Großes Haus | Musical von

Lionel Bart nach Charles Dickens' »Oliver Twist« 

Kooperation mit der Grund- und Gemeinschaftsschule 

St. Jürgen und dem Katharineum zu Lübeck

Szenen einer Ehe | 18.30 Uhr | Junges Studio |

nach dem Film von Ingmar Bergman

22. Oktober 2018 - Montag

»Greensleeves« | 19.30 Uhr | Hoghehus 

1. Kammerkonzert

24. Oktober 2018 - Mittwoch

Liebe geht durch den Magen | 19.30 Uhr |

Theater-Restaurant Dülfer | Ein Abend mit Musik

aus Oper, Operette, Film und Chanson von Imke

Looft und Effi Méndez | Wiederaufnahme

25. Oktober 2018 - Donnerstag

Oliver! | 19.30 Uhr | Großes Haus | Musical von

Lionel Bart nach Charles Dickens' »Oliver Twist« 

Kooperation mit der Grund- und Gemeinschaftsschule 

St. Jürgen und dem Katharineum zu Lübeck

Burghart Klaußner | 20.00 Uhr | Kammerspiele |

NDR »Der Norden liest« präsentiert: | »Vor dem

Anfang« - Burghart Klaußner liest aus seinem

Debütroman | Gastspiel | Eintritt 10,- Euro

Ich distanziere mich von allem (und jetzt gut'

Nacht) | 20.00 Uhr | Junges Studio |

Uraufführung | von Kat Kaufmann | Eine

Koproduktion des Theater Lübeck und des Theater Rampe

26. Oktober 2018 - Freitag

Die Zauberflöte | 19.30 Uhr | Großes Haus |

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart

De selige Jensen | 20.00 Uhr | Kammerspiele |

Niederdeutsche Bühne Lübeck | Komödie von Soya

Gastspiel

Hüsch - Wir seh'n uns wieder | 20.00 Uhr |

Junges Studio | Ein Abend für Hanns Dieter Hüsch

27. Oktober 2018 - Samstag

Öffentliche Theaterführung | 15.00 Uhr |

Treffpunkt vor dem Theater Lübeck |

Sonderveranstaltung | Eintritt 5,- /2,- Euro

(begrenztes Kartenkontingent)

Otello | 19.30 Uhr | Großes Haus | Oper von

Giuseppe Verdi | In italienischer Sprache mit

deutschen Übertiteln

Monty Python's Spamalot | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | von Eric Idle und John Du Prez

28. Oktober 2018 - Sonntag

Ernsthafte Scherze der neuen und alten Welt |

11.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle 

2. Sinfoniekonzert 

Einführung für Konzertbesucher eine Stunde 

vor Konzertbeginn in der MuK

Berlin Alexanderplatz | 16.00 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin | Einführung

um 15.30 Uhr im Mittelrangfoyer

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

18.30 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von Horváth

29. Oktober 2018 - Montag

Ernsthafte Scherze der neuen und alten Welt |

19.30 Uhr | Musik- und Kongresshalle | 2.

Sinfoniekonzert | Einführung für

Konzertbesucher eine Stunde vor Konzertbeginn

in der MuK

31. Oktober 2018 - Mittwoch

Wunderbrut | 16.00 Uhr | Junges Studio |

Spielclub 4: Ein Projekt mit Kindern und

Jugendlichen | von Theo Fransz | Wiederaufnahme

Der Freischütz | 19.30 Uhr | Großes Haus 

Oper von Carl Maria von Weber 

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer

The Rocky Horror Show | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | von Richard O'Brien

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Fax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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BILDUNG/063: Artenvielfalt schützen per Smartphone-App (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 11.09.2018

Artenvielfalt schützen per Smartphone-App

Auszeichnung der UN-Dekade für Biologische Vielfalt an

Nachwuchsforscherin der Universität Jena



Dr. Luise Knoblich aus der Arbeitsgruppe Biologiedidaktik der
Friedrich-Schiller-Universität Jena ist im Rahmen der UN-Dekade für
Biologische Vielfalt ausgezeichnet worden. Damit ist die
Wissenschaftlerin jetzt mit ihrem Projekt "Abenteuer Biodiversität:
Mit Biotracks Arten- und Ökosystemvielfalt erkunden" offizielle
Partnerin der UN-Dekade. Die Auszeichnung ist heute (11. September)
von Uni-Präsident Prof. Dr. Walter Rosenthal während des Jenaer
MINT-Festivals überreicht worden.

Mit dem Smartphone auf Entdeckungstour in der Natur - das ist das
Erfolgsrezept, mit dem Dr. Luise Knoblich Schülerinnen und Schülern
das Thema Biodiversität (Biologische Vielfalt) näher bringt. Die
wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Arbeitsgruppe Biologiedidaktik
der Uni Jena hat ein Biotrack-Verfahren entwickelt, das den
Biologieunterricht zur spannenden Expedition macht.

Im Jahr 2014 gestartet, haben Dr. Knoblich und ihr wissenschaftlicher
Betreuer, Prof. Dr. Uwe Hoßfeld, ihre Methode mittlerweile als
veröffentlichte Patentanmeldung mehrfach erfolgreich in die Praxis
umgesetzt: Auf Exkursionen am Bleilochstausee und im "Biotopverbund
Rothenbach" (Naturpark Thüringer Schiefergebirge / Obere Saale) haben
Schülerinnen und Schüler der siebten und neunten Klasse per Biotracks,
d. h. biologisch basierten GPS-Touren Feldforschung in Sachen Arten-
und Ökosystemvielfalt betrieben.

"Da die Lebenswelt der Schülerinnen und Schüler in der heutigen Zeit
vorwiegend medial geprägt ist und ihnen gleichzeitig essentielle
Naturerlebnisse fehlen, haben wir uns für den Einsatz von Smartphones
entschieden", erläutert Dr. Knoblich ihren Ansatz, der Natur und
Technik zusammenführt. Per GPS-Navigations-App finden die Schülerinnen
und Schüler auf der Exkursionsroute selbstständig von einem Wegpunkt
zum nächsten und lösen Aufgaben zur Tier- und Pflanzenbestimmung im
Exkursionsheft.

"Die Smartphones dienen zur Recherche, zur Artenbestimmung und zur
Dokumentation", erklärt Luise Knoblich. Außerdem kommen Smartphones
bei chemischen und physikalischen Gewässeranalysen als Messgeräte zum
Einsatz. Doch auch Bewegung kommt während der Exkursionen nicht zu
kurz: per Mountainbike und selbst gebautem Forschungsboot
(Zehnerkanadier) erkundeten die Schülerinnen und Schüler die
unterschiedlichen Ökosysteme, wie Wald, Wiese, Bach und See.

Eingebunden in europaweite Feldforschungsaktionen wie dem "GEO-Tag der
Natur" leisten die Schülerinnen und Schüler damit nicht nur einen
wissenschaftlichen Beitrag zum Schutz lokaler Populationen. "Es zeigt
sich auch, dass die Biotracks positive Wirkungen auf die Einstellung
zur Biodiversität, das Biodiversitätswissen und das Umwelthandeln von
Schülern haben", unterstreicht Prof. Hoßfeld. Darüber hinaus
unterstütze das Projekt die körperliche Bewegung und die
Naturwahrnehmung und trage deutlich zu einer besseren Kenntnis
heimischer Arten bei. "Damit besitzt das Verfahren nicht nur eine hohe
wissenschaftliche, sondern auch gesellschaftliche Bedeutung", so
Hoßfeld.

Dieser Einsatz hat die Juroren und Jurorinnen des
UN-Dekade-Wettbewerbs überzeugt: "Mit den Biotracks wurde ein
vorbildliches IT-gestütztes Naturbildungs- und Erlebnisangebot
geschaffen und erprobt, mit dem junge Menschen für die biologische
Vielfalt sensibilisiert und zur Erhaltung motiviert werden können",
heißt es in der Begründung für die Auszeichnung der UN-Dekade. Neben
einer Urkunde, einem Banner und einem Auszeichnungsschild hat Luise
Knoblich einen "Vielfalt-Baum" als Trophäe erhalten, der symbolisch
für die bunte Vielfalt und einzigartige Schönheit der Natur steht. Das
Banner mit der Aufschrift "UN-Dekade Biologische Vielfalt
Ausgezeichnetes Projekt" soll an der Fassade des Bienenhauses
angebracht werden. Ab sofort ist das ausgezeichnete Jenaer Projekt auf
der Webseite der Deutschen UN-Dekade zu finden unter:
www.undekade-biologischevielfalt.de.

Die bisher durchgeführten Biotracks sind in der Mediothek des
Thüringer Schulportals veröffentlicht und stehen allen Thüringer
Schulen zur Verfügung (https://www.schulportal-thueringen.de/media).
Lehrerinnen und Lehrer, die mit ihrer Klasse selbst eine Exkursion
planen und das Biotrack-Material nutzen wollen, können sich direkt an
die Jenaer Wissenschaftler wenden.

Hintergrund

Die UN-Dekade Biologische Vielfalt ist von den Vereinten Nationen für
den Zeitraum von 2011 bis 2020 ausgerufen worden. Ziel der
internationalen Dekade ist es, den weltweiten Rückgang der
biologischen Vielfalt aufzuhalten und Menschen zu bewegen, sich für
Artenschutz einzusetzen.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-jena.de

http://www.undekade-biologischevielfalt.de

https://www.schulportal-thueringen.de/media

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news701963

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VÖGEL/1121: Auf Wiedersehen Schwalben (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 11. September 2018

Auf Wiedersehen Schwalben

Rauch- und Mehlschwalben sammeln sich - Nester sind ganzjährig
geschützt - Trockenheit erschwerte Nestbau



Hilpoltstein, 11.09.18 - Nach einem alten Sprichwort heißt es "An
Maria Geburt fliegen alle Schwalberl furt". Maria Geburt ist am 8.
September und so können Naturfreunde seit einigen Tagen tatsächlich
beobachten, wie sich die Rauch- und Mehlschwalben in ganz Bayern
sammeln. Bald lassen sie den Freistaat hinter sich und ziehen Richtung
Afrika. Ihren Wohnsitz, also ihre Nester, lassen sie dabei zurück.
"Schwalbennester sind ganzjährig durch das Bundenaturschutzgesetz
besonders geschützt und dürfen auch nach Abreise der Schwalben nicht
entfernt werden", weiß die LBV-Expertin für Gebäudebrüter Sylvia
Weber. Diesen Sommer erschwerte die Trockenheit die auch in
Normalsommern schon schwierige Suche nach feuchtem Lehm als
Nistmaterial für den Bau neuer und die Ausbesserung alter Nester.




[image: Mehlschwalben an Nest - Foto: © Dr. Christoph Moning]

Mehlschwalben
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Nicht nur auf dem Vogelzug lauern viele Gefahren, auch in ihren
bayerischen Brutgebieten haben es Schwalben immer schwerer. Seit 2016
stehen die standorttreuen Vögel sogar auf der Vorwarnliste
beziehungsweise der Roten Liste der bedrohten Brutvögel. Denn
Schwalben haben gleich mit mehreren Herausforderungen gleichzeitig zu
kämpfen. Es fehlt ihnen an Insekten als Nahrung und an Lehmpfützen als
Material zum Nestbau. Der heiße, trockene Sommer heuer machte es vor
allem der Mehlschwalbe schwer, ausreichend Baumaterial für ihr Nest zu
finden. "Die Suche nach Lehmpfützen in den meist stark versiegelten
Städten ist bereits in normalen Sommern eine Herausforderung. Die
Trockenheit dieses Jahr erschwerte es den Glücksbringern zusätzlich
eine offene Lehmstelle zu entdecken", erklärt Weber. Denn für ihre
Nester sammelt ein Mehlschwalbenpaar bis zu 800 kleine Lehmkügelchen,
aus denen dann ein halbrundes Nest gemörtelt wird.

Auch mit der oft fehlenden Toleranz gegenüber ihren Nistplätzen an
Gebäuden haben Schwalben zu kämpfen. "Mehlschwalbennester werden oft
von den Fassaden abgeschlagen, weil eine Verschmutzung oder
Beschädigung der Fassade befürchtet wird", so die LBV-Expertin. Der
LBV weist jedoch darauf hin, dass die Nester ganzjährig gesetzlich
geschützt sind. Also auch, wenn die Schwalben nicht anwesend sind.
Müssen wegen Baumaßnahmen Nester entfernt werden, muss vorab eine
Genehmigung der Höheren Naturschutzbehörde vorliegen; als Auflage wird
meist Ersatz in Form von Kunstnestern gefordert.

Es gibt viele Möglichkeiten, Verschmutzungen zu vermeiden, ohne gegen
das Gesetz verstoßen zu müssen. Wenn jetzt im Herbst die Glücksbringer
in den Süden ziehen, können Hausbesitzer die Fassade und vorhandene
Kotbretter reinigen oder neue anbringen. "Mit Kunstnestern kann man
übrigens auch die Verschmutzung von der Fassade ablenken, indem die
Nisthilfen an den überhängenden Dachsparren angebracht werden", so
Weber. Im Gegensatz zu natürlichen, von den Schwalben selbst gebauten
Lehmnestern, sollten künstliche Nisthilfen alle paar Jahre abgenommen
und gereinigt werden. Grund dafür sind Parasiten und möglicherweise
verendete Küken, falls etwas mit der Brut schiefgelaufen ist. Sonst
kann es passieren, dass die Flugkünstler die Nester nicht mehr
annehmen.

Um Gebäudebrütern wie Schwalben und Mauerseglern unter die Flügel zu
greifen, fördert der Bayerische Naturschutzfonds aus Mitteln der
Glückspirale das Projekt "Der Spatz als Botschafter der Stadtnatur".
Ziel ist der Erhalt der typischen Stadtvogelarten, vor allem in den
großen bayerischen Städten. Ein Appell von Sylvia Weber: "Wir sollten
unsere Zugvögel hierzulande so gut wie möglich unterstützen, damit
diejenigen, die es im Frühjahr wieder zu uns zurückschaffen, auch zum
Arterhalt beitragen können." Schwalben und Co. werden es uns danken:
Wenn sie bei ihrer Rückkehr mit munterem Gezwitscher den Frühling
einläuten.

Mehr Infos auf www.lbv-muenchen.de/botschafter-spatz

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.09.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.
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EUROPA/537: Weniger Autoabgase in Europas Luft (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.09.2018 / Verkehr

Weniger Autoabgase in Europas Luft



Abgeordnete des europäischen Parlament wollen den CO2-Ausstoß von
Autos stärker reduzieren als bisher geplant. Der Umweltausschuss
sprach sich am Montag für eine Reduzierung um 45 Prozent bis 2030 aus.

Bis 2025 soll zudem ein Zwischenziel von 20 Prozent festgelegt werden.
Die Pläne der EU-Kommission sahen ursprünglich vor, dass Autos und
Lieferwagen 30 Prozent weniger Kohlendioxid (CO2) bis 2030
produzieren.

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hatte vor der Abstimmung im
Umweltausschuss sogar 35 Prozent reale Minderung bis 2025 und 70
Prozent Minderung bis 2030 im Vergleich zu 2021 gefordert. Dies sei
notwendig, um den Klimaschutzzielen gerecht zu werden.

Die Autoindustrie hingegen hält bereits das schwächere Reduktionsziel
im Kommissionsentwurf für zu hoch und behauptet, der schnelle Umstieg
auf E-Mobilität sei nicht möglich. Die schlechte Infrastruktur
behindere den Verkauf von Elektroautos, hieß es beim Europäischen
Autoverband ACEA. Dem widerspricht die Umweltorganisation Transport &
Environment (T&E). Eine Anfang September veröffentlichte Studie zeigt,
dass nicht die bestehende öffentliche Ladeinfrastruktur für
batteriebetriebene Fahrzeuge für den schwachen Markthochlauf von
Elektrofahrzeugen verantwortlich gemacht werden kann. Vielmehr liege
dies am fehlenden Angebot entsprechender Modelle. Etwa 95 Prozent der
Ladevorgänge erfolgten demnach an Ladestationen zu Hause oder am
Arbeitsplatz, lediglich bei fünf Prozent werde eine Ladesäule im
öffentlichen Raum genutzt.

Der Beschluss des Umweltausschusses muss im Oktober noch vom Parlament
abgesegnet werden, bevor die Verhandlungen mit den Mitgliedsstaaten
beginnen können. [mbu]



Umweltausschuss EU-Parlament zu CO2-Ausstoß von Autos 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180911IPR13114/more-electric-cars-on-eu-roads-by-2030

DUH zu CO2-Ausstoß von Autos 

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe-fordert-beschluss-fuer-ehrgeizige-co2-grenzwerte-durch-den-umweltausschuss-des-e/

T&E-Studie zu E-Autos

https://www.transportenvironment.org/publications/electric-vehicles-truth

 * 

Quelle:

EU-News, 11.09.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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EUROPA/536: Finanzhüter fordert saubere Luft (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.09.2018 / Emissionen

Finanzhüter fordert saubere Luft



Der Europäische Rechnungshof hat am Dienstag einen Sonderbericht über
die Luftqualität in der EU veröffentlicht. Darin kritisieren die
Ersteller*innen unwirksame Maßnahmen der EU gegen Luftverschmutzung
und fordern strengere Grenzwerte.

"Schwache Rechtsvorschriften und die unzulängliche Umsetzung der
Politik" führten demnach dazu, dass die Bürger*innen der EU Feinstaub-, 
Stickstoff- und Ozonwerten in gesundheitsschädlichen Höhen
ausgesetzt sind. Mitgliedstaaten verstoßen dem Rechnungshof zufolge zu
häufig gegen die Vorgaben aus der EU, die ihrerseits noch zu locker
seien. Die EU-Grenzwerte seien schwächer als die von der
Weltgesundheitsorganisation herausgegebenen Leitlinien und entsprächen
nicht mehr dem aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand. Der Bericht
kritisiert auch die Überwachung der Luftqualität: Da Messstationen
teilweise nicht an geeigneten Orten stünden, bestehe 'das Risiko, dass
die Luftverschmutzung unterschätzt wurde.'

Der Rechnungshof empfiehlt deshalb der EU-Kommission, 'wirksamere
Maßnahmen' gegen die Luftverschmutzung zu ergreifen, die
Luftqualitätsrichtlinie zu aktualisieren und die Luftqualitätspolitik
zu priorisieren. Sie sollte auch im Rahmen anderer EU-Politiken
durchgängig berücksichtigt werden.

Margherita Tolotto, Expertin für Luftqualität beim Europäischen
Umweltbüro, unterstützt die Ergebnisse des Sonderberichts und freut
sich auf 'zusätzliche Maßnahmen zum Schutz der Menschen in der
gesamten EU vor den Gefahren der verunreinigten Luft.'

Der Europäische Rechnungshof überwacht die Finanzen der EU und
veröffentlicht in regelmäßigen Abständen Sonderberichte zu
verschiedenen Politikbereichen. [km]



Bericht des Europäischen Rechnungshofs

https://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=46723

Margherita Tolotto bei Metamag

https://metamag.org/2018/09/11/five-worrying-things-we-just-learnt-about-the-eus-air-pollution-crisis/

 * 

Quelle:

EU-News, 11.09.2018
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EUROPA/535: Europawahl 2019 - Umweltverbände sehen zehn "grüne Gewinnerpfade" (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.09.2018 / Politik & Recht

Europawahl 2019: Umweltverbände sehen zehn "grüne Gewinnerpfade"




Die 'Green 10', eine Koalition der größten europäischen
Umweltorganisationen, haben ihre Forderungen zur Europawahl 2019 in
einem Wahlmanifest veröffentlicht. Die Organisationen, die von über 20
Millionen BürgerInnen unterstützt werden, fordern von den politisch
Verantwortlichen vier Prioritäten ein, für die sich die amtierenden
Regierungen, die künftigen EU-Parlamentsabgeordneten und die
politischen Parteien einsetzen sollen:


	eine Europäische Union, die Umwelt- und Klimaschutz zu den obersten Prioritäten erklärt;

	eine Europäische Union, die die Rechtsstaatlichkeit aufrechterhält und die Zivilgesellschaft stärkt;

	bessere Rechtsetzung, keine Deregulierung sowie eine verantwortungsvolle und vorbildhafte Europäische Kommission.



Das Manifest zeigt außerdem zehn Wege auf, wie die Europawahl 2019
umweltpolitische Gewinne bringen kann. Zu den 'zehn grünen
Gewinnerpfaden' für den Planeten und seine BewohnerInnen gehören aus
Sicht der Green 10:


	EU als Vorreiterin im Kampf gegen den Klimawandel

	Gesunde Ökosysteme

	Saubere Luft für alle

	Globaler Vorreiter in Sachen emissionsfreier Verkehr

	Ein EU-Haushalt, der sich mit globalen und europäischen Umweltproblemen befasst

	Eine giftfreie Zukunft für Europa

	Saubere Kreislaufwirtschaft: weniger Ressourcen nutzen und Chemikalien-, Produkt-und Abfallgesetze harmonisieren

	Ein transparenteres, demokratischeres und rechenschaftspflichtiges Europa

	Handelsabkommen für Menschen, nicht für Großunternehmen

	Ein nachhaltiges Europa, das die planetaren Grenzen respektiert



Jeremy Wates, Generalsekretär des Europäischen Umweltbüros (EEB) und
damit Teil der 'Green 10', kommentierte: "Von extremen
Wetterereignissen bis hin zur Migrantenkrise und dem Aufkommen der
Hasspropaganda steht Europa vor einer Reihe von Herausforderungen, die
eine direkte Bedrohung für seine Bürger und die Demokratie darstellen.
Mit den Europawahlen 2019 haben wir die Chance, die Dinge umzudrehen
und ein neues Narrativ zu präsentieren, das diese Herausforderungen
wirklich angeht und den Interessen vieler und nicht einiger weniger
dient." [kh, jg]

European Parliament Election Manifesto

https://green10.org/wp-content/uploads/2017/06/Green10_Manifesto.pdf

 * 

Die Green 10 sind die zehn auf EU-Ebene führenden
Nichtregierungsorganisationen im Umweltbereich. Zu den Green 10
gehören BirdLife International, Climate Action Network Europe (CAN
Europe), CEE Bankwatch Network, Europäisches Umweltbüro (EEB),
European Federation of Transport and Environment (T&E), Health and
Environment Alliance (HEAL), Friends of the Earth Europe (FoEE)
Greenpeace Europe, Naturfreunde Internationale (NFI) und das
WWF-Europabüro.
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Die zehn Schwerpunkte des Wahlmanifestes ausführlicher - exakte
Formulierungen bitte im englischen Original nachlesen.

1. EU als Vorreiterin im Kampf gegen den Klimawandel

Stärkere Emissionsreduktionen, mehr erneuerbare Energien und höhere
Energieeinsparungen als bisher - nur so können die Ziele des Pariser
Klimaabkommens bis 2020 erreicht werden.

2. Gesunde Ökosysteme

Ökosysteme müssen viel stärker als bisher geschützt werden, damit sich
die biologische Vielfalt regenerieren kann. Dazu beitragen sollen zum
Beispiel ein Stopp der Überfischung der Meere und der Abholzung der
Wälder. Außerdem soll mehr EU-Budget für Biodiversitätsschutz
bereitgestellt und die Landwirtschaft reformiert werden.

3. Saubere Luft für alle

EU-Gesetze zur Luftqualität müssen von der neuen Kommission stärker
durchgesetzt und dürfen nicht von den Mitgliedstaaten geschwächt
werden

4. Globaler Vorreiter in Sachen emissionsfreier Verkehr

Endlich den Übergang zu sauberer Mobilität schaffen und Schadstoffe,
Lärm und CO2-Emissionen verringern. Europa braucht eine Strategie, die
die EU zu einem weltweit führenden Anbieter von emissionsfreiem, mit
sauberem erneuerbarem Strom betriebenem Gemeinschaftsverkehr macht.

5. Ein EU-Haushalt, der sich mit globalen und europäischen
Umweltproblemen befasst

Das EU-Budget muss internationale Verpflichtungen zur nachhaltigen
Entwicklung sowie zum Klima- und Umweltschutz abdecken. Alle
Haushaltsinstrumente sollten klar definierte, obligatorische
Ausgabenziele von 50% für Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel
und Naturschutz beinhalten, wobei fossile Brennstoffe aus allen
Programmen ausgeschlossen sein sollten. 1 Prozent des Gesamtbudgets
sollte in das LIFE-Programm fließen.

6. Eine giftfreie Zukunft für Europa

Giftige Chemikalien bedrohen die Tierwelt, die Umwelt und die
öffentliche Gesundheit. Sie müssen durch Alternativen ersetzt werden.
Die EU muss Chemikalien streng regulieren, um Umwelt und Menschen vor
Pestiziden, endokrinen Disruptoren, Vergiftungen durch Blei,
Quecksilber oder andere giftige Chemikalien zu schützen.

7. Saubere Kreislaufwirtschaft: weniger Ressourcen nutzen und
Chemikalien-, Produkt- und Abfallgesetze harmonisieren

Änderung der in Europa vorherrschenden Wegwerfkultur, durch
einheitliche Regelungen zur Müllvermeidung und das Benutzen von
wiederverwendbaren Materialien. Es darf keine giftigen Rückstände in
recyclebaren Produkten geben. Das führt zu Kostenminderung,
Gesundheitsverbesserungen und neuen Jobs

8. Ein transparenteres, demokratischeres und
rechenschaftspflichtiges Europa

Die EU soll für ihre Bürger transparenter im Bereich Lobbyaktivitäten
und Entscheidungsfindung bei Beschlüssen werden. Dadurch wird die
Legitimität der EU gestärkt, während gleichzeitig Interessenkonflikte
vermieden werden.

9. Handelsabkommen für Menschen, nicht für Großunternehmen


Handelsabkommen sollen zukünftig im Interesse der Öffentlichkeit
vereinbart werden, anstatt auf maximales Handelsvolumen und eine
Senkung der Kosten für Großkonzerne abzuzielen. Die
Paris-Vereinbarungen zum Klimaschutz sollten zusammen mit bindenden
Klauseln zur Nachhaltigkeit in allen europäischen Handelsabkommen
enthalten sein.

10. Ein nachhaltiges Europa, das die planetaren Grenzen
respektiert 

Europa benötigt neue Ansätze zum nachhaltigen wirtschaftlichen
Handeln. Der momentane Fokus auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) führt
zur Verringerung der Ressourcen, zum Aussterben von Arten und führt
gleichzeitig zu Ungleichheit und einer teilweise verarmenden
arbeitenden Bevölkerung. Die neuen Regelungen müssen innerhalb der
Grenzen unseres Ökosystems Wohlstand für alle bringen.

 * 
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EU-News, 07.09.2018
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GENTECHNIK/022: Medien kritisieren Förderung neuer Fachstelle Gentechnik (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 03.09.2018

Medien kritisieren Förderung einer neuen Fachstelle Gentechnik



Das Bundesumweltministerium fördert eine Fachstelle Gentechnik und
Umwelt (FGU) für zweieinhalb Jahre mit insgesamt 200.000 Euro. Die FDP
und einige Medien haben diese Förderung in den vergangenen Wochen
angegriffen und der Fachstelle Voreingenommenheit unterstellt. Der
Grund: Der gentechnikkritische Verein Testbiotech in München ist
Träger des Projekts.

Testbiotech wurde vor zehn Jahren als 'Institut zur unabhängigen
Folgenabschätzung im Bereich der Biotechnologie' gegründet. Der Verein
hat sich mit seinen kritischen und wissenschaftlich belegten
Stellungnahmen intensiv und erfolgreich in die öffentliche Debatte um
die Agro-Gentechnik in Deutschland und der Europäischen Union
eingemischt. Befürwortern der Agro-Gentechnik sind die Organisation
und ihr Geschäftsführer, der frühere Greenpeace-Campaigner Christoph
Then, deshalb ein Dorn im Auge.

2017 beantragte Testbiotech beim Bundesamt für Naturschutz (BfN) eine
Zuwendung, um eine Fachstelle Gentechnik und Umwelt einzurichten. Ziel
sei 'die Förderung einer informierten gesellschaftlichen Diskussion
auf der Basis aktueller Informationen und wissenschaftlich
verlässlicher Analysen', heißt es im Antrag. Festgelegt würden die
Inhalte von Non-Profit-Organisationen, 'die sich unter der Perspektive
des Vorsorgeprinzips mit dem Thema befassen, ohne eigene ökonomische
Interessen an der Verwertung der Technologie zu haben.' Dazu sind
sieben Organisationen in einem Beirat vertreten, darunter der
Umweltverband BUND, die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL) und Save our Seeds.

Das BfN gewährte wie beantragt gut 200.000 Euro für den Zeitraum von
Anfang Oktober 2017 bis Ende Februar 2020. Mit dem Großteil der Mittel
wird eine Wissenschaftlerstelle finanziert, die öffentlich
ausgeschrieben und mit einer promovierten Biologin besetzt wurde. Ihre
Doktorarbeit schrieb sie über epigenetische Modifikationen in der
Fruchtfliege und sammelte dabei praktische Erfahrungen mit neuen
gentechnischen Verfahren wie CRISPR/Cas. Die Zuwendung stammt aus dem
Umweltforschungsplan des Bundesumweltministeriums. Aus diesem Topf
fördert das Ministerium Projekte und Forschungsvorhaben in allen
umweltrelevanten Bereichen, vom Klimaschutz über Luftreinhaltung bis
zu nachhaltiger Mobilität. Insgesamt standen dafür 2017 rund 57
Millionen Euro zur Verfügung.

Beim Thema Gentechnik entscheidet über die Vergabe das BfN, das
mögliche Auswirkungen der Agro-Gentechnik und neuer gentechnischer
Verfahren auf Umwelt und Natur fachlich beurteilt. Im
Umweltforschungsplan macht dieser Bereich nur ein winziges Kapitel
aus. Denn Gentechnik und Biotechnologie fallen ansonsten in die
Kompetenz des Landwirtschafts- und des Forschungsministeriums. So gab
das Forschungsministerium 2017 sechs Millionen Euro frei, um zwei
Jahre lang 'Nutzpflanzen der Zukunft' zu fördern, die mit Hilfe neuer
gentechnischer Verfahren hergestellt werden sollen. Aktuell fördert
das Ministerium auch Projekte zur Genom-Editierung von Äpfeln und
Sojabohnen.

Auslöser der Kritik an der Fachstelle Gentechnik und Umwelt war eine
Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion. Diese steht in einer Reihe von
Anfragen, mit denen die Freien Demokraten offenbar thematisieren
wollen, dass die Bundesregierung Verbände und Organisationen aus dem
Umweltbereich unterstützt. Gegenstand dieser Anfragen sind unter
anderem der Naturschutzbund Deutschland, das Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung, Greenpeace, die Deutsche Umwelthilfe und die
Denkfabrik Agora Energiewende. Die Antwort der Bundesregierung auf die
Anfrage zur Fachstelle nahmen Medien wie Süddeutsche Zeitung und
Spiegel zum Anlass für Artikel. Deren Tenor: Der Bund finanziere mit
Steuergeldern eine gentechnikkritische Lobbyorganisation.

In seiner Reaktion wies Testbiotech darauf hin, dass die
Journalistinnen dem Verein in beiden Fällen nicht Gelegenheit gegeben
hatten, zu der Kritik Stellung zu nehmen. Deutlich wies die
Organisation den Vorwurf zurück, unwissenschaftlich zu arbeiten:
'Testbiotech legt Wert darauf, nach wissenschaftlichen Standards zu
arbeiten und gleichzeitig unabhängig von den Interessen derer zu sein,
die von Anwendungen der Gentechnik profitieren', heißt es in der
Stellungnahme. Und weiter: 'Im Vordergrund unserer Arbeit steht die
Perspektive des Umwelt- und Verbraucherschutzes.' Dies rechtfertige es
jedoch nicht, Testbiotech als Lobby-Organisation oder Technikfeinde zu
bezeichnen.

In der Antwort der Bundesregierung an die FDP steht auch, dass
unterschiedliche Projekte gefördert würden, 'die den öffentlichen
Dialog zu den Entwicklungen in der Biotechnologie und Gentechnik
unterstützen sollen.' Genannt wird explizit das Forschungsprojekt
'Ethische, rechtliche und sozioökonomische Aspekte der
Genom-Editierung in der Agrarwirtschaft' (Dialog GEA). Dessen Träger
ist das Max-Planck-Institut für Molekulare Pflanzenphysiologie, dessen
Direktor Ralph Bock ein entschiedener Befürworter der Agro-Gentechnik
und des Einsatzes neuer gentechnischer Verfahren ist. Fördersumme:
mehr als eine Million Euro, verteilt auf drei Jahre. [lf]



Testbiotech: Neue wissenschaftliche Fachstelle für Gentechnik und
Umwelt (22.05.2018)

https://www.testbiotech.org/node/2208

Süddeutsche Zeitung: Bund finanziert Ökolobby (17.08.2018)

https://www.sueddeutsche.de/wissen/gentechnik-bund-finanziert-oekolobby-1.4094564

Testbiotech: Wo bleibt die journalistische Ausgewogenheit, liebe
Süddeutsche Zeitung? (17.08.2018)

https://www.testbiotech.org/aktuelles/wo-bleibt-die-journalistische-ausgewogenheit-liebe-s-ddeutsche-zeitung

Spiegel online: Bund spendiert Gentechnik-Gegnern 200.000 Euro
(20.08.2018)

http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/bundesumweltministerium-beauftragt-testbiotech-mit-info-kampagne-a-1220832.html

testbiotech: Einseitige Berichterstattung bei Spiegel Online -
Bundesregierung beantwortet kleine Anfrage der FDP (21.8.2018)

https://www.testbiotech.org/aktuelles/einseitige-berichterstattung-bei-spiegel-online

Die Anfrage FDP zur Fachstelle Gentechnik und Umwelt und die Antwort
der Bundesregierung (13.08.2018)

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/038/1903812.pdf

Bundeshaushaltsplan 2017, Einzelplan 16 Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

https://www.bundeshaushalt.de/fileadmin/de.bundeshaushalt/content_de/dokumente/2017/soll/epl16.pdf

Umweltforschungsplan 2018-08-29
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Forschung/ressortforschungsplan_gesamt_2018_bf.pdf

Zur Finanzierung von ELSA-GEA - Ethische, Rechtliche und
Sozioökonomische Aspekte von Genom-Editierung in der
Agrarwirtschaft

https://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/elsa-gea-ethische-rechtliche-und-soziookonomische-aspekte-von-genom-editierung-in-der-5463.php

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33380/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Gentechnik: 30 Jahre leere Versprechen?, 11.09.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33384/

Europäische Regionen fordern internationales Gentechnikregister,
07.09.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33382/

Klöckner: neues Gesetz für Genome Editing?, 06.09.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33381/

 * 

Quelle:

Nachricht, 03.09.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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INITIATIVE/527: Insektensterben durch Lichtverschmutzung vermeiden (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - aus der Astronomie, 12.09.2018

Insektensterben durch Lichtverschmutzung vermeiden



Gemeinsame Pressemitteilung der Vereinigung der Sternfreunde und des
Hauses der Astronomie in Heidelberg - Studien haben in den vergangenen
Jahren einen dramatischen Rückgang von Anzahl und Artenvielfalt bei
Fluginsekten festgestellt. Der Lichtverschmutzung - der Aufhellung der
Nacht durch künstliche Lichtquellen - fallen nachweislich große Zahlen
von nachtaktiven Insekten zum Opfer. Angesichts dessen fordert die
Fachgruppe Dark Sky der Vereinigung der Sternfreunde e.V. Maßnahmen
zur Reduzierung der Lichtverschmutzung.

Der natürliche Wechsel von hellem Tag und dunkler Nacht ist der
grundlegendste Rhythmus der meisten Lebewesen und ein wichtiges
Element funktionierender Ökosysteme. Unterbrechungen bedeuten immer
eine Störung. Künstliches Licht bei Nacht sollte daher so
belastungsarm wie möglich eingesetzt werden.




[image: Foto: © Andreas Hänel]

Kugellampen ziehen zahlreiche Insekten an.

Foto: © Andreas Hänel



Durch aktuelle Forschungsergebnisse über den dramatischen Rückgang der
Insekten im letzten Jahr rückt das Thema Lichtverschmutzung als eine
der wichtigen Ursachen in den Fokus, beispielsweise im Eckpunktepapier
der deutschen Bundesregierung [1].

In Anbetracht der Dringlichkeit des Problems fordert die
VdS-Fachgruppe Dark Sky, Empfehlungen für umweltfreundliche und
verantwortungsvolle Beleuchtung schnellstens bei Planungen und
Umsetzungen zu berücksichtigen, die im wesentlichen Lichtlenkung,
Lichtmenge und Lichtfarbe umfassen. Die entsprechende Technik ist
bereits seit Jahren vorhanden und muss endlich genutzt werden.

Die ehrenamtlich arbeitende Fachgruppe "Dark Sky - Initiative gegen
Lichtverschmutzung" der Vereinigung der Sternfreunde e.V. beschäftigt
sich bereits seit über 20 Jahren mit diesem Umweltthema und hat schon
vor 10 Jahren an Untersuchungen der Universität Mainz zur Auswirkung
künstlichen Lichts auf Insekten mitgewirkt [2]. Diese Untersuchungen
in Düsseldorf zeigten, dass Leuchtmittel mit geringen Blau- und
Ultraviolettanteilen deutlich weniger Insekten anziehen. In dem
Zusammenhang wurde damals bereits auf die rapide Abnahme der Insekten
hingewiesen [3].

Die Fachgruppe veröffentlichte vor zwei Jahren gemeinsam mit der
"Kommission Lichtverschmutzung" der Astronomischen Gesellschaft und
der Gesellschaft Deutschsprachiger Planetarien Empfehlungen zur
Reduzierung der Lichtverschmutzung [4]. Diese Hinweise sind weiterhin
aktuell und werden durch neuere wissenschaftliche Studien unterstützt.
Sie helfen auf einfache und effektive Weise, das Sterben von Insekten
an künstlichen Lichtquellen zu reduzieren. Dadurch werden auch andere
Arten und der Mensch gezielt vor negativen Auswirkungen durch
künstliches Licht bei Nacht verschont. Diese Empfehlungen für eine
nachhaltige künstliche Beleuchtung, die weit über eine reine
Energieeffizienz reichen, werden bereits in den Kommunen der
Sternenparks, die in den letzten Jahren mit Unterstützung der
Fachgruppe Dark Sky als Modellregionen errichtet wurden, praktisch
umgesetzt.

Die Fachgruppe Dark Sky arbeitete zudem an der Erstellung einer
Broschüre "Nachhaltige Beleuchtung" des hessischen Umweltministeriums
mit, in der Hinweise für Industrie und Gewerbe gegeben werden [5].

Diese von der Fachgruppe Dark Sky empfohlenen Maßnahmen umfassen
folgende Punkte:


	Künstliches Licht nachts nur einsetzen, wenn es unbedingt notwendig ist. Insbesondere naturnahe Bereiche sollten nicht beleuchtet werden.

	Licht sollte mithilfe von voll abgeschirmten Leuchten nur dorthin gelenkt werden, wo es benötigt wird, auf die Verkehrs- oder tatsächlich zu beleuchtende Fläche. Insbesondere sollten keine Naturelemente (Bäume, Felsen, Gewässer) angestrahlt werden. Zudem darf kein Licht unnütz nach oben und horizontal abstrahlen. Diese Maßnahme hilft auch Blendung zu vermeiden.

	Die Lichtmenge sollte möglichst gering gewählt werden, oft ist eine gleichmäßige Beleuchtungsstärke von wenigen Lux ausreichend.

	Licht sollte nur bedarfsorientiert eingeschaltet werden, etwa durch Einsatz von Zeitschaltuhren, Schaltern oder Bewegungsmeldern.

	Weißes Licht sollte möglichst wenige Blauanteile enthalten. Deswegen ist warmweißes und gelbes Licht mit einer äquivalenten Farbtemperatur von weniger als 2700 Kelvin (K), keineswegs aber über 3000 K, einzusetzen.



Da diese Maßnahmen leicht zu realisieren sind, fordert die
VdS-Fachgruppe Dark Sky endlich ihre schnelle Umsetzung:


	Kommunen sollten sie bei ihren Planungen und Umrüstungen berücksichtigen, etwa indem sie sie in Lichtsatzungen, Lichtmasterplänen oder in Bebauungsplänen einbringen.

	Fördermittel sollten an die Umsetzung dieser Maßnahmen geknüpft werden.

	Architekten, Lichtplaner und ausführende Elektrofirmen sind für diese Maßnahmen zu sensibilisieren.

	Private Haushalte und Handel sollten durch umfassende Informationen zur Umsetzung der Maßnahmen angeregt werden.



Für Fragen und Unterstützungen steht die VdS-Fachgruppe Dark Sky im
Rahmen ihrer ehrenamtlichen Möglichkeiten zur Verfügung.



Die Vereinigung der Sternfreunde e.V. (VdS)  ist mit über
4000 Mitgliedern der größte Verein von Amateurastronomen im
deutschsprachigen Raum. Sie widmet sich der Pflege und Förderung der
Amateurastronomie durch Beratung und Erfahrungsaustausch bei der
astronomischen Arbeit. Zudem fördert sie Kontakte zur Fachastronomie
und die astronomische Volksbildung, etwa mit der Organisation des
jährlich stattfindenden Astronomietags. Außerdem steht den Mitgliedern
die Nutzung der Sternwarte in Kirchheim offen und viermal jährlich
wird eine Zeitschrift, das VdS-Journal für Astronomie,
veröffentlicht.

Kontakt:

Vereinigung der Sternfreunde e.V.,

Postfach 1169, 64629 Heppenheim,

www.vds-astro.de




Referenzen:

[1] www.bmu.de/pressemitteilung/bundeskabinett-beschliesst-eckpunkte-fuer-aktionsprogramm-zum-insektenschutz/

[2] Gerhard Eisenbeis: Straßenbeleuchtung und Umwelt - Wirkung
konventioneller und moderner Straßenbeleuchtungslampen auf das
Anflugverhalten von Insekten, Landeshauptstadt Düsseldorf, Jan. 2009
Gerhard Eisenbeis und Klaus Eick: Studie zur Anziehung nachtaktiver
Insekten an die Straßenbeleuchtung unter Einbeziehung von LEDs, Natur
und Landschaft 86, 2011, S. 298

[3] "This growing body of evidence strongly suggest that the diversity
of insects has declined dramatically in Germany and England during the
last decades. The implementation of insect friendly lighting systems
may reduce the negative impacts on insects, but if the absolute
lighting levels continue to increase then our cities will develop to
nearly insect (and perhaps bird) free ghost towns far away from the
formerly rich animal life." in: Gerhard Eisenbeis und Andreas Hänel:
Light pollution and the impact of artificial night lighting on
insects, in M.J. McDonnell, A.K. Hahs, J.H. Breuste (ed.): Ecology of
Cities and Towns, Cambridge, 2009, p. 260

[4]
http://www.lichtverschmutzung.de/zubehoer/download.php?file=Resolution_gegen_Lichtverschmutzung.pdf

[5] M. Schmidt, A. Hänel: Nachhaltige Außenbeleuchtung - Informationen
und Empfehlungen für Industrie und Gewerbe, Hessisches Ministerium für
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Wiesbaden,
2017, 

https://umwelt.hessen.de/presse/pressemitteilung/wie-lichtverschmutzung-reduziert-werden-kann



Informationen finden Sie unter

https://www.vds-astro.de/index.php?id=74&tx_ttnews%5Byear%5D=2018&tx_ttnews%5Bmonth%5D=09&tx_ttnews%5Btt_news%5D=572&cHash=80d3485a92acc34e98b298ddd46077e6

 - Webversion der Meldung bei der Vereinigung der Sternfreunde
http://lichtverschmutzung.de/ 

- Webseiten der Fachgruppe Dark Sky der Vereinigung der Sternfreunde
e.V.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news702012

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie - aus der Astronomie, 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1149: Zukunftsfähige Mobilität mit weniger Auto- und LKW-Verkehr (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 7. September 2018

Zukunftsfähige Mobilität mit weniger Auto- und LKW-Verkehr

BUND Naturschutz und BUND Baden-Württemberg kritisieren Blockade der
Dieselnachrüstung als Skandal für Umwelt-, Verbraucher- und
Gesundheitsschutz



München und Stuttgart sind bundesweit traurige Spitzenreiter bei
gesundheitsschädigenden Stickoxiden. In beiden Landeshauptstädten wird
seit Jahren der EU-Grenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft im
Jahresmittel überschritten. "Während die grün-schwarze Landesregierung
in Baden-Württemberg mit dem Beschluss von Fahrverboten in Stuttgart
ab Anfang 2019 aufgrund der Klagen von Umweltverbänden einen wichtigen
Schritt für den Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Feinstaub und
Stickoxiden gemacht hat, blockiert dies die Bayerische Staatsregierung
für München und weitere belastete Städte in Bayern", kritisiert
BN-Landesvorsitzender Richard Mergner. "Ministerpräsident Markus Söder
muss sich endlich für Gesundheitsschutz und saubere Luft einsetzen und
die Kumpanei mit der Autoindustrie beenden", so Mergner. "Die
Automobilhersteller müssen gemäß dem Verursacher-Prinzip zu einer
Hardware-Nachrüstung auf deren Kosten von in Deutschland zugelassenen
Dieselfahrzeugen der Euro 5-Norm und Euro 6-Norm verpflichtet werden"
fordert Brigitte Dahlbender, Vorsitzende des BUND Baden Württemberg.

"Die von der baden-württembergischen Landesregierung beschlossenen
Fahrverbote ab Anfang 2019 für alle Dieselfahrzeuge bis Euro 4 in
Stuttgart sind ein wichtiger und unverzichtbarer erster Schritt für
bessere Luft. Nach langer Verzögerungs- und Hinhaltetaktik und
getrieben durch die Verwaltungsgerichte setzt sich in der
baden-württembergischen Landesregierung endlich die Erkenntnis durch,
dass die Gesundheit der Bürger*innen wichtiger ist als die freie Fahrt
für dreckige Diesel", sagte Dahlbender.

"Mit den Fahrverboten kommt die Landesregierung ihrem seit 2010
bestehenden gesetzlichen Handlungsauftrag nach, schnellstmöglich für
saubere Luft zu sorgen. Es ist aber alles andere als ein Glanzstück
einer grün geführten Landesregierung: Umgesetzt wurde in den
vergangenen Jahren nur das, was die Verwaltungsgerichte angeordnet
hatten; es ist die Konsequenz aus jahrelangem halbherzigen Handeln was
die Einschränkung des Autoverkehrs betrifft.", so Dahlbender weiter.
Nichtsdestotrotz ist eine Entwarnung in Stuttgart noch nicht in Sicht.
Die Landesregierung streitet sich weiterhin vor dem Verwaltungsgericht
über die Frage, ob Ende 2019 auch Fahrverbote für Euro 5-Diesel
verhängt werden müssen.

"München braucht sofort wirksame Maßnahmen für eine saubere Luft. Das
heißt vor allem auch weniger Autos. Deshalb fordern wir, ab sofort
jährlich fünf Prozent der Parkplätze abzubauen und die frei werdenden
Flächen für den öffentlichen Verkehr und den Radverkehr oder
zusätzliche Grünflächen zu nutzen. Die Parkgebühren innerhalb des
Mittleren Rings müssen zudem einheitlich innerhalb des gesamten
Mittleren Rings auf die derzeit maximal mögliche Gebühr angehoben
werden. Die anhaltende Gefährdung der Gesundheit durch eine zu
dreckige Luft ist und bleibt ein Skandal." sagt Martin Hänsel,
stellvertretender Geschäftsführer des BN in München.

Autoindustrie kann Fahrverbote für Euro 5-Diesel vermeiden

"Jetzt ist die Autoindustrie am Zuge. Sie hat es in der Hand, die
Fahrverbote für die Bürgerinnen und Bürger weitgehend zu vermeiden.
Wenn die Hersteller Hardware-Nachrüstungen für Dieselfahrzeuge
verpflichtend anbieten müssen, selbst finanzieren und die Bürger*innen
diese Chance nutzen, sind sie von den Fahrverboten nicht betroffen",
so Dahlbender und Mergner. Sie fordern die Autoindustrie auf, ihrer
Verantwortung für saubere Luft nachzukommen und die Bundesregierung,
entsprechende rechtliche Vorgaben zu setzen. "Die Betrügereien der
Autoindustrie bei der Abgasreinigung der Fahrzeuge haben die Misere
verursacht und setzen unsere Zukunft und unsere Gesundheit aufs Spiel.
Hier sind harte Vorgaben von CSU-Bundesverkehrsminister Andreas
Scheuer nötig, nicht aber Samthandschuhe", so Dahlbender und Mergner.
"Der Pakt der Staatsregierung allein mit der Autoindustrie und den
Autogewerkschaften ist ein Unding", kritisiert Geilhufe. Wie beim
"Strategiedialog Automobilwirtschaft in Baden Württemberg" müssten
auch bei Söders Automobilpakt Umwelt- und Verbraucherschutzverbände
mit am Tisch sitzen.

Neue Mobilitätskultur mit viel weniger Autoverkehr

Mehr Mobilität und weniger Verkehr - unter diesem Motto setzen sich
BUND Naturschutz und BUND Baden Württemberg seit vielen Jahren für
eine nachhaltige Mobilität ein. Wenn wir tatsächlich eine
umweltverträgliche und bezahlbare Mobilität auch für kommende
Generationen sichern wollen, müssen wir aus der Sackgasse des "immer
weiter" und "immer schneller" im Personen- und Güterverkehr
herausfinden. Für eine wirklich nachhaltige Mobilität, die nicht nur
Luftverschmutzung, sondern auch Klimawandel und Flächenfraß eindämmt
sei ein umfassender Wandel mit viel weniger Autoverkehr nötig. "Wir
brauchen eine wirkliche Mobilitätswende. Die Autolawinen, die täglich
in die Zentren strömen, müssen aufgehalten werden", so die
Landesvorsitzenden. Wir müssen die Dominanz des Autos in der
Gesellschaft beenden; es reicht nicht aus, immer bessere
Abgasreinigungssysteme einzuführen oder den Verbrennungsmotor einfach
gegen einen Elektromotor auszutauschen und alles beim Alten zu
belassen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.09.2018

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg

Tel. 0941/297 20-0, Fax 0941/297 20-30

E-Mail: info@bund-naturschutz.de

Internet: www.bund-naturschutz.de
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POLITIK/574: Klimawandel, Meeresmüll, Ressourcenverschwendung - G7-UmweltministerInnen in Kanada (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 18. September 2018

G7-UmweltministerInnen diskutieren Maßnahmen gegen Klimawandel,
Meeresmüll und Ressourcenverschwendung



Bundesumweltministerin Svenja Schulze reist für ein Treffen der
UmweltministerInnen der G7-Staaten vom 19. bis 20. September 2018 nach
Halifax/Kanada. Der Klimaschutz, die Vermüllung der Meere und die
effiziente Nutzung von Ressourcen stehen im Vordergrund der
Beratungen. Das Umweltministertreffen folgt auf den G7-Gipfel der
Staats- und Regierungschefs in Charlevoix im Juni, auf dem sich sechs
der sieben G7-Staaten für die rasche Umsetzung des Pariser
Klimaschutzabkommens stark gemacht haben.

Schulze: "Die Umweltpolitik ist unverzichtbar für die Lösung unserer
globalen Herausforderungen. Gerade in schwierigen Zeiten ist es
wichtig, dass wir im Kreis der G7 das persönliche Gespräch suchen.
Beim Klimaschutz wollen wir trotz Meinungsunterschieden Flagge zeigen
für das Pariser Abkommen. Dürre-Sommer und Tropenstürme machen
deutlich, dass nicht nur die Entwicklungsländer, sondern auch die
Industriestaaten massiv vom Klimawandel betroffen sind. Die G7-Staaten
stehen nicht nur beim Klimaschutz besonders in der Verantwortung, auch
bei der Entwicklung von Lösungsansätzen zur Anpassung an den
Klimawandel sollten sie eine Vorreiterrolle übernehmen und auch
Entwicklungsländer bei deren Anpassungsbemühungen unterstützen."

Am 19. September steht neben den Themen Klimaschutz und der Anpassung
an den Klimawandel auch die Ressourceneffizienz auf der Agenda. Das
Thema wurde unter deutscher Präsidentschaft erstmals auf die Agenden
der G7 und der G20 gesetzt. Diese Arbeit trägt nun Früchte und könnte
in konkrete Verabredungen zur Förderung einer Kreislaufwirtschaft
münden.

Am 20. September geht es um mögliche gemeinsame Maßnahmen gegen die
Vermüllung der Meere. "Vorsorge muss vor Nachsorge stehen. Ich setze
mich dafür ein, dass wir Meeresmüll gar nicht erst entstehen lassen.
Wir müssen Kunststoffe in ihrem gesamten Lebenszyklus, vom
Produktdesign, dem Produktionsprozess bis hin zum Recycling
nachhaltiger und ressourceneffizienter einsetzen", so Schulze.

Zu allen Themen hat Kanada hochrangige Vertreter internationaler
Organisationen, der Zivilgesellschaft, aus Banken und
Wirtschaftsunternehmen und der Wissenschaft eingeladen, um mit den
G7-Ministern in einen Erfahrungsaustausch zu treten.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 181/18, 18.09.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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WASSER/247: Kleine Wasserkunde Mexikos (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kleine Wasserkunde Mexikos

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, September 2018, informationsstelle lateinamerika) -
Rein statistisch gesehen herrscht in Mexiko (noch) keine
Wasserknappheit, wenn die jährlich zur Verfügung stehenden Kubikmeter
pro Kopf als Grundlage dienen. Aber die über das Land sehr
unterschiedlich verteilten Niederschläge und Wasserspeicher, die
Konzentration der Regenfälle auf den Sommer, die zunehmende
Wasserverschmutzung, die unterschiedlich gute Trinkwasserversorgung in
Stadt und Land sowie die in vielen Regionen zunehmende Konkurrenz um
das Wasser zwischen Haushalten und Industrie einschließlich des
Agrarbusiness hat die Zahl der Wasserkonflikte in den vergangenen
Jahren ansteigen lassen. Hinzu kommt seit Anfang der 90er-Jahre die
Tendenz, das Wasser zur Ware zu machen und die Privatwirtschaft bei
den Verfügungsrechten zu bevorzugen.

In vielen Regionen Mexikos sind die Wassertarife für die Haushalte
gestiegen. Und während die Wasserreserven sich noch vor anderthalb
Jahrzehnten auf etwa 100 Millionen Mexikaner*innen verteilten, müssen
sie heute für fast 125 Millionen Menschen reichen. Dabei konzentrieren
sich im Landeszentrum und im Norden, wo weniger Regen fällt (circa 20
Prozent des Gesamtvolumens), etwa drei Viertel der Bevölkerung sowie
90 Prozent der Bewässerungswirtschaft und 70 Prozent der Industrie.

Der Wasserverbrauch der Haushalte macht jedoch nur etwa 13 Prozent des
Gesamtkonsums aus. Gut zehn Prozent entfallen auf die Industrie, der
Rest von fast 80 Prozent auf die Landwirtschaft. Interessanterweise
richten sich die Kampagnen gegen die Wasserverschwendung fast
ausschließlich an die (urbane) Bevölkerung. Ineffiziente Nutzung in
der industriellen Bewässerungslandwirtschaft oder in anderen
Industriezweigen wird kaum angeprangert. Die Wasservorkommen im
Zentrum und Norden Mexikos leiden unter Überausbeutung. Zunehmend wird
deswegen jahrtausendealtes Wasser aus der Tiefe geholt - mit hohem
Gehalt an Arsen und Fluorsalz. Wissenschaftler*innen sprechen in
diesem Zusammenhang von einem "Giftgürtel", der vom Bundesstaat
Hidalgo im Zentrum über die Bundesstaaten Querétaro, Guanajuato, San
Luis Potosí bis in den Norden nach Durango und Coahuila führt. Dazu
kommt die Kontaminierung von der Oberfläche aus: Einleitungen von
Industrieabfällen und das Einsickern von Agrargiften. In den
seltensten Fällen müssen die Verursacher Sanktionen befürchten. Die
umstrittene nationale Wasserbehörde Conagua hat das Budget für
Inspektionen und Wasserkontrollen in den vergangenen Jahren
systematisch gekürzt. Als eine Konsequenz gelten heute 80 Prozent der
Quellen für die Wasserversorgung als in unterschiedlichem Ausmaß
kontaminiert. Die Conagua selbst gibt an, dass von den landesweit
verzeichneten 653 Grundwasserspeichern über 100 stark kontaminiert
sind. Ebenfalls mehr als 100 sind demnach übernutzt.


Ineffiziente Wassernutzung in der Landwirtschaft

Neben zwölf Millionen Mexikaner*innen, die über keinen
Trinkwasseranschluss verfügen, bekommen weitere 13 Millionen Wasser
mit schlechter Qualität. Ohnehin gilt das Wasser aus der Leitung in
der Regel als nicht trinkbar - wobei dies nicht immer stimmen muss.
Der weitverbreitete Glaube führt jedenfalls dazu, dass Mexiko einen
hohen Verbrauch von abgefülltem Flaschenwasser hat. Dazu nimmt das
Land weltweit eine Spitzenposition beim Konsum von
Erfrischungsgetränken ein. In beiden Fällen lassen sich die Nutznießer
im Wesentlichen auf zwei Namen reduzieren: Pepsi Cola und Coca Cola.
Auch dies ist eine Form der Wasserprivatisierung.

Die skandalösesten Fälle im Umgang mit dem Wasser beziehungsweise
diejenigen, die am bekanntesten sind, konzentrieren sich derzeit auf
den Norden des Landes. So wird im Bundesstaat Baja California in
großem Stil Wasser in Form von Beeren und Gemüse exportiert. Dort
verbrauchen riesige Plantagen im Anbaugebiet von San Quintín enorme
Mengen an Wasser. Die Tagelöhner*innen von San Quintín dagegen leben
zu großen Teilen in "Galeeren" genannten Unterkünften ohne
Wasseranschluss. Ihnen bleibt nichts anderes übrig, als für Wasser in
Fässern teuer zu bezahlen.

In der von Wüste umgebenen und unter Wasserknappheit leidenden Stadt
Mexicali, ebenfalls in Baja California, will das Unternehmen
"Constellation Brands" eine Bierfabrik bauen. Der Gouverneur Francisco
Vega hatte dem Konzern 20 Millionen Kubikmeter Wasser jährlich sowie
einen etwa 70-prozentigen Preisnachlass zugesichert. Vega musste nach
wütenden Protesten der Bevölkerung bereits ein
Wasserprivatisierungsgesetz zurücknehmen; und nun geht mit der
Bewegung "Mexicali Resiste" ein breites Bündnis gegen das Vorhaben von
"Constellation Brands" vor. Die vorübergehende Festnahme des
Aktivisten León Fierro mit anschließender Schikane im Gefängnis und
einer anfänglichen Mordanklage - aufgrund einer Knöchelverletzung
einer anderen Person, die er angeblich auf einer Demonstration
verursacht habe! - hat die Bewegung weiter gestärkt.


Mexicali wehrt sich

Im Bundesstaat Sonora leidet die Bevölkerung in acht Landkreisen immer
noch unter den Folgen der Verseuchung der Flüsse Bacanuchi und Sonora.
Am 6. August 2014 waren dort 40 Millionen Liter giftiger Säuren aus
einem Auffangbecken des Bergwerkes "Buena Vista del Cobre" ins
Flusswasser gelangt. Von ursprünglich 36 vereinbarten
Aufbereitungsanlagen für Trinkwasser wurden nur drei installiert. Sie
funktionieren aber nicht, weil der Bergbaukonzern "Grupo México" sich
weigert, die Betriebskosten zu bezahlen (Besitzer Germán Larrea, einer
der reichsten Mexikaner, kann getrost als herausragender Vertreter des
Raubtierkapitalismus bezeichnet werden). Eine Klinik zur Behandlung
von 381 direkt gesundheitlich Betroffenen wurde im Juni 2016
geschlossen. Der gesamte Prozess der Sanierungsarbeiten ist von
Unregelmäßigkeiten geprägt. Dennoch erklärte das Umweltministerium die
Flüsse für "komplettsaniert".

In Sonora erregte auch der Fall des Aquäduktes "Independencia"
Aufsehen. Über die Leitung werden dem Yaqui-Fluss große Mengen an
Wasser entnommen, um es in die Landeshauptstadt Hermosillo zu
transportieren. Angeblich zur Versorgung der Haushalte, laut
Kritiker*innen aber, um den Wasserbedarf der Industrie in Hermosillo
zu garantieren. Das Volk der Yaqui klagte wegen Verletzung seiner
Wasserrechte und fehlender Konsultation vor Gericht mehrfach
erfolgreich. Genutzt hat das am Ende nichts. Der Fall zeigt eine
generelle und beabsichtigte Schwäche der mexikanischen Gesetzgebung.
Damit wird vermieden, die kollektiven Rechte der indigenen Bevölkerung
auf ihren Territorien anzuerkennen. Stattdessen wird von Rechten auf
"Böden" oder an bestimmten "Orten" gesprochen. Das macht die
juristische Verteidigung gegen Großprojekte, zum Beispiel gegen
Stauwerke oder Bergbaukonzessionen samt ihren Auswirkungen auf den
Zugang der lokalen Bevölkerung zu den Wasserreserven, wesentlich
schwieriger und weniger erfolgversprechend.


Industrielle Großprojekte werden bevorzugt

Bei anderen Flüssen wird seit Jahrzehnten hingenommen, dass sie eher
Kloaken als Fließgewässern ähneln. Der Río Santiago, der durch die
Bundesstaaten Jalisco und Nayarit führt, oder der Río Lerma im
Bundesstaat Mexiko sind zum Himmel stinkende Beispiele dafür. Der
größte Süßwassersee Mexikos, der Lago Chapala, versorgt die
Millionenstadt Guadalajara im Bundesstaat Jalisco. Wiederholt sind
Rückstände von Pestiziden, Anabolika und Medikamenten im See
nachgewiesen worden. Die Einleitung von Abwässern gefährdet permanent
die Wasserqualität. Teile des Sees drohen zudem zu versanden.

Die jüngste Wasserkontroverse löste der noch amtierende Präsident
Enrique Peña Nieto aus. Anfang Juni 2018, kurz vor der sich
abzeichnenden herben Wahlniederlage der Regierungspartei PRI bei den
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen vom 1. Juli, unterzeichnete er
zehn Dekrete. Sie betreffen insgesamt 300 Wassereinzugsgebiete und 55
Prozent der Seen und Flüsse des Landes. Die Dekrete behalten
einerseits einen Teil der Wasserreserven für die öffentlich-urbane
Nutzung und den Umweltschutz vor. Andererseits geben sie
durchschnittlich 70 Prozent der Wasserreserven in den 300
Einzugsgebieten zur Konzessionsvergabe frei. Unter dem vorher
geltenden Schutzregime war das für diese Gebiete nicht möglich. Die
Konzessionen für die Wassernutzung sollen über 30 Jahre mit
Verlängerungsmöglichkeit laufen. Sie können auch transferiert werden.
Theoretisch könnte ein Bauer seine Konzession an ein
Bergbau-Unternehmen verkaufen. Bis zum 30. November, also einen Tag
vor dem offiziellen Amtsantritt des neuen Präsidenten Andrés Manuel
López Obrador, kann die Wasserbehörde Conagua mit reichlich verteilten
Konzessionen noch Fakten schaffen. Allerdings gibt es von
Umweltorganisationen und indigenen Gemeinden aus zwölf Bundesstaaten
bereits Anträge auf einstweilige Verfügung gegen die Dekrete. In den
57 Gemeinden der Diözese San Cristóbal im Bundesstaat Chiapas
protestierten innerhalb weniger Wochen mehr als 40.000 Menschen mit
einer Unterschriftenliste gegen das Vorpreschen Peña Nietos.
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FORSCHUNG/727: Erstmals Langzeit-Messung atmosphärischer Radikale (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 12.09.2018

Erstmals Langzeit-Messung atmosphärischer Radikale

Forscher entwickeln eine Methode, um die Konzentrationen der
kurzlebigen Hydroxyl- und Chlorradikale über mehrere Jahre hinweg zu
bestimmen



Hydroxylradikale (OH) tragen zur Reinigung der Atmosphäre bei. Sie
reagieren mit toxischen Gasen wie Kohlenmonoxid (CO) und verlangsamen
die globale Klimaerwärmung, indem sie Treibhausgase wie Methan (CH4)
durch Oxidation aus der Luft entfernen. In einigen Teilen der
Atmosphäre, wie zum Beispiel der Stratosphäre, können auch
Chlorradikale (Cl) diesen Reinigungsprozess unterstützen. Daher sind
Wissenschaftler sehr daran interessiert herauszufinden, wie die
Konzentrationen dieser natürlichen Reinigungskomponenten im Lauf der
Zeit variieren. Da die beiden Radikale sehr reaktiv sind und in sehr
niedrigen Konzentrationen vorkommen, ist es extrem schwierig, sie
direkt zu messen.

Forscher des Max-Planck-Instituts für Chemie in Mainz haben nun eine
Methode entwickelt, mit der sowohl die atmosphärischen OH- als auch
die Cl-Konzentrationen über längere Zeiträume mithilfe von flüchtigen
organischen Verbindungen gemessen werden können. In einem kürzlich in
der Zeitschrift "Nature Climate and Atmospheric Science" erschienenen
Artikel beschreiben sie die Methode und zeigen, dass sich die
Konzentration dieser Radikale zwischen 2008 und 2015 kaum geändert
hat. "Der Trick bestand darin, monatliche Langzeitmessungen von drei
Spurengasen zu verwenden: Schwefelhexafluorid, Methylchlorid und
Methan", sagt Jonathan Williams, Gruppenleiter am Max-Planck-Institut
für Chemie. "Anhand dieser Werte kann man die OH- und die 
Cl-Konzentrationen errechnen."

Die Gase wurden in einer Höhe von 10 bis 12 Kilometer mithilfe eines
speziell ausgerüsteten Lufthansa-Passagierflugzeuges (IAGOS-CARIBIC*)
gemessen. Die Ergebnisse wurden mit Bodenmessungen aus kombiniert, die
aus einem Messnetzwerk der Wetter- und Ozeanografie-Behörde der
Vereinigten Staaten, NOAA stammen. Schwefelhexafluorid (SF6), dessen
Konzentration in der Atmosphäre stetig ansteigt, da es nicht abgebaut
wird, zeigt, wann die Luft die Erdoberfläche verlassen hat, also wie
"alt" sie ist. Anhand des Alters der Luft lässt sich abschätzen, wie
viel von einer bestimmten chemischen Verbindung bereits oxidiert ist.
Da Methylchlorid (CH3Cl) hauptsächlich mit OH-Radikalen und Methan
(CH4) mit OH- und Cl-Radikalen reagiert, konnten die Max-Planck-Forscher 
die Endkonzentrationen der beiden Gase ermitteln. Hieraus
wiederum konnten die Konzentrationen der Reinigungsradikale berechnet
werden. "Das Praktische an unserer Methode ist, dass die Werte direkt
aus den Messdaten stammen und wir kein komplexes Modell brauchen",
sagt Mengze Li, Doktorand am Mainzer Institut.

Die Daten zeigen, dass die OH-Konzentrationen in der Troposphäre
sechsmal höher waren als diejenigen in der unteren Stratosphäre. Die
Konzentration der Cl-Radikale in der Stratosphäre hingegen war zehnmal
niedriger als die der OH-Radikale. Über die siebenjährige Zeitspanne
der Messungen stellten die Wissenschaftler allerdings keinen Trend in
den Daten fest. "Diese Stabilität der Radikalkonzentrationen ist
beruhigend, da starke Schwankungen die Luftzusammensetzung sehr
instabil machen würden", erklärt Atmosphärenforscher Williams. Diese
neue Methode wird bei der künftigen Untersuchung großer Veränderungen
von Radikalen nützlich sein, die beispielsweise bei Vulkanausbrüchen
auftreten können.

* CARIBIC steht für Civil Aircraft for the regular Investigation of
the atmosphere Based on an Instrument Container. Kern von CARIBIC ist
ein vollautomatisiertes Analyselabor in Form eines Containers. Der
Container fliegt monatlich an Bord eines Lufthansa Airbus A340-600 auf
Langstreckenflügen mit und macht so regelmäßige Messungen von
wichtigen Parametern der Luft.

Originalpublikation:

Tropospheric OH and stratospheric OH and Cl concentrations determined
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FORSCHUNG/726: Tauende Arktis im Radar-Blick (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 14. September 2018

Tauende Arktis im Radar-Blick

Permafrost-Monitoring
mit neuester Radartechnologie in deutsch-kanadischer Zusammenarbeit



Wissenschaftler des Instituts für Hochfrequenztechnik und Radarsysteme
des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickeln
spezielle Radartechnologien und Analyseverfahren, die eine hochgenaue
Beobachtung von Permafrost ermöglichen. Im Rahmen des DLR-Projekts
PermASAR (Permafrost Airborne SAR Experiment) führen sie dazu
umfassende Messflüge über der Permafrostregion von Kanada durch. Die
erste Messkampagne mit einer Befliegung von zehn Testgebieten entlang
eines 2.000 Kilometer langen Nord-Süd Gradienten, von borealen Wäldern
im Norden Saskatchewans bis an die kanadische Arktisküste, wurde nun
erfolgreich abgeschlossen. Kooperationspartner des DLR ist das
Nationale Kanadische Zentrum für Erdbeobachtung (Canada Centre for
Mapping and Earth Observation, CCMEO).

Permafrost prägt seit Jahrtausenden den Untergrund der arktischen und
subarktischen Breiten und reicht von wenigen Metern bis mehr als einen
Kilometer tief ins Erdinnere. Doch die globale Erwärmung lässt den
dauerhaft gefrorenen Boden seit einigen Jahrzehnten drastisch
auftauen. Besonders kritisch ist dabei der Austritt der Treibhausgase
Methan und Kohlenstoffdioxid, die in riesigen Mengen abgestorbener
Pflanzenreste im Eis gebunden sind und nun zunehmend in die Atmosphäre
freigesetzt werden.

Im Gegensatz zu räumlich begrenzten Bodenmessungen, welche gerade in
abgelegenen Regionen wie der kanadischen Artkis nur mit hohem Aufwand
realisierbar sind, ermöglicht Erdbeobachtung aus dem All eine
flächendeckende und vor allem kontinuierliche Beobachtung des
Permafrosts. Aufgrund der Unabhängigkeit von Tageslicht und
Wetterbedingungen eignen sich hierfür insbesondere Radarsatelliten,
wie etwa die aktuelle deutschen Missionen TerraSAR-X und TanDEM-X, die
für die Zukunft vorgeschlagene Mission Tandem-L sowie die in Kürze
startende RADARSAT Constellation Mission der Kanadischen
Raumfahrtagentur CSA.

"Um die Entstehung und Auswirkungen des globalen Klimawandels genau
verstehen und vorhersagen zu können, benötigt die internationale
Forschungsgemeinschaft dringend Datengrundlagen. Das DLR kann mithilfe
der Radar-Fernerkundung einen wichtigen Beitrag dazu leisten - das
gilt insbesondere für hochinnovative Satellitenmissionen wie Tandem-L.
Die Erkenntnisse aus den PermASAR-Messungen sind essenziell zur
Vorbereitung auf Tandem-L, um die dynamischen Prozesse in der Arktis
künftig im Wochenrhythmus sichtbar zu machen", erklärt Prof. Dr.
Pascale Ehrenfreund, Vorstandsvorsitzende des DLR.

Entlang des Klima- und Vegetationsgradienten

Ausgehend von den Basisstationen Inuvik und Yellowknife in den
kanadischen Nordwest Territorien untersuchte das Projektteam des
DLR-Instituts für Hochfrequenztechnik und Radarsysteme insgesamt zehn
Testgebiete. Die Messflüge führten von der Nordwestspitze Kanadas mit
baumloser Tundra und durchgehendem Permafrost in Richtung Süden, über
Taiga-Gebiete mit vereinzelten Waldgebieten und diskontinuierlichem
Permafrost, bis an die Grenze zur kanadischen Prärie mit den
permafrostfreien großflächigen borealen Wald- und Feuchtgebieten von
Saskatchewan.

Im Einsatz war dazu das DLR-Forschungsflugzeug Dornier Do 228-212, das
sich aufgrund seiner robusten Bauweise und zahlreichen Modifikationen
ideal für Fernerkundungsmissionen eignet und von der DLR-Einrichtung
Flugexperimente betrieben wird. Das Betriebsteam ist auch für die
Flugplanung zuständig und unterstützt die Wissenschaftler vor und
während der Mission. Das Forschungsflugzeug ist mit dem
DLR-Radarsystem "F-SAR" ausgerüstet und zeichnete für die
PermASAR-Messungen die polarimetrischen und interferometrischen SAR
(Synthetic Aperture Radar)-Daten in vier Frequenzbereichen auf, im X-,
C-, S- und L-Band.

Die verschiedenen Frequenzen zusammen mit innovativen 3-D
Radartechnologien, der sogenannten "SAR Tomographie", ermöglichen den
Wissenschaftlern aus Oberpfaffenhofen eine umfassende Analyse der
Vegetation und unterschiedlichen Umweltsysteme. Erste Auswertungen
zeigen bereits die Diversität in Bewuchs und Böden der Testgebiete und
den komplementären Informationsgehalt der Bilddaten aus den
verschiedenen Radarfrequenzen. So lassen die Messungen im L-Band,
aufgrund der langwelligen Radarssignale, bereits Unterschiede zwischen
den verschiedenen Bodenbeschaffenheiten unter der Vegetation erkennen.

Veränderungen quantifizieren

Während der aktuellen Messkampagne "PermASAR" wurden bewusst die
Eigenschaften des Permafrosts in den vergangenen vier Augustwochen
erfasst, da die Böden im Sommer unterschiedliche Auftautiefen
aufweisen. Um auch Einblicke in den komplett bis an die Oberfläche
gefrorenen Zustand der Permafrostregionen zu erhalten, wird das
PermASAR-Team im Frühjahr 2019 eine zweite Messkampagne mit dem
F-SAR-Instrument durchführen und dieselben Testgebiete im kanadischen
Norden erneut befliegen. So können die Radarexperten von DLR, CCMEO
und weiteren Forschungspartnern speziell die jahreszeitlichen
Veränderungen in der Arktis beobachten und charakterisieren.

Der vollständige Datensatz der PermASAR-Messungen wird neue
Anwendungsmöglichkeiten für die Radar-Fernerkundung eröffnen und das
Verständnis der Permafrost-Veränderungen vertiefen. Die umfassenden
Messungen schaffen eine einzigartige Datengrundlage, die den
Wissenschaftlern nun die Entwicklung neuer Algorithmen für die
optimale Datenauswertung zur Bestimmung bio- und geophysikalischer
Parameter erlauben. Für die Klima- und Umweltforschung sind neben der
Charakterisierung der Vegetation auch Informationen zur Auftautiefe
und Oberflächenstruktur der Permafrostböden, lokale Bodenhebungen und
-absenkungen sowie die Ausprägungen von Thermokarst relevant.

Dies ist insbesondere im Hinblick auf die derzeit konzipierte neue
Radarsatellitenmission Tandem-L von Bedeutung. Denn trotz des
Umdenkens in der Erdbeobachtung - hin zu speziellen Geoinformationen
für den Endnutzer - gibt es heute nur wenige Missionen, die direkt
umwelt- und klimarelevante Informationen mit hoher zeitlicher und
räumlicher Auflösung bereitstellen. Dies ist jedoch Voraussetzung, um
die dynamischen Prozesse der Arktis und anderer Ökosysteme zu
verstehen - ein Kernansatz für Tandem-L.

Kooperation mit Kanada

Für die Zusammenarbeit zwischen dem DLR und Kanada im Bereich der
Raumfahrtforschung gilt PermASAR bereits heute als Leuchtturmprojekt
im Bereich Erdbeobachtung. Den Grundpfeiler bildet dabei die
erfolgreiche Kooperation zum Empfang von Satellitendaten über die
"Inuvik Satellite Station Facility" (ISSF) in der kanadischen Arktis.
Das kanadische Erdbeobachtungszentrum CCMEO betreibt die polnahe
Station und ist gemeinsam mit dem DLR Gründungspartner. Die ISSF ist
entscheidend für den reibungslosen Datenempfang der deutschen
Radarsatellitenmission TanDEM-X und feiert nächstes Jahr ihr
zehnjähriges Bestehen. Darüber hinaus könnte die ISSF in Zukunft nicht
nur für kommende Satellitenmissionen wie die RADARSAT Constellation
Mission und Tandem-L vorbereitet werden, sondern neben dem
anspruchsvollen Datenverkehr auch zusätzliche Services bieten.

Die kanadischen Partner planen in Inuvik den Aufbau eines
Datenauswertezentrums, das neben operationellen
Geo-Informationsdiensten auch lokal die Forschung und Ausbildung
fördern soll. So ist unter anderem auch das Aurora Research Institute
in Inuvik beteiligt, das seit vielen Jahren in enger Partnerschaft mit
dem DLR verbunden ist. PermASAR ergänzt nun die Kooperation in der
Arktis auf wissenschaftlicher wie auch auf anwendungsorientierter
Seite. Das DLR und CCMEO setzen damit auf zukunftsweisende
Technologien und Methoden der Radarfernerkundung aus dem All, um das
fragile Ökosystems der Arktis besser verstehen und hinsichtlich des
globalen Wandels gezielt schützen zu können.




http://twitter.com/DLR_de

http://facebook.com/DLRde

http://youtube.com/dlrde
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MASSNAHMEN/166: Pflanzenschutz per Hubschrauber - auch in Natura-2000-Gebieten nur nach umfassender Prüfung (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 11. September 2018

Pflanzenschutz per Hubschrauber - auch in Natura-2000-Gebieten nur
nach umfassender Prüfung

BfN und UBA veröffentlichen Behörden-Leitfaden



Pestizide dürfen in Natura-2000-Gebieten nur dann ausgebracht werden,
wenn deren Anwendung zuvor in einem naturschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahren nach EU-Naturschutzrecht auf ihre
Verträglichkeit sorgsam geprüft worden ist. Das Bundesamt für
Naturschutz (BfN) und das Umweltbundesamt (UBA) haben für die
zuständigen Landesbehörden nun eine Handreichung erarbeitet, wie diese
Prüfung vorzunehmen ist. Maria Krautzberger, Präsidentin des UBA:
"Werden im Wald Insektizide großräumig mit dem Hubschrauber gegen
Forstschädlinge gespritzt, kann das seltene Tierarten in
Schutzgebieten gefährden. Denn die allermeisten Pflanzenschutzmittel
sind auch für andere Tier- und Pflanzenarten giftig. Die
Länderbehörden tragen bei ihrer Prüfung deshalb eine sehr große
Verantwortung für den Schutz der Umwelt. Letztlich sollte die
Anwendung in Schutzgebieten unbedingt die seltene Ausnahme bleiben."

Natura-2000-Gebiete, das sind Fauna-Flora-Habitat- und
Vogelschutzgebiete, bilden zusammen das EU-Schutzgebietsnetzwerk
Natura 2000. Sie sind für den Schutz besonders gefährdeter Tier- und
Pflanzenarten, sowie Lebensraumtypen eingerichtet worden. Neue
wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen nun, dass hier der Einsatz von
Pestiziden naturschutzfachlich besonders problematisch ist. Das gilt
besonders dann, wenn die Mittel mit dem Hubschrauber ausgebracht
werden sollen, weil eine solche Anwendung aus der Luft nicht die
zielgenaue Behandlung einzelner Bäume erlaubt, sondern zwangsläufig
größere Flächen trifft.

Sind Beeinträchtigungen eines Natura 2000-Gebietes und seiner
Schutzgüter durch den Pestizideinsatz nicht sicher auszuschließen,
muss in jedem Fall eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchgeführt
werden. Eine Genehmigung darf nur nach gründlicher Untersuchung
erteilt werden. Welche genauen naturschutzrechtlichen Regelungen im
Genehmigungsverfahren für solche Anwendungen zu beachten sind,
erläutern BfN und UBA in ihrem aktualisierten Informationspapier
'Pflanzenschutz mit Luftfahrzeugen'.(*)

Weiterführende Informationen

Aufgrund der hohen Risiken für Mensch und Umwelt ist das Sprühen oder
Spritzen von Pflanzenschutzmitteln mit Luftfahrzeugen in der EU
generell verboten. Ausnahmen sind in Deutschland möglich für die
Anwendung im Kronenbereich von Wäldern bei der Prognose
bestandsbedrohender Schäden sowie in Steillagen im Weinbau. In
Deutschland erfolgt die Ausbringung ausschließlich mit Hubschraubern.



(*) Der Leitfaden ist online verfügbar unter: 

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/pflanzenschutz-luftfahrzeugen-naturschutzfachliche.
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FORSCHUNG/475: Neue Quallenart hat Küste der Insel Hiddensee erreicht (idw)


Universität Greifswald - 11.09.2018

Neue Quallenart hat Küste der Insel Hiddensee erreicht



Die bisher in den Ostseegewässern um die Insel Rügen unbekannte
Quallenart "Blackfordia virginica" wurde Mitte August in
Boddengewässern der Insel Hiddensee entdeckt. Eine letztliche
Bestätigung durch genetische Untersuchungen steht noch aus.
Aufgefallen war diese kleine, nur etwa 10 mm große Qualle dadurch,
dass sie stellenweise zu förmlichen Planktonwolken zusammengetrieben
war.




[image: Abb.: Dr. Sven Dahlke, Biologische Station Hiddensee]

Mikroskopische Aufnahme der etwa 10 mm großen Qualle

Abb.: Dr. Sven Dahlke, Biologische Station Hiddensee



Die Quallenart "Blackfordia virginica" wird im Englischen auch Black
Sea Jellyfish, also Schwarzmeer-Qualle genannt. Ihr Ursprungsgebiet
ist höchstwahrscheinlich das Schwarze Meer; sie wurde schon vor über
100 Jahren auf der Nordhalbkugel bis nach Amerika verbreitet. Bislang
wurde 2017 nur in der Kieler Bucht in der Ostsee in Einzelexemplar
gefunden. Im selben Jahr allerdings wurden im Nordostseekanal bereits
14 Individuen pro Kubikmeter festgestellt. Das passt zu den aktuellen
Forschungsergebnissen. Vor wenigen Wochen hatte die Auswertung von
Langzeituntersuchungen [1] durch Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel
[2], der Technischen Universität Dänemark (DTU Aqua) [3] und der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) [4] gezeigt, dass diese
Quallenart seit dem Sommer 2016 im Nord-Ostsee-Kanal etabliert ist.
Sie vermehre sich dort und bilde einen neuen Bestandteil des
Ökosystems im Kanal. Sie prognostizierten dieser Meduse eine weitere
Verbreitung in der Ostsee, da sie besonders gut an das
Brackwasser-Milieu angepasst sei, wie es in der Ostsee vorherrscht.




[image: Abb.: Dr. Sven Dahlke, Biologische Station Hiddensee]

Snapshot aus einem Unterwasservideo einer "Quallenwolke"

Abb.: Dr. Sven Dahlke, Biologische Station Hiddensee



"Umso überraschter waren die Studierenden eines Sommerkurses der
Universität Greifswald, als sie zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der
Ergebnisse aus Kiel durch Zufall im Vitter Bodden vor der Insel
Hiddensee genau diese Quallenart in großen Mengen entdeckten", so
Kursleiter Dr. Sven Dahlke von der Biologischen Station Hiddensee der
Universität Greifswald [5]. Im ufernahen Bereich mit einem halben
Meter Wassertiefe erregte eine regelrechte Wolke dieser Tiere von
schätzungsweise einem halben Kubikmeter Größe und mehreren Hundert
Tieren die Aufmerksamkeit. Die ersten Beobachtungen belegen, dass die
Neozoe (Fachbegriff für in ein Gebiet eingewanderte oder
eingeschleppte Tiere) zumindest die Hiddenseer Boddengewässer bereits
erreicht hat. Weitere Untersuchungen müssen nun zeigen, ob die kleine
Qualle auch in den anderen Vorpommerschen Boddengewässern schon
angekommen ist und wie die weitere Ausbreitung in der Ostsee weiter
nach Osten verläuft. Komplizierter dagegen ist die Klärung der Frage,
wie sich dieser kleine räuberische Zooplankter in das bestehende
Nahrungsnetz einfügt und welche Folgen dies für die Ökosysteme haben
wird.



Weitere Informationen

Biologische Station Hiddensee 

https://biologie.uni-greifswald.de/struktur

/zentrale-einrichtungen/biologische-station-hiddensee/

Link zum YouTube-Video: 

Mikroskopaufnahme https://youtu.be/uRoEQ0W7eLE

Link zum YouTube-Video: Unterwasservideo 

https://youtu.be/K06HbV9ME9s

[1] https://www.uni-kiel.de/de/universitaet/detailansicht/news/neue-quallenart-im-nord-ostsee-kanal/ 

[2] https://www.geomar.de

[3] http://www.aqua.dtu.dk/english 

[4] https://www.uni-kiel.de/de/universitaet/detailansicht/news/neue-quallenart-im-nord-ostsee-kanal/

[5] https://biologie.uni-greifswald.de/struktur/zentrale-einrichtungen/biologische-station-hiddensee/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news701976

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 11.09.2018
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MASSNAHMEN/279: Einsame Elbinsel Neßsand wird immer belebter (Stiftung Lebensraum Elbe)


Stiftung Lebensraum Elbe - Hamburg, 17.09.2018

Einsame Elbinsel Neßsand wird immer belebter

Stiftung Lebensraum Elbe legt Teiche und Tümpel für mehr Artenreichtum
an



Weil sie von Menschen nicht betreten werden darf, hat sich die
Elbinsel Neßsand zu einem Naturschatz in der Tideelbe entwickelt. Die
Stiftung Lebensraum Elbe legt jetzt rund 30 neue Kleingewässer an, um
die Insel noch artenreicher zu gestalten.




[image: Bagger bei der Arbeit - Foto: © Stiftung Lebensraum Elbe]

Foto: © Stiftung Lebensraum Elbe



Die Elbinsel Neßsand ist für Menschen nicht zugänglich - abgesehen vom
Inselwart. Ursprünglich von Menschenhand angelegt, konnte sie sich
nahezu ungestört entwickeln. Auwald, Röhrichte, Schlickwatten,
Sanddünen und Trockenrasen sind hier eng miteinander verbunden.
Deshalb gehört Neßsand zu den besonderen Naturschätzen der Tideelbe.
Unzählige elbetypische Pflanzen und Tiere finden hier ihre Heimat. Was
bislang fehlt, sind die eigentlich für Flussauen typischen
Kleingewässer - die auch entlang der Tideelbe heute rar geworden sind.

Die Stiftung Lebensraum Elbe will das Mosaik wertvoller Lebensräume
auf Neßsand komplettieren: Heute beginnt sie mit dem Ausheben des
ersten von insgesamt rund 30 Kleingewässern auf der Insel. Die Teiche,
Tümpel oder feuchten Senken werden in unterschiedlichen Größen und
Tiefen angelegt. "Damit schaffen wir wichtige Lebensräume für
Amphibien, Libellen und andere Insekten - die sich so endlich auch auf
Neßsand ansiedeln können", sagt Stiftungsvorstand Dr. Elisabeth
Klocke.

Zusätzlich rodet die Stiftung auf der Elbinsel den Sanddorn. So
schafft sie Platz für wertvollen Trockenrasen. Er beheimatet
Rote-Liste-Arten, wie Blauschillergras, Großblütige Königskerze und
Karthäuser-Nelke, den Nachtigall-Grashüpfer oder den Kleinen
Feuerfalter. Der für die Elbinsel untypische Sanddornbewuchs hatte den
Trockenrasen auf einer Fläche von 15.000 m² verdrängt.

Nachdem die Kleingewässer angelegt und der Sanddorn gerodet sind,
beobachten die Stiftung Lebensraum Elbe und die Behörde für Umwelt und
Energie die Effekte der Maßnahmen: Besiedeln Amphibien und Co. die
Kleingewässer? Dehnen sich die wertvollen Trockenrasenflächen aus?
Oder nimmt der Sanddornbewuchs wieder zu, so dass eine Pflege
erforderlich wird?

Für die Baumaßnahme und die Rodungen werden zunächst drei Bagger, ein
Traktor und Ladewagen per Boot auf die Insel gebracht. Um die seltenen
Zauneidechsen während der Baumaßnahmen zu schützen, wurde ein
Schutzzaun aufgestellt. Spätestens Ende Dezember 2018 sollen die
Maßnahmen abgeschlossen sein. Insgesamt kosten die Arbeiten rund
250.000 Euro.

Hintergrundinformationen:

Die etwa 170 ha große Elbinsel Neßsand hat ihren Ursprung in den
Sandbänken Hanskalbsand im Westen und Schweinesand im Osten, die beide
mit Sand durch Ausbaggerungen der Elbe zu kleinen Inseln vergrößert
wurden. Beim Bau einer Wasserflugzeugwerft und ihrer Startbahn in den
1930er/40er Jahren im heutigen Mühlenberger Loch wurden die
vorhandenen kleinen Inseln und Sande abgebaggert und das Material
zwischen Hanskalbsand und Schweinesand abgelagert. Weitere
Aufspülungen folgten, so dass die ehemaligen Sandbänke
zusammenwuchsen. Die heutige Insel Neßsand entstand. In Jahr 1952
wurde Neßsand unter Naturschutz gestellt, um den jungen Auwald zu
schützen und der Vogelwelt Rast- und Brutplätze zu sichern. Die Insel
ist weitgehend sich selbst überlassen; das Betreten ist allgemein
untersagt und nur dem Inselwart gestattet.

Kleingewässer - Weiher, Tümpel oder feuchte Senken - sind
charakteristische Bestandteile jeder intakten Flussaue. Manchmal auch
nur zeitweilig wasserführend, bieten sie Lebensräume für Amphibien,
Kleinstlebewesen, Libellen oder andere Insekten. Solche Kleingewässer
waren früher auch selbstverständlich für die Auen der Tideelbe.
Infolge von Vordeichungen oder Nutzungen der Ufer sind sie heute
jedoch vielerorts verschwunden.

Über die Stiftung:

Die Stiftung Lebensraum Elbe wurde am 11. Mai 2010 durch Beschluss der
Hamburgischen Bürgerschaft gegründet. Die Arbeit der Stiftung ist
legislatur- und parteiübergreifend.



Weitere Informationen:

https://www.stiftung-lebensraum-elbe.de/massnahmen/nesssand.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.09.2018
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Tel. 040 42840-8344
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INTERVIEW/284: Meeressterben - vermehrte O₂-Nebenverluste ...    Dr. Johannes Hahn im Gespräch (SB)




[image: Kleinräumige Wirbel von etwa 100 Kilometern Durchmesser in den Ozeanen wirken sich deutlich auf Windgeschwindigkeiten, Wolkenbedeckung und Niederschlagsmuster aus. Zwischen 2002 und 2009 wurden 600.000 davon im Südpolarmeer mittels Satellitendaten registriert. [1] - Foto: NASA]

[image: Mit dem Fernbeobachtungsprogramm OSCAR (Ocean Surface Analysis Realtime) werden die Meeresströmungsgeschwindigkeiten einer Farbskala von Rot, Gelb, Grün bis Blau zugeordnet. Rot = 1 m/sek bis Blau = 0 m/sek. - Foto: NASA]

Harmlose Wirbel oder mobile Todeszonen? 

Bis zu 30 Prozent der weltweiten Wasserfläche werden von Wirbeln
bedeckt. 

Forscher des SFG 754 erkunden die Bedingungen, die 10 Prozent dieser
Wirbel zu O₂-Abflüssen werden lassen. 

Fotos: NASA




Im vergangenen halben Jahrhundert sind die Todeszonen im Pazifik,
Atlantik und im Indischen Ozean, d.h. jene Wassermengen, in denen
Sauerstoff fast vollständig fehlt, um mehr als das Vierfache
angewachsen. Dieses erschreckende Fazit zieht eine Studie des Global
Ocean Oxygen Network (GO₂NE) [2], die im Januar 2018 im
Fachmagazin Science erschien [3]. In Küstengewässern, einschließlich
Flußmündungen und Randmeeren, haben sich seit 1950 Standorte mit
niedrigem Sauerstoffgehalt sogar mehr als verzehnfacht. Darüber, daß
diese Entwicklung bereits eine Folge der zunehmenden globalen
Erwärmung ist und die Sauerstoffkonzentrationen auch außerhalb dieser
Gebiete weiter absinken werden, sind sich die Ozeanografen des SFG 754
einig. Allerdings reichen die Computermodelle, mit denen Klimaforscher
und Ozeanografen Prognosen für die Zukunft des Erdsystems und der
Ozeane erstellen, nicht aus, um die tatsächliche Entwicklung
nachzuvollziehen. Eine genaue Prognose für die Zukunft zu erstellen,
ist somit nicht möglich. Wenn man die im Juni 2018 in Nature
veröffentlichte Studie wörtlich nimmt [4], scheint es für 1,4 von 2
Prozent des gemessenen Sauerstoffschwunds im Meer keine
wissenschaftlich gesicherte Begründung zu geben. Könnten mobile
Todeszonen, die plötzlich und unvorhersehbar innerhalb von kleinen
Wirbeln entstehen, zur Klärung dieser Diskrepanz beitragen? Oder sind
die kleinen "Todeszonen-Wirbel" nur ein Außenseiterphänomen, so daß
die Frage nach den möglichen Ursachen weiterhin offen bleibt? 

Um die fehlenden Parameter zu finden, mit denen die unzureichenden
Modellierungsprogramme korrigiert und neu kalibriert werden könnten,
gehen Wissenschaftler selbst den unwahrscheinlichsten Hinweisen
potentieller Sauerstoffleckagen im Meer akribisch und mit größtem
technologischen Aufwand nach. 

In den Ozeanen der Erde kreisen unzählige kleinere und größere
Wasserwirbel - im Fachenglisch: Eddys -, die Wärmeenergie, Plankton
und Nährstoffe in nahezu abgeschlossenen Systemen durch die Weltmeere
transportieren. Sie spalten sich spontan, bzw. als
"off-Spin-Ereignis", aus den Turbulenzen von Meeresströmungen ab und lösen sich
auf ihrer Wanderung über den Atlantik in Richtung Westen nach ein paar
Tagen oder Monaten wieder auf. Ursprünglich weisen sie keine
ausgeprägt niedrigen Sauerstoffkonzentrationen auf, dafür sind sie
relativ nährstoffreich.




[image: Gebiete mit extremer Sauerstoffarmut dehnen sich flächig von den Küsten ins offene Meer aus. Dazu kommen viele punktuelle Zonen in den Küstenregionen. - Grafik: GO₂NE working group. Daten vom World Ocean Atlas 2013, Abb. von R. J. Diaz]

Sauerstoffnot im tropischen Ozean. 

Die Todeszonen im Pazifik, Atlantik und Indischen Ozean. Ozeanografen
messen hier niedrige Sauerstoffwerte, die unter 2 mg/l liegen. [3] 

Grafik: GO₂NE working group. Daten vom World Ocean Atlas 2013, Abb. von R. J. Diaz



Die Meeresforscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung im tropischen Atlantik fanden heraus, daß Sauerstoff unter
bestimmten Bedingungen innerhalb eines Wasserwirbels ebenso aufgezehrt
werden kann, wie man es sonst nur in küstennahen Todeszonen beobachtet.
Dr. Johannes Hahn war einer der ersten, der Einblick in die
Daten nehmen konnte, mit denen die "mobile Todeszone" entdeckt wurde.
Seit 2009 arbeitet er im SFG 754 über Sauerstoff und nimmt in seiner
Tätigkeit als Postdoc regelmäßig an Ausfahrten in den tropischen
Atlantik teil, auf denen er unterschiedliche Entwicklungen im
Sauerstoffeld untersucht. Die jüngsten Erkenntnisse seiner
Forschungsgruppe bei der Jagd auf Todeszonen-Wirbel stellte er im
Rahmen der vom SFB 754 organisierten, internationalen Konferenz zum
Sauerstoffschwund in den Ozeanen gleich zweimal vor: am 3. September
einem Auditorium aus internationalen Fachkollegen und
am 5. September innerhalb der öffentlichen Veranstaltung mit dem Titel
"Geht dem Ozean die Luft aus?" einem Publikum aus interessierten
Laien. Vor Beginn der Veranstaltung war er bereit, dem Schattenblick
einige Fragen zu beantworten.




[image: Foto: © 2018 by Schattenblick]

Aus dem Alltag eines Todeszonenwirbel-Jägers.

Dr. Johannes Hahn (GEOMAR)

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Sie haben Ihren heutigen Vortrag mit einem Titel
überschrieben, der neugierig macht: "Jagd auf gigantische Wasserwirbel
in der Todeszone". Wie groß muß man sich einen "gigantischen" Wasserwirbel
vorstellen?

Dr. Johannes Hahn (JH): Im Vergleich zu den kleinen Wasserwirbeln,
die wir im Waschbecken, der Badewanne oder in einem Fluß beobachten
können, kommen uns die Meereswirbel, die wir erforschen mit einer
Größenordnung von 100 Kilometern im Durchmesser gigantisch vor. Wenn
man durch einen solchen Wirbel fahren würde, dann entspricht das einer
Strecke von Kiel bis Hamburg. Das ist schon ein beachtlich großes
Gebiet. Verglichen mit entsprechenden Erscheinungen in der Atmosphäre,
beispielsweise mit den Hoch- und Tiefdruckgebieten aus dem
Wetterbericht, die 500 bis 1000 Kilometer Durchmesser
umfassen, sind die Wirbelstürme des Meeres, wie die Ozeanwirbel oft
genannt werden, allerdings noch klein.

SB: Sie sagten 'wenn man durch so einen Wirbel fahren würde'. Kann man
das überhaupt? Oder gibt es Strudel, wie man sie aus Abenteuerromanen
kennt, die einem Schiff tatsächlich gefährlich werden könnten?

JH: Nein, gefährlich sind diese Wirbel nicht. Die Schiffahrt merkt in
der Regel gar nicht, wenn sie einen Wirbel durchfährt. Man wird nicht
wie in einem Strudel in die Tiefe gezogen, so wie man sich das
vielleicht vorstellt, wenn man den "Fluch der Karibik" gesehen hat, wo
im dritten Teil zwei Schiffe in einem gigantischen Wasserwirbel
versinken. Ich werde aber im Vortrag nachher die
Unterwasser-Segelflugzeuge zeigen, von denen wir unter anderem die
Strömungsgeschwindigkeiten des Wirbels erhalten. Diese Glider bewegen
sich mit einer Geschwindigkeit von 30 Zentimetern pro Sekunde durchs
Wasser. Wirbel haben ganz ähnliche Strömungsgeschwindigkeiten. Wir
haben es also mit Geschwindigkeiten zu tun, die noch unter der
normalen Schrittgeschwindigkeit liegen. Schiffe, die sehr viel mehr
Fahrt machen, stört das nicht. Aber für einen Glider kann es durchaus
gefährlich werden, in einen solchen Wasserwirbel hineinzufahren. Er
kann sogar von der Strömung gefangen und mit dem Wirbel ins offene
Meer transportiert werden. Aus Sicht des Ozeanografen ist das fatal,
weil der Glider dann keine Befehle mehr ausführt und praktisch
steuerlos mit dem Wirbel treibt. Im schlimmsten Fall kann er auf diese
Weise sogar verloren gehen, weil man ihn vom Schiff aus nicht mehr
erreicht.




[image: Im Fluch der Karibik versinken zwei Schiffe in einem Wasserwirbel. Hier sieht man den Untergang der im Film genutzten Schiffsreplik der Bounty, die am 29. Oktober 2012 während des Hurricans Sandy im Atlantik bei stürmischer See und 6 Meter hohen Wellen mit Wasser vollief, weil die Lenzpumpen ausgefallen waren. - Foto: by US Coast Guard [gemeinfrei], via Wikimedia Commons]

Luftwirbel sind eine größere Gefahr als Wasserwirbel. 

Physikalische Veränderungen von Parametern wie Dichte, Geschwindigkeit
oder Sauerstoffkonzentration im Wasser verursachen keinen
Schiffsuntergang. 

Foto: by US Coast Guard [gemeinfrei], via Wikimedia Commons



SB: Dürfen wir fragen, wie teuer so ein Gerät ist?

JH: Der Anschaffungspreis der Glider liegt im sechsstelligen Bereich.
Das heißt ein Gerät kostet etwa 100.000 Euro. Den möchte man ungern
verlieren.

SB: Wie gehen die Meeresbewohner mit diesen im Grunde natürlichen
Phänomenen um? Meiden sie die Wirbel oder arrangieren sie sich damit?

JH: Wasserwirbel an sich würden die Meeresbewohner nicht stören. Der
Anteil an gigantischen Wasserwirbeln, über den ich spreche, wird aber
von marinem Leben gemieden, weil diese Wirbel so intensiv in die
Sauerstoffkonzentration im Ozean eingreifen, wie man es sonst nur von
der afrikanischen Westküste in den Tropen kennt. Dort bedingen
natürliche Prozesse eine Sauerstoffarmut des Wassers, so daß Bereiche
entstehen, in denen man keine Fische findet. Wasserwirbel schließen
nährstoffreiches Wasser in sich ein. Warme und sonnige Bedingungen
fördern zusätzlich die biologische Produktivität, etwa das Wachstum
von Algen und Plankton. Andere Mikroorganismen bauen die abgestorbenen
Organismen ab. Diese Prozesse zehren den vorhandenen Sauerstoff auf.
Gleichzeitig verhindern die Strömungen des Wirbels den Wasseraustausch
mit dem umgebenden Ozean, so daß die Konzentration des lebenswichtigen
Gases extrem absinkt. Wir haben in diesen Wirbeln Bereiche gefunden,
in denen sauerstofffreies Wasser vorherrscht wie in einer Todeszone.
Und sauerstofffreies oder sauerstoffarmes Wasser meiden vor allem
Makroorganismen, beziehungsweise Fische. Aber auch kleinere
Organismen und selbst Mikroorganismen verlassen diese mobilen
Todeszonen.

SB: Wie ist es mit den großen Säugern. Schwimmen Wale und Tümmler um
die Todeszonen-Wirbel herum? Oder spielen sie für Tiere, die an der
Wasseroberfläche Luft holen können, keine Rolle?

JH: Die Säuger meiden ebenfalls die sauerstoffarmen Gebiete. Das hat
möglicherweise jeweils andere Gründe. Aber grundsätzlich findet man in
allen Bereichen des Meeres, in denen wenig Sauerstoff ist, kaum
tierisches Leben.

SB: Inwieweit sind Fische mit ihrem eigenen Sauerstoffverbrauch am
Verschwinden des Sauerstoffs beteiligt?

JH: Der Hauptanteil an sauerstoffverbrauchenden Organismen kommt
tatsächlich aus der Mikrobiologie. Natürlich veratmen Makroorganismen
wie Fische ebenfalls Sauerstoff. Aber ihr Schwellenwert für den
Sauerstoffbedarf liegt sehr viel höher als der von Mikroorganismen.
Wenn die Sauerstoffkonzentration im Wasser darunter abfällt, leiden
die Fische. Sie verbrauchen aber vergleichsweise weniger Sauerstoff
als die Mikroorganismen, die letztlich dafür verantwortlich sind, daß
die Sauerstoffressourcen in einem Wirbel so extrem aufgezehrt werden.

SB: Kann man diese langsamen Wirbel an der Oberfläche erkennen und in
welcher Wassertiefe muß man nach ihnen suchen?

JH: Wasserwirbel befinden sich schon in den oberflächennahen Gebieten
in 400 oder 500 Meter Tiefe. Von einem Schiff aus könnte man
Wasserwirbel nicht mit bloßem Auge sehen. Sie könnten sie auch nicht
fotografieren. Doch man kann eine Oberflächensignatur beobachten, denn
die Meeresoberfläche wird durch den Wirbel nach oben oder nach unten
ausgelenkt. Verrückterweise sind diese Meeresoberflächenunterschiede
von wenigen Zentimetern sehr gut auf Satelliten-Messungen zu sehen, so
daß wir diese nutzen, um Wirbel zu identifizieren. Es gibt darüber
hinaus klassische beobachtende Systeme, mit denen man die Wasserwirbel
vom Schiff aus beobachten kann. So kann man mit Hilfe eines
gewöhnlichen Geschwindigkeitsmessers, mit dem man vom Schiff aus in
die Tiefe schaut, die Drehgeschwindigkeit eines Wirbels erkennen,
während man ihn durchfährt.




[image: Fast alle Werkzeuge, gleichzeitig im Einsatz gezeigt: Flugzeuge und Satelliten bemessen Veränderungen der Meeresoberfläche. Forschungsschiffe nehmen Meeresproben, lassen Kranzwasserschöpfer in die Tiefe. Verankerungen und fernsteuerbare Wassersegelflugzeuge (Glider) erstellen die Profile der Meereschemie und -physik. - Grafik: 2015 by NOAA (gemeinfrei)]

Vielseitig brauchbar. 

Die klassischen Jagdwerkzeuge der Wasserwirbeljäger im und auf dem
Wasser sowie in der Luft: 

von Verankerungen mit 3,5 Kilometer langen, Sensor bestückten Drähten
bis zu Fernerkundungs-Hochtechnologie und Satellitentechnik. 

Grafik: 2015 by NOAA (gemeinfrei)



SB: Wie sieht die alltägliche Arbeit eines Wasserwirbeljägers aus?
Wieviel trockene Datenauswertung liegt vor den spannenden Ergebnissen?

JH: Die Satelliten schätzen wir als sehr bequeme und nützliche
Werkzeuge, deren Daten eine gute Grundlage bilden. Sie helfen uns, die
Meeresregion einzugrenzen, in der ein Wirbel zu finden ist. Die
Feinarbeit erfolgt dann vom Schiff aus. Man fährt nicht blind über den
Ozean, beziehungsweise mit Blick auf die Schiffsinstrumente, welche
die Strömungsgeschwindigkeiten messen, um dann zufälligerweise mal auf
einen Wirbel zu stoßen. Um das eigentliche Zentrum exakt zu
lokalisieren, das um einige Kilometer von den Satellitendaten
abweichen kann, muß man vom Schiff aus die Geschwindigkeitsverteilung
über einen Schnitt, den man mit dem Schiff beschreibt, genau
vermessen. Für die Beschreibung eines Wirbels nutzen wir mehrere
Beobachtungssysteme, beziehungsweise -plattformen wie die etwa
eineinhalb Meter langen Glider, von denen wir schon gesprochen haben.
Mit ihren zwei Flügeln bewegen sie sich wie ein hydrodynamisch
ferngesteuertes Segelflugzeug durch das Wasser und haben jede Menge
Meßgeräte und Sensoren für Temperatur, Druck, Salz- und
Sauerstoffgehalt an Bord. Damit können sie sehr gezielt Daten
einsammeln.

SB: Wie viele dieser gigantischen Wirbel gibt es eigentlich in den
Weltmeeren?

JH: Die Meeresoberflächenströmung wird tatsächlich von Wirbeln
dominiert. Sie sind eine allgegenwärtige Erscheinung im Ozean. Wenn
man sich die Wasseroberfläche insgesamt anschauen könnte, dann würden
vielleicht zehn, zwanzig, bestenfalls dreißig Prozent davon dauerhaft
durch Wirbel bedeckt sein. Sie erscheinen immer wieder an neuen
Positionen und lösen sich nach einiger Zeit wieder auf. Aber nicht
jeder Wirbel ist wirklich von einer starken Sauerstoffzehrung
begleitet. Nur etwa zehn Prozent davon sind Todeszonen-Wirbel.

SB: Gibt es schon Untersuchungen dazu, wie lange so ein Wirbel
existieren muß, um wie ein schwarzes Loch den Sauerstoff darin
zu verschlingen?

JH: Genau! Diese Wirbel brauchen tatsächlich eine bestimmte Lebenszeit, damit
sie entsprechend hohe Sauerstoffzehrwerte erreichen und sich eine
Todeszone entwickeln kann. Es dauert eine Weile, in der Regel etwa ein
halbes Jahr, bis die Mikroorganismen den gesamten Sauerstoff darin
aufgebraucht haben.

SB: Einem Laien erscheint das wirklich paradox. Man würde immer
denken, daß beim Verquirlen von Wasser vermehrt Sauerstoff in das
Oberflächenwasser eingearbeitet wird.

JH: Das ist keineswegs falsch. Wenn ein Wirbel sehr stark ist und sein
Kern und seine maximale Geschwindigkeit an der Wasseroberfläche
liegen, kann er das Wasser sehr gut durchmischen. Die Wirbel, von
denen wir sprechen, haben aber ihr Zentrum unter der Wasseroberfläche,
so daß sie eine bestimmte Menge Wasser vollständig einschließen
können. Die erhöhte biologische Aktivität im Inneren zehrt dann den
Sauerstoff auf.

SB: Wie wird es jetzt mit Ihrer Forschung weitergehen? Sind Ihre
Meßergebnisse für die Modellierung von Klimamodellen oder den
Sauerstoffschwund relevant oder lassen sich die Erkenntnisse Ihrer
Forschung in Zukunft für eher kurzfristige "Wirbelvorhersagen" analog
zu den Wetterberichten nutzen?

JH: Zunächst haben wir schon einige sogenannte Hotspots identifizieren
können. Das sind Positionen oder Gebiete im Ozean, an denen häufig und
bevorzugt solche besonders sauerstoffarmen Wirbel entstehen. Die
Entstehung von Wirbeln ist ein chaotisches System. Wir können nicht
vorausberechnen, wann und wo genau ein solcher Wirbel auftritt. Aber
man kann inzwischen vorhersagen, in welchen Regionen diese Wirbel
gehäuft entstehen. Das könnte beispielsweise für die Fischerei wichtig
werden, wenn wir den gesellschaftlichen Aspekt oder Nutzen unserer
Forschung betrachten. Mobile Todeszonen-Wirbel in dieser Größenordnung
beeinflussen selbstverständlich die Fischwanderung und auch die
Bestände. Inwieweit dies relevant ist, hängt wiederum von der Anzahl
der Wirbel ab und wieviel sie praktisch zur Minderung der
Sauerstoffkonzentration beitragen. Es betrifft derzeit nur etwa 10
Prozent der Wirbel. Wenn sich dieser Anteil in Zukunft, zum Beispiel
im Zuge des Klimawandels, verstärkt oder häufiger auftritt, würde
damit die Gesamtsauerstoffkonzentration im Meer weiter abnehmen. Dies
würde die Fischbestände stärker betreffen. Gerade im Hinblick auf eine
nachhaltige Fischerei, die momentan viel diskutiert wird, kann das
Wissen über solche Zusammenhänge elementar wichtig werden.

SB: Wie verhält es sich mit den Müllstrudeln, die dieser Tage wieder
in den Medien thematisiert werden. Transportieren die kleinen
Meereswirbel, die Sie beforschen, neben Wärmeenergie, Nährstoffen und
Plankton auch noch Kunststoffabfall und andere Relikte unserer
Zivilisation?

JH: Mit Müllstrudeln sind andere Strudel mit einer beckenweiten
Ausdehnung gemeint. Es gibt zwei davon im Atlantik, einer kreist im
Nordatlantik um die Kanaren. Ein entsprechend riesiges Gegenstück
findet man auf der Südhalbkugel, im Südatlantik. Weitere Müllstrudel
finden Sie im Nord- und Südpazifik sowie im Indischen Ozean. Diese
Phänomene haben eine Ausdehnung von mehreren tausend Kilometern über
das gesamte Becken, in dem die Strömung unentwegt im Kreis geführt
wird. Auf diese Weise spülen sie den Müll von den Rändern und sammeln
ihn in der Mitte. Das hat nichts mit den Wirbeln zu tun, über die wir
hier sprechen. Es wäre in der Tat noch ein interessanter Aspekt, die
Plastikanteile, die mit Sicherheit von diesen kleineren Wirbeln
zwischen 100 und 150 Kilometern eingefangen werden, daraufhin zu
untersuchen. Das hat meines Wissens bisher noch niemand gemacht,
selbst wenn das Gesamtproblem in den Köpfen der Ozeanografen sehr
präsent ist.




[image: Zeigt einen Gleiter der NOAA beim Einsatz im Südpazifik. Die Unterwasser-Segelflieger können chemische Signaturen erfassen, z.B. von Gasen, die Unterwasservulkane ausstoßen. - Foto: NOAA]

Im Todeszonen-Meereswirbel verloren - HighTech-Kunststoffmüll.

Unterwasser-Glider können von der Strömung eingefangen werden
und den Kontakt zu ihrer Basis verlieren. 

Foto: NOAA



SB: Wie sind Sie darauf gekommen, daß es sauerstofffressende
Ozeanwirbel geben könnte und wie wurde das Phänomen "entdeckt"?

JH: Ich befasse mich seit meiner Doktorarbeit am GEOMAR in erster
Linie mit Sauerstoffkonzentrationen im tropischen Atlantik und mit
veränderlichen Meeresströmungen, die eine Veränderung in der
Sauerstoffkonzentration hervorrufen können. Dazu nutzen wir
verschiedene Meßplattformen. Wie bereits angesprochen, handelt es sich
dabei um Schiffsmessungen und Glidermessungen, die wir neben
"Verankerungsmessungen" auswerten. Verankerungen bilden ein System aus
verschiedenen Sensoren und Meßgeräten, die an einem Draht von einigen
Kilometern Länge befestigt sind, der wiederum an einer bestimmten
Position im Ozean mit Hilfe von schweren Eisenbahnrädern verankert
wird. Auf diese Weise kann man Temperatur, Dichte,
Strömungsgeschwindigkeit, Salz- und Sauerstoffgehalt kontinuierlich in
verschiedensten Tiefen messen. Die Bojen am Ende des Drahtes können
von der Meeresoberfläche via Satellit die Sensordaten direkt in unser
Büro am GEOMAR senden. Aber in der Regel fährt man mit dem Schiff vor
Ort, um die Verankerung zu warten, mit neuen Batterien zu bestücken,
die intern aufgezeichneten Meßdaten auszulesen und das System wieder
neu auszubringen. Das haben wir 2011 mit einer Verankerung im
tropischen Atlantik gemacht und als wir uns die Aufzeichnungen der
Sauerstoffkonzentration ansehen wollten, konnten wir
überraschenderweise in einem Abschnitt von Januar bis April 2010
überhaupt keinen Sauerstoff finden. Ich habe diese Zeitserien als
einer der ersten gesehen. Sie waren für unsere Gruppe zunächst völlig
unbegreiflich. Wir fragten uns, ob dieser offensichtliche Meßfehler
vielleicht durch ein Tier verursacht worden war, das den Sauerstoff
lokal weggeatmet hatte. Bis dahin wußte man noch nichts über
sauerstofffreie Zonen im Atlantik und hatte diesen "Ozeaneffekt" nicht
erwartet. Glücklicherweise konnten wir die Aufzeichnungen der Verankerung
mit denen anderer, mobiler Meßgeräte ergänzen, beispielsweise
mit Daten zur Strömungsgeschwindigkeit. Nachdem wir diese mit
den Zeitskalen der Verankerung verglichen hatten, konnten
wir zu dem fraglichen Zeitpunkt einen Wasserwirbel identifizieren.

SB: Vielen Dank für den aufschlußreichen Einblick in Ihr
Forschungsfeld.


Anmerkungen:

[1] https://www.spektrum.de/news/kleinere-meereswirbel-beeinflussen-wind-und-wetter/1200649

[2] Dabei handelt es sich um eine Arbeitsgruppe, die 2016 von der
zwischenstaatlichen ozeanografischen Kommission der Vereinten Nationen
(IOC) ins Leben gerufen wurde. Für ihre Studie haben die beteiligten
Autorinnen und Autoren etwa eine Viertelmillion Datensätze und die am
GEOMAR durchgeführte Klimamodellrechnungen zu
Sauerstoffkonzentrationen in Meeren ausgewertet.

[3] https://www.geomar.de/news/article/die-sauerstoffarmut-im-ozean-nimmt-zu/ 

und 

http://science.sciencemag.org/content/359/6371/eaam7240

[4] https://www.geomar.de/news/article/weitere-ursachen-von-sauerstoffverlust-der-ozeane-identifiziert/ 

und 

https://www.nature.com/articles/s41561-018-0152-2c
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AKTION/235: Hamburg - Film und Info-Abend zum Hambacher Forst, 20.09. und 26.09.2018


Ende-Gelände Ortsgruppe Hamburg und der AStA der HAW Hamburg laden
ein:

Info-Abend zum Hambacher Forst: Wir sind die Rote Linie!

Mittwoch, 26.9. | 19 Uhr | HAW Hamburg (Berliner Tor 5)



Für einen Einstieg in das Thema zeigt die Hamburger Ortsgruppe 
Ende-Gelände
am 20.09.2018 um 20.00 den ersten Film der Brand-Trilogie von Susanne
Fasbender in der Schaltzentrale (Bullerdeich 14).



Um den Klimawandel zu stoppen, muss sofort aus der Kohlekraft
ausgestiegen werden. Dem zum Trotz soll zur Erweiterung eines
Braunkohletagebaus diesen Herbst im Rheinland der Hambacher Forst
gerodet werden. Der Hambacher Forst, der seit 6 Jahren durch eine
Waldbesetzung verteidigt wird, steht dieses Jahr im Mittelpunkt der
europäischen Bewegung für Klimagerechtigkeit und zeigt wie wichtig es
ist, sich gerade jetzt für Klimagerechtigkeit einzusetzen. Denn die
Zerstörung des jahrtausende alten Waldes für den dreckigen Profit des
Energieriesen RWE überschreitet eine rote Linie und kann nicht
toleriert
werden!

Die Hamburger Ende-Gelände Ortsgruppe und der AStA der HAW Hamburg
laden am Mittwoch den 26.09. um 19.00 Uhr zu einem Info-Abend in der HAW
(Berliner Tor 5) ein, um allen Interessierten einen Überblick über den
aktuellen Stand der Klimabewegung zu geben. Was passiert im Hambacher
Forst, was macht eigentlich die von der Bundesregierung eingesetzte
neue Kohlekomission und vor allem - wie können wir uns gemeinsam für
Klimagerechtigkeit einsetzen?

Diesen Themen wollen wir in einer Disskusionsrunde gemeinsam mit euch
und eingeladenen Referent*innen aus verschiedenen Bereichen auf den
Grund gehen. Kommt vorbei und werdet Teil der roten Linie!

Für einen Einstieg in das Thema zeigt die Ortsgruppe eine Woche vorher
(am 20.09. um 20.00) den ersten Film der Brand-Trilogie von Susanne
Fasbender in der Schaltzentrale (Bullerdeich 14). Die Künstlerin
bereiste das rheinische Braunkohlrevier und zeigt in ihrem Film auf
beeindruckende Weise die Zusammenhänge zwischen Rohstoffabbau,
Landnahme, Wirtschaftswachstum und Klimakrise.

Mehr Infos unter:

www.ende-gelaende.org

www.hambacherforst.org

https://www.facebook.com/events/269971496967000/

 * 

Quelle:

Ende-Gelände Ortsgruppe Hamburg und der AStA der HAW Hamburg
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AKTIONSTAGE/954: Climathon in Wuppertal - In 24 Stunden Lösungen für mehr Klimaschutz entwickeln, 26.10.


Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 17.09.2018

Climathon in Wuppertal:
In 24 Stunden Lösungen für mehr Klimaschutz entwickeln

Was können Städte tun, um den Klimawandel aufzuhalten? Wie entstehen
innovative Klimaschutzideen für die Stadt? Beim weltweiten
Klimaschutz-Hackathon "Climathon" sind alle eingeladen, in 24 Stunden
innovative und lokale Lösungen zu Herausforderungen des Klimawandels
zu entwickeln. Egal ob Zürich, Hongkong oder Wuppertal: Der Climathon
bietet in mehr als 120 Städten auf sechs Kontinenten allen die
Möglichkeit, gleichzeitig für einen Tag Teil einer globalen Bewegung
für den Klimaschutz zu werden.



Wuppertal, 17. September 2018: Studierende, Unternehmerinnen und
Unternehmer, Bürgerinnen und Bürger, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie politische Entscheidungsträgerinnen und -träger
sind am Freitag, 26. Oktober 2018 um 9:00 Uhr eingeladen, in 24
Stunden innovative Ideen zu lokalen Klimafragen zu erarbeiten. Der
Wuppertaler Climathon wird organisiert von der Neuen Effizienz, dem
UNESCO-Lehrstuhl für Entrepreneurship und Interkulturelles Management
der Bergischen Universität Wuppertal, dem Wuppertal Institut sowie
Climate KIC und findet im "Freiraum", dem Innovationslabor der
Bergischen Universität Wuppertal am Arrenberg statt. Anmeldungen sind
ab sofort online möglich.

Die Teilnehmenden versammeln sich dabei für 24 Stunden, um sich
gemeinsam mit einem inspirierenden Team in einem klimarelevanten
Problemlösungsworkshop zu engagieren. Städte, Innovatoren und
Unternehmen auf der ganzen Welt setzen sich aktiv für den Klimaschutz
ein, um zukunftsweisende Lösungen für lokale Klimawandelprobleme zu
schaffen. Menschen auf der ganzen Welt verfolgen den Climathon dabei
live über die sozialen Medien. Durch Live-Schaltungen zu anderen
Climathon-Veranstaltungen werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Teil einer globalen Community, die Lösungen für die Herausforderungen
von Städten im Zuge des Klimawandels suchen.

Die Herausforderung

Beim Climathon Wuppertal gibt es bisher zwei "Challenges": In der
ersten Challenge sind innovative Ideen zum Thema nachhaltige
Verpackung und klimaneutrale Logistik gefragt. In der zweiten
Challenge geht es um das zurzeit in Wuppertal topaktuelle Thema: Die
Vorbereitung auf zukünftige Starkregenereignisse und Hochwasser. Neben
ausreichender Zeit zur gemeinsamen Ideenentwicklung in Teams, bietet
der Climathon ein vielseitiges Programm aus Expertenbeiträgen und
Workshops an. Während der 24 Stunden werden die Teilnehmenden bei der
Ideenfindung und -ausarbeitung von professionellen Coaches sowie
Expertinnen und Experten unterstützt. Die besten, von einer Jury
ausgezeichneten Ideen, werden anschließend gefördert und
weiterentwickelt.

Der Climathon befindet sich nun in seinem vierten Jahr und ist in
dieser Zeit enorm gewachsen: Gestartet im Jahr 2015 mit 20
teilnehmenden Städten, nehmen 2018 mehr als 120 Städte aus sechs
Kontinenten teil.

Unterstützt von EIT Climate-KIC, eine EU-Initiative für Innovationen
gegen den Klimawandel, die vom Europäischen Institut für Innovation
und Technologie gegründet wurde, ist die globale Bewegung auf eine
rasch wachsende Zahl lokaler Veranstalter und Partner wie Start
Up-Inkubatoren, Universitäten, Verbände und lokale Unternehmen
angewiesen. Unser Dank gilt unter anderem dem Jackstädtzentrum für
Unternehmertums- und Innovationsforschung, der EnergieAgentur.NRW, der
AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal und der Stadt
Wuppertal für ihre Unterstützung bei der Umsetzung des Climathon
Wuppertal 2018.

Eine Anmeldung zum Climathon ist ab sofort unter

https://climathon.climate-kic.org/join möglich.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=RaYHk30eQgY

Video "Climate-KIC?s Climathon 2018"

https://climathon.climate-kic.org/wuppertal

Webseite Climathon Wuppertal

https://climathon.climate-kic.org/

Webseite Climathon global

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news702326

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/953: Deutschlandweite Aktionswoche im Zeichen des Klimaschutzes, 17.-23.9. (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 17. September 2018

Deutschlandweite Aktionswoche im Zeichen des Klimaschutzes

Unter dem Motto "So geht Klimaschutz" laden vom 17. bis 23. September
2018 rund 100 Projekte der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) des
Bundesumweltministeriums (BMU) zum Mitmachen ein.



In diesem Jahr wird die Nationale Klimaschutzinitiative 10 Jahre alt.
Mit ihr fördert das Bundesumweltministerium Klimaschutzprojekte in
ganz Deutschland mit einem Fördervolumen von rund 790 Millionen Euro.
Anlässlich des Jubiläums gibt es eine bundesweite Aktionswoche mit
rund 100 Projekten.

Das Programm zeigt: Klimaschutz ist facettenreich und vielfältig. Das
Angebot reicht von der Energiesprechstunde über das Klimaaktionskino
bis hin zum gemeinschaftlichen Bau von Hochbeeten. Gemeinsame
Kochevents in der Nachbarschaft, eine mobile Radwerkstatt und 
Up-Cycling-Kurse für Nähbegeisterte zeigen, wie einfach Klimaschutz 
im Alltag sein kann. Aktionen und Infostände geben passende Antworten
dazu, wie klima- und gesundheitsschädliche Emissionen in den Städten
und Gemeinden verringert werden können. Zum Abschluss der Woche
erklärt sich Osnabrück am 23. September autofrei. Diese und viele
andere Aktionen verdeutlichen, dass nachhaltiges Handeln nicht nur
wichtig ist, sondern auch Spaß machen kann.

Auf www.so-geht-klimaschutz.de/Aktionswoche gibt es alle Aktionen im
Überblick und die Möglichkeit Klimapate oder Klimapatin zu werden!

Die NKI leistet mit über 25.000 Projekten in ganz Deutschland einen
wichtigen Beitrag zur Erreichung der nationalen Klimaziele. Jährlich
werden so über eine Million Tonnen CO2 eingespart. Alle Informationen
rund um das Jubiläum der NKI sind auf www.so-geht-klimaschutz.de zu
finden.

Weitere Informationen:

www.so-geht-klimaschutz.de/Aktionswoche

www.klimaschutz.de

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 179/18, 17.09.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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DEMO/255: Aachen - Kundgebung und Demonstration "Hambi bleibt!", 20.09.2018


SEEBRÜCKE AACHEN und UWG-Aachen, Grüne Aachen, Die Linke Aachen, AZ
Aachen, Fossil Free Aachen und viele mehr laden ein

zu einer Kundgebung mit anschließendem Demonstrationszug
H A M B A C H E R F O R S T #Hambi Bleibt!

Seid dabei und demonstriert mit uns für den sofortigen Kohleausstieg,
für den Erhalt des Waldes, für ein Klima der Gerechtigkeit!



am Donnerstag, 20. September ab 19.00 Uhr in Aachen



Was: 

Hambi bleibt!

Wo: 

Marktplatz, Aachen

Wann: 

20.09.2018, 19:00

Wer: 

ALLE Menschen sind bei uns willkommen. Wir sind laut und wir sind
bunt. Für Intoleranz und Diskriminierung ist bei uns jedoch kein
Platz!

Wo lang: 

Wir starten am Marktplatz und laufen dann über Elisenbrunnen,
Misereor und Hauptbahnhof zum Rhizom (Ecke Lothringer Str. /
Friedrichstr.) zur Abschlusskundgebung. Im Anschluss wird es dort
einen Solidaritätsbarabend geben.



Kohle muss im Boden bleiben, um eine Klimakatastrophe zu verhindern.
Alle wissen es, doch nichts passiert. Die Bundesregierung stützt die
klimaschädlichen Industrien und missachtet ihre eigenen,
unzureichenden Klimaziele. Anstatt Kohlekraftwerke abzuschalten,
verschwendet sie weitere wertvolle Zeit mit einer Kommission voller
Kohleausstiegsbremser. Doch wir haben keine Zeit mehr: Menschen leiden
bereits jetzt unter Dürren, verlieren durch Extremwetter-Ereignisse
ihr Zuhause und kommen durch klimabedingte Infektionen und Hunger zu
Tode. Deshalb ist es unsere Aufgabe, die Klimazerstörung jetzt dort zu
stoppen, wo sie produziert wird.

Der Hambi-Support Aachen, Fossil Free Aachen und die Seebrücke rufen
deshalb gemeinsam mit vielen weiteren sozialen und politischen Gruppen
dazu auf, bei der Demo am 20.09.2018 um 19 Uhr am Marktplatz, Aachen,
ein Zeichen gegen Kohleabbau und den absurden Wachstumszwang zu
setzen. Die Abbruchkante des nahe gelegenen Tagebaus Hambach frisst
sich immer weiter in die Landschaft. Nur noch ein kleiner Teil des
einst riesigen Urwaldes ist erhalten geblieben. Gleichzeitig wird -
nach der erfolgreichen Rodungs-Verhinderung 2017 - der "Hambi" für
immer mehr Menschen zum lebendigen Symbol des Widerstands gegen die
fossile Energieindustrie. Mit einer lauten und bunten Demonstration
werden wir den Kampf im Hambacher Forst unterstützen.

"Hambi" bleibt!

Seit Jahrzehnten rodet RWE den Hambacher Forst, einen der ältesten
Mischwälder Europas, um darunter Braunkohle abzubauen. Zahlreiche
Akteur*innen treten vor Ort für seinen Schutz und für den sofortigen
Kohleausstieg ein. Mit Erfolg! Im Herbst 2017 ist es der
Klimagerechtigkeitsbewegung durch Gerichtsverfahren, Demos,
Besetzungen, Baumhäuser und Blockaden erstmals gelungen, die Rodung
über eine Saison hinweg komplett zu verhindern.

Im Oktober beginnt die nächste Rodungssaison, in der RWE den
verbliebenen Wald vernichten will, um noch mehr Braunkohle
abzubaggern. Doch dieser Teil ist ein Kernstück und enthält noch
beinahe die gesamte Artenvielfalt des ursprünglichen Waldes. Schon
jetzt werden durch ein massives Aufgebot von Polizist*innen und
schwerem Gerät die Besetzungen und Baumhäuser geräumt. Auf physische
und psychische Gesundheit der Aktivist*innen und Anwohner sowie auf
Flora und Fauna wird dabei keine Rücksicht genommen.

Hier kristallisiert sich heraus, wie profitorientiertes,
rückwärtsgewandtes Wirtschaften Lebensgrundlagen vernichtet - im
Hambacher Forst und weltweit. Denn bevor der Kohlekonzern mit dem
zerstörerischen Braunkohle-Abbau begann, wurde der Wald von der
lokalen Bevölkerung als Gemeingut nachhaltig genutzt. Deshalb ist
unser Widerstand auch ein Protest gegen die globale Ungerechtigkeit,
die der Kapitalismus produziert. Während die Klimakiller sich weiter
bereichern, leiden die von Ausgrenzung und Unterdrückung betroffenen
Menschen im globalen Süden am meisten unter den Folgen der
Klimazerstörung. Auch hierzulande sind unzählige Menschen von
Umsiedlung, Enteignung und gesundheitlichen Schäden betroffen.

Das nehmen wir nicht weiter hin! Der Erhalt des Hambacher Forsts ist
unsere Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit. Wir unterstützen den
Widerstand im und um den Hambacher Forst durch unseren Protest, durch
unsere Solidarität und durch unsere Unterstützung vor Ort. Zusammen
mit den Menschen im Wald und den darum liegenden Dörfern werden wir
Europas größte CO2-Quelle stoppen. Für ein gutes Leben für alle muss
Kohle Geschichte werden!

 * 

Quelle:

Seebrücke Aachen
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FILM/088: Preisgekrönte Naturfilme im Ozeaneum Stralsund, 2. und 7.10. (DMM)


Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum - 5. September 2018

Preisgekrönte Naturfilme im OZEANEUM Stralsund



Pre-Opening des Darßer NaturfilmFestivals mit 'Chasing Coral': Vom 3.
bis 7. Oktober findet das diesjährige Darßer NaturfilmFestival statt,
das inzwischen zu den bundesweit beliebtesten Natur- und
Umweltfilmveranstaltungen gehört. Das OZEANEUM Stralsund wird in
diesem Jahr erneut ein besonderer Spielort für das mediale Spektakel.

Zum Auftakt laden die Darßer NaturfilmStiftung und das OZEANEUM am 2.
Oktober um 19:30 Uhr zum Pre-Opening des Darßer NaturfilmFestivals
"unter den Walen" nach Stralsund ein. Zu sehen ist der 90-minütige
Dokumentarfilm "Chasing Coral". Der Abend steht damit ganz im Zeichen
des 2018 stattfindenden Internationalen Jahr des Riffes, das auf die
Bedeutung und Bedrohung der weltweiten Korallenriffe aufmerksam macht.
Im Anschluss an den Film laden Korallenfachleute zum Expertengespräch
ein.

Am 7. Oktober werden tagsüber verschiedene preisgekrönte
Meeresdokumentationen im Kinosaal des OZEANEUMs gezeigt. Unter ihnen
ist auch die Dokumentation "Der Blaue Planet - Unbekannte Ozeane".

Karten für das Pre-Opening sind erhältlich unter:

www.ozeaneum.ticketfritz.de und

www.deutscher-naturfilm.de.

Karten für die Meeresdokumentationen gibt es ebenfalls unter: 

www.deutscher-naturfilm.de sowie am 7. Oktober vor Ort im OZEANEUM.

Das Darßer NaturfilmFestival

Auf der Ostseehalbinsel Fischland-Darß-Zingst treffen sich auch in
diesem Jahr wieder Filmemacher, Naturbegeisterte und Vertreter der
Naturschutzbranche zu Filmvorführungen, Diskussionsrunden und einem
bunten Programm rund um den Naturfilm. Jedes Jahr werden bewegende
Geschichten und ästhetische Bilder unserer Erde gezeigt. Die zwölf für
den Deutschen NaturfilmPreis nominierten Filme stehen dabei im
Mittelpunkt. Die Preisverleihung für die Sieger wird am 6. Oktober in
Wieck am Darß stattfinden.

Text: OZEANEUM Stralsund/Deutsche NaturfilmStiftung

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.09.2018

Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum

Katharinenberg 14-20, 18439 Stralsund

Tel.: +49 (0) 3831 2650 210, Fax: +49 (0) 3831 2650 209

Internet: www.meeresmuseum.de
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FORSCHUNG/529: Hochwasserrisiko besser abschätzen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 17.09.2018

Das Hochwasserrisiko besser abschätzen



Ingenieure der Ruhr-Universität Bochum haben ein neues statistisches
Modell entwickelt, das vorhersagt, wie wahrscheinlich extreme
Hochwasserereignisse in Deutschland sind. Anders als in früheren
Modellen unterscheiden sie dabei drei Typen von Hochwasser mit
verschiedenen Ursachen, etwa Starkregen oder Dauerregen. Das Modell
kann helfen, das Hochwasserrisiko in bestimmten Gebieten einzuschätzen
und entsprechende Schutzmaßnahmen zu planen. Über ihre Arbeit
berichtet das Team um Prof. Dr. Andreas Schumann vom Lehrstuhl für
Hydrologie, Wasserwirtschaft und Umwelttechnik im Bochumer
Wissenschaftsmagazin Rubin.




[image: Foto: © Damian Gorczany]

Aus Sand kann im Labor ein Höhenprofil aufgeschichtet werden. Ein
Scanner erfasst es und projiziert farbcodierte Höhenlinien darauf. Mit
Handbewegungen kann virtueller Regen ausgelöst werden.

Foto: © Damian Gorczany



Drei Ursachen für Hochwasser

In ihrem Modell unterscheiden die Hydrologen drei Arten von
Hochwasser, die auf verschiedene Ursachen zurückgehen: Starkregen, der
ein oder zwei Tage andauert; Dauerregen über vier bis fünf Tage; und
schneebeeinflusste Hochwasser.

Früher wurden die Jahreshöchstwerte statistisch analysiert, das Modell
unterschied also nicht zwischen den drei Hochwassertypen. Genau das
ist aber notwendig, um die Hochwasserwahrscheinlichkeit abzuschätzen.
Ein kurzer, lokal begrenzter Starkregen kann zum Beispiel in kleineren
Gebieten die Flüsse über die Ufer treten lassen, in größeren Gebieten
aber nicht.

Wetterdaten und Pegelstände zusammenbringen

Schumanns Gruppe rechnete die drei Hochwassertypen für das neue Modell
auseinander. Als Grundlage erhielten sie von den jeweiligen
Landesämtern Aufzeichnungen der Pegelstände bestimmter Flüsse und
setzten diese mit meteorologischen Daten des Deutschen Wetterdienstes
zum gleichen Zeitpunkt in Beziehung. So erhielten sie eine Statistik,
welche Wetterereignisse welche Effekte in den Flüssen auslösen, und
können darauf basierend Aussagen zum Hochwasserrisiko für die Zukunft
ableiten. Das Modell basiert auf Daten des Flusses Mulde und der
Region Ostharz. Prinzipiell funktioniert es für ganz Deutschland,
allerdings muss es für jedes Gebiet angepasst werden.

Wichtig für eine möglichst gut treffende Aussage sind auch die
Randbedingungen jeder Region, die das Modell ebenfalls berücksichtigt.
Dazu zählen Bodenfeuchte, Bewaldung, ob und wie ein Gebiet
landwirtschaftlich genutzt oder bebaut ist sowie das Relief des
Geländes, das zum Beispiel bedingt, ob es eine steile oder flache
Flutwelle gibt und wie schnell das Hochwasser abläuft.

Hochwasser treten unregelmäßig auf

"Wir können nun ausrechnen, wie wahrscheinlich es ist, dass in einem
beliebigen Jahr eine bestimmte Art von Hochwasser auftritt", sagt
Andreas Schumann. Allerdings sind die Ereignisse nicht gleichmäßig
über die Zeit verteilt. Gemeinsam mit Meteorologinnen und Meteorologen
der Goethe-Universität Frankfurt suchen die Bochumer Ingenieure
derzeit nach einer Erklärung für hochwasserarme und -reiche Perioden.

Kein Beleg für den Klimawandel

Klar ist: Seit ungefähr 1993 befindet sich Deutschland in einer
hochwasserreichen Zeit. "Natürlich stellt sich immer die Frage, ob das
die Folgen des Klimawandels sind", weiß Andreas Schumann. "Aber
bislang sind die Messreihen nicht lang genug, um einen solchen
Zusammenhang zu belegen. Hochwasserreiche Perioden hat es auch schon
früher gegeben." Trends zeichnen sich hingegen ab: Schneehochwasser
sind seltener geworden; Hochwasser durch Starkregen häufiger -
statistisch signifikant ist das jedoch derzeit nicht.

Die beschriebenen Arbeiten erfolgen im Rahmen der von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft geförderten Forschungsgruppe "Space-Time
Dynamics of Extreme Floods".



Ausführlicher Beitrag in Rubin

Einen ausführlichen Beitrag 

(http://news.rub.de/wissenschaft/2018-09-17-umwelttechnik-hochwasserrisiko-besser-abschaetzen) 
zum Thema finden Sie im Wissenschaftsmagazin Rubin.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://news.rub.de/leute/2018-05-18-volker-medal-andreas-schumann-fuer-hochwasserforschung-geehrt

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news702290

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TRANSMITTER/296: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 18.09.2018 (Pabel-Moewig)


Liebe Leserinnen und Leser,

Mittagszeit = InfoTransmitterzeit!



PERRY RHODAN-Serie

Der Herbst steht kurz bevor, und in der PERRY RHODAN-Redaktion steigt
so langsam der Adrenalinspiegel, wenn wir an den PERRY RHODAN-Band
3000 denken. Morgen steht unsere Teamtagung an, und die ganze
Redaktion steht Kopf! Warum? Na, ganz einfach. Wir und das
Autorenteam wollen euch einen spannenden Roman liefern, und dazu
steht eine Marketingaktion nach der anderen an. Vielleicht gibt's
diese Woche schon den ersten Hinweis auf unserer PERRY
RHODAN-Facebook-Seite!

Unser Redakteur murmelte bereits etwas von "spannendem Manuskript",
angeblich hat er bereits einen wesentlichen Teil von Band 3000
vorliegen. Aber Details zur Handlung hat er bisher verschwiegen. In
Arbeit ist auf jeden Fall nicht nur der Roman, auch das Titelbild
entsteht in diesen Tagen bereits. Und ein prominenter Gastautor steht
für die Zeit nach dem Band schon in den Startlöchern.

Und was macht der PERRY RHODAN-Redakteur Klaus N. Frick sonst? Am
vergangenen Wochenende war der Todestag von Karl-Herbert Scheer,
Gründer der PERRY RHODAN-Serie. Unser Redakteur schreibt hier in
seinem aktuellen Blogeintrag über "Die Frage nach dem Erfolgsrezept"
- spannend, regt aber auch zum Nachdenken an.

(Gelegentlich liest er übrigens auch Science Fiction aus anderen
Verlagen, zuletzt "Central Station" von Lavie Tidhar. Er meinte:
"stilistisch wie inhaltlich starke Science Fiction".)

Ein Leben in der Schwebe? Risszeichner Georg Joergens zeigt im PERRY
RHODAN-Roman 2979 "Das Despina-Mysterium" eine ganz besondere
Forschungsstation. Der Roman stammt aus der Feder von Uwe Anton und
ist ab dem 21. September im Handel erhältlich. 

PERRY RHODAN NEO

Seit die geheimnisvollen Lebewesen, die man neuerdings als "Laurins"
bezeichnet, zum ersten Mal in Erscheinung getreten sind, wissen die
Menschen, dass sie einen neuen Gegner haben. Dieser wirkt nicht nur
auf der Erde und im heimatlichen Sonnensystem, sondern offenbar in
verschiedenen Regionen der Milchstraße. Das ist der Ausgangspunkt für
den kommenden Roman, den Susan Schwartz für die Serie PERRY RHODAN
NEO verfasst hat. Die Autorin, die von den Lesern vor allem für ihre
originellen Charaktere und ihren Hang zu farbenprächtigen
Science-Fiction-Geschichten geliebt wird, schrieb nach einem Exposé
von Rainer Schorm und Rüdiger Schäfer. Ihr Roman trägt den Titel
"Sonnensturm" und die Bandnummer 183. Er bildet den dritten Teil der
laufenden Handlungsstaffel "Die Allianz".

PERRY RHODAN-Silberbände

Vor kurzem wurde ein neues Video von Ben Calvin Hary auf unserem
PERRY RHODAN-YouTube-Kanal veröffentlicht. Mit dem Titel "Die
Geschichte der PERRY RHODAN-Silberbände" geht es diesmal um das große
Jubiläum der PERRY RHODAN-Buchreihe. Im September 1978 wurde mit "Die
Dritte Macht" das erste der spannenden Bücher veröffentlicht, damals
redaktionell betreut von William Voltz, dem legendären Exposéautor
der Serie. 

Im Rahmen der Silberband-Serie geht es übrigens diesen Monat weiter -
der neue Zyklus "Die Chronofossilien" startet mit Buch 143. Die
Handlung wird darin neue kosmische Ebenen erreichen und auch neue
Informationen zur Situation in der Milchstraße liefern. Und wieder
einmal hat es ein PERRY RHODAN-Buch auf die Bestsellerliste
geschafft. Der Roman "Ordoban", veröffentlicht als Nummer 143 der
Silberbandserie, kam gleich in der ersten Woche auf Platz 24!

Phantastik-Bestenliste im September 2018

Seit dem Oktober 2017 existiert die Phantastik-Bestenliste, die sich
einer immer größeren Beliebtheit erfreut. Viele Menschen, die gern
Science Fiction oder Fantasy oder andere Spielarten der
phantastischen Literatur lesen, nehmen die Bestenliste als eine
Möglichkeit wahr, sich über empfehlenswerte neue Romane zu
informieren. Jeden ersten Freitag im Monat stellen unabhängige
Literaturkritiker*innen und Phantasten die - ihrer Ansicht nach -
besten Romane des Genres vor. Verschiedene andere Seiten - etwa der
PERRY RHODAN-OnlineShop - teilen diese Liste und präsentieren sie. In
der Phantastik-Bestenliste vom September 2018 sind wieder einige
echte "Schätze" - wie ich finde - zu entdecken ...

Veranstaltungstipps

29. / 30. September 2018: ColoniaCon in Köln
 
29. / 30. September 2018: Science-Fiction-Treffen (Technik Museum Speyer)

6. Oktober 2018: 2. Tag der Science-Fiction-Literatur in Ostfriesland

13. Oktober 2018: Buchmesse Con in Dreieich-Sprendlingen

Ich wünsche euch noch einen galaktischen Dienstag!

Ad Astra! 

Eure Philine-Marie Rühmann 

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 
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AKTION/1455: Leer - Schloss Evenburg-Theaterführung "Zeitreise mit Trientje und Gertrude", 28.09.2018


Zeitreise mit Trientje und Gertrude

Theaterführung in der Evenburg



Am 20. September zeigen Trientje und Gertrude ab 15.30 Uhr den
Besuchern des Schlosses Evenburg das Gebäude aus Sicht zweier
Bediensteter des Grafen von Wedel im 19. Jahrhundert. Die beiden
Freundinnen berichten auf Plattdeutsch von rauschenden Festen, harter
Arbeit, wirtschaftlichen Veränderungen oder der aktuellen Politik des
Reichskanzlers. Mit viel Humor beantworten sie alle Fragen der Gäste
und haben eine Kleinigkeit für den Verzehr vorbereitet.

Der Eintritt kostet 14 Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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BEGEGNUNG/1877: Hanau - Kino-Erzählcafé für Senioren, "Tanz ins Leben" am 24. September 2018


Tanz ins Leben

Kino-Erzählcafé am 24. September



Das Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros und des Kinocenters Kinopolis
zeigt am Montag, 24. September 2018, die lebensbejahende britische
Komödie "Tanz ins Leben". Im Vorfeld des Films gibt es von 13.15 bis
14.30 Uhr im Foyer des Kinopolis wieder Kaffee, Tee und Kuchen zu je
einem Euro und Zeit für Gespräche und Kennenlernen. Vida Leo, Leitung
Beschäftigungstherapie im Domicil Seniorenpflegeheim am Schloßgarten,
zeigt in der Zeit von 13.30 -14.30 Uhr Tänze mit und ohne Rollator.
Alle die Lust haben, können mitmachen.

Der Film handelt von der versnobten Lady Sandra Abbott, die von ihrem
Ehemann betrogen, nach London zu ihrer unkonventionellen Schwester Bif
flieht. Die beiden haben eigentlich nur selten Kontakt, dennoch
gelingt es Bif, ihre Schwester aufzumuntern. Das liegt vor allem an
einer Tanzgruppe rüstiger Senioren, der Sandra zunächst widerwillig
beitritt, durch die sie aber nicht nur zu sich selbst, sondern auch
neue romantische Hoffnung findet.

Die ehrenamtlichen Kinolotsen und Kinolotsinnen sind vor Ort und
stehen für Fragen zur Verfügung. Für die kommende Veranstaltung gibt
es nur noch wenige Kinokarten für fünf Euro das Stück im Kino (Am
Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab 13 Uhr und
am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit Gehbehinderung mit oder
ohne Rollator oder im Rollstuhl (Rollstuhlplätze) können sich Plätze
in der barrierefreien "Reihe K" reservieren lassen. Am Folgemontag, 1.
Okt., wird er Film um 15 Uhr wiederholt, allerdings ohne das Angebot
im Vorfeld. Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es bei Karin Dunkel
vom Seniorenbüro, Telefon 06181/66820-50, karin.dunkel@hanau.de und
bei der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula Lehmann (Telefon
06181/254897).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KINO/5719: Lichtblick-Kino Berlin - "USSAK" mit Regisseur Katzourakis und Schauspielerin Katia Gerou, 3.+6.10.


USSAK (OmeU)

Griechenland 2017, 118 min.

Regie: Kyriakos Katzourakis

Mit Katia Gerou, Yannis Tsortekis, Nikos Nikas u.a.

Mittwoch, 3.10., und Samstag, 6.10., jeweils 20:30 Uhr 

Lichtblick-Kino, Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In Anwesenheit des Regisseurs Kyriakos Katzourakis und der
Schauspielerin Katia Gerou



Der griechische Regisseur Kyriakos Katzourakis wird in Begleitung der
Hauptdarstellerin Katia Gerou erstmals seinen Film »USSAK« in
Deutschland präsentieren. An zwei Terminen im Oktober werden sie im
Berliner Lichtblick-Kino anwesend sein (Mi 3.10. + Sa 6.10., jeweils
20:30 Uhr).

Über den Film

Irgendwann in der Zukunft in einem trostlosen Land, begegnen sich eine
umherziehende Ex-Künstlerin, ein geheimnisvolles Mädchen, ein
Ex-Drag-Showman und ein politisch motivierter Aussteiger. Sie streben
nach einem erfüllten Leben und stellen sich gegen ein totalitäres
Regime, das jeden Widerstand unterdrückt.

In einer Welt, in der das Böse regiert, stecken Menschen in einer
Sackgasse. Erstickt von ihrem sozialen Umfeld, schaffen sie es nicht,
gemeinsam zu handeln und flüchten sich gezwungenermaßen in die
Einsamkeit - in ein Leben ohne Zukunft.

Durch die Kultivierung von Land, ihrem Verhältnis zur Natur, den Traum
von einer besseren Gesellschaft und im Kampf für ihre Ideale schöpfen
die Protagonisten in der zweiten Filmhälfte Hoffnung.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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KINO/5718: Lichtblick-Kino Berlin - "Balkan Dreams", mit Regisseur Gianluca Valleroam am 29.9.2018


BALKAN DREAMS - EIN LEBEN IN 9/16-TAKT (OmU)

D 2016, 93 min, Buch & Regie: Gianluca Vallero

In Anwesenheit des Regisseurs

Samstag, 29.9., 20:30 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Zum Kinostart von »Balkan Dreams« haben wir im Berliner
Lichtblick-Kino den Regisseur Gianluca Vallero zu Gast. Am 29.
September steht er für ein Publikumsgespräch im Anschluss an die
Vorführung zur Verfügung.

Über den Film

Leidenschaften können ein Leben bestimmen. Sie können Freude, Spannung
und Kraft bringen. Sie können zum Lebensziel werden oder zumindest
Trost spenden in schwierigen Zeiten. Musik und Schauspielkunst sind
die Leidenschaften, welche die Protagonisten dieses Films auf der
Suche nach dem Glück , welche die Protagonisten dieses Films auf der
Suche nach dem Glück miteinander verbinden.

Der Film ist eine Langzeitdokumentation, der überraschende Gesichter
von sonst anonymen Figuren Berlins ans Licht bringt. 5 Jahre lang
begleiten wir unsere Protagonisten durch ihr wechselhaftes Leben. Im
Takt der mal melodisch-traurigen, mal entfesselt-betörenden Klänge aus
den Balkanländern, erleben wir mit ihnen, wie sich ihre
abenteuerlichsten Geschichten aus Träumen, Traditionen, Krieg und
Liebe entwickeln. Und dank ihnen bekommen wir einen tiefen Einblick in
die »Jugo-Gesellschaft« in Deutschland, fast 20 Jahre nach dem Ende
des letzten Balkankrieges.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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KINO/5717: Lichtblick-Kino Berlin - "Swetlana", mit Regisseurin Tamara Staudt am 23.09.2018


Zurück auf Anfang

Tamara Staudt: Swetlana

Sonntag, 23.9., 20:30 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

in Anwesenheit der Regisseurin



In der Lichtblick-Reihe »Zurück auf Anfang«, in der Filmschaffende
ihre Frühwerke vorstellen, haben wir im September Tamara Staudt mit
ihrem Film Swetlana (1999) zu Gast.

Über den Film

Swetlanas Eltern sind entschlossen, sich und ihren Kindern in der
neuen Heimat ein neues Leben aufzubauen. Nur Swetlana ist nicht
glücklich. Sie ist hin- und hergerissen in ihren Gefühlen zu Artur,
der wie sie aus Russland kommt und in Deutschland immer mehr den Boden
unter den Füßen verliert. Sie fühlt sich aber auch - ohne es wahrhaben
zu wollen - zu Said hingezogen, ihrem marokkanischen Nachbarn, der für
sie eine neue und fremde Welt verkörpert.

Ein Film übers Erwachsenwerden, Identität und Freiheit. Vor dem
Hintergrund des russlanddeutschen Aussiedler-Milieus erzählt
»Swetlana« von den ersten, zaghaften Schritten eines 16-jährigen
Mädchens, sich von Elternhaus und Russland, dem Land, in dem es
aufgewachsen ist, zu lösen.

Über die Regisseurin

Tamara Staudt, geboren in Göppingen, ist an verschiedenen Orten
aufgewachsen. Nach einer Ausbildung als Tischlerin und verschiedenen
Arbeitsaufenthalten in der Schweiz und Brasilien, studierte sie an der
dffb (1987-94). Danach arbeitete sie freiberuflich als Regisseurin und
Drehbuchautorin für Film und Fernsehen. Daneben war sie auch als
Film-Dozentin an verschiedenen Hochschulen tätig - und als Milch-Bäuerin in der Schweiz.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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KURSUS/1217: Unna - "Farb-Räume in Acryl- und Spachteltechnik" am 28.9.2018


VHS-Aktuell: Farb-Räume in Acryl- und Spachteltechnik

Wochenend-Workshop im ZIB



Kreisstadt Unna. Am letzten Wochenende im September findet
ein Malerei-Workshop im zib statt. Das Angebot richtet sich an alle,
die ihre kreativen Ansätze erweitern wollen. Ob gegenständliches und
abstraktes Arbeiten, ob frei oder nach Vorlage - alle Vorhaben sind
willkommen und werden von dem Kunstdozenten Rainer Manfrost
individuell betreut. Es darf mit verschiedenen Materialien wie
Acrylfarbe, Farbpigmenten, Sand, Spachtelmassen und aufgeklebten
Papieren experimentiert werden.

Der Workshop beginnt am Freitag, 28. September 2018, um 18 Uhr und
endet am Samstagnachmittag. Die Teilnahmegebühr beträgt 40 Euro.
Anmeldungen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714, per
E-Mail an vhs-zib@stadt-unna.de oder online unter www.vhs-zib.de
entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1216: Bielefeld - "Thailändisch kochen" am 22. September 2018


Thailändisch kochen mit der VHS



Bielefeld (bi). Die Vielfalt von orientalischen Currys lernen
Interessierte am Samstag, 22. September, in der VHS Nebenstelle
Brackwede kennen. Von 11 bis 15 Uhr werden verschiedene Currypasten
selbst hergestellt und damit Currygerichte zubereitet. Der eintägige
Kochkurs findet in der Lehrküche der Marktschule, Stadtring 39 statt.
Anmeldungen und Information unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
0521-51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELE/412: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 24. September 2018


Spiele-Nachmittag für Senioren in der Weststadt und im Heidberg



Braunschweig. Zu zwei Spiele-Nachmittagen sind Senioren in der
nächsten Woche in die Zweigstellen Weststadt und Heidberg der
Stadtbilbliothek eingeladen. Der erste wird am Montag, 24. September,
von 15 bis 17 Uhr in der Zweigstelle Weststadt, Rheinring 12, und der
zweite am Dienstag, 25. September, von 15 bis 17 Uhr in der
Zweigstelle Heidberg, Weimarstraße 4, durchgeführt. Anmeldungen sind
nicht erforderlich. Der Eintritt ist frei.

Spielbegeisterte Menschen sind eingeladen, einen kurzweiligen
Nachmittag in der Bibliothek zu verbringen. Gemeinsam können bei einer
Tasse Kaffee alte und neue, bekannte und unbekannte
Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch Zuschauer sind herzlich
willkommen.

Die Spiele-Nachmittage finden regelmäßig einmal pro Monat statt. Der
nächste Spiele-Nachmittag in der Zweigstelle Weststadt findet am
Montag, 29. Oktober und in der Zweigstelle Heidberg am Dienstag, 30.
Oktober, statt.

Die Zweigstelle Weststadt ist montags und donnerstags und die
Zweigstelle Heidberg ist dienstags und freitags (jeweils von 10 bis
18 Uhr) geöffnet. Weitere Informationen bei der Zweigstelle Weststadt
unter der Telefonnummer 470 6857 und bei der Zweigstelle Heidberg
unter der Telefonnummer 26309473.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7329: Bielefeld - Stadtführung zum Mitmachen am 22. September 2018


Stadtführung zum Mitmachen



Bielefeld (bi). Eine Stadtführung zum Mitmachen für Familien bietet
das Historische Museum am Samstag, 22. September, um 15 Uhr an. Eine
historische Kriminalgeschichte führt auf eine spannende Erkundungstour
quer durch die Bielefelder Altstadt. Verfolgt wird die Spur eines
entflohenen Gefangenen. Dabei müssen Fotorätsel gelöst und knifflige
Fragen beantwortet werden. Die Veranstaltung richtet sich an Familien
mit Kindern ab acht Jahren und kostet sechs Euro für Kinder und vier
Euro für erwachsene Begleitpersonen. Die zweistündige Führung beginnt
im Historischen Museum, Anmeldung unter Telefon 0521 / 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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